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Vorwort. 

Die Büanzen geschäftlicher Untemehmungen haben längst aut 
gehört, lediglich Gegenstand rein empirischer Behandlung und rein 
geschäftlichen Interesses zu sein. Insbesondere mit der Ausbreitung 
der zur Publikation ihrer Bilanzen verpflichteten Aktiengesellschaften 
und seitdem die Gesetzgebung spezielle Normen für die Bilanzen dieser 
Unternehmungen aufgestellt hat, haben sich immer weitere Kreise 
dafür interessiert, und jene gesetzlichen Bestimmungen, später auch 
die Vorschriften der Steuergesetze, haben den Anstoß zu einer aus- 
gedehnteren wissenschaftlichen Behandlung der juristischen Seite dieser 
Materie gegeben. Dagegen hat die Wirtschaftswissenschaft sich bisher 
nur verhältnismäßig wenig mit der Struktur und Bedeutung der 
Bilanzen beschäftigt, trotzdem auch für sie die Bilanzen von großer 
Bedeutung sein können. Bilden sie doch, wie insbesondere meiu ver- 
ehrter Lehrer Bichard Ehrenberg hervorgehoben hat, überall da, 
wo es sich im Interesse privat- oder volkswirtschaftlicher Studien 
darum handelt, genauer in die Verhältnisse einzelner Unternehmungen 
einzudringen, eine der besten Einfallspforten in dieses wichtige Gebiet. 

Die vorliegende Arbeit möchte wissenschaftliche Durcharbeitung 
des Stoffes mit praktischer Brauchbarkeit vereinigen. Sie behandelt die 
Bilanzen in erster Linie unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten, aber 
mit eingehender Berücksichtigung der technischen und juristischen 
Grundlagen. 

Demgemäß soll der allgemeine Teil die tatsächliche Struktur der 
Bilanz und die bei ihrer Aufstellung in der Praxis beobachteten 
Grundsätze sowie deren wirtschaftliche Konsequenzen möglichst klar 
und anschaulich darstellen und die grundlegenden rechtlichen Bestim- 
mungen erörtern. Da die Bewertungsfrage das wichtigste Problem 
des Bilanzwesens bildet, so ist die geschichtliche Entwicklung der all- 
gemeinen Bewertungsvorschrift des Handelsgesetzbuches eingehender 
untersucht worden, als das bisher, auch in der juristischen Literatur, ge- 
schehen ist. Die wichtigste Aufgabe aber sah ich darin, die Frage aufzu- 
werfen und zu beantworten, inwieweit die Bilanzen ein wahrheitsgetreues 
und erschöpfendes Bild von den finanziellen Verhältnissen eines Unter- 
nehmens geben und geben können, ob und inwieweit hier ein wirklich 
exaktes Material vorliegt. Diese Frage ist für alle wissenschaftlichen 
Arbeiten, die von Bilanzen ausgehen, von größter Bedeutung; handelt 
es sich doch um die kritische Prüfung des Wertes der Grundlagen. 
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IV Vorwort. 

Aber auch für den Praktiker^ ob er nun als Geschäftsmann oder als 
Gesetzgeber, als Vertreter der Steuerbehörde oder als Reyisor oder 
Kritiker an die Bilanzen herantritt, ist dieses Problem von größter 
Wichtigkeit, denn auch er muß sich darüber klar sein, wie prinzipiell 
die Angaben der Bilanzen zu beurteilen sind, resp. welche Vorbehalte 
man machen muß, wenn man Schlußfolgerungen aus ihnen ziehen will. 

An diese Prüfung der Exaktheit der Bilanz reiht sich dann in dem 
zweiten, speziellen Teile eine Schilderung derjenigen rechtlichen und tat- 
sächlichen Besonderheiten, die sich aus der Bechtsform oder aus der 
Eigenart des Geschäftszweiges für die Bilanzen der Aktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaften und Ge- 
werkschaften, der Bank-, Versicherungs- und Eisenbahnuntemehmungen 
ergeben. In diesem zweiten Teile treten die rechtlichen Vorschriften 
mehr in den Vordergrund. Ich habe mich hier bemüht, auch das 
ausländische Recht in größerem Umfange heranzuziehen, insbesondere 
einen Überblick über diejenigen Vorschriften des außerdeutschen Rechts 
zu geben, die auch für unsere Verhältnisse künftig einmal von Be- 
deutung sein könnten. Nur die öffentlichen Unternehmungen sind 
nicht in die Darstellung einbezogen worden, da die Behandlung ihrer 
vielfach abweichenden Verhältnisse den Rahmen dieser Schrift zu weit 
ausgedehnt haben würde. 

Für ergänzende und kritische Bemerkungen zu meinen Aus- 
führungen, insbesondere auch aus den Kreisen der Praxis, würde ich 
meinen Lesern sehr zu Dank verpflichtet werden. 

Aachen, Januar 1910. 

Richard Passow. 
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A1)kärzimgeiL 



BGB. = Bürgerliches Gesetzbuch. 

Borchardt = Die Handelsgesetze des Erdballs. Begründet von Oskar Borehardt, 
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Allgemeiner Teil. 

Erstes Kapitel. 

Begriff und Bedeutung der Bilanz. 

Begriff der Bilanz.^) Unter der Bilanz einer Unternehmung ver- 
stehen wir, ganz allgemein gesprochen, eine bestimmte Art von zahlen- 
mäßiger Darstellung ihrer Vermögens Verhältnisse.^) Wollen wir die 

1) Franz. bilan, engl, balance sheet, ital. bilancio, span. balance, port. 
balan90, niederl. balans, schwedisch balansräkning, ungarisch märleg. 

2) Da das Wort „Vermögen" in der Sprache des gewöhnlichen Lebens, in 
den Gesetzen wie in den Rechts- und Wirtschaftswissenschaften (vgl. A. Wagner, 
Grundlegung der politischen Ökonomie, Bd. 1, 3. Aufl., S. 306 fF.; v. Komor- 
zynski, Die nationalökonomische Lehre vom Kredit, S. 128 fF.) in sehr ver- 
schiedenem Sinne gebraucht wird, so ist es notwendig, klarzustellen, in welchem 
Sinne dies Wort hier gebraucht werden soll. Als Vermögen einer Person oder 
einer Unternehmung wird nämlich bezeichnet: 

1. Der Inbegriff der ihr gehörigen Güter, also ihrer „Aktiven" (so meist in 
der volkswirtschaftlichen Literatur). 

2. Der Inbegriff der ihr gehörigen wirtschaftlichen Güter und der ihr ob- 
liegenden Verpflichtungen (so vielfach in der juristischen Literatur, vgl. Leh- 
mann, Lehrbuch S. 104, Heisch- Kreibig, Bd. 1, S. 1). 

3. Die Differenz zwischen ihren Aktiven und ihren Verpflichtungen. 

Die Fälle 1 und 2 werden noch weiter dadurch variiert, daß man bald an 
die konkreten Aktiva resp. Verpflichtungen denkt und bald an deren Geldwert, 
Im Falle 3 kommt nur die Diflerenz zwischen dem Geldwert der Aktiven und 
dem Geldwert der Verpflichtungen in Betracht, da die Subtraktion sich nur 
durchführen läßt, wenn beide Teile auf die gleiche Einheit reduziert sind, d. h. 
praktisch, wenn ihr Geldwert zugrunde gelegt wird. 

Ein überwiegender Sprachgebrauch läßt sich nicht feststellen, auch die Ge- 
setze brauchen das Wort Vermögen bald in diesem, bald in jenem Sinne. So 
spricht §39 HGB. zunächst von den Grundstücken, Forderungen, Schulden, 
dem baren Gelde und den „sonstigen Vermögensgegenständen** des Kauf- 
manns. Im selben Satze heißt es dann aber weiter, daß ein „das Verhältnis des 
Vermögens und der Schulden** darstellender Abschluß zu machen ist. Auch 
im § 40 sind wieder Vermögensgegenstände und Schulden einander gegenüber- 
gestellt. 

In dieser Schrift brauchen wir für den Fall 1 die Ausdrücke: Aktiv- 
vermögen, Aktiven, Brutto vermögen oder auch Vermögen schlechthin. 

Im Falles sprechen wir von Reinvermögen, Netto vermögen, eigenem oder 
Eigenkapital. 

Für den Fall 2 bedarf es keines zusammenfassenden Ausdrucks. Wo es 
dagegen nötig wird, Aktiven, Schulden und Reinvermögen mit einem ge^ 
meinsamen Wort zu bezeichnen, werden wir von Vermögensstand, Vermögens- 
lage, Vermögensverhältnissen, finanzieller Lage u. dgl. sprechen. Auch in den 
Worten Vermögensaufstellung ^ Vermögensdarstellung sollen Aktiven, Schulden 
und Reinvermögen gemeinsam umfaßt sein. 

FasBOw, Bilsncen. 1 
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:, : :2» t*' : . •: : : .'.' . ; Begriff der Bilanz. 

Bilanz genauer definieren, so können wir zunächst sagen: Die Bilanz 
eines Unternehmens ist eine Gegenüberstellung seiner Aktiven und 
seiner Schulden mit Angabe ihres Geldwertes. 

Damit ist der Begriff ^^Bilanz^ aber noch nicht genügend um- 
schrieben. Es kommt praktisch nur ganz ausnahmsweise yor, daß die 
Aktiven mit den Schulden genau übereinstimmen. B.egelmäßig liegt 
vielmehr der Fall so, daß der Betrag der Aktiven höher ist als der der 
Schulden, aber es kommt natürlich auch der umgekehrte Fall vor. 
Bei den nachfolgenden beiden Yermögensaufstellungen bilden bei der 
ersten die Aktiven, bei der zweiten die Schulden oder Passiven^) den 
höheren Betrag. 



FaU I. 

Aktiva 


Schulden 


Grundstück und Gebäude . JC 20000 
Rohstoff- und Warenvorräte „ 20000 
Eassenbestand „ 1000 


Hypothek .>^ 10 000 

Sonstige Schulden . . . ,, 25000 


Summe der Aktiva JC 41000 


Summe der Schulden JC 35000 



Fall TT. 
Aktiva 




Schulden 


Grundstück und Gebäude . JC 
Rohstoff- und Warenvorräte „ 
Eassenbestand „ 


20000 

20000 

1000 


Hypothek M 15000 

Sonstige Schulden . . . ,, 30000 


Summe der Aktiva JC 


41000 


Summe der Schulden JC 45000 



Solche Yermögensaufstellungen, wie sie in den vorstehenden Bei- 
spielen gegeben sind, sind nun aber noch keine Bilanzen, denn zu 
dem Begriff der Bilanz gehört es, daß beide Seiten der Aufstellung 
mit der gleichen Summe abschließen, miteinander „balancieren^^ 
„Bilanz" führt auf dieselbe Wurzel zurück wie „Balance", und der 
Begriff erfordert, daß die beiden einander gegenübergestellten Teile 
miteinander übereinstimmen.^) 

1) In dieser Schrift wird — in Übereinstimmung mit der Sprache der Praxis 
und im Gegensatz zu der Ausdrucksweise von § 261 HGB. — das Wort Passiven 
stets als Synonym für Schulden gebraucht. 

2) Das Wort Bilanz läßt sich in letzter Linie zurückfahren auf das latei- 
nische Adjektivum bilanx (zusammengesetzt aus bi und lanx) =» zweischalig; 
zu ergänzen ist: libra = Wage. (Thesaurus linguae latinae IL Sp. 1985). Über 
die Weiterentwicklung des Wortes teilte mir Herr Professor H. Morf- Frankfurt 
a. M. freundlichst das folgende mit: Neben bilanx hat sich das Adjektivum 
bilancius gebildet. Im Sprachgebrauch ist dann libra weggelassen und ,,bilancia^^ 
resp. balancia — mit analogischem ba statt bi — substantiviert worden. Davon 
sind abgeleitet italienisch la bilancia (im Dialekt: bilanza), französisch la balance, 
spanisch und portugiesisch : balanza, alle in der Bedeutung „ Wage^^ Aus bilancia, 
balancia bildet sich das Yerbum bilanciare, balanciare = wägen, und von diesem 
Yerbum (also nicht von dem ursprünglichen Adjektivum) entsteht toskanisch das 



Der Saldo. 



Um dies zu erreiclien, muß in die Aufstellung, und zwar auf die 
Seite mit der geringeren Endsumme noch ein Ausgleichsposten, ein 
„Saldo"^) aufgenommen werden, der der Differenz zwischen Aktiyen 
und Schulden entspricht. 

Die auf S. 2 angeführten Aufstellungen würden also folgende 
Gestalt annehmen, wenn sie durch Einfügung eines Saldo? zu Bilanzen 
yervoUständigt würden: 

Fall L 



Grandstack and Gebäude . JC 20000 
RohBtoff- und Warenvorräte „ 20000 
Eassenbestand 1000 



»1 



Samme JC 41000 



Hypothek .^10000 

Sonstige Schulden . . . ,, 25000 



Saldo 



11 



6000 



Summe Jl 41000 



Fall IL 



Grundstück und Gebäude . JC 20000 

Rohstoff- und Warenvorräte „ 20000 

Eassenbestand „ 1000 

Saldo 4000 



»1 



Hypothek 

Sonstige Schulden . . 



JC 15000 
30000 



1» 



Summe JC 45000 



Summe JC 45000 



Maskulinum il bilancio (dialektisch il bilanzo), oberitalienisch „il bilanz" in 
der speziell handelstechnischen Bedeutung. In dieser Bedeutung haben die Fran- 
zosen das oberitalienische (mailändische) deverbale Wort übernommen und es 
als „le bilan" neben ihr eigenes überliefertes Wort „la balance" gestellt. Zum 
ersten Male ist ,,le bilan^* 1617 in Frankreich konstatiert, vgl. Hatzfeld-Darmsteter- 
Thomas, Dictionnaire g^n^ral de la langue fran9aise, s. v. bilan. 

Für die kaufmännische Bilanz in unserem Sinne scheint man in Frankreich 
zunächst vorzugsweise das Wort „balance*^ gebraucht zu haben. Wenigstens 
bemerkt Jacques Savary des Bruslons in seinem Dictionnaire universel de 
commerce (Eopenhagener Ausgabe von 1759) s. v. Balance: 

„Balance. Se dit encore de la clöture de Tinventaire d'un marchand, qui 
se fait en crädit et en debit; dans lequel il met d'un cötä, qui est la gauche^ 
l'argent qu^il a en caisse, ses marchandises, ses dettes actives, ses meubles et 
ses inmieubles: Et en credit, du cötö de la droite, ses dettes passives, & ce 
qu*il doit payer en argent, & quand il a däfalquä ce qu'il doit d^un cöte, de ce 
qu^il a d^effets, d'un autre, il connoit, tout ätant compens^ & balanc^, ce qui 
lui doit rester de net & de clair, ou ce qu'il a perdu ou gagn^. 

On se sert quelquefois du mot de Bilan, au lieu de Balance; mais impro- 
pr^ment, Bilan a une autre signification plus pr^cise.*' 

Heute ist der französische Ausdruck für die Yermögensbilanz: bilan. Die 
Handelsbilanz im nationalökonomischen Sinne heißt dagegen balance du com- 
merce, die sog. Probebilanz: balance de v^ification. 

Auch in Deutschland wurden früher die Ausdrücke Balance (Balanz usw.) 
und Bilanz nebeneinander gebraucht. Weigands Deutsches Wörterbuch notiert 
als erstes Auftreten des Wortes Bilanz die Erwähnung bei Georg Henisch, 
Teutsche Sprach und Weißheit. 1616. Dort heißt es (Pars I, Sp. 876): Bilantz 
s= breviarium crediti ac debiti. 

1) vom ital. saldare «= ausgleichen, begleichen, bezahlen. 

1* 



4 Bedeutung des Saldoa. 

Eine jede Bilanz also muß — wenn nicht ausnahmsweise die 
Aktiven genau dieselbe Höhe erreichen wie die Schulden , und abge- 
sehen von den Fällen, wo nur Aktiven oder nur Schulden vorhanden 
sind — entweder auf der Passiv- oder auf der Aktivseite einen Saldo auf- 
weisen. Welchen Zweck hat es aber, durch Einfügung eines solchen 
Saldos eine Vermögens-„Bilanz" herzustellen? Selbstverständlich würden 
die Geschäftsleute für ihre Vermögensaufstellungen die (ihnen durch 
die Technik der Buchführung nahegelegte) bilanzmäßige Form nicht 
wählen, wenn der Saldo etwa lediglich ein ganz beliebiger Ausgleichs- 
posten zur Herstellung des zahlenmäßigen Gleichgewichts beider Teile 
wäre. Die bilanzmäßige Form der Vermögensaufstellung findet viel- 
mehr ihre Erklärung darin, daß auch der Saldo eine große ma- 
terielle Bedeutung besitzt. Natürlich ist diese Bedeutung ver- 
schieden, je nachdem ob der Saldo auf der Aktiv- oder auf der 
Passivseite steht Übertreffen die Aktiven die Schulden, steht dem- 
gemäß der Saldo auf der Seite der letzteren, so bedeutet er das 
Reinvermögen des Unternehmens, denn dieses ist ja gleich der 
Differenz zwischen den Aktiven und den Schulden. Übertreffen da- 
gegen die Schulden die Aktiven, steht demgemäß der Saldo auf der 
Aktivseite, so bezeichnet der Saldo die Höhe der vorhandenen Über- 
schuldung.^) 



1) Dem Laien erscheint es zunächst oft sonderbar und unverständlich, daß 
das Rein vermögen auf der Passiv-, die Überschuldung auf der Aktivseite der 
Bilanz steht, und das hat zu manchen verfehlten Erklärungsversuchen geführt. 
So sagt man häufig, das Rein vermögen sei eine Art Schuld des Unternehmens 
(gegen den Inhaber) und deshalb müsse es unter den Passiven stehen. Der- 
artige Fiktionen sind in den Lehrbüchern der Buchhaltung sehr beliebt, aber sie 
sind unklar und irreführend und deshalb besser zu vermeiden. Wie wenig man 
die Einreihung des Reinvermögenssaldos unter die Passiven auf diese Weise zu 
erklären vermag, zeigt folgendes Beispiel. Man denke sich den Fall, daß nicht 
ein Geschäftsmann^ sondern etwa ein Beamter eine Bilanz seines Vermögens 
aufstellt. Seine Aktiven betragen zusammen M. 100000, seine Schulden (z. B. 
Hypotheken auf sein Haus) M. 20000. Dann lautet die (abgekürzte) Bilanz 
selbstverständlich 



Aktiven zusammen . . , Ji 100000 



Schulden ....,,, M 20000 
Reinvermögen 80000 



^^ 



Soll auch hier das Reinvermögen eine Art Schuld darstellen? Eine Schuld des 
Beamten gegen sich selbst oder gegen wen sonst? Man sieht, hier versagt jene 
Vorstellung völlig und ebenso steht es mit der Erklärung der Tatsache, daß der 
Betrag der Überschuldung sich auf der Aktivseite findet. Stellt etwa die Über- 
schuldung „eine Art" Forderung oder sonstiges Aktivum des Unternehmens oder 
des Privatmannes dar? Sicherlich nicht. Lediglich die rein formale Tat- 
sache, daß beide Seiten der Vermögensaufstellung miteinander 
balancieren sollen, ist die Ursache und die Erklärung dafür, daß 
das Reinvermögen auf der Passiv-, die Überschuldung auf der 
Aktivseite der Bilanz steht. Wählt man einmal die Form der bilanz- 



Form der Bilanz. 



So können wir denn jetzt sagen: Die Bilanz eines Unter- 
nehmens ist die Gegenüberstellung der in Geld bewerteten 
Aktiven einerseits und der in Geld bewerteten Schulden 
und des Reinvermögens andererseits (resp. der Aktiven und der 
Überschuldung einer- und der Schulden andererseits).^)^) 

Wie wir sehen, gehört es zum Begriff der Bilanz, daß die Ver- 
mögensgegenstände und die Schulden einander gegenübergestellt und 
gegeneinander abgewogen werden. Diese Gegenüberstellung und Sal- 
dierung der beiden Gruppen erfolgt nun regelmäßig in Kontoform. 
Unter Kontoform versteht man jede Art der Aufrechnung, bei der zwei 
Zahlenreihen von entgegengesetzter Bedeutung (z. B. Einnahmen und 
Ausgaben, Gewinne und Verluste) einander auch räumlich gegenüber- 

mäßigen Yermögensanfstellang (und der Geschäftsmann tut das, weil er an eine 
solche Form rechnungsmäßiger Darstellung gewöhnt ist), so ergibt sich daraus 
ohne weiteres, daß bei Überwiegen der Aktiven über die Schulden der Saldo, 
d. h. in diesem Falle das Reinvermögen, unter den Schulden, bei Überwiegen der 
Schulden dagegen die Überschuldung auf der Aktivseite aufgeführt wird. 

1) Ausnahmsweise kann der Fall eintreten, daß gar keine Schulden vor- 
handen sind, dann steht den Aktiven nur der Beinvermögensbetrag gegenüber. 
So würde beispielsweise die Eröffnungsbilanz einer mit einem Grundkapital von 
M. 100000 gegründeten Aktiengesellschaft, wenn zunächst nur 25% bar einge- 
sahlt sind, wie folgt aussehen: 



Kassenbestand (oder Bank- 
guthaben) JC 26 000 

Noch ausstehende Zahlungen 

der Aktionäre 76000 



Summe JC 100 000 



Grundkapital c/ÄJ 100000 



Summe JC 100000 



2) Da mit dem Worte Bilanz zunächst nur der Begriff des Abwägens, nicht 
auch der der Gegenüberstellung gerade von Aktiven und Passiven verbunden ist, 
so spricht man vielfach von Bilanz auch da, wo es sich um das Gegeneinander- 
abwägen von irgendwelchen anderen Dingen entgegengesetzten Charakters han- 
delt. So bezeichnet man wohl die Gewinn- und Verlustrechnung als „Erfolgs- 
bilanz" im Gegensatz zu der „Vermögensbilanz" in dem oben angegebenen 
Sinne. Daneben spricht man von Handelsbilanz (vgl. dazu Price, The origin of 
the phrase „balance of trade", in The Quaterly Journal of Economics, vol. XX, 
S. 167 ff.), Zahlungsbilanz, Bevölkerungsbilanz, Nahrungsbilanz u. dgl. Auch der 
Zustand des Gleichgewichts zwischen zwei Dingen wird gelegentlich als Bilanz 
bezeichnet. So versteht Eheberg (Finanzwissenschafb 0. Aufl.^ S. 411, 422) unter 
Bilanz „das Gleichgewicht zwischen Ausgaben und Einnahmen". 

In neuerer Zeit scheint das Wort Bilanz sich stark wachsender Beliebtheit 
zu erfreuen. Da die Bilanz, wie wir später sehen werden, auch die Aufgabe 
hat, den geschäftlichen Erfolg zu ermitteln, so braucht man das Wort vielfach 
als gleichbedeutend mit Erfolg, Ergebnis, Resultat usw. So spricht man von 
der Bilanz eines Jahrhunderts, eines Manövers, eines Ministeriums u. dgl. In 
diesen Fällen, wo von einem Gegeneinanderab wägen gar nicht mehr die Rede 
ist, liegt doch wohl eine mißbräuchliche und gedankenlose Anwendung des 
Wortes vor. 

In diesem Buche wird unter Bilanz stets die Vermögens aufstellung verstanden. 



6 Bedeutang der Bilanz. 

gestellt werden. Diese Eontoform ist aber natürlich, wenn sie anch der 
Vorstellung des Abwägens am meisten entspricht, etwas rein Äußerliches 
und der Begriff der Bilanz ist davon unabhängig. Eine Bilanz liegt 
also auch dann noch yor, wenn man die beiden Teile nicht nebenein- 
ander, sondern untereinander stellt 

Wählt man die Kontoform, so ist es an sich ganz gleichgültig, 
welchen der beiden Teile man auf die rechte oder die linke Seite 
setzt, doch ist es — wenigstens in Deutschland^) — allgemeiner Brauch, 
die Aktiva links, die Passiva rechts aufzuführen. 

Die Bedeutung der Bilanz liegt, wenn sie ordentlich und zweck- 
mäßig aufgestellt ist, darin, daß sie die Möglichkeit gibt, mit wenigen 
Blicken den finanziellen Stand des betreffenden Unternehmens zu 
übersehen. Insbesondere gewährt die Bilanz einer Unternehmung 

1. einen Überblick über den Gesamtbetrag der Aktiven und 
Schulden und — je nach der Ausführlichkeit und Gliederung — 
über die einzelnen Vermögensbestandteile und Schulden, über das Ver- 
hältnis des Anlagekapitals zum Betriebskapital, über den Betrag der 
flüssigen Mittel und ihr Verhältnis zu den laufenden Schulden u. dgl. m. 

2. die Kenntnis der Differenz zwischen Aktiven und Schulden, 
d. h. normalerweise des Betrages des Beinvermögens (ev. der Über- 
schuldung). Kennt man das Beinvermögen derselben Unternehmung in 
einem früheren Zeitpunkt (das man ev. auch in die Bilanz direkt 
einsetzen kann), so kann man aus der Differenz zwischen dem frühe- 
ren und dem gegenwärtigen Beinvermögen 

3. auch den Betrag der inzwischen eingetretenen Beinver- 
mögensmehrung resp. -minderung, d. h. des Gewinnes resp. 
Verlustes*), erkennen. 

1) Anders z. B. bei englischen Bilanzen. 

2) Nach kaufmännischer Auffassung gilt fast allgemein jede in der Zeit 
zwischen zwei Bilanzterminen eingetretene Veränderung des in dem unternehmen 
steckenden Beinvermögens^ ohne Rücksicht auf die Ursachen der Änderung, als 
Geschäftsgewinn oder -verlust. Diese B«gel gilt nur dann nicht, wenn der 
Unternehmung in der Zwischenzeit Yermögensbestandteile für 
außergeschäftliche Zwecke entzogen oder neue Mittel aus anderen 
Quellen als den laufenden Geschäften zugeflossen sind. Wenn bei- 
spielsweise A in der Bilanz seines Geschäftes eine Beinvermögensmehrung von 
2000 JC nachweist, in dem letzten Jahre seinem Geschäfte aber für seine Haus- 
haltung 6000 JC entzogen hat, so ist der tatsächlich im Geschäft erzielte Gewinn 
nicht 2000, sondern 8000 JC, 

Wenn dagegen die Bilanz des Geschäftes B eine Beinvermögensmehrung 
von 3000 JC aufweist, B nichts für den Haushalt entnommen, dagegen im letzten 
Jahre 9000 JC geerbt und diese in das Geschäft gesteckt hat, so ist tatsächlich 
nicht ein Gewinn von 3000, sondern ein Verlust von 6000 JC erzielt worden. 

Ähnliches ist zu berücksichtigen, wenn aus einer gesellschaftlichen Unter- 
nehmung ein Gesellschafter ausscheidet oder neue Gesellschafter eintreten, wenn 
eine Aktiengesellschaft ihr Grundkapital erhöht oder einen Teil des Grundkapi- 
tals zurückzahlt u. dgl. m. 
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Die Bedeutung dieses Einblickes in die finanziellen Verhältnisse 
eines üntemelunens wird noch wesentlich erhöht, wenn man mehrere 
Bilanzen desselben Unternehmens aus verschiedener Zeit miteinander 
rergleichi 

AUerdings kann man in einer Bilanz immer nur den Vermögens- 
stand fixieren^ wie er sich in einem ganz bestimmten Moment 
(gewöhnlich am Schluß des Geschäftsjahres) darstellt ^ da ja fast alle 
in die Bilanz aufzunehmenden Posten einem ständigen Schwanken 
unterworfen sind. Daher gewährt die Büanz immer nur ein Augen- 
blicksbild ^ gewissermaßen eine Momentphotographie des Yermögens- 
standes.^) 

Wenn man, wie das bei allen größeren Unternehmungen der Fall 
ist^ längere Zeit für die Aufstellung der Bilanz gebraucht, so können 
sich schon in der Zwischenzeit zwischen dem Tage, für den die Bi- 
lanz aufgestellt ist, und dem Tage, an dem die Bilanz fertiggestellt 
ist, große Verschiebungen ereignet haben, die den Vermögensbestand 
wesentlich yerändern, und je weiter die Zeit vorrückt, desto größer 
werden vielfach die Abweichungen des tatsächlichen Standes von der 
Bilanzaufstellung werden.^) Diesen Augenblickscharakter der Bilanz 
darf man bei ihrer Beurteilung niemals außer acht lassen. 

Auch mit diesem Vorbehalt aber ist die Bilanz von außerordent- 
licher Bedeutung. Gibt sie doch dem Geschäftsleiter die Möglichkeit, 
sich von Zeit zu Zeit Rechenschaft zu geben über den finanziellen 
Stand des Unternehmens, nachzuprüfen, welche Höhe die einzelnen 
Vermögensgegenstände und die Schulden erreicht haben und wie hoch 
das Beinvermögen oder die Überschuldung ist, festzustellen, ob sich 
seit der letzten Bilanzaufstellung ein Gewinn oder ein Verlust ergeben 
hat u. dgl. m. Insbesondere diese letztere Möglichkeit, auf Grund einer 
Reihe von Bilanzen sich darüber zu informieren, ob und welchen 
Nutzen das Unternehmen abwirft, ist von größter Bedeutung: ist doch 
die Kenntnis hiervon eine der wichtigsten Grundlagen bei Entschlüssen 
darüber, ob das Unternehmen eingestellt oder fortgeführt werden soll, 
ob sich eine Vergrößerung oder eine Einschränkung empfiehlt und bei 

1) Es ist daher inkorrekt, wenn man, wie das in der Praxis yielfach üblich 
ist, von einer „Bilanz für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember** spricht und 
schreibt. Es kann nur eine Bilanz für den 31. Dezember oder für irgendeinen 
anderen Tag geben. Immerhin mag es der Kürze halber gestattet sein, statt 
„Bilanz für den Schluß des Jahres . . .** zu sagen „Bilanz des Jahres . . .**. 

2) Das muß man sich beispielsweise auch bei der Beurteilung der in den 
Einführungsprospekten abgedruckten Bilanzen Yor Augen halten. Wenn drei 
viertel Jahre nach Schluß des Geschäftsjahres die letzte Schlußbilanz in einen 
Prospekt aufgenommen wird, so wird dadurch dem Prospektleser natürlich nur 
gezeigt, wie der Stand des Unternehmens vor drei yiertel Jahren war. Unter 
umständen kann bei den in Prospekten veröffentlichten Bilanzen mehr als ein 
Jahr zwischen dem Tage, für den die Bilanz aufgestellt ist, und dem Tage der 
Prospektveröffentlichung vergangen sein. 
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allen möglichen anderen geschäftspolitischen Maßnahmen. Auf Grand 
solcher GewinnermitÜnngen kann man weiter beurteilen, ob die in 
einem Jahre angewendeten Geschaftsmethoden gewinnbringender sind 
als andere n. dgL m. 

In noch höherem Maße ist die Bilanz für die gesellschaftlichen 
Unternehmungen von Bedeutung. Für sie ist sie zwar nicht die ein- 
zige, aber die zweckmäßigste und deshalb auch vom Recht ^) dafür 
festgesetzte Grundlage zur Berechnung des auf die einzelnen Gesell- 
schafter entfallenden Anteils am Gewinn und Verlust, ev. der an sie 
auszuschüttenden Dividende. ') 

Die durch die Bilanz gebotene Möglichkeit des Überblicks über 
den Yermögensstand und die Geschäftsergebnisse ist aber nicht nur 
für die Eigentümer des Unternehmens, sondern ev. auch für Dritte, 
die am Gewinn des Unternehmens beteiUgt sind, für Gläubiger, die 
sich vor der Kreditgewährung über die Vermögenslage informieren 
wollen, für die Gerichte^ die im Falle eines Eonkurses die geschäft- 
lichen Maßnahmen nachzuprüfen haben, und in ähnlichen Fällen von 
erheblicher Bedeutung. 

Man sollte denken^ daß die geschilderten weitgehenden Vorzüge 
wenigstens bei größeren Unternehmungen schon fiühzeitig die Inhaber 
zu regelmäßigen Bilanzaufstellungen veranlaßt hätten^ doch hat sich 
dieser Brauch erst verhältnismäßig spät und langsam eingebürgert. 
Insbesondere ist hier zu konstatieren^ daß man auch da, wo man die 
doppelte Buchführung anwandte^ zunächst durchaus noch keine regel- 

1) Für die offene Handelsgesellschaft bestimmt § 120 HGB. : „Am Schlüsse 
jedes Geschäftsjahres wird auf Grund der Bilanz der Gevrinn oder der Ver- 
lust des Jahres ermittelt und für jeden Gesellschafter sein Anteil daran berech- 
net/* Das gleiche gilt nach § 167 auch für die Kommanditgesellschaft Bei 
der Aktiengesellschaft darf, so bestimmt § 215, nur das an die Aktionäre verteilt 
werden, was sich nach der jährlichen Bilanz als Beingewinn ergibt. 

2) Daher wird den Gesellschaftern ein Eecht auf Einsicht ev. auch Prüfung 
der Bilanz eingeräumt. Bei der offenen Handelsgesellschaft müssen alle Gesell- 
schafter die Bilanz unterzeichnen. Darüber hinaus ist aber in § 118 HGB. be- 
stimmt, daß jeder, auch der von der Geschäftsführung ausgeschlossene Gesell- 
schafter sich von den Angelegenheiten der Gesellschaft persönlich unterrichten, 
die Handelsbücher und die Papiere der Gesellschaft einsehen und sich aus ihnen 
eine Bilanz anfertigen kann. Eine Vereinbarung, die dieses Becht ausschließt 
oder beschränkt, ist unwirksam, wenn Grund zu der Annahme unredlicher 
Geschäftsführung vorliegt. Gleiches gilt für die Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts (§ 716 BGB.). 

Bei der Kommanditgesellschaft ist jeder Kommanditist berechtigt, die ab- 
schriftliche Mitteilung der jährlichen Bilanz (nicht auch einer Gewinn- und 
VerlustrechnuDg) zu verlangen und ihre Richtigkeit unter Einsicht der Bücher 
und Papiere zu prüfen. Auf Antrag eines Kommanditisten kann das Gericht, 
wenn wichtige Gründe vorliegen, die Mitteilung einer Bilanz oder sonstiger 
Aufklärungen sowie die Vorlegung der Bücher und Papiere jederzeit anordnen 
(§ 166 ff. HGB.). Das gleiche gilt für den stillen Gesellschafter (§ 338). 

Über Aktiengesellschaften usw. vgl. den speziellen Teil dieser Arbeit. 
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mäßigen Scldußbilanzen zog.^) Größere Bedeutung erlangte er wohl 
zuerst bei den giösellschaftlichen Untemelunungsformen und insbesondere 
bei den Aktiengesellschaften, die von Zeit zu Zeit ihre Gewinne an 
die Aktionäre ausschütteten und bei denen es deshalb besonders nahe 
lag, daß sie vorher genau den Vermögensstand und die Gewinne er- 
mittelten. Dazu trat hier das Bedürfnis, den Gesellschaftern, die an 
der eigentlichen Geschäftsführung nicht teilnahmen, von Zeit zu Zeit 
Rechnung zu legen. Aber auch die älteren Aktiengesellschaften haben 
durchaus nicht regelmäßig jährliche Bilanzen aufgestellt.^) 

Größere Verbreitung hat die regelmäßige Aufstellung von Bilanzen 
erst gefiinden, als die Gesetzgebung den Geschäftsleuten solche Auf- 
stellungen zur Pflicht machte und an das Unterlassen der Bilanz- 
ziehung Rechtsnachteile knüpfte. In neuerer Zeit haben die Bilanzen 
noch dadurch eine größere Bedeutung erlangt, daß sie in gewissem Um- 
fange durch die Einkommenstenergesetze als Grundlage der Besteuerung 
anerkannt wurden. 

Zweites Kapitel. 

Die wichtigsten aUgemeinen gesetzlichen Be- 
stinunnngen über die Bilanz/) 

I. Die Arten der gesetzlicli vorgescliriebenen Bilanzen/) 

Man kann die für Erwerbsuntemehmungen vorgeschriebenen Bilanzen 
in zwei große Gruppen einteilen, und zwar danach ob sie 

1. bei jedem Unternehmen im Laufe der Zeit regelmäßig vor- 
kommen: Eröffhungs- und Jahresschlußbilanzen. In solchen Fällen 
spricht man von gewöhnlichen, normalen, Betriebs-, ordentlichen Bilanzen ; 

1) Vgl. hierzu die Schriften von Ernst Ludwig Jäger, Lucas Faccioli und 
Simon Stevin. Stuttgart 1876. Beiträge zur Geschichte der Doppelbuchhaltung. 
Stuttgart 1874; und von Karl Peter Eh eil, Über einige ältere Bearbeitungen 
des Buchhaltungstraktates von Luca Pacioli. Prag 1896. Valentin Meunher und 
Antich Bocha. Prag 1898. Benedetto Cotrugli. Wien 1906. H. Sieveking, 
Aus venetianischen Handelsbüchem, im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtschaft 1901 S. 1613 f. 

2) VgL Simon, Bilanzen S. 28ff. E. Lehmann, Die geschichtliche Ent- 
wicklung des Aktienrechts bis zum Code de Commerce. Berlin 1896. S. 67 if. 

8) Die Bestimmungen über die Bewertung der einzelnen Bilanzposten werden 
im Kapitel VI besonders behandelt werden. 

4) Nicht gesetzlich vorgeschrieben ist die sog. Zwischenbilanz. Sie ist 
eine freiwillig gezogene Bilanz, die zwischen zwei vom Gesetz erforderte 
Bilanzen fllllt. 

Überhaupt keine Bilanz in unserem Sinne ist die sog. Probe- oder Boh- 
bilanz (Probeabschluß) der doppelten Buchführung. Sie soll keine Vermögens- 
übersicht darstellen, keine Gegenüberstellung von Aktiven und Schulden bieten, 
sondern sie dient lediglich den Zwecken einer Eontrolle der Buchführung. Sie 
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2. nur bei bestimmten außergewölinliclien Fallen angefertigt 
werden, so z. B. im Falle des Konkurses^) und der Liquidation:*)^ 
sog. außerordentlicbe Bilanzen. 

Diese Einteilung^) hat nicht nur theoretische, sondern auch sehr 
erhebliche praktische Bedeutung, denn die Zwecke, die mit der Auf- 
stellung der Bilanzen verfolgt werden, sind in beiden Fällen yerschiedene. 

Bei den sog. außerordentlichen Bilanzen wird regelmäßig nur ein 
Überblick über den Vermögensstand unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Situation des Unternehmens bezweckt. Bei den periodiscli 
wiederkehrenden ordentlichen Bilanzen wird dagegen regelmäßig^) der 
Zweck verfolgt, neben der Darstellung des Yermögensstandes auch 
den in der letzten Bilanzperiode erzielten Gewinn oder Verlust zu 
ermitteln. Wie wir später — bei Erörterung der Bewertung — sehen 
werden, beeinflußt dieser letztere Wunsch, den Gewinn (oder Verlust) 
zu berechnen, die Bilanzaufstellung in vielen Fällen so wesentlich, 
daß infolgedessen die ordentlichen Bilanzen in bestimmten Punkten 
von den außerordentlichen erheblich abweichen.*)') Mit Bücksicht 

besteht in einer Gregenüberstellung der Summe aller Posten resp. Salden im SoU 
und der Summe aller Posten resp. Salden im Haben. Durch diese Gegenüber- 
stellung soll festgestellt werden, ob Beträge richtig sowohl im Soll als im Haben 
gebucht sind. Handelt es sich um eine Gegenüberstellung der Summen aller 
Soll- und aller Habenspalten, so spricht man von einer Summen-, Verkehrs-, 
Umsatzbilanz, handelt es sich dagegen um eine Gegenüberstellung der Salden, 
so nennt man sie Saldenbilanz. (Vgl. Leitner, Buchhaltung S. 88.) 

Wird die Probebilanz allmonatlich aufgestellt, so spricht man von einer 
Monatsbilanz. 

1) Nach § 124 EO. hat der Konkursverwalter eine Bilanz aufzustellen. 

2) § 164 HGB. bestimmt, daß die Liquidatoren einer offenen Handels- 
gesellschaft bei Beginn sowie bei Beendigung der Liquidation eine Bilanz auf- 
zustellen haben. § 299 HGB. fordert von den Liquidatoren einer Aktiengesellschaft 
die Aufstellung einer Bilanz für den Beginn der Liquidation (Liquidationserö&ungs- 
bilanz) und weiterhin für den Schluß jedes Jahres (Liquidationsjahresbilanz). Vgl. 
auch § 71 des Gesetzes betr. die G. m. b. H. und § 89 des Genossenschaftsgesetzes. 

3) Eehm spricht S. 1 ff. auf Grund des § 240 HGB. noch von einer „antizipierten 
Liquidationsbilanz^\ aber das, was er meint, ist gar keine Liquidations- und auch über- 
haupt keine besondere, sondern eine ganz gewöhnliche Jahres- oder Zwischenbilanz. 

4) Andere, wenig zweckmäßige Einteilungen s. bei Beisch-Kreibigl, S. 816f. 
und Rehm S. 2 ff. 

5) Eine Ausnahme gilt für die Eröffiiungsbilanz, denn bei ihr kommt natürlich 
noch kein Gewinn (oder Verlust) in Betracht. Indirekt dient aber auch sie der Gre- 
winnermittlung dadurch, daß sie eine Vergleichsgrundlage für die späteren Bilanzen 
darstellt. Man muß deshalb die Eröffnungsbilanz den ordentlichen Bilanzen zuzählen. 

6) Auch das Gesetz trägt dieser Tatsache Rechnung. So bestimmt § 299 
HGB., daß die für die Bilanzen der Aktiengesellschaften in den §§ 261, 262 ge- 
gebenen Vorschriften auf die Liquidationsbilanzen der Aktiengesellschaften keine 
Anwendung finden. 

7) Wegen der geringeren praktischen Bedeutung der außerordentlichen 
Bilanzen, und weil sich bei ihnen keine besonderen Schwierigkeiten ergeben, 
werden sie hier nicht näher behandelt. 
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auf diese Verschiedenheit sei bemerkt^ daß^ soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich gesagt ist, im folgenden immer die Verhältnisse 
der ordentlichen Bilanzen zugrunde gelegt sind^ und daß 
deshalb, nicht alles Gesagte ohne weiteres auch auf die außerordent- 
lichen Bilanzen Anwendung findet.^) 

II. Der Kreis der zu regelmäßiger Bilanzaufstellung verpflichteten 

UntemelmiungeiL. 

Seit die Ordonnance de commerce Ludwigs XIV. vom Jahre 1673, 
die auf die Entwicklung des Handelsrechts von so großem Einfluß 
gewesen ist, den Kaufleuten die regelmäßige Aufstellung von Bilanzen 
oder wenigstens Inventaren^) zur Pflicht machte*), ist eine solche 
Vorschrift in die Handelsgesetze der meisten^) Staaten aufgenommen 
worden.^) Es hat keinen Wert, alle diese Bestimmungen hier auf- 

1) Man darf aber deshalb nichts wie das yielfach gesehieht, die Bilanzen 
einteilen in Vermögens- und Gewinn- (oder Gewinnermittlungs-, G^winnverteilungs-) 
Bilanzen, denn jede Bilanz, auch die, die hauptsächlich zum Zwecke der Gewinn- 
ermittlung aufgestellt wird, ist eine Yermögensbilanz. Die umfangreiche Polemik 
über diesen Punkt in der juristischen Literatur ist im wesentlichen nur ein Streit 
um Worte. 

2) Die Ordonnance de conunerce schrieb nicht ausdrücklich eine Bilanz, 
sondern nur ein Inventar vor. Der Art. 8 des Titels 3 besagte: 

„Seront aussi tenus tous les marchands de faire dans le meme dälai de 
eix mois [nach Publikation der Ordonnanz] inventaire sous leur seing, de tous 
lenrs effets mobiliers et immobiliers, de leurs dettes actives et passives, lequel 
fiera recoU^ et renouyell^ de deux en deux ans/* 

Dazu kommt noch die Bestimmung des Titels 11 Art. 2: 

„Ceux qui auront fait faillite seront tenus de donner ä leurs cräanciers im 
^tat certifiä d'eux de tout ce qu'ils poss^dent et de tout ce qu^ils doivent.^' 

In beiden Bestinmiungen kommt also der Ausdruck Bilanz nicht vor, Jacques 
Savarj erklärt allerdings in seinen Parfait N^gociant, daß in beiden Fällen eine 
bilanzmäßige Zusanmienfassung der vorgeschriebenen AufsteUunpf erforderlich seL 
(1. Buch Kap. 38 und 2. Buch Kap. 64.) 

3) Wesentlich älter noch als die Verpflichtung zu regelmäßig wieder- 
kehrenden Vermögensaufstellungen ist die Verpflichtung des Gemeinschuldners, 
im Eonkursfalle den Gerichten ein genaues Vermögensverzeichnis einzureichen. 

4) Aber nicht aller Staaten, so fehlt eine derartige Bestimmung vor allem 
im englischen Becht. 

6) Frankreich verlangt auch heute noch nur die regelmäßige Aufstellung 
eines Inventars. Art. 9 des Code de commerce lautet: 

„II [tout commercant] est tenu de faire, tous les ans, sous seing prive un 
inventaire de ses efifets mobiliers et immobiliers, et de ses dettes actives et 
passives, et de le copier, annäe par annäe, sur un r^gistre special ä ce destind.^' 

Ebenso das belgische Handelsgesetzbuch. 

Dagegen gebrauchte der Code de commerce von Anfang an für die im 
Konkursfalle vom Gemeinschuldner einzureichende Vermögensaufstellung den Aus- 
druck „bilan". Wie Sobry berichtet, wurde zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
dieses Wort auch sonst vorzugsweise für den Konkursfall gebraucht. Er sagt 
(S. 30): „Au commencement de ce si^cle Tusage de däposer le bilan lors de la 
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zuführen, es mag genügen , die Vorschriften des deutschen Rechtes 
genauer darzulegen. Bei uns ist eine Verpflichtung zu regelmäßigen 
Bilanzaufstellungen für nahezu alle größeren privaten Unternehmungen 
statuiert worden.^) Die grundlegende Bestimmung des Handelsgesetz- 
buches lautet: 

§ 39. Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne seines Handels- 
gewerbes seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den 
Betrag seines baren Geldes und seine sonstigen Vermögensgegen- 
stände genau zu verzeichnen, dabei den Wert der einzelnen Ver- 
mögensgegenstände anzugebien und einen das Verhältnis des Ver- 
mögens und der Schulden darstellenden Abschluß zu machen. 

Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäftsjahres ein 
solches Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen.^) 
Dieser Paragraph spricht allerdings nur davon, daß jeder „Kauf- 
manns^ Bilanzen zu ziehen habe, aber dieser Ausdruck ist im Handels- 
gesetzbuch nicht in dem sonst üblichen Sinne gebraucht. Wie das 
„Handels^^gesetzbuch gar kein Gesetzbuch speziell für den Handel, 
sondern für das Geschäftsleben überhaupt ist, so ist in der zitierten 
Bestimmung unter Kaufmann beinahe jeder selbständige Geschäfbs- 
treibende verstanden. Zunächst bestimmt nämlich § 1 HGB.: 

Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handels- 
gewerbe betreibt. 

mise an faillite, fit qua, par una figure de ihätorique, on se servit du mot bilan 
pour d^signer la faillite in§me. On trouve dans Sallentin, Tediteur de la Gazette 
de France, ^on ne vit jamais tant de bilans qu^en Tan XI. — Le bilan est un 
jeu ä la mode, un nouveau genre de sp^culation, une nouvalle mani^re de faire 
fortune'. Ce fiit probablemant ä cette ^poque aussi que Ton comnien9a ä dire: 
däposer son bilan pour: faire Taveu de sa faillite." 

1) Der Ereis der zur Bilanzziahung Yerpflichteten ist allmählich infolge 
der Ausdehnung des Kaufmannsbegriffes immer mehr erweitert worden, doch hat 
es für unseren Zweck kein Interesse, diese Entwicklung im einzelnen zu verfolgen. 
Ausdrücklich hervorgehoben mag hier nur werden, daß Bergwerksuntemehmungen 
als solche erst seit dem 1. Januar 1900 vom Gesetz als Handelsgewerbe be- 
trachtet werden und somit erst seit diesem Zeitpunkt zur Bilanzziehung ver- 
pflichtet sind. Hatten sie die Form von Aktiengesellschaften oder betrieben sie 
gleichzeitig ein kaufmännisches Geschäft im Sinne des alten Handelsgesetzbuches, 
so waren sie aus diesem Grunde natürlich auch schon früher der Bilanzpflicht 
unterworfen. 

2) Hat der Eaufoann ein Warenlager, bei dem nach der Beschaffenheit 
des Geschäfts die Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahre ge- 
schehen kann, so genügt es, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Verpflich- 
tung zur jährlichen Aufstellung der Bilanz wird hierdurch nicht 
berührt (§ 39 Abs. 3). Die Nürnberger Kommission hat s. Z. bei Aufnahme 
dieser Bestimmung an Detail-, Manufaktur- und Kurzwarengeschäfte, Drogerien 
u. dgl. gedacht und gemeint, es könne bei Aufstellung der Bilanz in denjenigen 
Jahren, in welchen eine Inventur nicht stattfindet, das Inventar aus dem Vor- 
jahre mit den erkennbaren Veränderungen zugrunde gelegt werden (Lutz, Proto- 
kolle I, S. 46). 
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Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eine der nach- 
stehend bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstand hat: 

1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von beweglichen 
Sachen (Waren) oder W^ertpapieren, ohne Unterschied, ob die Waren 
unverändert oder nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter 
veräußert werden; 

2. die Übernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von Waren 
für andere, sofern der Betrieb über den Umfang des Handwerks 
hinausgeht; 

3. die Übernahme von Versicherungen gegen Prämie; 

4. die Bankier- und Geldwechslergeschäfte; 

5. die Übernahme der Beförderung von Gütern oder Reisenden 
zur See, die Geschäfte der Frachtführer oder der zur Beförderung 
von Personen zu Lande oder auf Binnengewässern bestimmten An- 
stalten sowie die Geschäfte der Schleppschiffahrtsunternehmer; 

6. die Geschäfte der Kommissionäre, der Spediteure oder der 
Lagerhalter; 

7. die Geschäfte der Handlungsagenten oder der Handelsmäkler; 

8. die Verlagsgeschäfte sowie die sonstigen Geschäfte des Buch- 
oder Eunsthandels; 

9. die Geschäfte der Druckereien, sofern ihr Betrieb über den 
Umfang des Handwerks hinausgeht. 

Unter diese weite Literpretation des Wortes „Handelsgewerbe" 
fallen also u. a. fast aUe Verkehrsuntemehmungen, femer alle indu- 
striellen Unternehmungen, die Rohstoffe einkaufen und Fabrikate ver- 
kaufen („Anschaffung und Weiterveräußerung von Waren, ohne Unter- 
schied, ob die Waren unverändert oder nach einer Bearbeitung oder 
Verarbeitung weiter veräußert werden"). 

§ 2 HOB. erweitert den Begriff des Handelsgewerbes aber noch 
erheblich. Danach gilt jedes gewerbliche Unternehmen, das nach Art 
und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäfts- 
betrieb erfordert, auch wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht 
vorliegen, als Handelsgewerbe, sofern die Firma des Unternehmens in 
das Handelsregister eingetragen ist, welche Eintragung herbeizuführen 
der Unternehmer verpflichtet ist. Dadurch wird die Kaufmanns- 
qualität u. a. auch auf das ganze Gebiet der gewerblichen Urproduktion, 
vor allem den Bergbau ausgedehnt.^) 

1) Eine nicht sehr ins Gewicht fallende Ausnahme ist für das Gebiet des Bezg- 
banes gemacht. Art. 6 des Einführangsgesetzes zum Handelsgesetzbuch bestimmt: 
Auf Bergwerksgesellschaften, die nach den Yorschrifben der Landesgesetze 
nicht die Bechte einer juristischen Person besitzen, findet der § 2 des Handels- 
gesetzbuchs keine Anwendung. 

Es ist bei Abfassung dieser Bestimmung hauptsächlich an die „Gesellen- 
Bchafben*\ wie sie im Bergrecht des Königreichs Sachsen und des Großherzog- 
tums Sachsen vorgesehen sind, aber auch an die preußischen Gewerkschaften 
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Weiter werden hinsichÜich der BilanzTorschriften dem Einzel- 
tmtemehmer auch die Handelsgesellschaften, also die offene Handels- 
gesellschaft, die Kommanditgesellschaft, die Aktiengesellschaft, die 
Kommanditgesellschaft auf Aktien^) und die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung*) völlig gleichgestellt.') Auch eingetn^ene Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften*) und yersicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit^) werden als Kaufleute im Sinne des Handels- 
gesetzbuchs behandelt. 

Auf alle diese findet also die Vorschrift des § 39 HGB. über die 
Verpflichtung zu regelmäßiger Bilanzziehung Anwendung. 

Ausnahmen von jener Vorschrift sind nur zugunsten von fol- 
genden vier Kategorien gemacht: 

1. Land- und forstwirtschaftliche [Haupt-]Betriebe gelten' niemals 
als Handelsgewerbe im Siune des HGB., für sie brauchen also keine 
Bilanzen aufgestellt zu werden.*) 

2. Land- und forstwirtschaftliche Nebenbetriebe (z. B. Brennereien^ 
Ziegeleien) können '') ins Handelsregister eingetragen werden, es be- 
steht aber, auch wenn sie Geschäfte der in § 1 HGB. bezeichneten 
Art schließen, keine Verpflichtung dazu. Wird von der Möglichkeit 
der Eintragung kein Gebrauch gemacht, so brauchen auch keine 
Bilanzen aufgestellt zu werden. 

3. Auf die sogenannten Minderkauf leute, d. h. auf „Handwerker so- 
wie auf Personen, deren Gewerbebetrieb nicht über den umfang des 
Kleingewerbes hinausgeht", finden die Vorschriften über die Bilanz- 
ziehung keine Anwendung.®) 



älteren Bechts gedacht worden (vgl. Denkschrift zum Entwurf eines Handels- 
gesetzbuchs [1897] S. 14). Die Denkschrift hebt hervor, daß es sich hier viel- 
fach um Betriebe handle, die wegen ihrer Kleinheit überhaupt nicht unter die 
Bestimmung des § 2 HGB. fallen würden. 

1) § 6 HGB. 

2) § 13 Gesetz betr. die G. m. b. H. 

8) Während offene Handelsgesellschaften und Eommanditgesellschaften nur 
zum Betrieb eines „Handelsgewerbes" begründet werden können, ist die Grün- 
dung von Aktiengesellschaften, Eommanditgesellschaften auf Aktien und Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung für alle gesetzlich erlaubten Zwecke zulässig, 
also auch z. B. für rein gemeinnützige Zwecke, bei denen jede Erwerbsabsicht 
fehlt. Die genannten Gesellschaften gelten aber immer ohne Bücksicht auf ihren 
Zweck als „Handelsgesellschaften" (§ 210 HGB. § 13 Ges. betr. die G. m. b. H.) 
und unterliegen somit auch immer der Verpflichtung zur Bilanzaufstellung. 

4) Genossenschaftsgesetz § 17. 

6) Gesetz über die privaten Versicherungsunternehmungen § 16. 

6) § 3 HGB. 

7) Vorausgesetzt, daß das Unternehmen nach Art und Umfang einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. 

8) § 4 HGB. Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen zu er- 
lassen, durch welche die Grenze des Kleingewerbes auf der Grundlage der nach 
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4. Bei einem Unternehmen des Reichs^ eines Bundesstaats oder 
eines inlandischen Kommnnalyerbandes hat die Verwaltung die Be- 
fugnis, für die Rechnungsabschlüsse eine andere Form als die der 
Bilanz zu w.ählen.^) 

Somit können wir also sagen: Die Verpflichtung zu regel- 
mäßigen Bilanzaufstellungen besteht für jedes private Er- 
werbsun.ternehmen mit Ausnahme der land- und forstwirt- 
schaftlichen und der Kleinbetriebe.*) 

III. Die Rechtsfolgen einer Unterlassung der Bilanzziehung. 

Eine behördliche Kontrolle darüber^ ob die vorgeschriebenen 
Bilanzen auch tatsächlich aufgestellt werden^ gibt es nicht. Es besteht 
auch keine rechtliche Möglichkeit, diejenigen , die der Verpflichtung 
ofiPenkundig nicht nachkommen, zur Bilanzziehung anzuhalten oder sie 
wegen Nichtbeachtung der handelsgesetzlichen Vorschrift zu bestrafen. 
Es kann jemand ganz kaltblütig erklären, er habe seine Bilanzen ver- 
nichtet, damit sie nicht in einem Betrugsprozesse oder in einem Ver- 
fahren wegen Steuerhinterziehung gegen ihn verwendet würden. Einer 
Bestrafung setzt er sich dadurch nicht aus. Nur im Falle der Zahlungs- 
einstellung und des Konkurses werden diejenigen, die die vorgeschriebene 
Bilanzziehung unterlassen oder die aufgestellten Bilanzen vernichtet 
haben, zur Rechenschaft gezogen. Die fraglichen Bestimmungen der 
deutschen Konkursordnung lauten^): 

dem Gesch&fbsumfange bemesBenen Steuerpfliclit oder in Ermangelung einer 
solchen Besteuerong nach anderen Merkmalen näher festgesetzt wird. 

Für Österreich vgl. § 7 und 9 des Einfuhrangsgesetzes zum Handelsgesetz- 
buch (in der Fassung der kaiserlichen Verordnxmg vom 11. Jali 1898). 

1) Diese Bestimmung wurde bei der 1897 erfolgten Neuredaktion in das 
Handelsgesetzbuch aufgenommen. Die dem Reichstag vorgelegte Denkschrift 
(in dem 1896 veröffentlichten Entvnirfe war diese Bestimmung noch nicht ent- 
halten) begnügte sich zu diesem Punkte mit der Bemerkung: 

,,Eine unbedingte Durchführung der handelsgesetzlichen Vorschriften über 
die Aufstellung von Yermögensverzeichnissen und Bilanzen ist für Unter- 
nehmungen der bezeichneten Art wegen des Zusammenhangs ihrer Bechnungs- 
führung mit der allgemeinen Staats* oder Qemeinderechnung häufig nicht an- 
gängig, und tatsächlich wird auch vielfach in anderer Weise verfahren. (Sten. 
Ber. des Reichstags, 9. Leg.-Per. lY. Sess. 1895/97. 6. Anlageband S. 8162 f.). 

In der Reichstagskommission wurde die neue Bestimmung debattelos ge- 
nehmigt. 

Für Osterreich bestimmt § 8 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch : 
Inwiefern Unternehmungen des Staates in das Handelsregister einzutragen, 
und daher den Bestimmungen des Handelsgesetzbaches über die Handels- 
bücher zu unterziehen seien, bleibt der Bestimmung im Yerordnungs- 

wege überlassen. 

2) Juristisch ausgedrückt: far jeden privaten YoUkaufmann. 

8) Über Strafvorschrifteu bei Aktien- und ähnlichen Gesellschafben siehe den 
speziellen Teil dieses Buches. 
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§ 239. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben^ oder 
über deren Vermögen das Eonkursverfahren eröffiiet worden ist, 
werden wegen betrfi glichen Bankrotts mit Zuchthaus bestraft, 
wenn sie in der Absicht, ihre Gläubiger zu benachteiligen, — — 

3. Handelsbücher ^) zu fuhren unterlassen haben, deren Führung 
ihnen gesetzlich oblag, oder 

4. ihre Handelsbücher ^) vernichtet oder verheimlicht oder so ge- 
führt oder verändert haben, daß dieselben keine Übersicht des Ver- 
mögenszustandes gewähren. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe 
nicht unter drei Monaten ein. 

§ 240. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder 
über deren Vermögen das Konkursverfahren eröflEuet worden ist, werden 
wegen einfachen Bankrotts mit Gefängnis bestraft, wenn sie 

3. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung 
ihnen gesetzlich oblag, oder dieselben verheimlicht, vernichtet oder 
so unordentlich geführt haben, daß sie keine Übersicht ihres Ver- 
mögenszustandes gewähren, oder 

4. es gegen die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches unterlassen 
haben, die Bilanz ihres Vermögens in der vorgeschriebenen Zeit zu ziehen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis 
zu 600 Mark erkannt werden. 
Da das Recht die Verpflichtung zur Bilanzziehung sehr weit aus- 
gedehnt hat und in den Kreis der so Verpflichteten zahlreiche kleinere 
Geschäftsleute fallen, die weder mit den gesetzUchen Bestimmungen 
noch mit der Bilanztechnik genauer vertraut sind, so ist es in Kon- 
kursföUen eine sehr häufige Erscheinung, daß die Gemeinschuldner 
wegen Unterlassens der Bilanzziehung auf Grund des § 240 verurteilt 
werden.^) Die verhängten Strafen sind im allgemeinen sehr niedrig. 

1) Von Bilanzen ist hier also direkt nicht die Bede, die Bechtsprechung 
betrachtet aber in dieser Hinsicht die Bilanzen als einen Teil der Handelsbücher. 
Ich halte diese Interpretation for irrig, denn § 240 unterscheidet ausdrücklich 
zwischen Handelsbüchem, deren Führung gesetzlich oblag (Ziffer 3) und Bilanzen 
(Ziffer 4). Wenn die Bilanzen als Bestandteil der gesetzlich vorgeschriebenen 
Handelsbücher anzusehen wären, wäre § 240 Ziffer 4 überflüssig. Daß derjenige, 
der keine Bilanzen aufgestellt hat, nach § 240 Ziffer 3 und nur derjenige, der zwar 
die vorgeschriebenen Bilanzen aufgestellt, aber sie nicht „in der vorgeschriebenen 
Zeit** angefertigt hat, nach Ziffer 4 bestraft werden sollte, ist doch nicht anzunehmen. 

2) Nach den Yierteljahrsheften zur Statistik des Deutschen Reichs 1908 
Heft 4 S. 94 wurden wegen einfachen Bankrotts (§ 240 der Konknrsordnung) bestraft : 

1904: 702 Personen 
1905: 628 



1906: 646 „ 



1907: 634 
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Wie yiele yon diesen Verurteilungen speziell wegen unterlassener Bilanzziehung 
erfolgten, ist aus der Statistik nicht ersichtlich. 
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Ein weiterer Rechtsnachteil liegt für den Fall des § 239 darin, 
daß nach § 175 der Konkursordnung ein Zwangs vergleich unzulässig 
ist, wenn der Gemeinschuldner wegen betrügerischen Bankrotts rechts- 
kräftig verurteilt worden ist, oder wenn wegen dieses Delikts eine 
gerichtliche Untersuchung oder ein wieder aufgenommenes Verfahren 
anhängig ist. In Österreich ist nach Art. 208 der österreichischen 
Konkursordnung ein „Zwangsausgleich" unzulässig, wenn der Ge- 
meinschuldner „gar keine Handelsbücher geführt hat, oder wenn diese 
so mangelhaft sind, daß ungeachtet der im Konkurse gepflogenen Er- 
mittlungen der Stand seines Vermögens und namentlich der Umfang 
seiner Schulden mit Verläßlichkeit nicht beurteilt werden kann". 
Weiter ist ein Zwangsvergleich unzulässig, wenn der Gemeinschuldner 
„die Vorlegung des Vermögens- und Schuldenverzeichnisses oder die 
verlangte Ablegung des Eides hierüber verweigert". Auch in den 
Gesetzen zahlreicher anderer Staaten findet sich eine derartige weit- 
gehende Ausschließung des Zwangsvergleichs. 

IV. Weitere gesetzliche Bestimmungen. 

Der schon zitierte § 39 HGB. fordert zunächst, daß jeder Kauf- 
mann „bei dem Beginn seines Handelsgewerbes" eine Bilanz aufzu- 
stellen habe, die sog. Eröffnungsbilanz (auch Eingangs-, Gründungs- 
bilanz genannt). Diese Vorschrift ist in der Geschäftswelt Vielfach 
unbekannt und deshalb wird dagegen besonders häufig verstoßen. 
Eine Schwierigkeit ergibt sich vielfach bei Übernahme eines bereits 
bestehenden Geschäftes durch einen anderen, wenn nämlich bestimmt 
wird, daß das Geschäft schon von einem früheren Zeitpunkt als für 
Rechnung des neuen Erwerbers geführt gelten soll. Besonders bei 
der sog. qualifizierten Gründung von Aktiengesellschaften u. dgl. wird 
häufig derartiges vereinbart. In solchen Fällen wird nun für die 
Eröffnungsbilanz regelmäßig der frühere Termin, von dem ab die Ge- 
schäfte für Rechnung der neuen Aktiengesellschaft geführt werden, 
zugrunde gelegt, dagegen wird für den Tag, an dem die Aktiengesell- 
schaft rechtliche Existenz erlangt, an dem sie also als solche ihren 
Geschäftsbetrieb beginnt, keine Bilanz aufgestellt. Praktische Er- 
wägungen sprechen zweifellos für die Beibehaltung dieses Brauchs, 
aber rechtlich ist es sehr zweifelhaft, ob eine solche Eröffnungsbilanz 
für einen Tag, an dem die Aktiengesellschaft noch gar nicht existiert, 
der Anforderung des Gesetzes entspricht.^) Es wäre deshalb zweck- 
mäßig, diese Frage durch eine spezielle Vorschrift zu klären. 

1) Vgl. Staub, zu § 39, Simon, Bilanzen S. 105 ff.. Rahm, Die Eröffnungs- 
bilanz bei Umgründungen (Zeitschr. f. Handelsw. u. Handeisp. L Jahrg. S. 349 ff.), 
Wilhelm, Die Vorgänge bei der Umgründung und die Buchhaltung (ebenda 
n. Jahrg. S. 86 ff.). 

Passow, Bilanzen. 2 
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Neben der Eröffiiungsbilanz ist für den Schluß eines jeden Gre- 
schäftsjahres eine Bilanz zu ziehen^ die Schlußbilanz oder Jahres- 
bilanz.^) Dabei ist zu bemerken^ daß das Geschäftsjahr nicht mit 
dem Kalenderjahr zusammenzufallen braucht, sondern ganz beUebig 
gewählt werden kann. Es ist auch nicht erforderlich, daß jedes Ge- 
schäftsjahr gerade 12 Monate umfaßt. Die Dauer des Geschäfts- 
jahres darf 12 Monate nicht überschreiten, wohl aber kann 
sie kürzer sein. Derartige Fälle kommen häufiger vor. Wird ein 
Geschäft im Laufe eines Kalenderjahres begründet, so wird häufig 
festgesetzt, daß als erstes Geschäftsjahr die Zeit von der Begründung 
bis zum 31. Dezember gelten sollen; auf diese Weise umfaßt das erste 
Geschäftsjahr oft nur wenige Monate, ev. nur wenige Tage. Stellt 
es sich später als wünschenswert heraus, Beginn und Schluß des 
Geschäftsjahres zu verlegen, so läßt sich das, da Geschäftsjahre mit 
einer Dauer von mehr als 12 Monaten nicht zulässig sind, nur dadurch 
erreichen, daß man ein Geschäftsjahr von kürzerer Dauer einschiebt. 
Will beispielsweise ein Unternehmen, das bisher das Kalenderjahr als 
Geschäftsjahr hatte, den Beginn des Geschäftsjahres auf den 1. April 
verlegen, so muß es zunächst ein Geschäftsjahr, das vom 1. Januar 
bis zum 31. März währt, einlegen. Selbstverständlich muß es dann 
auch für das Ende dieser dreimonatlichen Geschäftsperiode eine Schluß- 
bilanz ziehen.^) 

Wann die Schlußbilanz aufzustellen ist, ist nicht genau bestimmt; 
das Gesetz sagt nur, daß die Aufstellung „innerhalb der einem 
ordnungsmäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit'^ zu bewirken 
ist. Der Zeitraum, der nach Schluß des Geschäftsjahres bis zur 
Fertigstellung der Bilanz noch verstreicht, wird natürlich je nach 
der Eigenart des Betriebes sehr verschieden sein. Bei großen Unter- 
nehmungen, besonders solchen, die verschiedene Niederlassungen, 
z. T. auch im Auslande haben, nimmt die Bilanzaufstellung oft 
mehrere Monate in Anspruch. 

Immer aber ist zu beachten, daß die Bilanz für den Schluß des 
Geschäftsjahres aufzustellen ist. In der Bilanz ist der Vermögens- 
stand also so darzustellen, wie er am Schlüsse des Geschäftsjahrs war, 
auch wenn inzwischen erhebliche Veränderungen eingetreten sind. 

1) Aucli Abschluß-, Ausgangsbilanz genannt. 

2) Eine solche Bilanz ist zweifellos eine Schlußbilanz; ist sie aber auch 
eine Jahresbilanz? Diese Frage hat praktische Bedeutung z. B. bei Aktien- 
gesellschaften, denn § 215 HGB. bestimmt, daß an die Aktionäre nur dasjenige 
verteilt werden darf, was sich „nach der jährlichen Bilanz^^ als Beingewinn er- 
gibt. Durch diese Vorschrift soll verhindert werden, daß der Gewinn öfter als 
einmal im Jahre ausgeschüttet wird. Darf also in diesem Falle auf Grund einer 
Bilanz, die für den Schluß eines nur drei Monate umfassenden Geschäftsjahres 
aufgestellt ist, Dividende verteilt werden? Die Kechtsprechung und die Ge- 
Bchäftspraxis haben diese Frage bejahend entschieden. 
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Brennt z. B. nach Schluß des Geschäftsjahres, aber vor Fertigstellung 
der Bilanz ein Gebäude ab oder werden Warenvorräte gestohlen, so 
brauchen diese Verluste bei Aufstellung der Bilanz nicht berück- 
sichtigt zu werden. In der Praxis wird man bei bedeutenden Ein- 
bußen das zwar vielfach tun, besonders, wenn auf Grund der Bilanzen 
Dividenden verteilt werden u. dgl., aber ein gesetzlicher Zwang dazu 
liegt nicht vor. Anders steht es dagegen, wenn der Diebstahl von 
Warenvorräten erst nach Schluß des Geschäftsjahres bemerkt, aber 
schon vorher geschehen ist. In diesem Falle dürfen die gestohlenen 
Vorräte in der für den Schlußtag des Geschäftsjahres aufgestellten 
Bilanz nicht aufgeführt werden. 

Um die Möglichkeit zu sichern, daß auch Dritte, z. B. Gerichte, 
sich ev. auf Grund der Bilanz über den Vermögenstand informieren 
können, bestimmt das Handelsgesetzbuch, daß bei Aufstellung der 
Bilanz eine lebende Sprache und die Schriftzeichen einer solchen zu 
verwenden sind (§ 43). Ausgeschlossen soUte dadurch vor allem der 
Gebrauch der hebräischen Sprache und hebräischer Schriftzeichen 
werden. Weiter ist die Bilanz immer in Reichswährung aufzustellen 
(§ 40); es ist also nicht zulässig, daß beispielsweise ein elsässischer 
Industrieller seine Bilanz in Franken Währung aitfstellt. ^) Selbstver 
ständlich gelten alle diese Bestimmungen nur für die vom Gesetz 
vorgeschriebenen Bilanzen. 

Ist die Bilanz fertiggestellt, so ist sie von dem Geschäftsinhaber 
zu unterzeichnen. Sind mehrere persönlich haftende Gesellschafter 
vorhanden, so haben sie alle zu imterzeichnen (§ 41). 

Die Bilanzen können in ein dazu bestimmtes Buch eingeschrieben 
oder jedesmal besonders aufgestellt werden. Im letzteren Falle sind 
sie zu sammeln und in zusammenhängender Reihenfolge geordnet, 
aufzubewahren (§ 41). Die Aufbewahrungspflicht währt 10 Jahre, 
vom Tage der Aufstellung ab gerechnet (§ 44). 



V. Gehört auch das Privatvermögen in die Bilanz? 

Die Bechtsfirage. Man teilt das Vermögen insbesondere der 
physischen Personen*) danach ein, ob es den Zwecken des Erwerbs 
oder den Zwecken der direkten Konsumtion zu dienen bestimmt ist, 
und spricht demgemäß von Erwerbsvermögen und Genußvermögen, 

1) Für seine laufende Bucbführang kann er sicli dagegen jeder beliebigen 
"Währung bedienen, die sich mit den „Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch- 
führung" verträgt. 

2) Für Handelsgesellschaften hat diese Unterscheidung keine große Be- 
deutung^ da bei ihnen regelmäßig das ganze Vermögen Erwerbszwecken 
dient. 
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oder in der Ausdrucksweise der Praxis vom Geschäftsvermögen^) und 
Privatvermögen.*) •) 

Ein ähnlicher Unterschied besteht auch bezüglich der Schulden, 
je nachdem sie im Zusammenhang mit dem Geschäftsbetriebe ent- 
standen sind oder nicht. 

In neuerer Zeit*) ist nun in Zeitungen und Zeitschriften^) mit 
besonderer Lebhaftigkeit die Frage erörtert worden, ob der Kauf- 
mann verpflichtet sei, auch sein Privatvermögen (und ebenso seine 
Privatschulden) in die Bilanz mitaufzunehmen. 

Diese Frage ist ziemlich einfach zu beantworten, und zwar be- 
jahend. 

§ 39 HGB. schreibt vor, daß der Kaufmann im Inventar und in 
der Bilanz seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den 
Betrag seines baren Geldes „und seine sonstigen Vermögens- 
gegenstände '^, also sein ganzes Vermögen zu verzeichnen hat, eben- 
so wie § 38 verlangt, daß der Kaufmann in seinen Büchern „die Lage 
seines Vermögens", also nicht nur seines Geschäftsvermögens ersicht- 
lich macht. Damit ist also klar zum Ausdruck gebracht, daß 
auch das Privatvermögen in die gesetzlich vorgeschriebene 

1) Andere Ausdrücke: Eapitalyermögen, Kapital, Produktivkapital, Erwerbs- 
mittel, Produktiwermögen, Erwerbsstamm, werbender Gütervorrat, gewerkliches 
Kapital. 

2) Andere Ausdrücke: Hausvermögen, Haushaltsyermögen, NutznngByermögen, 
Unterhaltsyermögen, Gennßmittel, Gebraucbsyermögen, Konsumtionsfonds, auch 
Nutzkapital, Gebraucbskapital. 

3) Ganz streng läßt sich die Scbeidung in der Praxis &eilicb nicht durcb- 
führen. Vielfach dienen ein und dieselben Gegenstände, z. B. Wagen und Pferde/ 
Automobile, gleichzeitig Privat- und Geschäfbszwecken, Häuser dienen gleich- 
zeitig Wohn- und Geschäftszwecken, Wertpapiere, die an sich mit dem Ge- 
schäfte gar nichts zu tun haben, werden vorübergehend in geschäftlichem Inter- 
esse als Kaution hinterlegt u. dgl. m. 

4) Anlaß dazu gab eine Besprechung dieser Frage auf dem 2. Yerbandstage 
des Verbandes deutscher Bücherrevisoren und ein Artikel „Das Privatvermögen 
in der Bilanz des Einzelkaufmanns^^ von Robert Stern im Berliner Tageblatt, 
Nr. 653 vom 24. Dezember 1906. Der Verbandstag der Bücherrevisoren faßte 
folgenden Beschluß: „Nach der gegenwärtig herrschenden juristischen Auffassung 
gehört das Privatvermögen in die Bilanz des Einzelkaufmanns, obwohl diese 
Ansicht im direkten Gegensatz zur kaufmännischen Praxis steht imd zu den sonder- 
barsten Konsequenzen führt.** 

Stern vertrat die Ansicht, es habe sich ein Gewohnheitsrecht gebildet, 
dahingehend, daß das Privatvermögen nicht in die Bilanz aufzunehmen sei. 

5) Vgl. die Zusammenstellung bei S. Ehmck, Ist der Einzelkaufmann 
nach §§ 38, 39 HGB. verpflichtet, auch sein Privatvermögen in Inventar und 
Bilanz mit aufzunehmen? Diss. Leipzig 1908, S. 8, femer Veröffentlichungen 
des deutschen Verbandes für das kaufmänische Unterrichts wesen, Heffc 37 (enthält 
das Ergebnis einer Umfrage über diesen Streitpunkt), Neumann, Jahrbuch 
des Deutschen Rechtes, 1908, S. 613f., Leipziger Zeitschrift, Bd. I, Sp. 311ff. 
(Betzinger), Sp. 732f. (Leo); Bd. II, Sp. 66 ff. (Zsengery) und Adler im Bankarchiv 
T.Jahr. S. 198 ff., 214 ff. 
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Bilanz gehört.^) Das ist auch die fast einstimmige^ Meinung der 
juristischen Literatur. 

Dieser Auffassung ist auch das Reichsgericht in einer neueren 
Entscheidung beigetreten. 

Das Reichsgericht sagt^): 

,,Art. 28 [des alten Handelsgesetzbuches] und § 38 HGB. sind dahin aus- 
zulegen, daß in den Handelsbüchern im weiteren Sinne (einschließ- 
lich Inventar und Bilanz) die Lage des ganzen Vermögens ersichtlich zu machen ist. 
Nichts steht entgegen, daß der Kaufmann zunächst eine Geschäftsbilanz und dann 
eine Gesamtbilanz aufstellt. Die Geschäffcsbilanz kann als Grundlage für Berech- 
nung des Gewinnanteils der auf einen solchen Berechtigten, für Steuerfragen, für 
die Geschäft/sveräußerung, für die Aufnahme eines Gesellschafters diensam sein. 
Schon das seit 1675 in zahlreichen Auflagen erschienene Buch von Jaques Savary, 
Le parfait negociant, das in Teil I Buch 4 Kap. 9, 10 die dem Art. 9 des Code 
de conmierce von 1807 zugrunde liegende Königliche Ordonnance du commerce 
vom März 1673 Art. 8 Tit. 3 erläutert und wegen der Verweisung der Motive 
des preußischen Entwurfs des Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs nicht 
ohne Interesse ist, stellt in dem empfohlenen Muster im Inventar zunächst Aktiva 
und Passiva des Geschäfts gegenüber, bilanziert sie, fügt Aktiva und Passiva 
des Priyatvermögens hinzu und berechnet danach den Wert des ganzen Ver> 
mögens. Wer mehrere vollkaufmännische Geschäfte hat, kann jedem Geschäfts- 
inventar das weitere Vermögen hinzufügen, die mehrerer Geschäftsbilanzen unter- 
einander stellen, das außergeschäftliche Vermögen darunter angeben und daraus 
die Gesamtbilanz bilden." '*) 

In der Diskussion über unsere Frage ist häufig gesagt worden: 
wenn das Privatvermögen des Einzelkaufmannes in dessen Bilanz ge- 
höre, so müßte auch in die Bilanz der offenen Handelgesellschaft das 
Privatvermögen der Gesellschafter mit aufgenommen werden, denn 
dieses hafte den Gläubigem der Handelsgesellschaft ja genau so, wie 



1) Die Nürnberger Konferenz hat übrigens einen bei der zweiten Lesung 
gestellten Antrag, in dem Art. 29 (jetzt § 38) statt „die Lage seines Vermögens^* 
zu sagen „den Aktiv- und Fassivstand des Handlungsgeschäftes^^ mit 15 gegen 
2 Stimmen abgelehnt- (Lutz, Bd. 3, S. 933.) 

2) A. M. Rehm. Vgl. seinen Aufsatz „Privatvermögen und Bilanz" in der 
Deutschen Juristenzeitung 1907, S. 318 und Zeitschr. f. Handelw. u. Handelspr., 
1. Jahrg., S. 2. 

3) Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen. Bd. 41 S. 47 f. 

4) Allerdings genügt es nach Ansicht des Reichsgerichts, wenn die Priyat- 
aktiva und die Privatschulden in der Gesamtbilanz je in einer einzigen Summe 
aufgeführt werden: „Es darf als genügend angesehen werden, daß das keinem 
gewerblichen Betriebe dienende Vermögen in dem Liventar und in der Bilanz 
als Teilen der Handel sbuchführang ohne Eingehen auf die Einzelheiten nach 
wirtschaftlichen GesamtbegrifiTen mit Wertangabe angeführt wird, namentlich 
wenn dabei auf vorhandene Verzeichnisse außerhalb der Handelsbücher Bezug 
genommen wird. Ebenso erscheint eine Zusammenfassung von Schulden nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zulässig. Scharfe Grenzen lassen sich in dieser 
Hinsicht nicht ziehen" (a. a. 0. S. 47). Diese Auffassung und ihre, hier nicht 
wiedergegebene, Begründung ist zweifellos falsch. Die maßgebenden §§ 39, 40 HGB. 
machen keinerlei Unterschied zwischen Geschäfts- und Privataktiven, zwischen 
Geschäfts- und Priyatschulden. 
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den Gläubigem des Einzelkanfmanns dessen Privatrermögen. Das ist 
natürlich unrichtig. Das Privatvermögen des Einzelkaufmannes ist in 
seine Bilanz nicht deshalb aufzunehmen, weil es seinen Gläubigem mit- 
haftet, sondern weil § 39 HGB. es ausdrücklich vorschreibt Für die 
offene Handelsgesellschaft existiert aber eine Vorschrifb, die verlangt, 
daß sie in ihre Bilanz auch Vermögensteile aufnimmt, die ihr gar nicht 
gehören, nicht. In die Bilanz der offenen Handelgesellschaft ist des- 
halb nur das Gesellschaftsvermögen aufzunehmen. Die Gesellschaft 
als solche hat weder die Pflicht noch in vielen Fällen überhaupt die 
Möglichkeit, das Privatvermögen und die Privatschulden ihrer Gesell- 
schafter zu inventarisieren und zu bewerten. 

Zu beachten ist aber, was regelmäßig übersehen wird, daß auch 
die Gesellschafter der offenen Handelsgesellschaft und die persönlich 
haftenden Gesellschafter der Kommanditgesellschaft ^) Eaufmanns- 
qualität besitzen und daß daher auch sie jeder für sich alljährlich Yer- 
mögensbilanzen aufstellen müssen. In diese Bilanzen haben sie neben 
ihrem Anteil an der Handelsgesellschaft auch ihr Privatvermögen und 
ihre Privatschulden einzusetzen. 

§ 39 HGB. sagt nicht, daß ,jeder Einzelkaufmann^^, sondern daß 
,Jeder Kaufmann^' eine Bilanz aufzustellen habe. Nun ist jeder der 
bezeichneten Handelsgesellschafter im Sinne des Gesetzes Kaufmann, 
also gilt für ihn die Bilanzierungspflicht genau ebenso, wie für den 
Einzelkaufmann. *) *) 

Das Gesetz verlangt also, daß jeder Kaufmann sein Privatver- 
mögen in die Bilanz aufzunehmen hat. Damit ist natürlich nicht 
gesagt, daß der Euizeluntemehmer eine solche Bilanz den Blicken 

1) Nach der Aoffagsmig mancher Juristen auch die Eommanditisten der 
einfachen EommanditgesellBchaft. 

2) A. M. das Reichsgericht (vgl. Entscheidungen in Strafsachen, Bd. 29 
S, 348 f.) und die Mehrzahl der juristischen Autoren. 

3) Bei der zweiten Beratung der Nürnberger Konferenz wurde von einem 
Mitgliede der Antrag gestellt, zu der allgemeinen Bilanzvorschrift noch folgenden 
Zusatz zu machen: 

„Für Handlungsgesellschafben kommen die vorstehenden Bestimmungen 
bei dem Beginne des Gheschäfts in bezug auf den Handlungsfonds und demnächst 
in bezug auf das gesellschafbliche Vermögen zur Anwendung. 

Jeder persönlich verantwortliche Gesellschafter ist daneben 
verpflichtet, für sich alljährlich einen gesonderten Abschluß über 
sein Gesamtvermögen zu machen." 

Dieser Vorschlag wurde anscheinend gar nicht diskutiert, sondern „im Hin- 
blick auf die Abwesenheit der kaufmännischen Herren Abgeordneten, bis zur 
dritten Lesung zurückgezogen". (Lutz, Bd. 3, S. 933.) In der dritten Lesung 
ging man dann auf diese Frage gar nicht ein. 

So ist eine solche ausdrückliche Bestimmung nicht in das Handelsgesetz- 
buch hineingekommen^ sie ist aber auch gar nicht nötig, denn die Verpflichtung 
des Handelsgesellschafters zur Bilanzziehung über sein ganzes Vermögen und 
alle seine Schulden ergibt sich schon aus den allgemeinen Vorschriften. 
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seines Buchhalters oder seiner sonstigen Angestellten preisgeben 
müsse. Es steht selbstverständlich nichts im Wege, daß der Unter- 
nehmer durch seine Angestellten eine Bilanz anfertigen läßt, die 
lediglich das Geschäftsvermögen und die Geschäfbsschulden umfaßt, 
und daß er dann selber unter Zuhilfenahme dieser Unterlagen eine 
Bilanz aufstellt, die das ganze Vermögen und aUe seine Schulden 
umfaßt. 1) 

Die Zweckmäßigkeitsfirage. Wohl zu unterscheiden von der 
Frage, ob das positive Recht die Einbeziehung des Privatvermögens 
in die Bilanz fordert, ist die weitere Frage, ob eine solche Bestim- 
mung zweckmäßig ist und ob es eventuell zu empfehlen wäre, sie aus 
dem Gesetz wieder zu entfernen. Auf diese Frage ist folgendes zu 
antworten: es ist jedenfalls eine unbedingte geschäftliche Notwendig- 
keit, daß eine lediglich das Unternehmen betreflfende Bilanz aufgestellt 
wird. Kein Geschäftsmann darf sich damit begnügen, lediglich über 
sein ganzes Vermögen und alle seine Schulden einen Überblick zu 
haben, für ihn besteht das dringende Bedürfnis, über die dem Ge- 
schäft gewidmete Yermögensmasse, über die im Geschäftsbetriebe ent- 
standenen Schulden und insbesondere über den geschäftlichen Erfolg 
spezielle Auskunft zu erhalten. Dazu nötigt ihn, um nur eines hervor- 
zuheben, auch schon die Steuergesetzgebung, denn fast überall wird 
verlangt, daß das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb gesondert an- 
gegeben wird. Deshalb wird denn auch überall dort, wo eine die ge- 
samten Yermögensverhältnisse umfassende Bilanz aufgestellt wird, 
regelmäßig über das Geschäftsvermögen imd die Geschäfbsschulden 
gesondert Buch geführt und eine besondere Geschäftsbilanz aufgestellt. 

Eine besondere Geschäftsbilanz ist also unter allen Umständen 
nötig; besteht daneben nun auch eine Notwendigkeit, das Privatver- 
mögen bilanzmäßig darzustellen V Sicherlich ist es durchaus wün- 
schenswert, daß jeder Geschäftsmann sich von Zeit zu Zeit auch 
Rechenschaft über seine gesamte Vermögenslage ablegt, denn bloße 
Berücksichtigung der Geschäftsbilanz unter Nichtbeachtung des Privat- 
vermögens und der Privatschulden kann unter Umständen ein 
völlig unzutreflFendes Bild von den finanziellen Verhältnissen des Be- 
treffenden geben und eventuell zu sehr gefährlichen Konsequenzen 
führen.*) Aber es ist m. E. nicht notwendig, daß auch diese erwei- 
terte Vermögensübersicht in Bilanzform erfolgen muß. Es spricht 

1) Nicht ganz korrekt wäre es dagegen, wenn in diese zweite Bilanz außer 
dem Privatvermögen und den Privatschulden nur der Saldo der Geschäftsbilanz 
aufgenommen würde. Ebenso wäre nicht ganz korrekt das , in der Zeitschr. f. 
Handelsw. u. Handelspr., 1. Jahrg., S. 42 f. gegebene Vorbild. Das Gesetz schreibt 
vor, daß „eine^^ das ganze Vermögen und alle Schulden umfassende Bilanz 
aufgestellt wird. 

2) Vgl. die von Schaer in der Deutschen Wirtschaftszeitung 1907 Sp. 102 
gegebenen Beispiele. 
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sogar manches dagegen: die für die Geschäftsbilanz entwickelten Be- 
wertungsgrundsätze lassen sich vielfach nicht auf die Gegenstände des 
Privatvermögens übertragen (man denke an die Gegenstände der 
Wohnungseinrichtung, besonders weun sie nach dem individuellen 
Geschmack des Eigentümers hergestellt sind) und auch sonst ergibt 
die Bewertung z. B. von Versicherungspolicen, Nutznießungsrechten 
u. dgl. große Schwierigkeiten. 

Mein Vorschlag de lege ferenda geht deshalb dahin: man be- 
schränke die Pflicht zur Bilanzziehung auf das Geschäftsvermögen 
und die Geschäftssehulden.^) Daneben verpflichte man aber ,jjeden 
Kaufmann" zu regelmäßiger Inventarisierung aller seiner nicht in der 
Geschäftsbilanz berücksichtigten Aktiva und Schulden.^) Dabei könnten 
Haushaltungsgegenstände, Wäsche, Kleidung u. dgl, wohl summarisch 
behandelt werden. Die nach der Zivilprozeßordnung unpfandbaren 
Gegenstände dürften ganz weggelassen werden. Eine Bewertung wäre 
nur „soweit angängig" vorzuschreiben.^) 

Fragen wir zum Schlüsse noch, wie sich die geschäftliche Praxis 
in dieser Frage verhält, so muß die Antwort wohl dahin lauten, daß 
im allgemeinen lediglich eine Geschäftsbilanz gezogen wird, daß der 
zurzeit geltenden gesetzlichen Bestimmung nicht vollauf genügt wird. 
Diesem wenig erfreulichen Zustand wird am besten dadurch ein Ende 
gemacht werden, daß man das Erfordernis einer Gesamtbilanz durch 
die vorstehend angegebenen Bestimmungen ablöst. 

Im folgenden lassen wir auch da, wo es sich um die Bilanzen 
von Einzelkaufleuten handelt, das Privatvermögen außer Betracht und 
beschränken unsere Betrachtungen auf die Geschäftsbilanzen. 

1) Es mag erwähnt werden, daß ein derartiger Vorschlag schon in früheren 
Gesetzentwürfen berücksichtigt ist. So wollte der württembergische Entwurf 
eines Handelsgesetzbuches (18S9) von der Regel, daß in das vorgeschriebene „Ver- 
mögensverzeichnis" alle Vermögensstücke aufzxmehmen seien (Art. 36) folgende 
Ausnahme machen: „Wenn dagegen ein Handelsgewerbe abgesondert von dem 
übrigen Vermögen und Erwerbe des Inhabers mit einem besonderen Handlungs- 
vermögen besonders betrieben wird; so ist allein dasjenige in das Tagebuch und 
Vermögensverzeichnis einzutragen, was sich auf diesen abgesonderten Verkehr 
und Vermögen bezieht." (Art. 88.) 

2) Der der Nürnberger Konferenz vorgelegte österreichische sog. revidierte 
Entwurf enthielt in seinem § 58 (Lutz, Beilagenband 1, S. 79) folgende Be- 
stimmung: 

„Jeder Handelsmann ist verpflichtet, jährlich den Aktiv- und Passivstand 
seines Geschäfts vergleichungs weise abzuschließen, d. h. die Bilanz zu ziehen. — 

Überdies ist jeder Handelsmann verpflichtet, jährlich ein von ihm zu unter- 
fertigendes vollständiges Verzeichnis über das nicht dem Handel gewidmete Ver- 
mögen aufzusetzen, aus welchem dessen ganzer Aktiv- und Passivstand in Haupt- 
rubriken nach dem wahrscheinüchen Werte ersichtUch ist." 

3) De lege ferenda halte ich daher das von Tasche in der Zeitschr. f. 
Handelsw. und Handelspr. 1. Jahrg., S. 42 f. gegebene Schema für sehr zweck- 
mäßig. 
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VI. Die Bilanz in den Stenergesetzen. 

Die Bedeutung, die die Bilanz für die Ermittlung des geschäft- 
lichen Reinertrages besitzt, hat dazu geführt, daß die Bilanz in vielen 
— nicht in allen ^) — neueren Steuergesetzen, insbesondere bei der 
Besteuerung des Einkommens, in gewissem Umfange als Grundlage 
anerkannt ist. 

Nur einige der wichtigsten Gesetze seien hier kurz zitiert: 
Für Preußen bestimmt § 13 des Einkommensteuergesetzes (in 
der Fassung vom 19. Juni 1906): 

„Als Einkommen ans Handel, Qewerbe xmd Bergbau gilt der Gescbäftsgewinn. 
Bei Stenerpflichtigen, welche Handelsbücher nach Vorschrift der § 38 ff. des HGB. 
fahren *), ist der Gewinn unter Beachtung der Vorschriften im § 7 xmd § 8 nach 
den Grundsätzen zu berechnen, wie solche für die Inventur und Bilanz durch das 
Handelsgesetzbuch vorgeschrieben sind und sonst dem Gebrauch eines ordentlichen 
Kaufmanns entsprechen. Insbesondere gilt dies einerseits von dem Zuwachse des 
Anlagekapitals und andererseits von den regelmäßigen jährlichen Abschreibungen, 
welche einer angemessenen Berücksichtigung der Wertverminderung entsprechen.*^ 

Das sächsische Einkommensteuergesetz vom 24. Juli 1900 ent- 
hält in seinem § 21 die folgende Bestimmung: 

„Bei Handel- und Gewerbetreibenden, welche den Vorschriften des Handels- 
gesetzbuches entsprechende Bücher führen, ist der Beinge^inn nach den Grund- 
sätzen zu berechnen, wie solche für die Inventur und Bilanz durch das Handels- 
gesetzbuch bestimmt sind und sonst dem Gebrauch eines ordentlichen Kauf- 
manns entsprechen. Insbesondere gilt dies einerseits von dem Zuwachse des 
Anlagekapitals und andererseits von den regelmäßigen jährlichen Abschreibungen, 
soweit sich solche als eine angemessene Berücksichtigung der Wertsverminderung 
darstellen." 

Ganz ähnlich heißt es in Art. 13 des württembergischen Ge- 
setzes betr. die Einkommensteuer vom 8. August 1903: 

„Führen Handel- oder Gewerbetreibende Bücher, deren Inhalt den Vor- 
schriften des Handelsgesetzbuches über Handelsbücher entspricht, so ist der ge- 
werbliche Reingewinn unter Berücksichtigung des Art. 9 E Ziff. 1 — 4 und der 
Ziff. 2 und 3 des vorigen Absatzes nach den Grundsätzen zu berechnen, wie 
solche für die Inventur und Bilanz durch das Handelsgesetzbuch vorgeschrieben 
sind und sonst dem Gebrauch eines ordentlichen Kaufmanns entsprechen. Ins- 
besondere gilt dies einerseits von dem Zuwachs des Anlagekapitals und anderer- 
seits von den regelmäßigen jährlichen Abschreibungen, welche einer angemesse- 
nen Berücksichtigung der Wertsverminderungen entsprechen sollen." 

Erwähnung verdient in diesem Zusammenhang auch folgende Be- 
stimmung aus Art. 12 des württembergischen Einkommensteuergesetzes: 

„Werden von einem Steuerpflichtigen über den Betrieb der Landwirt- 
schaft auf eigenem oder gepachtetem Grundbesitz geordnete, den Eeinertrag 

1) So kennt das oldenburgische Einkommensteuergesetz vom 12. Mai 
1906 für die Berechnung des Einkommens aus Handel und Gewerbe nicht die 
Berechnung auf Grund der Bilanz, sondern nur auf Grund der Gejgenüberstellung 
von Einnahmen und Ausgaben. 

2) Maßgebend ist also, ob solche Bücher tatsächlich geführt werden, 
nicht lediglich ob eine Verpflichtung zu ihrer Führung besteht. 
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nach landwirtschaftlichen Grundsätzen nachweisende Bücher geführt, welche den 
Bestand, die Veränderungen und den vorhandenen Wert des gesamten landwirt- 
schaftHchen Betriebskapitals (lebendes und totes Inventar, samt den Vorräten, 
Wirtschaftserzeugnissen und Eassenbeständen) ersichtlich machen, so ist ihm ge* 
stattet, seiner Berechnung des Beinertrags den Abschluß dieser Bücher unter 
Berücksichtigung des Art. 9 11 Ziff. 1 — 4 und der Ziff. 7 — 9 des vorigen Absatzes 
zugrunde zu legen, so daß eine am Schlüsse des Wirtschaftsjahres gegenüber 
dem Stande am Anfang des Wirtschaftsjahres eingetretene Vermehrung des Be- 
triebskapitals, soweit sie aus dem Wirtschaftsbetrieb selbst herrührt, in Einnahme 
zu stellen, eine Verminderung dagegen, soweit sie nicht durch Herausziehung 
von Vermögenswerten aus dem Wirtschaftsvermögen verursacht worden, abzu- 
rechnen ist; im übrigen bleiben für die Berechnung des steuerbaren Eeinertrages 
aus dem landwirtschaftlich benutzten Grundbesitz die Vorschriften des vorigen 
Absatzes und des Art. 9, insbesondere hinsichtlich der zulässigen jährlichen Ab- 
setzungen für Abnutzung an Gebäuden und sonstigen Anlagen die Vorschrift 
unter I Ziff. 2 daselbst maßgebend. Ist mit dem Betriebe der Land- und Forst- 
wirtschaft ein Unternehmen verbunden, das nur ein Nebengewerbe des land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebes darstellt, so kommen, wenn der Unternehmer 
Bücher führt, deren Inhalt den Vorschriften des Handelsgesetzbuches über 
Handelsbücher entspricht, für die Berechnung des Beingewinnes aus diesem 
Nebengewerbe die Vorschriften des Art. 18 Abs. 2 zu entsprechender Anwendung.^' 

Während das preußische, sächsische und württembergische Ein- 
kommensteuergesetz die Bilanz als Grundlage der Besteuerung nur 
bei den Gewerbetreibenden anerkennen, die tatsächlich Bücher nach 
den Vorschriften des Handelsgesetzbuches führen, bestimmt Art. 17, 
des sachsen-gothaischen Gesetzes, betr. die Einkommensteuer vom 
12. März 1902 ganz generell: . 

„Das Einkommen aus Handel und Gewerbe^ einschließlich des Bergbaues, 
ist unter Berücksichtigung der Bestimmungen unter Art. 9 und 10 nach den 
Grundsätzen zu berechnen, wie solche für die Inventur und Bilanz durch das 
Handelsgesetzbuch vorgeschrieben sind und sonst dem Gebrauch eines ordent- 
lichen Geschäftsmannes entsprechen — — — ". 

Das badische Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
28. September 1906 betrachtet die Bilanzen nicht als regelmäßige 
Besteuerungsgrundlage. Es läßt die Berechnung des Einkommens auf 
Grundlage der Bilanz zwar zu, betrachtet den bilanzmäßigen Rein- 
gewinn aber nur als untere Grenze. Art. 12 besagt: 

„Das Einkommen aus gewerblichen Unternehmungen, die Geschäftsbücher 
führen, ist jedenfalls nicht niedriger zu bemessen, als sich solches nach den für 
das maßgebende Jahr aufgestellten Inventuren und Bilanzen einschließlich der 
Gewinn- und Verlustrechnungen berechnet." 

Auch für die Vermögensbesteuerung soUen die Zahlen der Bilanz 
nur als untere Grenze in Betracht gezogen werden. § 53 des Ver- 
mögenssteuergesetzes vom 28. September 1906 besagt: 

„Der zu ermittelnde Yermögenssteuerwert des Betriebskapitals besteht in 

dessen laufendem Werte. Als laufender Wert gilt der Verkaufswert, den 

die Betriebskapitalien xmter der Voraussetzung haben, daß die gesamte gewerb- 
liche Unternehmung unter normalen Verkaufsverhältnissen und zum Fortbetriebe 
verkauft würde. 
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Bei gewerblichen Unternehmungen, die Geschäftsbücher führen, ist 

der laufende Wert des steuerbaren gewerblichen Vermögens jedenfalls nicht 
niedriger zu bemessen, als er sich nach dieser Inventur und Bilanz berechnet.^* 

Österreich kennt die Bilanz als Besteuerungsgrundlage nur für 
die „der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen". 
Hierhin gehören aber nicht nur diejenigen Unternehmungen, die ihre 
Bilanzen veröffentlichen müssen, sondern der Kreis ist sehr viel weiter 
gezogen.^) Für diese Unternehmungen nun bestimmt das Gesetz betr. 
die direkten Personaisteuern: 

§ 92. Die Grundlage zur Bemessung der Erwerbsteuer nach diesem Haupt- 
fltücke bildet in der Regel der in dem letzten dem Steuerjahre vorausgegangenen 
Oeschäftsjahre erzielte Beinertrag der steuerpflichtigen Unternehmungen, mag 
derselbe durch eigenen Betrieb oder durch Verpachtung derselben gewonnen 
worden. 

§ 93. Den Reinertrag bilden, vorbehaltlich der Bestimmungen der §§ 94 
bis 99, die bilanzmäßigen Überschüsse, ohne Unterschied^ ob dieselben als Zinsen, 
Dividenden, Tantiemen oder unter welchem Namen und nach welchem Maßstabe 
immer zur Yerteilxmg gelangen, in Reservefonde hinterlegt, auf künftige Rech- 
nung vorgetragen oder in anderer Weise verwendet werden. 

Dagegen haben alle Steuerpflichtigen unter Umständen einen 
Anspruch darauf daß auf ihren Wunsch ihre Geschäftsbücher ein- 
gesehen werden. Das Gesetz betr. die direkten Personalsteuern be- 
stimmt: 

§ 272. Die Einsicht in die Geschäftsbücher des Steuerpflichtigeo hat statt- 
zufinden, wenn der Steuerpflichtige dieselbe anbietet und die bemessende Be- 
hörde oder Kommission seine Angabe nicht ohne Einsichtnahme in die Geschäfts- 
bücher glaubwürdig erachtet. Der Steuerpflichtige hat die Tatsache, deren 
Beweis durch die Einsicht der Bücher erbracht werden soll, genau zu bezeichnen, 
widrigenfalls sein Anerbieten nicht berücksichtigt zu werden braucht. 

Die Berücksichtigung der Bilanzen in den Steuergesetzen hat die 
erfreuliche Folge gehabt, daß sowohl die juristische Literatur als auch 
die Steuerbehörden und die Verwaltungsgerichte (allen voran das 
preußische Oberverwaltungsgericht ^) sich intensiv mit den Fragen des 
Bilanzwesens beschäftigt haben imd daß dadurch die vdssenschafUiche 
Behandlung dieser Fragen sehr gefördert ist. 

Es sei jedoch ausdrücklich folgendes hervorgehoben: Wie auch 
die angeführten Gesetzesstellen zeigen, hat die Steuergesetzgebimg 
nirgends irgendwelche Unternehmungen zur Bilanzziehung verpflichtet. 
Sie knüpft vielmehr überall an die Fälle au, in denen das Handels- 
gesetzbuch eine solche Verpflichtung statuiert hat (oder in denen 



1) Nach § 88 des Gesetzes betr. die direkten Personaisteuern gehören hier- 
her: Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gewerk- 
schafben, Yersicherungsunternehmungen einschließlich der wechselseitigen Ver- 
sicherungsanstalten, öffentliche Kreditinstitute, Staatseisenbahnen^ Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, Sparkassen und gewisse öffentliche Vorschußkassen. 

2) Vgl. die Entscheidungen des preußischen Oberverwaltungsgerichts in 
Staatssteuersachen. 
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freiwillig Bilanzen aufgestellt werden). Ebensowenig enthalten die 
Steuergesetze irgendwelche materielle Vorschriften für die Aufstellung 
der Bilanzen, auch in dieser Hinsicht kommen lediglich die handels- 
rechtlichen Normen in Betracht. 

Andererseits erkennen die Steuergesetze den Reinertrag, wie er 
nach einer den Vorschriften des Handelsgesetzbuches entsprechenden 
Bilanz ermittelt ist, meist nicht ohne weiteres als fQr die Besteue- 
rung maßgebend an, sondern sie machen in dieser Hinsicht, z. B. be- 
züglich Berücksichtigung von Abschreibungen vielfach gewisse Vor- 
behalte. So kommt also die steuerliche Berechnung des Geschäfts- 
erfolges, auch wenn sie von der Bilanz ausgeht, nicht immer zu 
gleichen Resultaten wie die geschäftliche Rechnung. Das mag wenig- 
stens kurz hervorgehoben werden, wenn auch die Abweichungen im 
einzelnen hier nicht näher dargestellt werden soUen.^) 



Drittes Kapitel. 

Das Verhältnis der Bilanz znr Buchlialtung 

und zum Inventar. 

I. Bilanz und BucUialtang. 

Die Buchführung als Grundlage der Bilanz. Wenn es 
sich bei den Aktiven und bei den Schulden um größere vielgestaltige 
Komplexe handelt und man infolgedessen die einzelnen Posten nicht 
aUe aus dem Gedächtnis richtig angeben kann, so muß für die Zwecke 
der BilanzaufsteUung zunächst das Quantum der fraglichen Objekte 
besonders festgestellt werden. Bei manchen Aktiven, z. B. den im 
Eigentum des Unternehmens stehenden körperlichen Sachen kann das 
meist durch Zählen, Messen, Wägen usw. geschehen, bei anderen da- 
gegen, so vor allem bei den Forderungen und Schulden ist dieser 
Weg nicht gangbar; in solchen FäUen müssen andere Unterlagen ge- 
sucht werden, und das sind regelmäßig die schriftlichen Notizen, die 
laufend über die geschäftlichen Vorgänge gemacht werden, jene An- 
schreibungen, die man Buchhaltung und Buchführung^) nennt, wenn 

1) Vgl. dazu B. Fuisting, Kommentar zum Einkommensteuergesetze. 7. Aufl. 
Berlin 1907, bes. zu § 13; ders., Grundzüge der Steuerlehre. Berlin 1902. S. 138ff; 
Simon, Staatseinkommensteuer; Maatz, Bilanz, bes. S. 96 ff.; ders. in Holdheims 
Monatsschrift 1903 S. 113 ff.; Fischer, Grundlagen S. 6ff.; Schiff, S. 148 ff.; 
femer: Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im preußischen 
Staate; für Österreich: Reisch-Kreibig. 

2) In der Buchhaltungsliteratur wird gelegentlich ein Unterschied zwischen 
Buchführung und Buchhaltung gemacht. Einen solchen Unterschied kennen in- 
dessen Praxis und Sprachgebrauch nicht. In diesem Buche werden die beiden 
Ausdrücke als synonym gebraucht. 
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sie einen gewissen systematischen Charakter annehmen. Sind solche 
Buchungen nicht regelmäßig vorgenommen worden, so wird man sich 
— so gut es geht — die fraglichen Daten aus der Korrespondenz, 
den Kassenbelegen und ähnlichem Material zusammensuchen müssen. 
In den Unternehmungen, für die Bilanzen aufgestellt werden, 
liegt aber regelmäßig eine Buchhaltung vor, zumal das Gesetz diese 
in demselben Umfang wie die Bilanzaufstellung vorschreibt. § 38 HGrB. 
bestimmt: 

Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen 
seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen. 

Abhängigkeit der Bilanz von der Buchführung. Daß eine 
systematische Verbuchung geschäftlicher Vorgänge für die Bilanz eine 
sehr wesentliche Grundlage sein kann und regelmäßig ist, steht außer 
Zweifel imd braucht nicht weiter erörtert zu werden. Dagegen müssen 
wir uns noch mit der Frage beschäftigen, ob eine systematische Buch- 
führung oder gar ein bestimmtes System der Buchführung unter allen 
Umständen rechtlich oder tatsächlich die notwendige Voraussetzung 
einer Bilanzaufstellung ist, ob eine richtige Bilanz lediglich als Glied 
eines bestimmten Buchführungssystems möglich ist und ohne solche 
Grundlage gar nicht gedacht werden kann. Eine solche Abhängigkeit 
der Bilanz von der Buchführung^) wird nämlich fast immer von den- 
jenigen, die das Bilanzwesen literarisch behandelt haben, behauptet. 

So sagt Simon in dem Vorwort zur ersten Auflage seines Buches 
über Bilanzen: [die Bilanz] „ist ein integrierender Teil der kaufmänni- 
schen Buchführung und kann nur im Zusammenhange derselben richtig 
verstanden werden. — Von diesen Gesichtspunkten aus bin ich an 
die Arbeit herangetreten. Ich habe die Bilanz auf Grund der Buch- 
führung — klarzustellen versucht."^) 

Behm bemerkt im Vorwort seines großen Werkes über Bilanzen: 
„Alle Ausführungen gipfeln in der Erkenntnis, daß diejenige Auslegung 
der Bilanzrechtssätze der Wahrheit am nächsten kommt, welche das 



1) In der Literatur versteht man unter Buchhaltung bald nur die laufende 
Registrierung geschäftlicher Vorgänge, bald sowohl diese laufenden Anschrei- 
bungen als auch die periodisch wiederkehrende Aufstellung einer Bilanz. Oft 
wird auf einer und derselben Seite dasselbe Wort ohne jeden weiteren Zusatz 
sowohl in dem einen als in dem anderen Sinne verwendet. Es sei deshalb aus- 
drücklich bemerkt, daß in dieser Schrift die Bezeichnung Buchhaltung oder 
Buchführung in dem engeren Sinne, also zur Bezeichnung der laufenden Registrie- 
rung geschäftlicher Vorgänge gebraucht wird. Sehr störend ist es, daß auch die 
Gresetze und die Rechtsprechung die Bezeichnung „Handelsbücher'* bald in einem 
weiteren, bald in einem engeren Sinne gebrauchen, vgl. z. B. das S. 16 Anm. 1 
Gresagte. Bei einer Neuredaktion des Handelsgesetzbuches muß diese Unklarheit 
unbedingt beseitigt werden. 

2) Ähnlich Bilanzen S. 58. 
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Wesen derselben in erster Linie nicht wirtschaftlich oder gar juristisch^ 
sondern buchfühningstechnisch zu erklären sucht."*) 

Noch weiter gehtParagi, der*) erklärt: „II ne peut etre question 
de bilan que dans un Systeme de comptabilite en partie double, car 
c'est dans ce Systeme seulement qu'il peut presenter le caract^re de 
balance comme le veut Tethymologie (bilan) de son nom". 

Fischer behauptet®), die Bilanz sei „nicht die allgemein übliche, 
sondern die spezifische Yermögensauf Stellung der doppelten Buchführung". 

Der in diesen Zitaten*) wiedergegebenen Auffassung möchte ich 
auf das Entschiedenste widersprechen, und zwar mit folgenden Ai^u- 
menten: 

1. Es kann gar keine Bede davon sein, daß die Bilanz begrifflich 
nur aus der Buchführung (das Wort jetzt immer in dem engeren Sinne 
verstanden) zu erklären sei. Im ersten Kapitel dieses Buches ist Be- 
griff und Wesen der Bilanz dargelegt worden, ohne daß irgendwie auf 
laufende Anschreibungen Bezug genommen wurde. 

2. Es kann auch keine Bede davon sein, daß die Bilanz tatsächlich 
immer auf der Buchhaltung basiert. Man braucht nur an die Eröffiiungs- 
bilanz zu denken, um sofort zu sehen, daß die Aufstellung einer Bilanz 
auch ohne die Grundlage einer systematischen Buchhaltung möglich 
ist. Selbstverständlich wird beispielsweise im KonkursfaUe eine Bilanz 
auch dann aufgestellt, wenn der Gemeinschuldner ordentliche Bücher 
überhaupt nicht geführt oder wenn er sie vernichtet hat 

1) Dagegen erklärt er in Holdheims Monatsschrift Bd. 13 S. 174: ,,In Wahr- 
heit beschäftigt sich die positive Bilanzgesetzgebung — — in keinem einzigen 
ihrer Bechtssätze mit der Bilanz als Bestandteil des Eontensjstems, als Konten- 
abschluß. Nicht als Abschluß der Jahresrechnnng, sondern als Abschluß d. h. 
Auszug des Inventars betrachtet der Gesetzgeber die Bilanz. — — Die Bilanz 

des Handelsgesetzbuchs ist nicht identisch mit dem Bilanzkonto. Auch 

von den Einzelvorschriften, welche das HGB. über die Bilanz enthält, beschäftigt 

sich keine mit der Bilanz als Bestandteil des Buchführungsmechanismus. 

Bei solchem Standpunkt der Gesetzgebung — einem Standpunkt, wie er übrigen» 
nur dem Wesen der Bilanz entspricht; denn ihre Bedeutung liegt in ihrem In- 
halt, nicht in ihrer Form — ist es selbstverständlich, daß es zur Darstellung des 
rechtlichen Wesens der Bilanz^ zur Erklärung der rechtlichen Seite der Bilanz 
nicht notwendig sein kann, die Elemente des Buchfuhrungs verfahren» 
vorauszuschicken.'' Das alles ist völlig zutreffend, aber jene frühere Ausfahrung 
des Vorworts muß scharf bekämpft werden. 

2) S. 33. 

3) Allerdings erst im zweiten Teil auf S. 301. Bis dahin supponiert er das 
stillschweigend. 

4) Ganz ähnlich drücken sich auch die meisten anderen deutschen und aus- 
ländischen Autoren aus (besonders scharf Reisch in Holdheims Monatsschrift 
Bd. 13 S. 34ff.)^ und demgemäß beginnen die meisten mit ausführlichen Dar- 
legungen über Buchhaltungstechnik (am meisten Reisch-Ereibig) oder flechten 
solche im Verlauf der Darstellung ein. Eine Ausnahme macht Robert Stern^ 
der in seiner kleinen Schrift ,,Die kaufmännische Bilanz^^ (Leipzig 1907) die 
Bilanzen ohne buchführungstechnische Grundlagen darstellt. 
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Erst recht ist es irrig zu behaupten; daß eine Bilanz nur auf Grund 
einer kaufmännischen Buchführung aufgestellt werden könne. Die 
Möglichkeit einer Bilanzaufstellung ist auch bei keinem anderen Buch- 
haltungssystem ausgeschlossen. Auch bei Unternehmungen , fär die 
z. B. kameralistische Buchführung eingeführt ist, können Bilanzen auf- 
gestellt werden^ und tatsächlich geschieht das ja auch gelegentlich.^) 
Die Arbeit der Bilanzaufstellung wird in solchen Fällen vielfach eine 
größere sein^ weil manche Daten^ die in der kaufmännischen Buch- 
führung vorhanden sind, hier erst auf anderem Wege beschafft werden 
müssen, aber möglich ist eine Bilanz jedenfalls auch hier, und wenn 
man für zwei Unternehmungen mit gleicher Zusammensetzung des Ver- 
mögens und der Schulden, von denen die eine kaufmännische, die 
andere kameralistische Buchführung besitzt^ nach den gleichen Grund- 
sätzen Bilanzen aufstellt, so sieht die eine Bilanz genau so aus wie 
die andere. 

Nur der Vollständigkeit halber braucht nach dem Gesagten her- 
vorgehoben zu werden, daß selbstverständlich auch nicht ein bestimmtes 
System der kaufmännischen Buchführung, wie die doppelte Buchführung, 
die Voraussetzung für die Aufstellung einer Bilanz ist. Wäre das der 
Fall, so würden die meisten vom Gesetz zur Bilanzziehung 
Verpflichteten gar nicht dazu in der Lage sein^ denn nur ein 
kleiner Teil der Verpflichteten dürfte die doppelte Buchführung an- 
wenden. 

3. Endlich ist es auch nicht richtig, daß das Gesetz die Bilanz 
als Bücherabschluß betrachtet, d. h. eine von der Buchführung ab- 
hängige Bilanz fordert. Auch hier braucht man nur wieder auf die 
Eröffnungsbilanz zu verweisen, um die Unrichtigkeit jener Meinung 
darzutun. Von den Eröffnungsbilanzen unterscheiden sich aber die 
Schlußbilanzen prinzipiell in keinem Punkte. Überdies fordert das 
Handelsgesetzbuch in § 39 ausdrücklich als Grundlage der Bilanz nicht 
die Buchführung, sondern das Inventar.^) 

Die weite Verbreitung jener Auffassung, daß die Bilanz lediglich 
ein Bestandteil bestimmter kaufmännischer Buchführungssysteme sei 
und sein könne, läßt sich wohl überhaupt nur daraus erklären, daß 
bisher in der Literatur vorzugsweise die Bilanzen der Aktiengesell- 

1) Das hat z. B. die Münchener Stadtverwaltung getan. Ygl. die auf Grund 
der kameralistisch geführten Bücher im Auftra^^e des Stadtnaagistrats München 
von Dr. Siegmund Sulzberger bearbeiteten Jahresabschlüsse gemeindlicher Be- 
triebe der Stadt München für 1905 und die Bemerkungen dazu in Nr. 2/S der 
Mitteilungen der Zentralstelle des deutschen Städtetages vom 10. Juni 1907. Sp. 60. 

2) Leitner unterscheidet (Buchhaltung S. 20) richtig zwischen der vom 
Gesetz geforderten Bilanz und dem Bilanzkonto der doppelten Buchführung. Er 
nennt die erstere : Inventarbilanz. Auch Ernst Jäger hat in mehreren seiner 
kleinen Schriften gelegentlich den Unterschied zwischen Bilanz und Bilanzkonto 
betont. Vgl. femer die S. 80 Anm. 1 wiedergegebene Äußerung von Behm. 
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Schäften behandelt wurden und daß man annahm^ für die Aktiengesell- 
schaften sei die doppelte Buchführung gesetzlich vorgeschrieben.^) 
Diese Auffassung ist^ wie gleich hier bemerkt werden mag, irrig. Das 
Gesetz schreibt an keiner Stelle den Aktiengesellschaften doppelte 
Buchhaltung vor und sicherlich hat ihm eine solche Absicht auch 
völlig ferngelegen. Jene Bestimmungen, aus denen das Vorhandensein 
einer solchen Verpflichtung indirekt geschlossen wird, so insbesondere 
die Erwähnung einer obligatorischen Gewinn- und Verlustrechnung bei 
der Aktiengesellschaft, führen durchaus nicht zu dem Schluß, daß 
deswegen doppelte Buchführung notwendig ist. Eine Gewinn- und 
Verlustrechnung beispielsweise läßt sich auch auf andere Weise ge- 
winnen.*)') 

Ich habe mich gegen die Meinung, daß die Bilanz in Abhängigkeit 
von gewissen Buchhaltungssystemen stehe, etwas ausführlicher gewendet, 
weil ich die Erklärung des Wesens der Bilanz durch eine bestimmte 
Buchhaltungstechnik für irreführend und praktisch für äußerst schäd- 
lich halte. 

Das weitgehende Hineinziehen buchhaltungstechnischer Fragen in 
die literarische Behandlung des Bilanzwesens verwirrt — wie manche 
abschreckenden Beispiele zeigen — diese Probleme mehr als es sie 
klärt. Es birgt außerdem die Gefahr in sich, daß eine unberechtigte 
Unterschätzung der Anpassungsfähigkeit der doppelten Buchführung 
ohne weiteres zu der ebenfalls unrichtigen Folgerung führt, daß ge- 
wisse finanzielle Verhältnisse sich in der Bilanz überhaupt nicht zur 
Darstellung bringen ließen. Wir werden später derartige Beispiele 
kennen lernen.^) Weiter wird durch die Annahme einer Abhängigkeit 
der Bilanz von der kaufmännischen Buchführung der praktisch schäd- 
liche Eindruck erweckt, als ob bei Unternehmungen, die einer kauf- 
männischen Buchführung entbehren — z. B. staatlichen und kommu- 
nalen Betrieben — die Aufstellung einer Bilanz ohne weiteres un- 
möglich wäre. 



1) Vgl. Simon, S. 73; Rehm, S. 156 ff. 

'2) Ebenso Schmalenbach, Bedarf die Aktiengesellschaft der doppelten 
Buchführung? in Zeitschr f. handelswiss. Forschung. Bd. 1, S. 41 ff. 

8) Auch wenn aber jene Auffassung, daß die Aktiengesellschaften zu doppelter 
Buchhaltung verpflichtet wären, zuträfe, würde durch die Heranziehung dieses 
Buchhaltungssystems doch höchstens immer nur die Bilanz der Aktiengesell- 
schaften, nicht die Bilanz im allgemeinen, auch nicht die in § 39 vorgeschriebene 
Bilanz erklärt werden können. Aber auch zur Erläuterung der Aktiengesell- 
schaftsbilanz wäre sie selbst dann nicht nötig, denn es gibt nicht eine einzige 
Abweichung der Bilanz der Aktiengesellschaft von der Bilanz des Einzelkauf- 
manns, die ihren Ursprung lediglich in Besonderheiten der doppelten Buch- 
führung hätte. 

4) Z. B. bei Besprechung der schwebenden Engagements und der Bewertung 
von Erfindungen, die im eigenen Betriebe ohne Kostenaufwand gemacht sind. 
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_-_ * 

In dieser Schrift soll deshalb das Wesen derBilanz grund- 
sätzlich ohne Hereinziehen bestimmter Buchhaltungstech- 
niken erläutert werden.^) 

Damit soll selbstverständlich nicht verkannt werden, daß die 
konkreten Bilanzen der privaten Unternehmungen vielfach in orga- 
nischem Zusammenhang mit dem gewählten Buchhaltungssystem stehen, 
daß manche formale Einzelheiten konkreter Bilanzen nur durch die 
in dem Unternehmen angewendete Buchungsmethode ihre Erklärung 
finden. In solchen Fällen werden auch wir natürlich auf diesen Faktor 
hinweisen, aber das ändert nichts an dem Grundsatze, daß prinzipiell 
die Bilanz unabhängig von irgendwelchen Buchhaltungssystemen ist.^) 

IL Bilanz und Inventar. 

Auch eine sorgfältige Buchführung wird in vielen Fällen wegen 
der Eigenart des fraglichen Betriebes, insbesondere bei industriellen 
Unternehmungen, nicht in der Lage sein, anzugeben, wie hoch in einem 
bestimmten Moment beispielsweise die Vorräte an Rohmaterialien, 
Halb- und Fertigfabrikaten sind. Wo diese Schwierigkeit besteht, 
da kann die Bilanz gar nicht lediglich auf die Buchhaltung basiert 
werden, sondern es muß daneben noch eine Feststellung dieser Bestände 
erfolgen. Will man sich nicht bloß auf oberflächliche Schätzungen 
beschränken, so müssen die Bestände gezählt, gewogen usw. werden, 
womit dann regelmäßig eine Niederschrift des Ergebnisses, die Auf- 
stellung eines Inventars^) verbunden wird. Auch solche Inventare 
sind für alle Unternehmungen, denen die Aufstellung von Bilanzen 
obliegt, gesetzlich vorgeschrieben, wie der schon zitierte § 39 H6B. 
ergibt. 

Ein vollständiges, nach der Vorschrift des Gesetzes aufgestelltes 
Inventar, d. h. ein Verzeichnis aller Vermögensstücke und Schulden 
mit Angabe ihres Wertes unterscheidet sich daher von der Bilanz — 

1) In ähnlichem Sinne spricht sich auch der Bericht des Brektors der Frank- 
furter Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften für das 5. und 6. Studien- 
jahr (Jena 1908) aus. Es heißt dort S. 67 : „[Ein Autor ist] in der tJberwertung 
der Buchhaltungstechnik so weit gegangen, ein umfangreiches Werif auf dem Satze 
aufzubauen, daß bei Fragen über Wesen und rechtliche Natur von Bilanzposten 
der Buchhaltungstechnik vor wirtschaftlichen oder gar juristischen Argumenten 
die erste entscheidende Stimme gebühre. An unserer Akademie dagegen wird 
in Buchhaltungs- und Bilanz&agen der Satz zugrunde gelegt, daß das Wesen 
der Sache über der einkleidenden Form stehe/^ 

2) Anders müßte man natürlich vorgehen, wenn man sich die Aufgabe stellte, 
zu zeigen, wie die Bilanz sich auf Grund bestimmter Buchhaltungssysteme ent- 
wickeln läßt, resp. wie man die Buchführung einzurichten hat, um möglichst 
leicht eine möglichst übersichtliche Bilanz auf ihrer Grundlage aufstellen zu 
können. 

3) Unter Inventur versteht man die Tätigkeit des Aufsteilens eines solchen 
YerzeichnisBes, unter Inventar dieses Yerzeichnis selbst. 

P»8tow, Bilazuten. 3 
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abgesehen von der anderen Anordnung und Gliederung und abgesehen 
davon, daß das Inventar das Reinvermögen nicht angibt — regel- 
mäßig nur durch seine größere Ausführlichkeit. Das Inventar ver- 
zeichnet die Vermögensstücke und Schulden mehr im einzelnen, die 
Bilanz faßt sie zu größeren Gruppen zusammen. 

Die Bedeutung einer solchen Bestandsaufnahme ist nach dem Ge- 
sagten eine verschiedene. Liegt eine Buchhaltung vor und enthält 
diese schon die fraglichen Angaben, so dient das Inventar — soweit 
es nicht aus den Büchern abgeschrieben ist^) — nur als Kontrolle der 
Bücher. Enthält die Buchführung nicht alle erforderlichen Angaben, 
so ist die Inventaraufnahme insoweit eine notwendige Ergänzung 
der Buchführung. 

Eine gesonderte Bestandsaufnahme ist also, soweit nicht die Bücher 
alle gewünschten Angaben enthalten, eine notwendige Voraussetzung 
der Bilanzaufstellung, dagegen wäre ein besonderes Inventar nicht an 
sich notwendig, da man die gefundenen Werte ja auch direkt in die 
Bilanz einsetzen könnte. Das Gesetz schreibt aber, wie wir sahen, eine 
Zweiteilung der Vermögensaufstellung vor, imd wie der Wortlaut de» 
§ 39 ergibt, sieht es in der Bilanz ein verkürztes Inventar.^ Das 
Inventar ist danach im Sinne des Gesetzes die eigentliche Grundlage 
der Bilanz. 

Viertes Kapitel. 

Ausführliclikeit und aüedenrng der Büanz. 

Allgemeines. Der Einblick, den die Bilanz in die Vermögens- 
verhältnisse eines Unternehmens zu gewähren vermag, ist natürlich 
desto größer, je ausführlicher gehalten und je klarer gegliedert') die 
Bilanz ist. Wir haben deshalb zunächst zu prüfen, welche Gesichts- 
punkte für die Beurteilung der Bilanzen in dieser Hinsicht in erster 
Linie in Betracht kommen, und wie weit die Praxis bei der Auf- 
stellung der Bilanzen auf Ausführlichkeit, Klarheit und Durchsichtig- 
keit Rücksicht nimmt. 

Man könnte vielleicht meinen, daß in der Praxis für die einzel- 
nen Erwerbszweige sich feststehende Grundsätze, gewisse Bilanz- 
schemata, herausgebildet hätten, die allgemein angewendet würden; das 
trifft aber nicht zu. In diesem Punkte herrscht, wie bei so vielen 

1) Bei manchen Posten ist das fast selbstverständlich, so z. B. bei den 
Forderungen und Schulden. 

2) Da die Crrundsätze, die für die Aufstellung und Bewertung des Inventars 
gelten, dieselben sind wie die für die Bilanz maßgebenden, so brauchen wir auf 
Einzelheiten des Inventars nicht näher einzugehen. 

3) Sehr treffend weist darauf z. B. die anonyme kleine Schrift Gapitaux fixes^ 
Capitaux circalants. ißtude äconomique des bilans. Macon 1907 hin. 
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anderen Fragen des Bilanzwesens, eine außerordentliche Willkür. Je 
nachdem, ob die Bilanz nur für den Unternehmer selbst bestimmt 
ist, oder ob sie auch seinen Kreditgebern Torgelegt wird, oder ob sie 
gar für die ÖflFentlichkeit bestimmt ist, wird sie in ganz anderer 
Weise aufgestellt. Gerade in dem letzteren Falle wird die Gliederung 
vielfach möglichst wenig weit durchgeführt in der Absicht, den Ein- 
blick in die finanziellen Verhältnisse des Unternehmens nach Möglich- 
keit zu erschweren, und bisweilen wird von Jahr zu Jahr mit der Art 
der Zusammenfassimg gewechselt, um auch einen Vergleich mit frühe- 
ren Bilanzen möglichst zu erschweren. 

Auch das Gesetz gibt in dieser Richtung keine allgemeinen Vor- 
schriften. Man hat sogar gemeint^), daß nach der Bestimmung des 
Gesetzes die Bilanz nur aus drei Posten zu bestehen habe: Summe 
des Wertes der Aktiven, Summe des Wertes der Schulden und Betrag 
des Reinvermögens. Zur Begründung wird angeführt, daß das Handels- 
gesetzbuch die Bilanz ausdrücklich als Abschluß des Inventars be- 
zeichne, und daß das Inventar eben in dieser Weise abgeschlossen 
werde. Diese Auffassung kann nicht gebilligt werden. Wohl ist es 
richtig, daß die Bilanz im Handelsgesetzbuch als Abschluß des In- 
ventars betrachtet wird, aber weder aus dem Wortlaut des Gesetzes, 
noch aus der Natur der Sache, noch aus der Bedeutung des Wortes 
ergibt sich, daß dieser Abschluß nur aus drei ZiflFem bestehen darf 
oder soll. Die Praxis unterscheidet das Inventar von der Bilanz da- 
durch, daß das erstere die einzelnen Vermögensgegenstände imd 
Schulden gesondert und ausführlich aufzählt, während die Bilanz die 
betreffenden Gegenstände zu Gruppen zusammenzieht und dadurch die 
Zusammenstellung übersichtlicher macht.^) In diesem Sinne, als eine 
übersichtliche Zusammenfassung der Ergebnisse des Inventars hat das 
Gesetz den Ausdruck Bilanz vorgefunden, und in diesem Sinne hat es 
ihn zweifellos auch gebrauchen wollen. Jedenfalls ist kein Grund 
sichtbar oder denkbar, der es dem Gesetzgeber hätte als wünschens- 
wert erscheinen lassen, das Wort Bilanz anders als im gewöhnlichen 
Sinne zu verstehen. 

Wir müssen daher sagen: das Gesetz verlangt von der Bilanz 
eine Übersicht über die zu größeren Gruppen zusammengefaßten Ak- 
tiven und Schulden und über das Reinvermögen. Wie weit nun aber 
die Gliederung zu gehen hat, darüber bestehen allerdings keinerlei 
genaue Bestimmungen. 

Wie die Praxis sich zu dieser Frage verhält, sei im folgenden 
getrennt für die Aktiva, die Passiva und das Reinvermögen dargelegt. 

1) Z.B. Reiflch-Kreibigl, S. 38. 313. 

2) Außerdem wird in der Bilanz das B>einyermögen hinzugefügt und — we- 
nigstens regelmäßig — eine besondere Form, die Eontoform, für die Bilanzauf- 
stellung gewählt. 
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L Die Aktiva. 

Die Bestandteile des Aktivvermögens. Bevor wir unter- 
suclien^ wie die Aktiva eines ünternelimeiis am zweckmäßigsten nnd 
wie sie tatsächlich in der Bilanz gegliedert werden^ wollen wir uns 
darüber klar werden^ aus welchen Bestandteilen sich das Vermögen 
zusammensetzen kann, welche Arten von Aktiven hier in Betracht 
kommen können. Zu diesem Zwecke wollen wir die Aktiva in mög- 
lichster Anlehnung an die Sprache der Praxis in drei Kategorien ein- 
teilen^): 

1. Die der Unternehmung gehörigen körperlichen Sachen. 
Hierher gehören: Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Rohstoffe, Haib- 
und Pertigfabrikate, Bureaueinrichtung, bares Geld u. dgl. m. 

2. Forderungen und sonstige Rechte. Hier sind zunächst 
zu nennen die Forderungen aus obligatorischen Verhältnissen aller 
Art, also Forderungen auf Leistung von Geld, Lieferung von Sachen, 
Leistung von Diensten, auf Gewährung des Gebrauchs von Sachen, 
Forderungen aus Mitgliedschaftsrechten, Rechten aus Versicherungs- 
verträgen usw. 

Weiter gehören hierher die dinglichen Rechte (mit Ausnahme der 
unter 1. aufgeführten Eigentumsrechte), vor allem also Pfandrechte, 
Erbbaurechte, Vorkaufsrechte, Nießbrauchsrechte u. dgl. m. 

Endlich sind hier zu nennen Patentrechte, Urheberrechte, Firmen- 
rechte, Markenrechte, Eonzessionen u. dgl. 

Bezüglich der Forderungen sei noch speziell bemerkt, daß es für 
ihre Zurechnung zum Vermögen ohne Einfluß ist, ob sie bereits fällig 
sind oder nicht. Eine Darlehensforderung gehört selbstverständlich 
auch dann zum Vermögen, wenn das Darlehen noch auf zwei Jahre 
unkündbar ist. Ebenso ist es unerheblich, ob der Betrag einer For- 
derung schon feststeht oder noch nicht. Eine Forderung wegen 
Schadenersatzes bildet einen Vermögensbestandteil auch dann, wenn 
die Höhe des entstandenen Schadens noch nicht festgestellt ist. 

3. Bein tatsächliche Verhältnisse. Eine dritte, unter um- 
ständen sehr wichtige Kategorie bilden solche der privaten Verfügungs- 
gewalt unterliegende rein tatsächliche Verhältnisse der Unterneh- 
mung, die einen Geldwert besitzen, wie z. B. Geschäftsgeheimnisse, 
praktische Erfahrungen in der Fabrikation, das Vorhandensein eines 
geschulten Arbeiterstammes, das Renommee eines Geschäfts, das Vor- 
handensein einer großen Kundschaft, Vorarbeiten für künftige geschäft- 
liche Ausführungen, z. B. Erforschung einer Bahntrace, Projektarbeiten 
u. dgl. m. 

Der Vermögenswert solcher rein tatsächlichen Verhältnisse tritt 
insbesondere dann besonders in die Erscheinung, wenn ein ganzes 

1) Ganz ähnlich Lehmann, Handelsrecht. S. 107. 
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Untemehmen veräußert wird und wenn dann außer einem für die 
Grundstücke^ Gebäude^ Maschinen usw. festgesetzten Preise noch extra 
eine — oft recht hohe — Summe „für die Überlassung des Geschäftes, 
der Kundschaft usw/^ gezahlt wird. Die Tatsache, daß bereits eine 
gute Organisation des ganzen Betriebes, insbesondere auch des Ab- 
satzes geschaffen ist, • bat eben auch ohne besonderen rechtlichen 
Schutz^) praktisch für den Erwerber einen erheblichen Vermögens- 
wert.*) 

Die Zugehörigkeit dieser rein tatsächlichen Verhältnisse zu den 
Vermögensbestandteilen ist zuerst in der nationalökonomischen Lite- 
ratur energisch betont worden^, dagegen hat die Jurisprudenz, weil 
sie das Vermögen als eine Summe von Rechten definierte, die rein 
tatsächlichen Verhältnisse ohne Rechtsschutz lange nicht zum Ver- 
mögen gerechnet. Neuerdings werden aber auch von ihr diese Dinge 
als Vermögensbestandteile anerkannt.^) 

Oehören auch persönliche Sigensohaften des Unter-^ 
nehmers zn seinem Vermögen? Zum Schlüsse dieser Betrach- 
tangen über die möglichen Bestandteile eines Vermögens müssen wir 
noch die Frage aufwerfen, ob auch besondere persönhche Eigen- 
schaften des Unternehmers, also insbesondere seine Arbeitskraft, 
seine Fähigkeiten und Kenntnisse zu seinem Vermögen zu rechnen 
sind. Auch diese Frage ist in der wirtschaftswissenschaftlichen 
Literatur häufig bejaht worden^), doch wird dann der Ausdruck 
Vermögen gewöhnlich in anderem Sinne verstanden als hier. Wenn 
man beispielsweise „die Macht, Einkommen zur Erfüllung persön- 
licher Zwecke in aller Wiederkehr zu erlangen'^ als Vermögen be- 
zeichnet*), dann gehört natürlich auch die eigene Arbeitsfähigkeit 
dazu. Wenn man dagegen, wie wir, das Vermögen als eine Summe 

1) Ein solcher Schutz besteht z. B. bezüglich der Firma. 

2) Man bezeichnet diesen Wert der bloßen Geschäftsorganisation ohne die 
sonstigen Aktiva auch wohl als „Geschäftswert*^ (so Fischer I, S. 103). Dieser 
Ausdruck ist, weil irreführend, besser zu vermeiden. 

3) Ygl. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen. 2. Aufl. S. 121^ 
272, 289. A. Schäffle, Die nationalökonomische Theorie der ausschließenden 
Absatzverhältnisse. Tübingen 1867. Carl Menger, Grundsätze der Yolkswirt- 
Bchaftslehre. Wien 1872. S. 5ff. y. Böhm-Bawerk, Rechte und Verhältnisse 
vom Standpunkte der volkswirtschaftlichen Güterlehre. Innsbruck 1881. 

4) Bezüglich der juristischen Behandlung dieser Materie vgl. vor allem 
H. Stegemann, Die Vererbung eines Handelsgeschäftes. Leipzig 1903. Leh- 
mann, Lehrbuch S. 107 ff. Pisko, Das Unternehmen als Gegenstand des Rechts- 
verkehrs. Wien 1907. Der englische Ausdruck „goodwill" wird in ähnlichem Sinne 
für die erwähnten rein tatsächlichen Verhältnisse gebraucht. Vgl. Borchardt, 
Bd. 11 Abt. 1 S. 91 ff. 

5) Vgl. die Zusammenstellung bei J. von Eomorzynski, Die national- 
ökonomische Lehre vom Kredit. S. 131 ff. 

6) So Eomorzynski, a. a. 0. S. 99. 



38 Einteilung der Aktiva. 

äußerer wirtschaftlicher Güter ansieht, so kann die eigene Arbeits- 
fähigkeit nicht als Bestandteil des Vermögens bezeichnet und be- 
handelt werden.^) 

Die Sinteilungen des Aktivvermögens« Unter den mög- 
lichen Einteilungen des AktiTvermögens^) sind vom privatwirtschaft- 
lichen Standpunkt aus am wichtigsten die Scheidung in Anlage- und 
Betriebskapital und in flüssige und nichtflüssige Mittel.^) 

1. Anlage- und Betriebsvermögen oder Anlage- und Betriebs- 
kapital/) s) 

Zu dem Anlagevermögen rechnet man diejenigen Güter, die zum 
dauernden Gebrauch bestimmt sind, die also längere Zeit dem Unter- 
nehmen dienen sollen (z. B. Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Gleise 
und rollendes Material der Eisenbahnen, die erwähnten tatsächlichen 
Verhältnisse von Vermögenswert), während zum Betriebskapital die 
Güter gehören, die auf einmal verbraucht oder verausgabt werden 
sollen (z. B. Kohlen, Rohstoffe, Halbfabrikate, zum Verkauf bestimmte 
Waren, Forderungen, bares Geld). 

1) Dagegen gehört, wie wir schon dargelegt haben, der z. B. auf einem 
Anstellungsvertrag beruhende Anspruch auf künftige Arbeitsleistungen eines 
anderen sehr wohl zum Vermögen des Forderungsberechtigten. Ebenso Behm, 
S. 179. 

2) Es sei noch einmal darauf hingewiesen, daß es sich hier nur um das 
sog. Erwerbs- oder Geschäftsvermögen handelt, daß also das Gebrauchs- oder 
Privatvermögen für unsere Betrachtungen ausscheidet. S. oben S. 24. 

3) Die juristisch sehr bedeutsame Einteilung in bewegliches und unbeweg- 
liches Vermögen und die volkswirtschaftliche Einteilung in Boden und sonstiges 
Kapital spielt für die Einzelwirtschaft eine geringere Rolle. 

4) Mit dieser in den Wirtschaftswissenschaften seit lange üblichen Ein- 
teilung verwandt ist die in den juristischen Schriften über Bilanzwesen übliche 
Scheidung in Gebrauchs-(Betriebs-)Gegenstände einerseits und Veräußerungsgegen- 
stände andererseits. Diese letzteren Bezeichnungen sind aber wenig empfehlens- 
wert. Es gibt zu Verwirrung Anlaß, wenn gerade die Gegenstände des Anlage- 
kapitals als Betriebsgegenstände bezeichnet werden; weiter lassen sich Rohstoffe 
und Hilfsstoffe (z. B. Eohlenvorräte für die Kraffcstation einer elektrischen Straßen- 
bahn) doch nur sehr gezwungen als Veräußerungsgegenstände bezeichnen; erst 
recht geht das nicht bei Forderungen. 

5) Andere Ausdrücke dafür sind: 

einerseits: stehendes, festes, fixes, Gebrauchskapital; 

andererseits: flüssiges, zirkulierendes, umlaufendes, verbrauchliches, Ver- 
brauchskapital. 

Nicht richtig ist es, statt von stehendem, von abnutzbarem Kapital zu 
sprechen, denn nicht alles stehende Kapital ist auch abnutzbar, z. B. trifft das 
in vielen Fällen bei Grundstücken nicht zu. 

Bisweilen bezeichnet man auch das gesamte Aktivvermögen eines Unter- 
nehmens oder eines Unternehmers als dessen Betriebskapital. In der Landwirt- 
schaft stellt man häufig dem Grund und Boden das gesamte übrige Vermögen 
als Betriebskapital gegenüber. Auch die Steuergesetze gebrauchen das Wort 
Betriebskapital nicht selten in einer von dem herkömmlichen Sinne abweichenden 
Bedeutung. 
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Dabei ist aber zu beachten^ daß die Frage^ ob eia Gegenstand 
zum Anlage- oder zum Betriebsvermögen gehört, sich nicht einfach 
aus seiner Natur selbst, sondern nur aus der ihm in der konkreten 
Unternehmung gegebenen Zweckbestimmung beantworten läßt. Die 
gleichen Gegenstände können in verschiedenen Unternehmungen bald 
zum Anlage-, bald zum Betriebskapital gehören. Maschinen, die ein 
industrielles Unternehmen gebraucht, gehören zu seinem Anlagekapital, 
dieselben Maschinen als Verkaufsobjekte im Besitze einer Maschinen- 
handlung gehören zu dessen Betriebskapital. Die Fahrräder, die in 
der Fabrik hergestellt, aber noch nicht verkauft sind, gehören zu dem 
Betriebskapital; werden sie von einem anderen industriellen Unter- 
nehmen gekauft, damit dessen Boten darauf fahren, so gehören sie bei 
dieser Unternehmung zum AnlagekapitaL Kauft jemand Aktien zu 
vorübergehenden Spekulationszwecken oder übernimmt ein Bankhaus 
Aktien zum Zwecke späterer Emission, so gehören die Aktien zum 
Betriebskapital. Erwirbt ein Unternehmen dagegen Aktien, um sich 
an der betr. Aktiengesellschaft dauernd zu beteiligen, so gehören diese 
Aktien zu seinem Anlagevermögen. 

Diese Unterscheidung zwischen Anlage- und Betriebsveimögen 
ist für alle Unternehmungen von größter Wichtigkeit. Wenn man 
sich über die finanziellen Verhältnisse eines Unternehmens orien- 
tieren will, so muß man deshalb vor allem diese beiden Gruppen 
bilden. 

2. Niohtflflssige und flüssige Mittel. Für die Beurteilung 
der finanziellen Verhältnisse eines Unternehmens ist es weiter von 
großer Wichtigkeit, sich über die verschiedene „Flüssigkeit^^ der 
einzelnen Aktiva Klarheit zu verschaffen, d. h. darüber, wieweit sie 
in Bargeld bestehen, resp. wie leicht sie schnell in Bargeld umzusetzen 
sind, ob also die ausgewiesenen Forderungen bionen kurzem oder erst 
in längerer Zeit beglichen werden, ob die Wertpapiere leicht oder 
schwer realisierbar sind, ob die sonstigen Aktiven zum großen Teil 
aus schwer veräußerlichen Grundstücken, Gebäuden, Maschinen oder 
aus leicht verwertbaren Rohstoffen und Fabrikaten bestehen u. dgl. m. 
Wichtiger noch als die absolute Höhe der flüssigen Mittel ist deren 
Verhältnis zu den kurzfristigen, den laufenden Verbindlichkeiten, denn 
dieses Verhältnis zeigt die „Liquidität" des Unternehmens, gibt 
Auskunft darüber, ob das Unternehmen in der Lage ist, mit Hilfe 
seiner liquiden Mittel die laufenden Verbindlichkeiten zu decken, ob 
es darüber hinaus noch einen disponiblen Fonds flüssiger Mittel be- 
sitzt, oder ob und in welchem Maße die laufenden Verbindlichkeiten 
die flüssigen Mittel übersteigen. Die Liquidität ist in erster Linie 
für Banken und sonstige Kreditinstitute von größter Wichtigkeit, und 
darum wird gerade bei der Beurteilung ihrer Bilanzen regelmäßig die 
Frage nach der Liquidität aufgeworfen, aber auch für alle anderen 
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Unternehmungen ist dies Verhältnis zwischen flüssigen Mitteln und 
laufenden Verbindlichkeiten von größter Tragweite.^) 

Will man auf Grund der Bilanz sich selber oder anderen Rechen- 
schaft über die Vermögenslage ablegen, so muß man also den Grad 
der Flüssigkeit der einzelnen Aktiven möglichst klar ersehen lassen, 
resp. muß die Aktiven nach diesem Gesichtspunkte gliedern.*) Aller- 
dings ist es im einzelnen Falle nicht immer leicht, bei Forderungen, 
Warenvorräten u. dgl. den Grad der Flüssigkeit richtig abzuschätzen, 
aber man kann bei gutem Willen in dieser Hinsicht doch viel er- 
reichen. 

Tats&ohlioheB fiber die Gliederung der Bilanz. Bisher 
haben wir nur die Einteilungen des Aktivvermögens behandelt, die 
an sich zweckmäßig und wichtig sind. Fragen wir nun, ob die 
Praxis diese Einteilungsprinzipien auch tatsächlich bei der Bilanz- 
aufstellung immer oder regelmäßig zugrunde legt, so muß die Ant- 
wort verneinend ausfallen. Gerade in den Bilanzen, die für dritte 
bestimmt sind, wird oft absichtlich die Gliederung so gehalten, daß 
ein klarer Überblick dadurch erschwert wird. Eine ausdrückliche 
Trennung von Anlage- und Betriebsvermögen wird nur ganz vereinzelt 
vorgenommen. Oft werden die Bestandteile des einen und des anderen 
in bunter Reihe durcheinander aufgeführt. Zu den seltenen Aus- 
nahmen gehört z. B. die folgende Gliederung, die der Bilanz einer 
Aktienbrauerei entnommen ist: 

1) Ganz hübsch heißt es in der S. 34, Anm. 3 zitierten Schrift, S. 6: 

„Le fonds de roulement (so nennt der Autor den disponiblen Überschuß 
der flüssigen Aktiven über die laufenden Kredite), c'est la pierre de touche d'une 
affaire, parce que c'est le fonds de roulement qui donne ä une entreprise tous 
les moyens d'acheter, en temps, ä bon marchä, avec escompte; c'est le fonds 
de roulement qui lui permet de se procurer les meilleures machines, de renouveler 
son matäriel a chaque perfectionnement important, etc. 

Bref, le fonds de roulement, pour une sociäte, c'est l'argent en poche pour 
un particulier. 

Or, chacun sait quelle triste chose qu'un portemonnaie vide et comme, au 
contraire, la vie est belle, est facile quand le gousset est bien gami et le porte- 
monnaie sufflsamment bourr^. 

En räsumö, avec un large fonds de roulement, une soci^t^ est libre de ses 
mouvements; sans fonds de roulement, eile est immobilisäe, incapable de se 
däfendre. Financi^rement, eile est malade. 

Le bilan, pour ^tre utile aux petits capitalistes, devrait donc faire saillir^ 
dans ses ^critures, le fonds de roulement.*' 

An einer anderen Stelle (S. 16) werden die Kapitalisten gewarnt: 

„Gardez-Yous comme de la peste d'une affaire dont les immobilisations 
s'accroissent outre mesure pendant que le fonds de roulement däpärit peu ä peu. 
Cette affaire est rongee par un mal secret.*' 

2) Lomnitz gibt in seiner Schrift „Die systematische Verarbeitung der 
Veröffentlichungen der Aktiengesellschaften** eine Anleitung zu übersichtlichen 
Zusammenstellungen der Bilanzangaben, wobei ein Hauptgewicht darauf gelegt 
ist, die Liquidität möglichst klar hervortreten zu lassen. 
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A. Anlage. B. Betrieb. 

Branereigrondstückskonto Debitorenkonto 

Brauereigebäudekonto Debit.-H7potlieken- und Dahrlehenkonto 

Maschinenkonto Kassakonto 

Elektrische Anlagekonto Bankguthaben 

Eis- und Kühlmaschinenkonto Wechselkonto 

Treber-Trockenanlagekonto EjBfektenkonto 

Eishäuser- und Kellerkonto Aval-Debitoren-Konto 

Wirtschaffcshäuserkonto Vorrätekonto. 

Anschlußgleiskonto 

Brunnen- und Wasserleitungs- Anlage- 
konto 
Betriebsmobilienkonto 
Lagerfässerkonto 
Transportfässerkonto 
Fuhrparkkonto 
Wirtschaftsinventarkonto. 

Die Liquidität des Unternehmens läßt man^ besonders wenn sie 
nicht besonders günstig ist^ erst recht nicht gern klar erkennen^ und 
gerade bei den veröffentlichten Bankbilanzen bildet dieser Punkt einen 
ewigen Anlaß zu Klagen. Das liegt zum Teil daran ^ daß die im 
Geschäfiisleben üblichen Ausdrücke nicht genügend scharf umschrieben 
sind^), zum anderen Teil daran, daß man absichtlich möglichst un- 
klare Bezeichnungen wählt und Aktiven von verschiedener Flüssigkeit 
zu großen Gruppen zusammenzieht. 

Da, wo man für die Bilanzen der Unternehmungen bestimmter 
Geschäftszweige (Banken, Versicherungsgesellschaften u. dgl.) besondere 
Vorschriften aufgestellt hat, hat man deshalb vielfach genauere Be- 
stimmungen über die Ausführlichkeit und Gliederung der Bilanz auf- 
genommen, um ein schärferes Erkennen der Liquidität zu ermög- 
lichen.*) 

Über die Oliedernng einzelner Aktiva. Einige wichtigere 
Beispiele aus der Praxis seien hier noch hervorgehoben. 

In vielen Fällen werden Grundstücke und Gebäude in einer 
Ziffer aufgeführt. Das ließe sich ja juristisch rechtfertigen, erklärt 
sich praktisch bisweilen auch dadurch ^ daß beide für einen einheit- 
lichen Preis gekauft sind, aber es ist doch ein unerwünschter Zu- 
stand. Soweit es irgend möglich ist, sollten Grundstücke und Gebäude 



1) So sagt Ernst Loeb in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
Bd. 110, S. 266 mit Recht: 

„In den meisten Bankbilanzen wird unterschieden zwischen Reports, Lom- 
bards und gedeckten und ungedeckten Debitoren. Welches Kriterium jedoch 
die Banken für die Buchung eines Postens unter Reports oder unter Lombards 
oder unter gedeckten Debitoren anwenden, ist nicht festzustellen, da eine ein- 
heitliche Auffassung der Begriffsbestimmungen der Posten Reports und Lom- 
bards fehlt und gesetzliche Vorschriften hierüber nicht vorhanden sind." 

2) Genaueres darüber s. im zweiten Teil dieses Buches. 
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getrennt aufgeführt werden. Das ist schon wegen der Abschreibungen 
wünschenswert. Da von den Grundstücken meist keine Abschreibungen, 
regelmäßig dagegen solche bei den Gebäuden erforderlich sind, so ist 
es notwendig, den Wert der Gebäude extra zu berechnen, um die 
Abschreibungsquote richtig zu berechnen. Ist der Wert der Grund- 
stücke und Gebäude in einer Ziffer angegeben, so ist es, auch wenn 
die Höhe der Abschreibung bekannt ist, außerordentlich schwer zu 
beurteilen, ob die Abschreibung ausreichend bemessen ist, da man 
ja eben die Summe, von der speziell die Abschreibung erfolgt, nicht 
kennt. 

Werden Neubauten oder sonstige Neuanlagen errichtet, so werden 
sie bis zur Fertigstellung in der Bilanz regelmäßig getrennt als Neubau- 
konto, Abschlagszahlungen auf unvollendete Neubauten u. dgl. auf- 
geführt. Das geschieht schon deshalb, weil auf die fertigen Anlagen 
Abschreibungen gemacht werden, auf die noch in der Fertigstellung be- 
griffenen dagegen nicht. So erklären sich Bilanzposten wie die folgenden: 

Schachtkonto, fertige Anlagen 320 779«/^ 

Schachtkonto , im Bau befindliche Anlagen ... 79 220 „ 

Grubenausbaukonto , fertige Anlagen 260 525 „ 

Grubenausbaukonto, im Bau befindliche Anlagen 225 974 „ 

Ist der Bau Tollendet, so wird vielfach der Wert der neuen An- 
lage mit dem der übrigen vereinigt. 

Was die Geldforderungen anlangt, so ist es insbesondere bei 
industriellen Unternehmungen von größter Wichtigkeit, daß hier die 
Forderungen an die Kundschaft und die Forderungen an Banken (die 
Bankguthaben) voneinander getrennt aufgeführt werden.^) Sind die 
Bankguthaben hoch, so ist das ein gutes Zeichen, ein Beweis, daß 
dem Unternehmen flüssige Mittel in erheblichem Umfange zur Ver- 
fügung stehen; sind dagegen die Forderungen an die Kundschaft für 
gelieferte Waren usw. besonders hoch, so kann das unter Umständen 
ein schlechtes Zeichen sein, insbesondere wenn ein Vergleich mit 
früheren Bilanzen ein starkes Anwachsen zeigt. Es kann darauf hin- 
weisen, daß den Abnehmern in besonders hohem Maße Kredit gewährt 
werden mußte, daß die Abnehmer also finanziell nicht sehr leistungs- 
fähig sind, daß ein erheblicher Teil des Vermögens auf diese Weise 
festgelegt worden ist, daß die ausstehenden Gelder vielleicht nur lang- 

1) Das Reichsbankgiroguthaben wird häufig mit dem Eassenbestand in einer 
Ziffer aufgeführt. Nicht selten werden auch Kassenbestand und gesamtes Bank- 
guthaben in einer Summe aufgeführt. In einem Prozesse wurde kürzlich die Frage 
aufgeworfen, ob das Zusammenfassen von Kassenbestand und Forderungen zu 
einer einheitlichen Summe in der Bilanz einer Aktiengesellschaft als strafbare 
Bilanzverschleierung anzusehen sei. Die Frage wurde verneint. Vgl. dazu 
Plutus 1909, S. 204 ff., 226 f.; Deutscher Ökonomist 1909, S. 245 f.; Die Bank 1909, 
S. 376 f. 
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sam eingehen werden^ daß man mit Verlusten ans der Kreditgewährung 
rechnen muß u. dgl. m.^) 

In der Praxis wird diesem Gesichtspunkte aber durchaus nicht 
immer Rechnung getragen. Sind die Bankguthaben groß, so nimmt 
man wohl eine Trennung vor, sind dagegen die Forderungen 
an die Kundschaft hoch, so wirft; man lieber beide Gruppen zu- 
sammen. 

Bei den Banken wiederum ist es von Wichtigkeit, bei den ihren 
Kunden gewährten Krediten zwischen gedeckten und ungedeckten 
zu unterscheiden. Auch darüber aber wird vielfach keine Aus- 
kunft gegeben, sondern beide Gruppen werden in einem Posten auf- 
geführt. 

Weiter ist es für die Beurteilung der in der Bilanz ausgewiesenen 
Forderungen wichtig, zu wissen, ob der Betrag sich aus zahlreichen 
kleineren Forderungen an verschiedene Kunden zusammensetzt (in 
welchem FaUe die Gefahr von Verlusten infolge der Teilung des 
Risikos im allgemeinen eine geringere ist) oder ob einzelne Posten 
von besonderer Höhe darunter sind, so daß unter Umständen das 
Schicksal des Unternehmens stark von dem Eingang dieser einen oder 
dieser wenigen Forderungen abhängt. Bei großen Unternehmungen, 
bei denen die Forderungen sich aus Hunderten und Tausenden von 
einzelnen Beträgen zusammensetzen, würde die Übersichtlichkeit der 
Bilanz vollständig getrübt werden, wenn man die Forderungen ausführ- 
lich spezialisieren wollte, aber immerhin ist es möglich, eine ge- 
wisse Gliederung auch in der Bilanz durchzuführen. Je kleiner die 
Zahl der Forderungen ist, desto leichter wird das natürlich. Nach- 
stehend seien zwei Beispiele dafür gegeben, wie einzelne, insbesondere 
mittlere und kleinere, Banken einzelne Kategorien von Forderungen 
(imd, um das hier gleich mit zu erledigen, Schulden) genauer spezi- 
fizieren: 



Wechsel: 




Depositengelder : 


a) Platzwechsel 


. tAv 


a) auf 6 monatliche Kündigung JC — 


b) Lombardwechsel 


• » 


b) auf 3 monatliche Eündigimg 


c) Rimessenwechsel . . . . 


Jt 


und auf bestimmte Zeit 


Debitoren : 




fest „ — 


a) Guthaben bei Banken 




c) auf tägliche Kündigung ein- 


und Agenturen . . . . 


• r> 


schl. Scheckkonten . . . „ — 


b) Vorschüsse 


7) 




c) Sonstige Debitoren . . . 


• r> 





1) Selbstverständlich muß man sich auch hier vor jeder schematischen Be- 
urteilung hüten. Steigt der Preis einer Ware (z. B. infolge Preiserhöhung der 
Rohstoffe), so steigt natürlich bei sonst ganz gleichbleibender Geschäftspraxis 
auch der Betrag der Warenforderungen. In anderen Fällen wird eine Steigerung 
dieses Postens einfach die Folge dayon sein, daß das Geschäft im ganzen sich 
stark ausgedehnt hat. 
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Eine andere Bank macht folgende Angaben: 



Wechsel : 


JC 


^ 


Darlehen : 


JC 


^ 


JC 


^ 


895 Stück Diverse 






halbjährig 










JC 808 167,67 






kündbar, 










6 Bank- 






992 Posten 


1 611 245 


95 






akzepte 1 






vierteljähr. 










JC 127 138,88 






kündbar, 
47 Posten 


14 982 


12 






401 Stück JC 430 301,55 




Diskont pro 




• 


monatlich 
kündbar 










1907 ...» 4156,19 


426 145 


36 


18 Posten 


19 880 


_ 


1 646 058 


OT 


Kontokorrent: 






Kontokorrent : 




^^ 






Bankguthaben, 20 Konten 


269 455 


08 


TTnaerp 










Volksbank e. G. i. L. . . 


568 470 


28 


Banktrat- 










Debitoren, 150 Konten . 
Vorschüsse, 35 Posten . . 


1 126 919 
15 915 


67 


ten, 8 Ter- 
mine . . 


2 887 












Bankschul - 














den, 8 Kon- 














ten . . . 


3 389 


68 


1 






Kreditoren, 


* 












219 Kon- 


9 












ten . . . 
Konto pro Di- 


471 489 


08 


477 765 


76 














verse: 














Kosten- 














reserve . 


9 675 


99 










3 Kredito- 
















ren . . . 


2 588 


30 


12 264 


29 



Es sei aber nochmals ausdrücklich hervorgehoben^ daß solche 
genauen Angaben wenigstens bei den veröffentlichten Bilanzen zu den 
seltenen Ausnahmen gehören. 

Bei allen Unternehmungen, die große Beträge von Effekten 
besitzen, ist es von Interesse, aus der Bilanz zu ersehen, wie sich 
dieser Effektenbestand zusammensetzt, insbesondere ob es sich um 
Papiere verschiedener Art (in welchem Falle das Bisiko also etwas 
verteilt wäre) oder im wesentlichen um gleichartige Effekten handelt 
Weiter macht es einen sehr erheblichen Unterschied, ob es sich um 
festverzinsliche Papiere (z. B. Obligationen) oder um Effekten mit 
schwankendem Erträgnis (z. B. Aktien) handelt, ob sie börsenfähig 
sind oder nicht (was für die Möglichkeit, sie zu veräußern, von 
größter Wichtigkeit ist). Derartige Angaben werden aber nur sehr 
selten gemacht. 

In vielen Fällen, insbesondere wenn ein ganzes Unternehmen 
einschließlich der Firma, der Kundschaft, der Geschäftsgeheimnisse 
und Patente übernommen ist, werden die für Vermögensstücke der 
erwähnten Art aufgewendeten Kosten zwar als Aktivum in die Bilanz 
eingesetzt, aber nicht als besonderer Posten, sondern die Aufwendungen 
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Merfiir werden auf andere Vermögensgegenstände verteilt resp. mit den 
Gegenständen des Anlagevermögens in einer einheitlichen Summe auf- 
geführt. Man will damit vor allem den Vorwurf vermeiden, daß man 
„fiktive" Posten in der Bilanz habe. Die Gesamtsumme der Aktiven wird 
durch diese Methode zwar nicht verändert, aber die einzelnen Posten 
fiind dann unrichtig bewertet. Nicht selten wird sogar die Meinung 
vertreten, daß dieser Weg der einzig erlaubte sei, daß man diese 
Werte zwar berücksichtigen, aber nicht gesondert in die Bilanz ein- 
setzen dürfe. Das ist grundfalsch. Bilden die fraglichen Rechte und 
wirtschaftlichen Verhältnisse Vermögensbestandteile und dürfen sie 
demgemäß in Inventar und Bilanz aufgenommen werden, so ist es 
ein Erfordernis der Übersichtlichkeit imd der Klarheit, daß sie von 
den anderen Vermögensgegenstäuden gesondert aufgeführt werden. 
Das ergibt sich aus ihrer Eigenart, das ergibt sich auch daraus, daß für 
diese Güter regelmäßig ganz andere Abschreibungssätze maßgebend sein 
müssen als beispielsweise für die übernommenen Gebäude und Maschinen.^) 

Sichtbarmachung der Abschreibungen. Unter Abschreibung 
versteht man die rechnungsmäßige Berücksichtigung der bei einem 
Gegenstand eingetretenen Wertminderung, insbesondere seiner Ab- 
nutzung. Auf die Berechnung der Höhe dieser Wertminderungen 
wird später in dem Abschnitt über die Bewertung (7. Kapitel) ge- 
nauer einzugehen sein, hier sind die Abschreibungen nur in bezug 
auf ihr formelles Erscheinen in der Bilanz zu behandeln. 

Da ist nun zunächst zu konstatieren, daß eine Sichtbarmachung 
der tatsächlich vorgenommenen Abschreibungen an sich nicht un- 
bedingt nötig ist. Weder schreibt das Gesetz das vor, noch ist das 
durch den Begriff der Bilanz geboten, und infolgedessen wird in 
zahlreichen Bilanzen über diesen Punkt auch keine Auskunft gegeben« 

Das ist sehr zu bedauern, denn aus der Höhe der Abschreibungen 
kann man einen Bückschluß auf die Grundsätze ziehen, nach denen 
die Bewertung der Aktiven vorgenommen ist, man kann sich ein 
Urteil bilden, ob die Abschreibungen genügend hoch sind, ob sie 
vielleicht höher sind als notwendig war u. dgl. m. 

Wo die vorgenommenen Abschreibungen nicht angegeben sind, 
da darf man nicht meinen, daß man sie ohne weiteres durch einen 
Vergleich mit der Bilanz des Vorjahres ermitteln kann. Wenn eine 
Maschinenanlage in der Bilanz eines Jahres mit 100 000 Jt und in 
der des nächsten mit 90000 Jt bewertet ist, so folgt daraus noch 
nicht, daß eine Abschreibung in Höhe von 10000 JC vorgenommen 
ist. Dieser Schluß triflffc nur dann zu, wenn auf die Anlage im 
Laufe des betreffenden Jahres weder Zugänge noch Ab- 
gänge zu verzeichnen waren. ^ Weim beispielsweise ein mit 

1) Ebenso Simon, S. 170f. 
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5000 JH bewerteter Teil der Anlage im Laufe des Jahres veräußert 
wurde, so ist der Wert der Gesamtanlage schon dadurch auf 95000 Jl 
heruntergesetzt worden, und wenn wir sie nun in der Bilanz mit 
90000 JH bewertet sehen, so ergibt sich, daß die eigentliche Ab- 
schreibung nur 5000 Jt betragen hat. 

Ist umgekehrt zu der Anlage im Laufe des Jahres noch eine 
neue Maschine im Werte von 20000 Jt hinzugekommen, so würde 
dadurch der Wert der Gesamtanlage (ohne Abschreibungen) auf 
120000 Jl gestiegen sein; ist sie nun nur mit 90000 Jl bewertet, 
so ist also eine Abschreibung in Höhe von 30000 JC erfolgt. 

Da demnach auch aus einer Vergleichung der Bilanzen mehrerer 
Jahre nicht ohne weiteres auf die Höhe der Abschreibungen ge- 
schlossen werden kann, die Kenntnis davon aber für die Beurteilung 
der bei Aufstellung der Bilanz angewendeten Bewertungsgrundsätze 
von größter Wichtigkeit ist, so wird die Übersicht, die eine Bilanz 
zu gewähren vermag, jedenfalls wesentlich erhöht, wenn man auch 
die vorgenommenen Abschreibungen genau angibt. Manche Unter- 
nehmungen haben sich denn auch zu solchen Angaben entschlossen. 
Als Beispiel für eine solche Sichtbarmachung der Abschreibungen diene 
der auf S. 47 abgedruckte Ausschnitt aus der Bilanz einer Brauerei. 

Eine andere Anordnung zeigt das folgende Beispiel (aus der 
Bilanz eines Unternehmens für Eisenhoch- und Brückenbau), das 
zugleich dadurch bemerkenswert ist, daß es eine — sehr zweck- 
mäßige — Scheidung zwischen Abgängen und Abschreibungen aufweist^): 



Aktiva. 



Bestand am 
1. JuH 1907 



Zugang 



Abgang 



Abschrei- 
bungen 



Bestand am 
30. Juni 1908 



Immobilien-Konto : 

Grund u. Boden alte Fabrik .... 

„ „ „ n. F. M 148144.13 
Fabrikgebäude . . „ 746000.— 
Wohngebäude . . „ 80000.— 

Maschinen-Konto 

Werkzeug- und Utensilien-Konto . . 

Modell-Konto 

Fuhrwerk-Konto 

Mobilien-Konto 

Konto für elektrische Beleuchtung . . 
Konto für elektrischen Antrieb . . . 
Konto für Wege, Eisenbahn, Kanalisation 

Patente-Konto 

Grenerator-Anlage-Konto 



iJfC 

14 776 



973144 

532 000 
117032 
45000 
1000 
12000 
16200 
81000 
30000 
22060 
23000 



44 
13 



JfC 
2 413 

445 
6666 



83 

76 
Ol 



iJfC 



6 709 



64 



19284 03 



1600 
938 



30 



4342 
14650 



33 



94 



129125 

24348 

56 



JKf 



72 



2000 



14 



26 
20 



80 



^ 



96 240 

23151 

29 946 

400 

1338 

1600 

8000 

4342 
36696 60 
23000 



75 
24 



33 



94 



JrC 



10479 



55 



973589 89 

312300 
88817 13 
15000 
2200 
11600,— 
14600]- 
7100O!— 
30000 ! — 



1867212 



41 



49340 



90 162252 



98 224713 



76 1529586 



67 



1) Diese zweckmäßige Art der Gruppierung findet sich vielfach in den 
Bilanzen der berg- und hüttenmännischen Aktiengesellschaften. 



ImmobUien-Konto : 

a) Brftuereianwesen: 

Buchwert am 81. August 1905 . . . 
Zugang im Jahre 1906/06 


. M 1 614447,96 
„ 79634,08 


1677141 

340091 

86438 


22 
82 
07 


M 

2053670 

106459 

52893 

105 155 

64436 

87891 

75942 

15640 
5576 

27940 


• 


ab 1% Abschreibung 


M 1694082,04 
. „ 16940,82 




b) Wirtsohaftshäuser und Baugelände: 

Buchwert am 81. August 1905 . . . 
Zugang im Jahre 1905/06 


JC 348378,74 
. „ 147,86 




ab 17o Abschreibung 


M 843526,60 
„ 8435,28 




o) Bieiniederlagen: 

Buchwert am 81. August 1905 .... 
Zugang im Jahre 1906/06 


M 35275,29 
. „ 1580,84 




ab 17o Abschreibung 


M 86806,18 
. „ 868,06 


61 


Maschinen-Konto : 

Buchwert am 81. August 1905 .... 




90894 
80082 


28 

07 




Zugang im Jahre 1905/06 




ab 12 7o Abschreibung . . 


120976 
14517 


30 
16 


14 








Eis- und Eälteerzeugungsanlage-Konto : 

Buchwert am 81. August 1905 .... 


58505 
1600 


30 
80 




Zugang im Jahre 1905/06 




ab 127o Abschreibung 


60106 
7 212 


10 
78 


37 


Fastagen-Eonto : 

a) Liagerftsser und Gärbottiche: 

Buchwert am 81. August 1905. . . . 
ab 10°/o Abschreibung 


. . M 87395,64 
. yy 8789,66 


78656 
26499 


08 
66 




b) Transportfässer: 

Buchwert am 81. Aucrust 1905. . . . 


. .JC 32866,57 




Zugang im Jahre 1905/06 


. . „ 228,- 




ab 20 7o Abschreibung 


M S312f4,57 
, . „ 6624,91 


74 


Fuhrpark-Konto : 
a) Pferde: 

Buchwert am 81. August 1905. . . . 


. . .^^ 89 790 57 


42526 
21909 


86 
34 




ab ErlOs für verkaufte Pferde M 2140, 
Verlust auf verkaufte und ge- 
fallene Pferde „ 8282, 


- ry 6422,- 




Zugang im Jahre 1905/06 


M 84368,57 
. . „ 18790,— 




ab 20 7o Abschreibung 


M 58158,57 
. „ 10631,71 




b) Wagen und Geschirre: 

Buchwert am 81. August 1905. . . . 


. . «/^ 18 226,68 




Zugang im Jahre 1905/06 


. . .. 9 160. — 










ab 20 7o Abschreibung 


M 27 386,67 
. „ 5477,88 


20 


Brauereigeräte- und MobUien-Konto: 

Buchwert am 31. August 1905 .... 




64895 
45 469 


11 
17 




Zugang im Jahre 1905/06 




ab 207o Abschreibung 


109 864 
21972 


28 
86 


42 


Wirtsohaftsgeräte-Eonto : 

Buchwert am 31. August 1905 


68981 
82903 


98 
05 




Zugang im Jahre 1905/06 




ab 607o Abschreibung 


151885 
75942 


03 
51 


52 


Elektrische Eraft- und Lichtanlage-Eonto : 

Buchwert am 31. August 1905 


17 708 
1842 


94 
16 




Zugang im Jahre 1905/06 










ab 20 7o Abschreibung 


19551 
8910 


10 
22 


88 








Eisenbahnwaggons- und GleisanschluB-Eonto : 

Buchwert am 81. August 1905 .... 


6970 
1394 


04 
Ol 




ab 207o Abschreibung 


08 








Flasobenbier-Utensilien-Eonto : 

Buchwert am 31. August 1905 .... 


27940 
57080 


29 
98 




Zugang im Jahre 1905/06 ' . J 






. . M 42 610,61 
. . „ 14570,82 




ab 50 7o Abschreibung 

weitere Abschreibung 


86021 
57080 


22 

98 


2» 
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Angabe früherer Abschreibungen. 



Selbstverständlich ist es auch möglich^ in der Bilanz neben den 
Abschreibungen für das letzte Geschäftsjahr die in den früheren Jahren 
vorgenommenen Abschreibungen sichtbar zu machen, wie das nun 
folgende Beispiel zeigt: 



Grundstücke 

Gebäude: 

Anschaffungswert bis 30. Juni 1905 . M 549612.58 

Abschreibung Yom 1. Juli 1900 bis 

30. Juni 1905 „ 68612.58 

Zugang 

Abschreibung pro 1905/06 

Gleisanlage : 

Anschaffungswert bis 30. Juni 1905 . JC 15000. — 
Abschreibung vom 1. Juli 1900 bis 

30. Juni 1905 „ 10500.— 

Abschreibung pro 1906/06 

Maschinen: 

Anschaffungswert bis 80. Juni 1905 . JC 868193.85 
Abschreibung vom 1. Juli 1900 bis 



tMf 



496000 
2269 



44 



498269 
6269 



30. Juni 1905 
Zugang 



ti 



175193.86 



Abschreibung pro 1906/06 

Mobilien und Utensilien: 

Anschaffungswert bis 30. Juni 1906 . JC 44060.64 
Abschreibung vom 1. Juli 1900 bis 

80. Juni 1905 „ 26060.64 

Zugang 



Abschreibung pro 1905/06 



4500 
600 



198000 
2980 



44 
44 



225 000 — 



492000 



70 



195 980 
10980 



70 
70 



19000 
6086 



24086 
5086 



16 



16 
16 



4000 



185000 



19000 



In der Bilanz einer 1880 in eine Aktiengesellschaft umgewan- 
delten chemischen Fabrik, aus der noch ein kurzer Ausschnitt folgen 
mag, sind sogar die vor der Begründung der Aktiengesellschaft er- 
folgten Abschreibungen verzeichnet: 




Amortisation 
bis 1880 



Amortisation 

von 1880 bis 

1906 inkl. 



Buchwert 
am 31. Dez- 
zember 1906 



Grundstücke 

Fabrikgebäude .... 

Apparate, Maschinen und 
Transportmaterial . . 

Wasserwerk, Gaswerk und 
Maschinen dermechan. 
Werkstätte .... 

Bahnanlagen .... 

Beamten- usw. Wohn- 
häuser 



1777612 
12828712 

40886639 



2324638 
791769 

2 822 284 



22 
59 

73 



90 
97 

43 



<M/ 



755921 



2097122 



108411 



60902 



42 



60 



91 



94 



129294 
6272057 

27630666 



1534714 
673734 

1843137 



65 
76 

32 



36 
66 

71 



1648317 
5800733 

10657850 



681512 
218036 

418243 



57 
41 

81 



63 
31 

78 



Korrektivposten an Stelle von Abschreibnngen. 49 

Ersetzung der Abschrelbnug durch sog. Korrektivposteu. 

In einer Reihe von Fällen unterläßt man es ganz^ die eingetretene 
Wertminderung auf der Aktivseite der Bilanz zu berücksichtigen 
und fügt statt dessen in die Passivseite einen sogenannten Korrektiv- 
posten') mit dem Betrage, mit dem man der Wertminderung Rechnung 
tragen will, ein. Da es bei der Bilanz in der Hauptsache ja auf die 
Ermittlung des Reinvermögens, resp. des Erfolgs, also auf die Dif- 
ferenz zwischen Aktiven uiid Schulden ankommt, so hält man diese 
Methode für berechtigt, da der Saldjo der gleiche bleibt, ob man 
auf der Aktivseite einen bestimmten Betrag abzieht oder zu den 
Schulden den gleichen Betrag hinzuzählt. 

In dem nachfolgenden Bilanz- Ausschnitt (s. S. 50 u. 51 oben) sind 
z. B. für die „Betriebseinrichtungen" Abschreibungen auf der Aktiv- 
seite unterlassen und durch Korrektivposten auf der Passivseite ersetzt 
worden.*) 

Die Bezeichnungen, die wir für solche Korrektivposten in den 
Bilanzen finden, sind außerordentlich verschieden, meist unsachgemäß 
und unlogisch. Statt „Korrektivposten an Stelle von Abschreibungen'^ 
zu sagen, spricht man von Amortisationsfonds, Erneuerungsfonds, Reser- 
ven*) u. dgl. m.^) Selbstverständlich handelt es sich bei den erwähnten 
Korrektivposten aber lediglich um bloße Rechnungsposten, nicht um 
Fonds ^) öder um Reserven. Fonds können nicht auf der Passivseite 
der Bilanz stehen*), und Reserven können nicht an die Stelle von 
Abschreibungen treten. 

Wie steht es nun mit der sachlichen Zweckmäßigkeit dieser 
Bilanzmethode? Vielfach wird sie als besonders klar und übersichtlich 



1) Andere Ausdrücke: Beweitnngskonto^ Eorrekturkonto , Wertkorrektur- 
konto, Berichtigungskonto, Wertberichtigungskonto. 

2) Manche Unternehmungen trennen auf der Passivseite noch wieder „Amor- 
tisation^^ und „Superamortisation^*. Andere nehmen die ordentlichen Abschrei- 
bungen auf der Aktivseite vor und errichten auf der Passivseite ein ,, Konto für 
außerordentliche Abschreibungen ^ . 

3) So in folgendem Beispiel: 



Haus 


. , . M 110496 


Beservekonto 


BibUothek . . . 


. . . „ 17368 


für Abschreibungen auf 

Haus «^11116 

für Abschreibungen auf 

Bibliothek , 17367 



4) Vgl. auch Simon, S. 131 f 

5) Bei manchen Unternehmungen, die solcher Art die Abschreibungen durch 
Korrektivposten ersetzen, finden wir tatsächlich gleichzeitig einen nach der Höhe 
der Abschreibungen bemessenen Emeuerungsfonds , aber dieser wirkliche Fonds 
steht dann selbstverständlich auf der Aktivseite. Der ebenso genannte Passiv- 
posten bleibt auch dann lediglich ein Korrektivposten und ist von dem aktiven 
Fonds streng zu unterscheiden. Näheres über diese Fälle siehe in Kap. VII. 

6) Vgl. dazu das weiterhin über die Beserve„fonds^^ Gesagte. 

PaBBOw, Bilanzen. 4 
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Eorrektivposten an Stelle von Abschreibungen. 



Aktiva. 



Büanz vom 



Eonti der BetriebBeinrichtnngen. 

1 Mobilien 1 

2 Werkzeuge 2 

8 Maschinen 3 

4 Fabrikations-Gebrauchs-Apparate .... 4 

5 Installations -Gebrauchs- Apparate .... 5 

6 Bücher und Klischees * . 6 

7 Zeichnungen 7 

8 Modelle 8 

9 Dampfkessel 9 

10 Dampfmaschine 10 

11 Dampf heizungs- Anlage 11 

12 Transmissionen 12 

13 Akkumulatoren 13 

14 Elektr. Licht- und Kraft- Anlage .... 14 

15 Elektr. Uhren- und Signalwesen .... 15 

16 Blitzableiter- Anlage 16 

17 Feuerlösch- Anlage 17 

18 Gleise-Anlage 18 

19 Kantinen-Inventar 19 

20 Einrichtung der Geschäftsstelle Berlin . . 20 

Anschaffongswert total: 

Gebäulichkeiten (Fabrikbauten) 

•/. 2% Abschreibung pro 1902 10720 

•/. 2 7o Abschreibung pro 1908 10720 

•/. 2% Abschreibung pro 1904 10720 



125662 

126062 

245050 

92 707 

1578 

20292 

93106 

26798 

11847 

3050 

37966 



30 
32 
07 
31 

13 

81 
86 
80 

83 



87508 48 



34151 

211721 

9129 

2106 



40 
30 
46 
85 



3 634 50 



2181 
1334 
6 749 



29 



41 



1091139 12 



2 7o Abschreibung pro 1901 10720 



•/. 2 7o Abschreibung pro 1905 10820 

y. Extraabschreibung 12000 



627 700 



42880 



584 820 ! 
22820 



tM/ 



1091139 



12 



562 000 



gerühmt. Meines Erachtens ist sie unübersichtlich und deshalb 
unzweckmäßig. 

Wenn auch natürlich durch ihre Anwendung die Höhe des Reinver- 
mögenssaldos nicht beeinflußt wird, so hat sie doch den Na(diteil, daß 
die Schlußsumme der Aktiv- und der Passivseite der Bilanz, die doch 
unter Umständen auch von Interesse ist, um den Betrag der Korrektiv- 
posten zu hoch erscheint. Dieser Nachteil wird immer größer, je 
älter die Anlagen sind und je mehr infolgedessen die Korrektivposten 
anwachsen. Sind von einer Maschine, die ursprünglich mit 100000 Jl 
bewertet wurde, allmählich 90000 Jl abgeschrieben worden, so werden 
wegen eines Objektes von 10000 Jt beide Seiten der Bilanz um 
90000 JH zu hoch angegeben. 

Ein weiterer Nachteil dieser Methode liegt darin, daß eine so 
aufgestellte Bilanz gar nicht mit einem Blicke übersehen läßt, wie 
hoch denn die betreffenden Gegenstände für den Bilanztag bewertet 
werden. Man muß jedesmal zunächst eine Subtraktion vornehmen: erst 
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31. Dezembei 1905. 



Passiva 



Zuweisung zu den Erneuerungsfonds, 
anstatt Abschreibungen. 

1 Mobilien 1 

2 Werkzeuge 2 

3 Maschinen 3 

4 Fabrikat.-6ebrauchs-Apparate . 4 
6 InBtallat.-Gebrauchs-Apparate 5 

6 Bücher und Klischees . . . . '6 

7 Zeichnungen • . 7 

8 Modelle 8 

9 Dampfkessel 9 

10 Dampfmaschine . . . . . .10 

11 Dampfheizungs- Anlage . . .11 

12 Transmissionen 12 

13 Akkumulatoren 13 

14 Elektr. Licht- und Kraft- Anlage 14 

15 Elektr. Uhren- und Signalwesen 15 

16 Blitzableiter-Anlage .... 16 

17 Feuerlösch- Anlage 17 

18 Gleise-Anlage 18 

19 Kantinen-Inventar 19 

20 Einrichtung der Geschäftsstelle 

Berlin 20 

Gesamtbetrag d. Emenernngsfonds ^) 

*) bis 31. Dezember 1904 

zugewiesen . . JC 483164. — 
für 1905 zugewiesen „ 144600.— 



Bis 

31. Dez. 

1904 



Pro 1905 



54656 

57043 

81834 

38191 

1577 

12639 

70000 

21787 

7461 

2152 

16814 

12888 

15158 

68918 

7 911 

184G 

3453 

2180 

1291 

5365 



17 752 
20706 
32644 
10904 

2679 

15000 

4011 

1167 

270 

5289 

4924 

4749 

21421 

1217 

260 

181 

42 

1384 



Zusammen 



JfC 

72408 

77 749 

114478 

49095 

1577 

15318 

85000 

25 798 

8628 

2422 

22103 

17812 

19907 

90339 

9128 

2106 

3634 

2180 

1333 

6749 



483164 



144600 627 764 



wv 



627 764 



»S 



M 627764.— 

wenn man von dem auf der Aktivseite stehenden AnscliaflFungswert 
den auf der Passivseite stehenden Korrektivposten abzieht, erhält man 
den gegenwärtigen Bilanzwert. Erst dann ersieht man beispielsweise, 
daß in der oben wiedergegebenen Bilanz die Installations-Gebrauchs- 
Apparate (Nr. 5) mit 1 o4C, die Feuerlöschanlage (Nr. 17) mit 50 und 
die Einrichtung der Geschäftsstelle Berlin (Nr. 20) mit 41 Pf. be- 
wertet ist. 

Man darf auch nicht behaupten, diesen Nachteilen stehe der Vor- 
teil gegenüber, daß man so gleichzeitig in der Bilanz die ursprüng- 
lichen Werte und die Gesamtsumme der Abschreibungen ersehen 
könne. Diese Daten kann man, wie unsere Beispiele auf S. 48 zeigen, 
ebensogut auf der Aktivseite sichtbar machen, braucht also dafür keines- 
wegs die erwähnten Unübersichtlichkeiten in den Kauf zu nehmen. 
Übrigens sind ja auch in dem obigen Beispiel die Abschreibungen auf 
Gebäulichkeiten in der üblichen Weise vorgenommen, und man sieht 
daraus, daß es möglich ist, auch auf der Aktivseite den ursprünglichen 
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Wert und die sämtlichen Abschreibungen (in jeder gewünschten Speziali- 
sierung) anzugeben und dabei zugleich auch den gegenwärtigen Wert 
direkt zu beziffern. 

Sonstige KorrektivpoBteu fOr zu hohe Bewertnng von 
Aktiven. Neben den Eorrektivposten, die als Ersatz fär die not- 
wendigen regelmäßigen Abschreibungen dienen sollen, finden sich in 
den Bilanzen noch eine ganze Reihe vom Eorrektivposten, die eben- 
falls den Zweck haben, zu hohe Bewertungen eines Aktivpostens aus- 
zugleichen, zu korrigieren. Anstatt, daß von dem auf der Aktivseite 
stehenden ursprünglichen Werte ein entsprechender Abzug gemacht 
wird, bleibt der Aktivbetrag in alter Höhe stehen, und dafür kommt 
dann auf die Gegenseite der Bilanz ein entsprechender Posten. 

Die häufigsten dieser Eorrektivposten sind die folgenden: 
1. Das sog. Delkrederekonto, auch Delkrederefonds, Conto du- 
bioso, Reserve für Dubiose, Debitorenreserve, Rücklage für Außen- 
stände, Reserve für Ausfälle, Kontokorrentreserve, Konto voraussicht- 
licher Verluste, Reserve für schlechte Schulden^), Konto für eventuellen 
Verlust, Konto für ungewisse Außenstände, Reserve für unsichere Außen- 
stände, Schuldenrücklagekonto, Verlustrücklage, Spezialreservefonds- 
konto fiir Delkredere. (Bisweilen bezeichnet man die entsprechenden 
Passivposten auch einfach als „unsichere Außenstände^', „Abschreibungen 
auf Außenstände" usw.) Der Ursprung des Delkrederekontos ist fol- 
gender: Wenn unter den Forderungen, die das Unternehmen besitzt, 
sich solche befinden, die voraussichtlich nicht mit ihrem vollen Be- 
trage eingehen werden (z. B. weil der Schuldner in Konkurs geraten 
ist), so müßte an sich der Betrag der Forderungen bei ihrer Aufnahme 
in die Bilanz entsprechend ermäßigt werden, und wenn an die Ein- 
bringlichkeit der Forderung überhaupt nicht mehr geglaubt wird, so 
wäre sie ganz abzusetzen. 

Man hält es nun in solchen FäUen, solange der Verlust noch nicht 
ganz gewiß ist, für zweckmäßiger und übersichtlicher, in den Büchern 
die Forderungen in der vollen Nominalhöhe weiterzuführen und für 
den erwarteten Verlust an anderer Stelle einen Gegenposten einzu- 
setzen, und weil man das in den Büchern so macht, so hat man sich 
daran gewöhnt, auch in der Bilanz die Forderungen mit dem vollen 
Nominalbetrag als Aktivum aufzuführen, dafür aber auf der Passiv- 
seite einen Korrektivposten in Höhe des voraussichtlichen Verlustes 
einzusetzen.^) 



1) Müßte natürlich richtig ^^Forderungen*' heißen. 

2) Wenn man diese Rücksicht auf die Übereinstimmung mit den Büchern 
nicht nähme, wäre es natürlich viel zweckmäßiger, auf der Aktivseite den Nominal- 
betrag der Forderungen und den voraussichtlich nicht einbringUchen Betrag 
vor derLinie anzugeben und die Differenz zwischen beiden als Aktivum auf- 
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Das ist die ursprüngliche und auch heute noch häufigste Be- 
deutung des Delkrederekontos^ man hat diese Bezeichnung aber auch 
in yielen anderen Fällen^ wo eine normale Abschreibung unterlassen 
und dafür auf der Passivseite ein Korrektivposten eingeführt wird, 
gebraucht. 

So z. B. führen die Mühlen vielfach auf der Passivseite ein Sack-^ 
delkrederekonto (auch Sackausgleichskonto, Sackreservefonds) mit 
Rücksicht darauf, daß sie die unter die Aktiven aufgenommenen, an 
die Kunden weggegebenen Säcke zum Teil nicht oder nicht unbeschädigt 
wieder erhalten. 

Eine ähnliche Bewandtnis hat es bei Brauereien, Spritfabriken u. dgl. 
mit dem auf der Passivseite stehenden Flaschenabschreibungskonto. 

Bei solchen Unternehmungen, die viele Gebäude und Hypotheken 
besitzen, z. B. Brauereien, Hypothekenbanken u. dgl. finden wir unter 
den Passiven ein Immobilienreservekonto, Hypothekendelkre- 
derekonto, Grundstücksreservekonto, Reservefond für Immobilien, 
Arealverkaufsrückstellung, Abschreibungskonto für auswärtige Grund- 
stücke , Hypothekensicherungsfondskonto , Sicherheitsbestand , Wirt- 
schaftsimmobilienreservekonto, Hypothekendarlehnsreservekonto. Auch 
hier handelt es sich regelmäßig darum, daß eine infolge eingetretener 
Wertminderung notwendige Abschreibung auf der Aktivseite unterlassen 
und durch einen Korrektivposten auf der Passivseite ersetzt ist. 

Es mag jedoch schon hier darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß die Bezeichnung Delkrederekonto u. dgl. häufig auch da ange- 
wendet wird, wo es sich gar nicht oder nicht ausschließlich um 
Korrektivposten handelt. Es ist das einer der* vielen Mißbräuche, die 
in der BUanzterminologie üblich und anscheinend unausrottbar sind. 
In manchen Fällen versteckt sich nämlich hinter der Bezeichnung 
Delkrederekonto der Betrag, der die aus übernommenen Garantien 
entstandenen Verpflichtungen darstellt. Dann verbirgt sich also hinter 
dem scheinbaren Korrektivposten ein Schuldposten. 

Wieder in anderen Fällen repräsentiert das Delkrederekonto in 
Wahrheit eine Reserve. Wenn nämlich Abschreibungen auf die Ver- 
mögensgegenstände gar nicht notwendig sind, oder wenn sie auf der 
Aktivseite vorgenommen sind und trotzdem unter die Passiven ein 

zufahren. Das geschieht auch gelegentlich, allerdings ganz selten. So findet 

sich in einer Bilanz folgender Aktivposten: 

Außenstände JC dU 860,70 

Abschreibung dubioser Forderungen „ 7 505,28 JC 987 855,28 

In einer anderen Bilanz finde ich folgenden Aktivposten: 

Lombarddarlehne gegen Unterpfand «.^ 1 188 405 

abzüglich Sicherheitsfonds für Lombardforderungen . „ 80 000 J^ 1 158 405 

Bis auf den unzutreffenden Ausdruck „Sicherheitsfonds" ist das eine sehr 
zweckmäßige Darstellungsweise. 
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Delkrederekonto aufgenommen wird, so liegt nicht ein Korrektiv- 
posten, sondern, falls es sich nicht um eine Verpflichtung handelt, 
eine Reserve vor. Man darf sich also im Einzelfalle nie auf den 
Ausdruck Delkrederekonto allein verlassen, sondern muß, soweit das 
möglich ist, genau prüfen, ob ein Korrektivposten, ein Schuldposten 
oder eine Reserve vorliegt. In manchen Fällen hat das Delkredere- 
konto auch gemischten Charakter. Es kommt nämlich vor, daß das 
Delkrederekonto zwar zunächst einen Korrektivposten darstellt, daß 
es aber höher angegeben wird, als die Wertminderung der be- 
treffenden Aktiven erfordert Dann stellt also das Delkrederekonto 
einen Korrektivposten und (für den über das notwendige Maß hinaus- 
gehenden Teil) zugleich eine Reserve dar. Werden gar auch noch 
Garantieverpflichtungen unter diesen Posten eingereiht, so hat das 
Delkrederekonto einen dreifachen Charakter. Natürlich könnte man 
diese Schwierigkeiten durch eine Trennung der verschiedenen Posten 
und durch eine sachgemäße und klare Bezeichnung vermeiden; man 
ist aber häufig mit der geschilderten Unklarheit ganz einverstanden, 
in sehr vielen FäUen aber werden sich auch die Interessenten selbst 
und die Buchhalter, die die Bilanzen aufstellen, gerade über den 
wahren Charakter ihres Delkrederekontos nicht klar. 

Zu den Korrektivposten gehören weiter folgende Posten: Skonto-, 
Dekortkouto (Skonto auf Debitoren, RücksteUungskonto für Skonti 
und Dekorts, Reservekonto für Rabattabzüge). Da, wo für die Schuldner 
des Unternehmens die Möglichkeit besteht, bei Bezahlung innerhalb 
kurzer Frist einen Rabatt von der zu zahlenden Summe abzuziehen und 
wo voraussichtlich von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, würden 
die ausstehenden Forderungen zu hoch bewertet sein, wenn man sie 
mit dem vollen Nominalwert einsetzen würde. Man muß deshalb den 
voraussichtlichen Rabatt von der Summe der Forderungen abziehen oder 
einen entsprechenden Korrektivposten in die Passivseite aufnehmen. Das 
letztere geschieht dann auch vielfach unter den erwähnten Bezeichnungen. 

Bückdiskout des Wechselbestaudes (Diskont vorweg er- 
hoben. Vorgetragener Diskont auf vorhandenen Wechselbestand, Diskonto- 
konto, Uberhobener Diskont). Bei Bewertung ihres Wechselbestandes 
berücksichtigen manche Unternehmungen, insbesondere wenn sie die 
Wechsel als Diskonteare gekauft haben, die Tatsache, daß die meisten 
Wechsel noch eine gewisse Laufzeit über den Bilanztag hinaus haben 
und daß ihr Verkaufswert deshalb um den Betrag des Diskonts für 
den Rest der Laufzeit hinter dem Nominalwert zurücksteht. Statt 
diesen Diskont nun direkt abzuziehen, werden bisweilen die Wechsel zu 
dem vollen Betrage unter den Aktiven aufgeführt, und zugleich wird 
ein entsprechender Korrektivposten auf der Passivseite errichtet^). 

1) Natürlich wäre auch in diesem Falle die Bilanz viel klarer, wenn der 
Nominalbetrag der Wechsel und der Betrag des „noch nicht verdienten Diskonts" 
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Auct bezüglich allei' möglichen anderen Aktivposten kommt es 
gelegentlich vor, daß eine Wertminderung nicht durch Abzug des 
Betrages, sondern durch Einfügung eines Korrektivpostens berück- 
sichtigt wird. So finden wir auf der Passivseite von Bilanzen Posten 
wie: Wertminderungskonto für niederzulegende Gebäude. 

Eine Erwähnung verdienen endlich noch Posten wie Buck- 
stelliing auf Anteil- und Beteiligungskouto , Kursreserve auf 
EfiPekten, Reserve für Kursverluste. Auch hier handelt es sich viel- 
fach um Korrektivposten, die eine eingetretene Wertminderung des 
EfiEektenbestandes ausgleichen sollen. Es kann sich aber auch um 
reine Reserven handeln. Auch hier ist also im einzelnen Falle genaue 
Prüfung des wahren Charakters solcher Posten notwendig. Aus der 
Bezeichnung allein kann man mit Sicherheit nichts schließen. 

IL Die Schulden. 

Der Schuldeubegriff. Wie wir zunächst untersucht haben^ 
aus welchen Bestandteilen das Aktivvermögen bestehen kann, welche 
Aktiva also eventuell für die Bilanz in Betracht kommen, wollen wir 
zunächst auch den Umkreis der möglichen Verpflichtungen prüfen, 
bevor wir an die Frage ihrer Gliederung in der Bilanz herantreten. 

Die Verpflichtungen, die für ein geschäftliches Unternehmen in 
Betracht kommen, lassen sich etwa in folgende Gruppen teilen: 

1. Verpflichtungen zur Hingabe von Geld, Waren oder sonstigen 
Aktiven aus dem eigenen Vermögen, sei es, daß die Verpflichtung 
aus Kauf-, Darlehns-, Anstellungs-, Miet-, Versicherungs- und ähnlichen 
Verträgen herrührt oder auf Gesetz beruht (Verpflichtung zur Zahlung 
von Steuern, Verpflichtung zu Schadenersatz usw.). 

2. Verpflichtungen zur Hingabe von Dingen, die nicht zum eigenen 
Vermögen gehören: z. B. Verpflichtung zur Rückgabe geliehener, ge- 
mieteter Gegenstände usw. 

3. Verpflichtungen zur Leistung von Diensten oder zur Ein- 
räumung von Gebrauchsrechten an Gegenständen des eigenen Ver- 
mögens, z. B. Verpflichtung einer Eisenbahn, eines Schiffahrtsunter- 
nehmens zur Ausführung gewisser Transportleistungen, Verpflichtung 
zur Überlassung des Gebrauchs der gemieteten Sache. 

4. Verpflichtungen zu einer Unterlassung (z. B. zur Nichtaus- 
übung eines Patents, zur Unterlassung einer Produktionserweiterung). 

Von den genannten vier Kategorien kommen für die Bilanz nur 
die unter 1 und 3 aufgeführten in Betracht, denn nur sie sind Be- 

auf der Aktivseite vor dem Strich und die Differenz als Aktivum eingesetzt 
würde, wie das beispielsweise in folgendem Beispiel geschehen ist: 

Wechselkonto <i^ 917 201,40 

57o Diskont per Bilanztag „ 44 664,70 JC 872 546,70. 
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lastungen des AktiTvermögens^ die in Abzug gebracht werden müssen^ 
wenn man das Reinvermögen ermitteln will. Verpflichtungen zur 
Hingabe von Dingen^ die nicht zum eigenen Vermögen gehören, und 
Verpflichtungen zu einer Unterlassung sind keine Schulden^ die das 
Aktivvermögen belasten und deshalb von den Aktiven in Abzug zu 
bringen sind, wenn man das Reinvermögen ermittebi will. 

Bei den unter 1 und 3 genannten Verpflichtungen ist es für die 
Frage, ob sie das Vermögen belastende Schulden darstellen, gleich- 
gültig, ob sie bereits fällig sind oder noch nicht und ob der Betrag 
der Verpflichtung genau feststeht oder nicht. 

Zweckm&filge Oliedening der Schulden. Will man die 
Schulden in der Bilanz möglichst übersichtlich gliedern, so muß man 
verschiedene Gruppen unter ihnen bilden. Zunächst ist zu unter- 
scheiden zwischen Geldschulden und Verpflichtungen zu sonstigen 
Leistungen (z. B. zur Herstellung einer Maschine, eines Gebäudes, zur 
Ausführung von Transporten u. dgl. m.). Die letztere Kategorie spielt 
jedoch in den Bilanzen eine geringe Rolle, denn aus Gründen, die 
später darzulegen sein werden, werden solche Verpflichtungen regel- 
mäßig nur dann in die Bilanz aufgenommen, wenn und soweit der 
Gegenkontrahent bereits geleistet hat. Hat also der Besteller einer 
Maschine diese bereits bei Abgabe der Bestellung bezahlt oder hat 
er eine Anzahlung geleistet, so erscheint die Verpflichtung zur Lie- 
ferung der Maschine in entsprechender Höhe als Schuld in der Bilanz, 
anderenfalls jedoch findet sie dort keine Berücksichtigung. Im wesent- 
lichen haben wir es in den Bilanzen also mit Geldschulden zu tun. 
Diese Geldschulden kann man nun, ähnlich wie man die Aktiven 
einerseits in Anlage- und Betriebsvermögen, andererseits in flüssige 
und nicht flüssige Mittel einteilt, nach dem Zweck, für den sie kon- 
trahiert worden sind, in Anlage- und Betriebsschulden, und nach der 
Dauer, während der die geschuldeten Mittel dem Unternehmen zur 
Verfügung stehen, in langfristige und kurzfristige Schulden einteilen. 
Für die Durchsichtigkeit der Bilanz ist es von höchster 
Wichtigkeit, die Schulden nach diesem letzterenEinteilungs- 
prinzip zu gliedern. 

Nur wenn das geschieht, kann man aus der Bilanz ersehen, ob 
dem Unternehmen die nötigen Mittel auf längere Zeit zur Verfügung 
stehen, und welche Schulden binnen kurzem zu erfüllen sind. Das letztere 
zu wissen ist notwendig, um über das Verhältnis zwischen flüssigen Aktiven 
und laufenden Verbindlichkeiten (s. oben S. 39f.) Klarheit zu gewinnen. 

Tatsächliches über die Oliederuug der Schulden in der 
Bilanz. In dieser Hinsicht gilt ganz ähnliches wie hinsichtlich der 
Gliederung der Forderungen in der Bilanz.^) Auch hier läßt es die 

1) Vgl. auch die S. 43 f. gegebenen Beispiele. 
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Praxis vielfach an der wünschenswerten Klarheit fehlen. Die Schulden 
werden zu großen Posten zusammengezogen, und so werden die ver- 
schiedenartigsten Verbindlichkeiten gemeinsam aufgeführt. Das gilt in 
besonderem Maße wiederum für die zur Veröffentlichung bestimmten 
Bilanzen^ insbesondere der Banken. 

Im einzelnen sei noch folgendes bemerkt: 

Unter den „Kreditoren^^ sind häufig nicht nur die Oeldschulden 
verzeichnet^ sondern auch (wenn z. B. Anzahlungen geleistet sind) die 
Verpflichtungen zur Lieferung von Fabrikaten u. dgl. Nur vereinzelt 
findet man dafür besondere Posten wie: Anzahlungen auf Lieferungen. 

Vereinzelt kommt es auch vor^ daß zur Ausgleichung einer zu 
hohen Bewertung von Schulden ein Korrektivposten errichtet wird, 
in diesem Falle natürlich auf der Aktivseite. Hierhin gehört beispiels- 
weise das auf der Aktivseite stehende Disagiokonto, wenn Obligationen 
unter pari, also mit Disagio ausgegeben sind, trotzdem aber in voller 
Nominalhöhe unter die Passiven aufgenommen werden. Im allge- 
meinen kommen aber Korrektivposten für zu hohe Bewertung von 
Passiven sehr viel seltener vor als bei zu hoher Bewertung von 
Aktiven. 

Anhang: UnznUbssige Aufrechnung von Aktiven und 
Passiven. Nicht ganz selten kommt es vor, daß man, statt die 
Summe der Forderungen in die Aktiv- und die Summe der Schulden 
in die Passivseite einzustellen, bei bestimmten Kategorien die Schulden 
von den Forderungen subtrahiert und dann nur die Differenz zwischen 
den beiden Beträgen in der Bilanz aufführt So finden sich z. B. in 
zahlreichen Bilanzen Aktivposten nach folgendem Muster: 



Grundstück- und 

Gebäudekonto JC 924 000 

ab Hypothek „ 136 500 JC 787 600 

Das ist inkorrekt, denn in die Aktivseite der Bilanz gehört der voUe 
Wert der Grundstücke und Gebäude und in die Passivseite der volle 
Betrag der Hypotheken. In dem angeführten Beispiel ist die Sache 
ja nicht so sehr schlimm, weil der Betrag der Hypothek wenigstens 
vor dem Strich aufgeführt und so aus der Bilanz zu ersehen ist. In 
vielen FäUen wird aber lediglich die Differenz zwischen dem Wert 
der Immobilien und den Hypothekenschulden in die Aktiven eingesetzt, 
so daß man aus der Bilanz nicht ersehen kann, wie hoch 
die hypothekarische Belastung ist, ev. sogar nicht, ob das 
Grundstück überhaupt belastet ist. 

Noch schlimmer ist es, wenn die Bilanz die Forderungen und 
Verbindlichkeiten lediglich in folgender Weise aufführt: 



Debitoren, abzüglich Kredi- 
toren JC 200 000 
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Posten, die nicht in die Bilanz gehören. 



oder^ falls der Betrag der Schulden größer ist: 



Kreditoren, abzüglich Debi- 
toren und Bankguthaben JC 50 000 

In diesen Fällen — selbst in den im Reichsanzeiger veröffent- 
lichten Bilanzen finden sich gelegentlich derartige sonderbare Methoden 
— werden Tatsachen, die für die Beurteilung der Bilanz von ganz 
besonderer Wichtigkeit sind, zu Unrecht verheimlicht. 

Ebenso ist es inkorrekt, wenn die sog. transitorischen Aktiv- und 
Passivposten^) gegeneinander aufgerechnet werden und dann nur die 
Differenz in der Bilanz erscheint. Auch das geschieht gelegentlich, 
wie das folgende Beispiel zeigt: 



Transitorische Aktiven und 
Passiven. Saldo 



JC 10000 



Unzulässige Hlueinziehnug von Posten in die Bilanz. 

Vereinzelt kommt es vor, daß Unternehmungen Aktiv- und Passiv- 
posten in ihrer Bilanz aufführen, die gar nicht hineingehören. Das 
gilt vor allem von Depots, die bei dem betreffenden Unternehmen 
bestellt sind, ohne daß die Gegenstande in das Eigentum der Unter- 
nehmung übergehen. Werden trotzdem solche Posten in die Bilanz 
aufgenommen, so erscheinen sie gewöhnlich mit dem gleichen Betrage 
auf der Aktiv- und auf der Passivseite. Das geschieht z. B. mit den 
Kautionen, die einzelne Beamte, Vorstands-, Aufsichtsratsmitglieder 
usw. in Effekten bestellen. 

So findet sich in der Bilanz einer Aktiengesellschaft folgender 
Posten : 



Kautionen 

deponierte Effekten der Mit- 
glieder des Aufsichtsrats und 



des Vorstandes 



M 144000 



Kautionen wie gegen- 
stehend 



M 144000 



Diese Aufführung ist unrichtig. Die deponierten Effekten sind 
nicht in das Eigentum des Unternehmens übergegangen. Infolge- 
dessen sind sie auch nicht als dessen Aktivum zu verzeichnen. An- 
dererseits hat das Unternehmen zwar die Verpflichtung, die Kaution 
unter gewissen Umständen zurückzugeben, aber diese Verpflichtung 
ist keine Schuld im Sinne der Bilanz, denn es handelt sich nicht um 
eine Rückgabe aus dem eigenen Vermögen (vgl. S. 55 f.). 

Da der Posten auf beiden Seiten in gleicher Höhe erscheint, so 
hat seine Berücksichtigung auf die Höhe des Saldos keinen Einfluß, 
stiftet also in dieser Hinsicht keinen Schaden an. Immerhin ist sie 
inkorrekt. 



1) Näheres darüber s. im nächsten Kapitel. 
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Anders liegt es, wenn eine Barkaution bestellt wird. Hier geht 
das eingezahlte bare Geld in das Eigentum des Unternehmens über und 
ist also als dessen Aktivum zu behandeln. Demgegenüber ist dann natür- 
lich die Verpflichtung zur Rückzahlung auch als Passivum einzustellen. 

Ebenso wie mit den Eflfektenkautionen steht es mit den Wert- 
papieren, die einer Bank in offienes Depot gegeben sind. Auch diese 
Wertpapiere gehören zweifellos nicht der Bank, sind also nicht deren 
Aktivum, und ebenso besteht nicht eine bilanzmäßige Schuld in Höhe 
der Wertpapiere. Trotzdem findet man gelegentlich in Bankbilanzen 
Posten wie: 



Wertpapiere in Depot 



JC 852 000 



Deponenten von Wert- 
papieren 



M 852 000 



Ein gleiches gilt von den Kommissionswaren, die einem Unter- 
nehmen nicht verkauft, sondern nur zum Verkauf übertragen sind. 
Auch sie bilden kein Aktivum des Unternehmens, bei dem sie lagern, 
und deshalb besteht dort auch keine bilanzmäßige Schuld in Höhe 
des Wertes dieser Kommissionswaren. 

Waren, die dem Unternehmen selbst gehören und die es anderen 
in Kommission gegeben hat, gehören natürlich unter die Aktiva des 
Unternehmens. 

ni. Das Reinvermögen. 

Allgemeines. Bisher sind wir immer davon ausgegangen, daß 
die Bilanz das Reinvermögen in einem einzigen Saldoposten ausweise. 

Es ist nun aber möglich und in vielen Fällen auch sehr zweck- 
mäßig, dieses ßeinvermögen in mehrere Bestandteile zu zerlegen. Die 
wichtigsten dieser Zergliederungen sollen im folgenden dargelegt werden, 

Zerlegung des Beinvermögens in die Anteile mehrerer 
Gesellschafter. Bei manchen gesellschaftlichen Unternehmungen, 
wie z. B. offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften 
(nicht dagegen bei Aktiengesellschaften u. dgl.), ist es zweckmäßig, 
nicht ein einheitliches ßeinvermögen der ganzen Unternehmung, son- 
dern die Anteile*) (in der Praxis gewöhnlich Kapitalkonten oder Gut- 
haben genannt) der einzelnen Gesellschafter gesondert in der Bilanz 
zum Ausdruck zu bringen. Die Bilanz einer solchen Gesellschaft könnte 
also z. B. so aussehen: 



Grandstück JL 

Gebäude 

Warenvorräte 

Forderungen 

Bargeld 



11 



11 



11 



6 000 
12 000 
18 600 
12 000 

1500 



Summe JC 50 000 



Schulden <i^ 18000 



Guthaben d. Gesellschafters A 

B 



11 



11 



11 



>^ 



11 



11 



11 



11 



11 



20000 

10000 

2000 



Summe »^ 50000 



1) Der gesetzliche Ausdruck ist „Kapitalanteil" (HGB. § 120 ff.). 
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Zerlegung des Eeinvermögens, 



Wenn eine solche Gesellscliaft von großen Verlusten betroffen 
wird; dann kann es bei angleichen Anteilen der Gresellscbafter 
vorkommen, daß ein Anteil durch den Verlust völlig aufgezehrt 
und sogar negativ wird. Ist in dem obigen Falle beispielsweise 
ein Verlust von 9000 Jl eingetreten und ist im Gesellschafts vertrage 
etwa bestimmt, daß Gewinne und Verluste auf die drei Gesellschafter 
gleichmäßig nach Köpfen verteilt werden, so würde die Bilanz nach 
Verteilung des Verlustes^) etwa so aussehen: 



GruDdstück Jt 

Gebäude 

Warenvorräte 

Forderungen 

Bargeld 

Konto d.Gesellschafters C 



6000 

12000 

18500 

12000 

1600 

1000 



Schulden ci^ 27000 

Guthaben des Gesell- 
schafters A „ 17000 

Guthaben des Gesell- 
schafters B 7000 



»1 



Summe «/^ 51000 



Summe «^ 51000 



In diesem FaUe besteht nicht eine Forderung der Gesellschaft 
gegen C in Höhe von 1000 Jly sondern der auf der Aktivseite stehende 
Posten „Konto des Gesellschafters C bildet einen Teil des Reinver- 
mögenssaldos. Das Beinvermögen der Gesellschaft beträgt in diesem 
Falle 17000 + 7000 — 1000 = 23000 JH. 

Wichtiger ist die Zerlegung des Beinvermögens in ur- 
sprüngliches Beinvermögen und GKewinn (resp. Verlust). 
Wenn man die ßeinvermögenszififer einer Bilanz mit der Rein- 
vermögenszififer derselben Unternehmung aus einem früheren Zeitpunkt 
vergleicht, so ersieht man die inzwischen eingetretene Reinvermögens- 
mehining oder -minderung, d. h. normalerweise^) den eingetretenen 
Gewinn oder Verlust. Jede^) Bilanz läßt sich nun aber leicht so ge^ 
stalten, daß man schon aus ihr selbst, ohne erst eine frühere Bilanz 
zum Vergleich heranziehen zu müssen, den Gewinn oder Verlust er- 



1) Vorher muß noch eine andere Bilanz aufgestellt werden, in der der Ver- 
lust noch nicht verteilt ist. Diese vorhergehende Bilanz ist die gesetzliche, vgL 
§ 120 HGB. 

2) Vorausgesetzt, daß kein Kapital dem unternehmen filr außergeschäftliche 
Zwecke entzogen oder ihm von außen neu zugeflossen ist. Vgl. oben S. 6 
Anm. 2. 

3) Es ist deshalb völlig falsch, zu behaupten, die Bilanz der Aktiengesell- 
schaft unterscheide sich prinzipiell von der Bilanz des Einzelkaufmanns dadurch^ 
daß in der ersteren Stammkapital und Gewinn getrennt aufgeführt wurden, wäh- 
rend die letztere nur einen einheitlichen Rein Vermögensposten kenne. In Wirk- 
lichkeit besteht in dieser Hinsicht gar kein prinzipieller Unterschied. Nur ist 
für die Bilanz der Aktiengesellschaft eine solche formelle Trennung vorgeschrieben, 
für die Bilanz des Einzelkaufmanns nicht. Auch für diese besteht aber genau 
so die Möglichkeit, die Trennung vorzunehmen, wie bei der Aktiengesellschaft. 
In der Praxis geschieht das allerdings häufig nicht, aber ebenso wird, wie später 
noch darzulegen sein wird, bei den Aktiengesellschaften jene ausdrückliche 
Gesetzesbestimmung oft mißachtet. 
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sehen kann. Man weist in solchen Fällen nicht eine einheitliche 
Reinvermögensziffer aus, sondern zerlegt diese in ursprüngliches^ d. h. 
bei Beginn der letzten Bilanzperiode vorhandenes Reinvermögen, das 
wir der Kürze halber als Stammkapital bezeichnen wollen, und 
in Gewinn (oder Verlust). Beispiele für solche Fälle bieten die 
beiden folgenden Bilanzen: 



Grundstück JC 

Geb&ude 

Warenvorräte 

Forderungen 

Bargeld . 



>» 



« 



n 



1t 



6000 
12000 
18600 
12000 

1500 



Summe JC 50000 



Schulden JC 18000 

Stammkapital „ 25000 

Gewinn 7000 



»1 



Summe JC 50000 



In diesem Falle setzt sich das Reinvermögen des Unternehmens 
also aus den beiden Posten ^^StammkapitaF 25000 Jt und Rein- 
gewinn 7000 Jl zusammen. 

Etwas schwieriger liegt die Sache, wenn ein Verlust erzielt ist. 
Nehmen wir an^ daß in obigem Falle der ganze Reingewinn dem 
Unternehmen belassen wird^ daß es also mit 32000 Jl Reinvermögen 
weitergeführt und daß nim im folgenden Jahre ein Verlust von 
9000 Jl eintritt^ so würde die Bilanz (wenn man ursprüngliches 
Vermögen und Verlust getrennt aufführen wiU) etwa so aussehen: 



Grundstück JC 

Gebäude 

Warenvorräte 

Forderungen 

Bargeld ....... 

Verlust 



n 



n 



11 



>1 



1> 



6000 

12000 

18500 

12 000 

1500 

9000 



Summe JC 59000 



Schulden Jf 27000 

Stammkapital . . . . . „ 32000 



»1 



Summe JC 59000 



Da ein Verlust von 9000 Jl eingetreten ist^ so ist das ursprüng- 
liche Rein vermögen Ton 32000 Jl dadurch auf 23000 Jl vermindert 
worden. Setzt man trotzdem das ursprüngliche Vermögen in voller 
Höhe unter den Passiven ein^ so muß man zum Ausgleich für diese 
zu hohe Bewertung den Verlustsaldo von 9000 Jl auf die Aktivseite 
stellen. Will man das tatsächliche Reinvermögen in solchem Falle 
berechnen, so muß man also von dem auf der Passivseite stehenden 
Stammvermögen den auf der Aktivseite stehenden Verlustsaldo 
abziehen. Der Verlustsaldo ist also in diesem Falle ein Korrektiv- 
posten ftir zu hohe Bewertung des auf der Passivseite stehenden Rein- 
vermögenspostens. 

Gtinz analog würde sich die Sache gestalten, wenn bei Beginn 
der Bilanzperiode nicht ein Reinvermögen, sondern eine XJberschuldung 
vorhanden ist. Besteht bei einem Unternehmen beispielsweise eine 
Überschuldung in Höhe von 10000 Jl und wird nun ein Gewinn von 
2000 Jl erzielt, so könnte die Bilanz abgekürzt etwa wie folgt aussehen: 



62 



Stammkapital nnd Gewinn. 



Summe der Aktiven , . , . Jt 20000 
Überschuldung zu Be- 
ginn des Jahres . . . „10000 



Summe der Schulden . . . 
Gewinndes letzten Jahres 



JC 2800O 
2000 



w 



Summe JC 80000 



Summe JC 30000 

Tatsäclilicli bestellt am Bilanztage also nur noch eine Über- 
schuldung von 10000 — 2000 = 8000 M. 

Würde bei einer ursprünglichen Überschuldung von 10000 JC 
sich noch ein weiterer Verlust ergeben haben, so könnte die abgekürzte 
Büanz etwa folgendermaßen aussehen: 



Summe der Schulden 



. JC 8200O 



Summe JC 3200O 



Summe der Aktiven. . . JC 20000 
Überschuldung zu Be- 
ginn desJ ah res. . . „ 10000 
VerlustdesletztenJ ahres „ 2000 

Summe JC 32000 

Tatsächlich beträgt die Überschuldung am Bilanztage also 
10000 + 2000 = 12000 JH. 

Wird in dieser Weise verfahren^), so haben wir also keinen ein- 
heitlichen Reinvermögens- oder Überschuldungssaldo mehr vor uns. 
Rein rechnerisch betrachtet, stellt nun eigentlich nur noch der Gewinn 
(oder Verlust) den Saldo, d. h. den Posten, der die beiden Seiten der 
Bilanz gegeneiaander ausgleicht, dar. Wir müssen uns aber immer 
klar machen, daß ursprüngliches Reinvermögen und Gewinn zusammen- 
gehören, daß sie insofern beide gleichen Charakter haben, als sie beide 
nicht konkrete Aktiva oder konkrete Schulden sind, sondern zusammen 
nur die rechnungsmäßige Differenz zwischen Aktiven und Schulden 
repräsentieren. Leider iaritt diese Zusammengehörigkeit vielfach nicht 
ohne weiteres in die Erscheinung, weil auf der Passivseite der Bilanz 
zuerst das ursprüngliche Reinvermögen, dann die Schulden und zuletzt 
der Gewinn aufgeführt, die beiden zusammengehörigen Posten also 
auseinander gerissen werden. 

Zerlegung des Stammkapitals. Es steht natürlich nichts im 
Wege, auch das Stammkapital weiter zu zerlegen, wenn das aus irgend- 
welchen Gründen zweckmäßig erscheint. So käme insbesondere eine 
Zerlegung in das bei Beginn der Unternehmung vorhandene und das 
im Laufe der geschäftlichen Entwicklung hinzugetretene Stammkapital 
in Frage. Eine solche Teilung kommt indessen bei Einzelunterneh- 
mungen, offenen Handelsgesellschaften u. dgl. nur selten vor, weil bei 
ihnen dazu keine triftigen Gründe vorliegen. Dagegen spielt eine 
ähnliche Gliederung, wie wir gleich sehen werden, bei den gesell- 

1) Natürlich wird diese Methode häufig auch mit der vorher beschriebenen 
vereinigt, d. h. bei offenen Handelsgesellschaften z. B. können in der Bilanz ge- 
sondert die ursprünglichen Anteile der verschiedenen Gesellschafter (nach dem 
Stand bei Beginn der Bilaazperiode) und getrennt davon der erzielte Gewinn 
und Verlust ausgewiesen werden. 



Bedeutung des festen Grundkapitals. 
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schaftlichen Unternehmungen mit festem Grundkapital^ vor allem den 
Aktiengesellschaften eine außerordentlich wichtige Rolle. 

Besonderheiten bei TTntemehmnngen mit festem Chrund- 
kapital: 1. Bedeutung des festen Grundkapitals. Die Zer- 
legung des Reinvermögens in ursprüngliches Reinvermögen (Stamm- 
kapital) und Gewinn erfahrt in vielen Fällen eine interessante Modi- 
fikation. Bei manchen — insbesondere gewissen gesellschaftlichen^) 
— Unternehmungen schreibt nämlich das Gesetz die Bindung eines 
bestimmten Reinvermögensbetrages vor^ d. h. es fordert^ daß dieser 
gebundene Betrag, den man meist Grundkapital nennt, dauernd für 
das Unternehmen bestimmt bleibt, und daß als Gewinn oder Verlust 
höchstens derjenige Betrag anzusehen ist, der nach Abzug der Schul- 
den und des festen Grundkapitals von den Aktiven übrig bleibt. 
Während also gewöhnlich das Stammkapital von Bilanztermin zu 
Bilanztermin wechselt, je nachdem ob im vorausgegangenen Jahre 
ein Gewinn oder ein Verlust erzielt worden ist, ist bei diesen Unter- 
nehmungen immer mit einem festen Grundkapital zu rechnen, und 
dieses Grundkapital wird deshalb auch besonders in die Bilanz ein- 
gesetzt. Was hat nun dieses Prinzip des festen Grundkapitals für 
materielle Konsequenzen? Sehr erhebliche, und zwar bei der Erfolgs- 
berechnung. Machen wir uns das an einem Beispiel klar. 

Es sollen zwei Unternehmungen, eine gewöhnliche Einzelunter- 
nehmung und eine Aktiengesellschaft (letztere als Typus der Unter- 
nehmungen mit festem Grundkapital gewählt), auf ganz gleicher finanzieller 
Grundlage errichtet werden. Die Eröffnungsbilanz der Einzelunter- 
nehmung lautet: 



Aktiven 



JC 60000 



Schulden 
Reinvermögen 



Jt 20000 
M 40000 



Summe JC 60000 



Die Eröffnungsbilanz der Aktiengesellschaft sieht ganz ebenso aus, nur 
wird man statt Reinvermögen hier Aktienkapital, Grundkapital oder 
so ähnlich sagen. Im ersten Geschäftsjahr wird bei beiden Unter- 



1) Es kann ein solcher Fall aber auch bei Einzeluntemehmungen vorkommen. 
Man denke z. B. an den in § 1655 BGB. geregelten Fall: ,,Gehört zu dem der 
Nutznießung unterliegenden Vermögen ein Erwerbsgeschäft, das von dem Vater 
im Namen des Kindes betrieben wird^ so gebührt dem Vater nur der sich aus 
dem Betrieb ergebende jährliche Reingewinn. Ergibt sich in einem Jahre 
ein Verlust, so verbleibt der Gewinn späterer Jahre bis zur Aus- 
gleichung des Verlustes dem Kinde.^* Das bedeutet anders ausgedruckt: 
Das beim Übergang des Erwerbsgeschäftes in die Nutznießung vorhandene Rein- 
vermögen ist als dessen festes Grundkapital zu betrachten. Nur das, was nach 
Abzug der Schulden und dieses festen Grundkapitals noch übrig bleibt, fließt als 
Grundkapitalsvermehrung dem Nutznießer zu. 
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Bedeutung des festen Grundkapitals. 



Dehmungen ein Verlust von 18.000 Jl erzielt, die erste Schlußbilanz 
ist für beide Unternehmungen gleich. Sie lautet: 



Aktiven 
Verlust 



JC 42000 

JC 18000 
Summe JC 60000 



Schulden 

urspr. Reinverm5gen 

[resp. Aktienkapital] 



JC 20000 



JC 40000 



Summe JC 60000 



Im nächsten Jahre ergibt sich bei beiden Unternehmungen ein 
tatsächlicher Gewinn von 10.000 Jl, Trotz dieses gleichen Ergebnisses 
sehen nun aber die beiden Bilanzen verschieden aus. Das Einzel- 
unteriiehmen hatte am Schlüsse des ersten Geschäftsjahres von dem 
ursprünglichen Reinvermögen in Höhe von 40000 Jl die Summe von 
18000 Jl verloren, infolgedessen ist es in das zweite Jahr mit 
einem Reinvermögen von nur 22000 Jl eingetreten. Seine Bilanz 
lautet nun: 



Aktiven 



JC 62000 



öumme JC 62000 



Schulden 

urspr. Eeinvermögen 

Gewinn 



JC 20000 
JC 22000 
JC 10000 



Summe JC ö2000 



Anders dagegen bei der Aktiengesellschaft, die trotz des ein- 
getretenen Verlustes von 18000 Jl ihr festes Grundkapital in der 
alten Höhe fortführen muß. Ihre Bilanz lautet so*): 



Aktiven 
Verlust 



JC 62000 
JC 8000 



Summe JC 60000 



Schulden 
Aktienkapital 



JC 20000 
JC 40000 



Summe JC 60000 



Trotzdem also tatsächlich auch die Aktiengesellschaft einen Ge- 
winn von 10000 Jl gemacht hat, weist ihre Bilanz doch einen Verlust 
von 8000 Jl aus. Das ergibt sich aus dem Prinzip des festen 
Grundkapitals. Ist einmal ein Verlust eingetreten, so müssen die 
späteren Gewinne zunächst rechnerisch dazu verwendet werden, diesen 
Verlust zu beseitigen. Nicht der Überschuß der Aktiven über Schulden 
+ jeweiliges Stammkapital, sondern nur der Überschuß der Aktiven 
über Schulden -|" festes Grundkapital erscheint hier bilanzmäßig als 
Gewinn. Infolgedessen weist die Bilanz der Aktiengesellschaft rech- 
nerisch einen Verlustsaldo aus, trotzdem tatsächlich ein Gewinn von 
10000 Jl erzielt ist. 

Ganz ähnlich ergeben sich nun auch weiterhin Unterschiede. 
Nehmen wir an, daß im nächsten Jahre tatsächlich beide Unter- 
nehmungen wieder einen Gewinn von 10000 Jl erzielen, so sehen 
die Bilanzen so aus: 

1) Äußerlich könnte sie auch anders sein, wenn man den Verlust des Vor- 
jahres und den Gewinn des neuen Jahres gesondert aufführte. Der Klarheit 
halber wählen wir aber hier die einfachere Form. 



Reserven. 65 

Die Einzeluntemehmong hat zu dem ursprünglichen Reinvermögen 
des zweiten Geschäftsjahres von 22000 Jl 10000 JH hinzugewonnen, 
sie ist also mit einem Reinvermögen von 32000 JH in das dritte 
Geschäftsjahr eingetreten, und ihre Bilanz lautet nun: 



Aktiva JC 62000 



Summe JC 62000 



Schulden JC 20000 

urspr. Eeinvermögen JC 32000 

Gewinn JC 10000 

Summe JC 62000 



Die Aktiengesellschaft hat dagegen mit einem Grundkapital von 
40000 Jt und einem Verlustsaldo von 8000 Jl das dritte Geschäfts- 
jahr begonnen. Wird nun tatsächlich in diesem ein Gewinn von 
10000 Jl erzielt, so lautet ihre Bilanz: 



Aktiva JC 62000 



Summe JC 62000 



Schulden JC 20000 

Aktienkapital JC 40000 

Gewinn JC 2000 

Summe JC 62000 



Infolge des Prinzips des festen Grundkapitals mußte der Gewinn 
zunächst dazu verwendet werden, den aus dem Vorjahr übernommenen 
Verlust zu tilgen, und nur der darüber hinausgehende Betrag erscheint 
als bilanzmäßiger Gewinn. 

2. Reserven. Das Prinzip des festen Grundkapitals bedeutet nun 
aber nicht nur, daß das Grundkapital bei eingetretenen Verlusten 
nicht vermindert, sondern ebenso auch, daß es durch Gewinne nicht 
beliebig vermehrt werden darf. Was macht man denn aber, wenn 
der bilanzmäßige Gewinn ganz oder teilweise nicht aus dem unter- 
nehmen herausgezogen, sondern ihm erhalten bleiben soll, oder 
wenn sonst durch Kapitaleinlagen eine Erhöhung des Stammkapitals 
ohne gleichzeitige Erhöhung des Grundkapitals stattfindet? Da der 
Bilanzposten für Grundkapital nicht ohne weiteres erhöht werden 
kann, so fügt man in solchen Fällen noch einen weiteren Rein- 
vermögensposten in die Bilanz ein, den man am besten als Zusatz- 
kapital bezeichnen würde. Die Praxis nennt ihn jedoch regelmäßig 
Reserve. 

In solchen Fällen hat man also (außer dem Gewinn) zwei Rein- 
vermögensposten: Grundkapital und Reservekapital. 

Bei vielen Unternehmungen kennt man sogar eine ganze Reihe 
solcher Reservekapitalsposten. Je nachdem, ob die Reserve gesetzlich 
vorgeschrieben ist oder nicht, je nachdem, ob der fragliche Betrag 
dauernd oder nur kurze Zeit reserviert werden soll, und je nach dem 
Zweck, der damit verfolgt wird, unterscheidet man eine große Zahl 
verschiedener Reserven. Insbesondere bei den Aktiengesellschaften 
finden wir auf diesem Gebiete eine große Mannigfaltigkeit, und ein- 
zelne Gesellschaften weisen ein ganzes Bukett solcher Reserveposten 

Passow, Bilanzen. 5 
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auf. Die Namen und die Bedeutung der verschiedenen Reserven 
sollen deshalb im speziellen Teil dieser Arbeit, in dem Abschnitt über 
die Aktiengesellschaften genauer behandelt werden. Hier mögen in- 
dessen noch einige grundsätzliche Bemerkungen Platz finden. 

3. Beinvermögen nicht gleich Omndkapital. Da in der Praxis 
und auch in der Literatur häufig mit unglaublicher Gedankenlosig- 
keit die Begriffe Grundkapital und Reinvermögen als gleichbedeutend 
gebraucht werden^ so sei noch einmal auf das Nachdrücklichste be- 
tont^ daß es sich dabei um ganz verschiedene Dinge handelt. Regel- 
mäßig besteht das Reinvermögen aus dem Grundkapital plus 
sämtlichen Reserven plus Gewinn (bzw. minus Verlust). Erst 
wenn man alle Posten zusammenrechnet und nur dann erhält man 
das Rein vermögen, wenn auch in der Praxis vielfach diese Bestand- 
teile des Reinvermögens wahllos und zusammenhangslos über die 
ganze Passivseite der Bilanz zerstreut sind. Wir haben also ev. fol- 
gende Gliederung: 

Reinvermögen 



Stammkapital Gewinn (resp. Verlust) 



Grundkapital Zueatzkapital 

[ev. wieder in verschie- 
dene Teile zerlegt] 

Aus dem Gesagten ergibt sich weiter folgendes: Will man den 
Gewinn dem ursprünglichen Reinvermögen gegenüberstellen, um die 
Rentabilität des investierten Eigenkapitals zu berechnen^ so darfman 
den Gewinn nicht dem Grundkapital, sondern muß ihn dem 
Grundkapital plus sämtlichen Reserven gegenüberstellen. 
Jede Rentabilitätsberechnung, die anders aufgestellt wird, ist unsach- 
gemäß und fast wei-tlos.^) 

4. Der Saldocharakter aller Beinvermögensposten. Da, wo 
die Bilanz das gesamte Reinvermögen in einem Posten ausweist, hat 
dieser Posten, wie wir sahen, den Charakter eines Saldos, d. h. er 
dient dazu, die beiden Seiten der Bilanz gegeneinander auszugleichen, 
zu „balancieren". Natürlich hat der das Reinvermögen repräsentie- 
rende Saldo eine außerordentlich große praktische Bedeutung, aber 
diese Bedeutung besteht eben nur darin, daß er die rechnerische Diffe- 
renz zwischen Aktiva und Schulden darstellt. Das Reinvermögen ist 
also nicht irgendwie für sich konkret vorhanden, ist nicht „eigentlich 
ein Aktivum", sondern nur eine rechnungsmäßig ermittelte Zahlen- 
größe. Was von dem Ganzen gilt, gilt natürlich auch von den Teilen. 
Wo also in der Bilanz statt eines einheitlichen Postens „Reinver- 
mögen" eine ganze Reihe von Teilposten — Grundkapital, verschiedene 
Reserven, Gewinn — auftreten, da ist auch von ihnen zu bemerken, 

1) Vgl. dazu Moll, Rentabilitätsstatistik. 
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daß sie alle nur einen Saldocharakter haben ^ daß sie zusammen die 
Differenz zwischen Aktiven und Schulden darstellen. Regelmäßig 
ist also weder das Grundkapital noch ein Reservekapital 
noch der Gewinn in concreto gesondert vorhanden. Anders 
ausgedrückt: Bei richtiger Aufstellung der Bilanz stellen die Aktiven 
einen so hohen Geldwert dar^ daß nach Abzug aller Schulden noch 
ein Betrag übrig bleibt^ der gleich der Summe von Grundkapital, 
Reserven und Gewinn ist, aber man kann nicht sagen, daß bestimmte 
dieser Aktiven zur Deckung der Schulden, andere bestimmte zur Deckung 
des Grundkapitals, resp. der Reserven, resp. des Gewinnes dienen. 

Dem in der Bilanz ausgewiesenen Gewinne entspricht übrigens 
nicht nur kein spezieller Teil der Aktiva, etwa ein bestimmter Bar- 
bestand oder ein Betrag an leichtflüssigen Mitteln, sondern es ist 
durchaus denkbar, daß die Bilanz große Gewinne ausweist, daß 
das unternehmen aber trotzdem gar keine flüssigen Mittel 
besitzt. Wenn beispielsweise ein Unternehmen, das sich mit Grund- 
stücksspekulationen befaßt, im Laufe des Geschäftsjahrs seine sämt- 
hehen Aktiven, nämlich eine Reihe von Terrains, die es für 2000000 Jl 
erworben hatte, zu 3000000 JH verkauft, so hat es zweifellos (wenn 
wir von den ihr entstandenen Unkosten für Verwaltung, Steuern usw. 
absehen) einen Gewinn von 1000000 Jl gemacht. Wenn das Unter- 
nehmen nun aber den Kaufpreis benutzt, um sofort für 3000000 Jl 
neue Terrains zu erwerben, so legt es sein ganzes Aktivvermögen 
wieder in schwer realisierbaren, illiquiden Gegenständen an. Wohl 
wird die für den Schluß des betreffenden Jahres aufgestellte Bilanz 
dann — und ganz mit Recht — einen Gewinn von 1000000 Jl auf- 
weisen, aber diesem Gewinn stehen keine liquiden Mittel gegenüber. 
Wollte das Unternehmen also den erzielten Gewinn etwa an seine 
Gesellschafter verteilen, so müßte es sich zunächst auf anderem Wege, 
z. B. durch Kontrahierung einer Anleihe oder durch Verkauf eines 
Teiles der Grundstücke flüssige Mittel beschaffen. 

5. Die Bezeiclmimg einzelner Beinvermögensbestandteile 
als Fonds. Leider wird die klare Tatsache, daß alle Reinvermögens- 
bestandteile an sich lediglich den Charakter von Saldoposten haben, 
dadurch verdunkelt, daß die Sprache des praktischen Lebens, aber 
auch die der Gesetze hier ganz unlogisch vorgeht und einzelne Be- 
standteile des Reinvermögens trotz ihres Saldocharakters „Fonds'' 
nennt. Vor allem wird das Reservekapital fast immer als „Fonds'* 
bezeichnet. Dieser Brauch wirkt sehr schlimm und sehr verwirrend. 
Zu erklären ist diese Ausdrucksweise wohl so: Diejenigen, die dieses 
Wort zunächst geprägt haben, haben sich vorgestellt, daß das Unter- 
nehmen seinen Gewinn am Jahresschlüsse in bar vorrätig hat, und 
daß es nun von diesem Barbestande einen Teil reserviert und ihn zu 
diesem Zwecke gesondert anlegt, etwa dafür Effekten kauft u. dgl. 
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mehr. Diese Vorstellung, die die Reinvermögensmehrung mit dem 
Überschuß der baren Einnahmen über die baren Ausgaben verwechselt, 
ist nun aber völlig irrig. Es kann sein, daß der Betrag der Aktiven 
sich außerordentlich erhöht hat, daß infolgedessen auch das Beinver- 
mögen stark gewachsen ist, und daß man daraufhin, da man nicht 
die ganze ßeinvermögensmehrung als Gewinn ausschütten wollte, 
neben dem festen Grundkapital sehr hohe Reserveposten in die Bilanz 
einführte, ohne daß doch überhaupt der Betrag der Reserve in dem 
Augenblick, da man sie einrichtete, in bar oder auch nur in leicht- 
flüssigen Mitteln vorhanden gewesen ist. Auch die Reserve ist an 
sich lediglich ein Saldoposten, ein Bestandteil des Rein- 
vermögens, und es ist sehr bedauerlich, daß das Gesetz in 
Fällen, wo es sich lediglich um ein Reservekapital handelt, 
von Reservefonds spricht und dadurch die Begriffsverwir- 
rung wirksam unterstützt.^) 

IV. Die Bilanzbestandteile in der wirtschaftswissenschaftlichen 

Terminologie. 

Insbesondere der Umstand, daß auf der Passivseite der Bilanz 
zwei sehr verschiedene Dinge, Reinvermögen und Schulden, zusammen 
aufgeführt werden, hat den Wunsch geweckt, für die beiden Seiten 
der Bilanz noch andere Ausdrücke zu prägen, die den wirtschaftlichen 
Zusammenhang zwischen Aktiven, Schulden und Reinvermögen klarer 
hervorheben. So ist man dazu gekommen, zu sagen: die beiden Seiten 
der Bilanz einer Unternehmung geben über das dem Unternehmen 
zur Verfügung stehende Kapital nach zwei verschiedenen Richtungen 
Auskunft; die Aktivseite zeigt, wie das Untemehmungs- oder Ge- 
schäftskapital verwendet, die Passivseite, wie es beschafft worden 
ist.^) Die Passivseite zeigt also die Kapitalbeschaffung, die Aktivseite 
die Kapitalverwendung. Diese Ausdrücke sind, wenn sich auch nicht 
alle Bilanzposten ganz zwanglos unter sie subsumieren lassen'), in 

1) Natürlich kann es vorkommen, daß ein Unternehmen festsetzt, es wolle 
einen bestimmten Betrag von Aktiven als spezielle Bedeckung einer Reserve 
bezeichnen und betrachten, aber wenn das eintritt, so ist dieser besondere Fonds, 
der natürlich auf der Aktivseite der Bilanz auftritt, etwas ganz anderes als die 
als Reinvermögensteil auf der Passivseite stehende Reserve. Diesen Passivposten 
darf man selbstverständlich auch dann nicht als Reservefonds bezeichnen. Wir 
müssen auf diesen Punkt bei Behandlung der Aktiengesellschaften noch näher 
zu sprechen kommen und können deshalb hier auf das an jener Stelle zu Er- 
wähnende verweisen. 

2) So insbesondere Ehrenberg und viele seiner Schüler (vgl. G. Po hie, 
Probleme aus dem Leben eines industriellen Großbetriebs. Diss. Rostock 1905, 
S. 15). 

3) So kann man bei einer unter den Aktiven aufgeführten Schadensersatz- 
forderung nicht gut von Kapital Verwendung, bei einer unter den Passiven auf- 
geführten Verpflichtung zur Zahlung von rückständigen Steuern oder von Berufs- 
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der Tat in hervorragendem Maße geeignet, mit einem Blick die öko- 
nomischen Beziehungen, die zwischen den verschiedenen Hauptgruppen 
der Bilanz bestehen, zu beleuchten. Da die Worte Verwendung und 
Anschauung aber mehr eine Tätigkeit als einen Zustand ausdrücken, 
so seien als Überschriften in Vorschlag gebracht: Vermögensbestand- 
teile und Kapitalquellen. Danach könnte man sagen, die Bilanz eines 
Unternehmens gliedere sich in folgende Gruppen:^) 



Yermö gensbestand teile 




Kapitalqaellen 


(Art der Kapitalverwendung) 


(Art der EapitalbeschafPang) 


I Anlagevermögen 




I. Fremdes (Leih-) Kapital 


II. Betriebsvermögen 




(zu gliedern danach, ob es dem 


(zn gliedern nach dem Grade 


der 


Unternehmen für längere oder 


Liquidität) 




kürzere Dauer zur Verfügung 
steht) 
n. Eigenes Kapital 

a) Stammkapital') 

(ev. zu gliedern in die Kapital- 
anteile mehrerer Gesellschafter 
oder in Grundkapital und Zu- 
satzkapital) 

b) Gewinn. 



genossenschaftsbeiträgen nicht gut von Kapitalbeschaffung reden. Die sog. 
Korrektivposten fallen überhaupt nicht unter diese Bezeichnungen. 

1) Ähnlich auch Leitner, Buchhaltung, S. 21. 

2) Ehrenberg schlägt (Thünenarchiv I, S. 534 f.) für das Stammkapital die 
Bezeichnungen „verantwortliches ünternehmungsvermögen" oder „ver- 
antwortliches Kapital ^^ vor. Ähnliche Ausdrücke werden auch in der Praxis 
gelegentlich gebraucht. So faßt eine Kommanditgesellschaft auf Aktien in ihrer 
Bilanz das Aktienkapital und die Kapitalanteile der persönlich haftenden Ge- 
sellschafter als „verantwortliches KapitaV^ zusammen. Bisweilen wird das Stamm- 
kapital als „UnternehmungskapitaP bezeichnet. Dies ist ein Mißbrauch 
des Wortes, denn hierunter versteht man nach feststehendem Sprachgebrauch 
das ganze in dem unternehmen investierte Kapital. Aus dem gleichen Grunde 
ist es unrichtig, lediglich das Stammkapital „arbeitendes^^ oder „werbendes 
Kapital^^ zu nennen. 

Wo das Stammkapital im Verhältnis zu dem fremden Kapital nur eine 
verhältnismäßig geringe Rolle spielt, z. B. bei Bank- und Versicherungsunter- 
nehmungen, bezeichnet man das erstere auch wohl als „Garantiekapitab^ 

Wo sich das Bedürfnis herausstellt, das Stammkapital und das dem unter- 
nehmen auf längere Zeit zur Verfügung stehende fremde Kapital (z. B. das durch 
Obligationenausgabe oder Hypothekenbestellung beschaffte) mit einem gemein- 
samen Ausdruck zu umfassen, bedient man sich am besten der von Ehrenberg 
(a. a. 0.) vorgeschlagenen Bezeichnung „dauernd verwendbares Unter - 
nehmungskapital'*. Dabei wird man aber nicht vergessen dürfen, daß die 
Obligationen regelmäßig allmählich zurückzuzahlen, und daß auch die hypothe- 
karischen Darlehen regelmäßig nur für eine bestimmte Reihe von Jahren gewährt 
sind. Unentziehbar sind also diese Kapitalteile jedenfalls nicht. In der Praxis 
wird bisweilen das ganze dauernd verwendbare Kapital als eigenes Kapital be- 
zeichnet. Das ist natürlich unrichtig. Ebenso ist es falsch, lediglich das dauernd 
verwendbare Kapital „werbendes Kapital** zu nennen , wie das z. B. Werner im 
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V. Teilung der Bilanz. 

Bei großen Untemelimangen kommt es vielfacli vor^ daß einzelne 
Abteilungen mit gewisser Selbständigkeit des Betriebes ihre eigene 
Buchführnng haben und auch ihre eigene Bilanz aufstellen. In diese 
Spezialbilauz kommen dann nur die diesem Betriebe speziell gewid- 
meten Aktiven und die in diesem Betriebe entstandenen Schulden. 
Die Differenz zwischen diesen Aktiven und diesen Schulden stellt den 
Nettowert dar^ den der Betrieb für das Gesamtuntemehmen hat. Buch- 
halterisch wird die Sache so behandelt^ als ob die Filiale eine selbst- 
ständige Unternehmung sei; die mit der Hauptunternehmung in Greschäfts- 
verbindung stehe. In diesem Sinne nennt man dann diesen Saldo die Schul- 
den der Filiale an die Zentrale^ resp. von deren Standpunkt das Outhaben 
der Zentrale bei der Filiale. Das ist natürlich nur eine bildliche Aus- 
drucksweise^ im rechtlichen Sinne können zwischen einzelnen Betrieben 
desselben Unternehmens keine Guthaben und keine Schulden bestehen. 

Die Aufstellung getrennter Bilanzen für einzelne Teile der Unter- 
nehmung mag an einem Beispiel veranschaulicht werden. Da Simon ^) 
auf die Verhältnisse der großen Gasgesellschaften exemplifiziert, die 
in einer Reihe von Städten selbständige Gasanstalten betreiben , so 
mag auch unser Beispiel diesem Gebiet entnommen werden. Bei diesen 
großen Unternehmungen hat jede einzelne Gasanstalt ihre eigene Buch- 
führung und stellt ihre eigene Bilanz z. B. nach folgendem Schema auf: 
Aktiva. Passiva. 





JC 




M 


Barbestand 


10000 


Schulden .... 


20000 


Mobilien 


10000 


Guthaben der Zen- 




Außenstände 


20000 


trale 




Gasmesser 


15000 


a) Guthaben 




Automaten 


26000 


am Beginn 




Utensilien 


30000 


des Jahres 380000 




Fuhrwerk 


5000 


b) Jahresge- 




Kohlen- und Koksvorräte. . 


60000 
6000 


winn . . . 20000 


j 400000 


Teer- und Ammoniakvorräte 


1 


1 


Grundstucke und bauliche An- 




1 


f 


lagen 


260000 






Summe 


420000 


Summe 


420 000 



Thünenarchiv Bd. II, S. 584 tut. Wenig schön ist als Bezeichnung für das dauernd 
verwendbare Kapital der Ausdruck ,,regelmäßig arbeitendes Kapital^*. 

Die im Reichsanzeiger veröffentlichten Bilanzen weisen bisweilen höchst 
sonderbare Bezeichnungen auf. So gliedert eine große Aktiengesellschaft die 
Passivseite ihrer Bilanz in Fremde Fonds und Eigene Fonds. Zu den fremden 
Fonds werden das Aktienkapital und _ sämtliche Schulden gerechnet, unter den 
eigenen Fonds figuriert lediglich — der Reservefonds ! I Eine andere große Aktien- 
gesellschaft führt unter „Kapital** das Aktienkapital, die Hypotheken und Ob- 
ligationen auf und unter „Fonds" die sämtlichen Reserven. Als dritte und vierte 
Gruppe folgen dann die Kreditoren und der Gewinn. 

1) Bilanzen S. 101. 
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Wenn nun die Zentrale ihre Bilanz aufstellt, so verzeichnet sie 
in ihr nicht sämtliche Aktiva und sämtliche Schulden des Unter- 
nehmens, sondern nur diejenigen, die nicht schon in den Bilanzen der 
einzelnen Grasanstalten enthalten sind. Im übrigen erscheint der Saldo 
aus den Bilanzen der einzelnen Anstalten als Aktivum in der Bilanz 
der Zentrale. Besitzt das Unternehmen etwa 5 verschiedene Gas- 
anstalten (A, B, C^ D und E), so kann die Bilanz der Zentrale (General- 
bilanz) folgendermaßen aussehen: 



Aktiva. 






Passiva. 


Barbestand der Zentrale . . 

Außenstände und Bankgut- 
haben der Zentrale . 

Gnindstück und Gebäude der 
Zentrale 

Laboratorium der Zentrale . 

Effekten und Beteiligungen 
der Zentrale 

Guthaben der Zentrale 
bei der Gasanstalt A 

dasselbe bei der Gas- 
anstalt B 

dasselbe bei der Gas- 
anstalt C ..... . 

dasselbe bei der Gas- 
anstalt D 

dasselbe bei der Gas- 
anstalt E 


tßv 

10000 

800000 

160000 
30000 

100000 

400000 

300000 

150000 

600000 

460000 


Obligationen 

Buchschulden 

Aktienkapital 

Reserven 

Gewinn 


600000 
500000 
1200000 
100000 
100000 


Summe 


2400000 


Summe 


2400000 



Entspricht nun ein solches Vorgehen, statt einer einheitlichen 
Bilanz 6 Bilanzen (oder auch 10, 20 und mehr Bilanzen) aufzustellen, 
dem Wortlaut des Gesetzes? Siraon^) bejaht diese Frage, denn das 
Gesetz verbiete nicht, einzelne Posten der Hauptbilanz durch Spezial- 
auf Stellungen, welche im Endergebnis sich in den Hauptrechnungen 
wiederfinden, zu erläutern; die Abordnung der Spezialbilanzen aus 
der Hauptbilanz habe sogar den Vorzug, daß die einzelnen Posten 
noch genauer und anschaulicher hervortreten, als dies gemeinhin zu 
geschehen pflegt. Das letztere ist richtig (eine solche Anschaulich- 
keit ließe sich allerdings auch bei einer einheitlichen Bilanz erzielen, 
wenn man sie genügend ausfuhrlich gestaltet und übersichtlich grup- 
piert^)), aber trotzdem ist diese Methode im Sinne des Gesetzes nicht 



1) S. 99. 

2) So führt z. B. die Bilanz der Deutschen Yerlagsanstalt in Stuttgart 
nacheinander gesondert folgende Betriebe auf: A) Hauptgeschäft Stuttgart, 
B) Papierfabrik Salach, C) Papierfabrik Süssen, D) Papierfabrik Wildbad, 
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korrekt. § 39 HGB. verlangt, daß jeder Eaufmann „eine" Bilanz 
aufstelle, in der sämtliche Aktiva und Schulden zu verzeichnen sind, 
und dieser Vorschrift wird nicht genau genügt, wenn in der Haupt- 
bilanz nicht alle Aktiva und Schulden, sondern bei großen Gruppen 
nur die Differenzen zwischen gewissen Aktiven und gewissen Schulden 
angegeben sind.^) 

Fünftes Kapitel. 

Bezeichnimg und Bedeutung einzelner Büanzposten. 

Die Bilanzterminologie im allgemeinen. Geradezu erschreckend 
und das Lesen der Bilanzen auf das äußerste erschwerend ist die ge- 

E) Holzstofffabriken Wildbad. (Vgl. auch die in Eap. X abgedruckte Bilanz der 
Gelsenkirchener Bergwerks -A. G.) 

Wo es sich um gleichartige Betriebe handelt, wie bei den erwähnten Gas- 
gesellschaften, da dürlte die Übersichtlichkeit am besten dadurch erreicht werden, 
daß man die Angaben für die einzelnen Betriebe in einer einheitlichen Bilanz 
nebeneinander stellt. Das geschieht in bescheidenem Umfange z. B. in den Bi- 
lanzen der Optischen Anstalt C. P. Görz in Friedenau, wie folgender Ausschnitt 
aus einer Bilanz zeigt: 





Friedenau, 


Selbständige 


Buchwert 




j Winterstein 


Zweig- 


am 




und Paris 


geschäfte 


30. Sept. 1907 




K/W%/ 


^ 


JH/ S% 


vHa 


^ 


Aktiva. 




1 


1 


1. Anlagewerte 


1 










a) Grundstücke 










1 


Bestand am 1. Januar 1907 . . 


651636 


13 


17000 




1 


Zugang 1907 






3400 




1 


1 


651635 


13 


20400 — 


672035 13 


b) Gebäude 










1 


Bestand am 1. Januar 1907 . . 


1115336 


40 


92203 


60 




Zugang durch Neubau Buchwert 










1 


1. Januar 1907 


622955 


12 










Zugang durch Neubau -Beendi- 














gung 1907 


144493 


29 


5201 


63 








1882 784 


81 


97405 


23 




Abschreibung 


28284 


81 


1950 


23 


1949955 






1854500 




95465 






c) Maschinen und Transmissionen 












Bestand am 1. Januar 1907 . . 


686100 


26 


133899 


74 






Zugang 1907 


168371 


39 


19353 


04 








854471 


65 


153252 


78 




Abschreibung 


64271 65 


12113 


51 


931 339 






790200 




141139 27 


27 



1) Vgl. hierzu auch das S. 57 f. über unzulässige Aufrechnung von Aktiven 
und Passiven Gesagte. 
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legentlich schon gekennzeichnete unglaubliche - Willkür, die bei der 
Benennung der einzelnen Posten der Bilanz obwaltet. Hier herrscht 
eine vollständige sprachliche Anarchie, die oft an das Wort von dem 
„fortgesetzten Mißbrauch einer eigens zu diesem Zwecke erfundenen 
Terminologie" denken laßt. Viele Verfertiger von Bilanzen scheinen 
ihren Ehrgeiz darein zu setzen, den bereits vorhandenen unklaren Aus- 
drücken immer neue unklarere hinzuzufügen. Die ünverständlichkeit 
wird noch besonders erhöht, wenn man, wie das neuerdings vielfach 
geschieht, die Fremdwörter zu verdeutschen sucht, ein sehr wenig be- 
rechtigtes Verfahren, denn die gewählten rein deutschen Ausdrücke 
haben, auch wenn die Übersetzung rein sprachlich richtig ist, im prak- 
tischen Sprachgebrauch eine andere oder eine viel weniger bestimmte 
Bedeutung als die fremdsprachlichen termini technici.^) Die Schwierig- 
keiten dieser verworrenen Terminologie liegen aber nicht nur darin, 
daß für ein und dieselbe Sache die verschiedenartigsten Ausdrücke 
angewendet worden, noch schlimmer ist es, daß häufig ein und 
dieselben Ausdrücke (z.B. Rücklage, Rückstellung, Reserve, Amorti- 
sationskonto, Erneuerungsfonds Dispositionsfonds) in ganz ver- 
schiedenem Sinne gebraucht werden, ohne daß man ersehen 
kann, was damit gemeint ist, und daß vielfach Posten ganz 
verschiedener Art (z. B. Reserven und Schulden, Korrektivposten 
und Reserven) unter einer einheitlichen, obendrein auch noch 
völlig unklaren Bezeichnung zusammengefaßt werden.^) Viel- 
fach, besonders bei solchen Bilanzen, die veröffentlicht werden sollen 
oder müssen, wird dieser Sprachwirrwarr ganz absichtlich ausgenutzt, um 
die Bilanz möglichst undurchsichtig zu machen. Man muß daher, wenn 
derartige mehrdeutige oder unklare Beziehungen in den Bilanzen auf- 
tauchen, immer genau prüfen oder zu prüfen suchen, um was es sich 
handelt. An das Wort allein darf man sich nie halten; in zahlreichen 
Fällen wird es deshalb dem Fernerstehenden absolut unmöglich sein, 
zu erkennen, was sich hinter den Worten der Bilanz verbirgt. Bei- 
spiele für solche Mängel der Terminologie haben wir schon z. B. bei 
der Besprechung des Delkrederekontos gefunden, weitere Beispiele 
werden uns im Verlaufe der Darstellung noch in großer Zahl be- 
gegnen^); an dieser Stelle können wir uns deshalb mit folgenden Be- 
merkungen begnügen: 



1) Die Kölnische Zeitung gibt sogar in ihrem Handelsteil bei der Besprechung 
der Bilanzen prinzipiell nicht die im Original vorkommenden fremdsprachlichen 
Bezeichnungen wieder, sondern ersetzt sie durch selbutgebildete Ausdrücke. Da- 
durch werden viele Einzelheiten demjenigen, der nicht daneben die Originalbilanz 
zur Verfügung hat, direkt unverständlich. 

2) Vgl. die S. 49, 63 f. gegebenen Beispiele. 

3) In ausländischen Bilanzen ist es übrigens meist ebenso schlimm wie in 
den deutschen. 
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Schon der Ausdruck Bilanz wird nicht immer angewendet^ trotz- 
dem er doch gesetzlich festgelegt ist. So finden wir gelegentlich^ selbst 
bei den im Beichsanzeiger veröffentlichten Bilanzen Bezeichnungen 
wie: Inventur, Vermögensbericht, Rechnungsabschluß, Abschluß, Rech- 
nungsübersicht, Status bonorum und besonders häufig den unzutreffenden 
Ausdruck Bilanzkonto. 

Als Überschriften der beiden Seiten der Bilanz wählt man regel- 
mäßig die Worte „Aktiva" und „Passiva", doch kommen auch die Über- 
schriften „Soll" und „Haben", „Debet" und „Kredit", „Bestände" (j^Ver- 
mögensbestände", „Besitzteile^^, und „Verpflichtungen" („Verbindlich- 
keiten") vor. 

Zu beachten ist, daß regelmäßig durch diese Bezeichnungen nicht 
der ganze Inhalt der Bilanz erfaßt wird. Abgesehen von den seltenen 
Fällen, wo Aktiva und Schulden genau miteinander übereinstimmen, 
finden wir in den Bilanzen ja immer einen Saldo, und auf diesen Saldo 
passen die erwähnten Bezeichnungen nicht. Der Saldo auf der Aktiv- 
seite, der eine Überschuldung bekundet, ist zweifellos kein Aktivum, 
kein Vermögensbestandteil, und der Passivsaldo, der das Reinvermögen 
ausdrückt, keine Schuld und kein Passivum in dem üblichen Sinne 
des Wortes.^) Man hätte daher besser die zweite Hälffce der Bilanz 
„Schulden und Reinvermögen" oder so* ähnlich zu überschreiben nach 
Art mancher englischer Bilanzen, deren beide Seiten „Property and 
Assets" und „Capital and Liabilities" betitelt sind. 

Was die Bezeichnung der einzelnen Bilanzposten anlangt, so fäUt 
vor allem störend auf, daß meist formell hier gar nicht Vermögens- 
gegenstände und Schulden aufgeführt sind. Nicht Grundstücke, Ge- 
bäude, Obligationen usw. sind dort häufig verzeichnet, sondern Grund- 
stücks-, Gebäude-, Obligationenkonten, ebenso ein Grundkapitalkonto, 
ein Reservekonto usw.*) Diese allgemein verbreitete Übung ist zweifel- 
los inkorrekt. Das Gesetz fordert nicht die Aufstellung eines Bilanz- 
kontos, das die Salden verschiedener anderer Konten einander gegen- 
überstellt, sondern eine Bilanz, die Aktiven, Schulden und Reinver- 
mögen aufführt. Wenn auch durch die unzutreffende Bezeichnung der 
einzelnen Bilanzposten als Konten (die übrigens auch den Überschriften 
Aktiva und Passiva widerspricht) sachlich kein großer Schade ange- 
richtet wird, denn praktisch macht es ja keinen großen Unterschied, 
ob in der Bilanz ein Gebäudekonto oder ein Gebäude steht, so sollte 
man doch endlich — insbesondere bei den Bilanzveröffentlichungen 



1) § 261 HGB. rechnet allerdings in einer nicht sehr glücklichen Termino- 
logie gewisse Bestandteile des Reinvermögens der Aktiengesellschafben, nämlich 
Grundkapital nnd Reserven den Passiven zu. Dieser Ausdrucksweise wollen wir 
nns aber nicht anschließen. Vgl. S. 2 Anm. 1. 

2) Vgl. die oben S. 46 und 47 gegebenen Beispiele. 
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der Aktiengesellschaften — in diesem Punkte sich einer gewissen 
Korrektheit der Ausdrucksweise bedienen.*) 

Direkt komisch wirkt es, wenn Konten und wirkliche Aktiven in 
bunter Reihe durcheinander aufgeführt werden, wenn z. B. auf ein 
Kreditoren konto ein Bankguthaben, auf das Wechselkonto der 
Kassenbestand, auf ein Immobilienkonto eine Maschinenanlage folgt. 

In manchen Bilanzen wird neuerdings der Ausdruck Konto durch 
j^echnung" ersetzt. So führt eine Bilanz auf: Grundstücksrechnung, 
GFebäuderechnung, Maschinenrechnung, Warenrechnung, Wechselrech- 
nung, Kassarechnung usw. Es ist das wieder einer der Fälle, wo trotz 
sprachlich richtiger Übertragung der deutsche Ausdruck etwas anderes 
bedeutet als der fremdsprachliche, denn Rechnung ist nach unserem 
Sprachgebrauch eben etwas anderes als Konto. 

Unberechtigt und überflüssig ist es weiter, in der Bilanz mit „an" 
und „per" zu operieren. Überflüssig ist es auch, in den im Reichs- 
anzeiger veröffentlichten Bilanzen den einzelnen Posten die Nummer 
des Hauptbuchfoliums beizufügen, denn diejenigen, die auf diesem 
Wege von der Bilanz Kenntnis erlangen, haben ja doch kein Recht 
und keine Möglichkeit, das Hauptbuch einzusehen. 

Bezeiohnnng nnd Bedeutung einzelner Aktivposten. Da 
die einzelnen Aktiva regelmäßig mit dem Betrage der für sie gemachten 
Aufwendungen (abzüglich Abschreibungen) bewertet werden^), so wird 
in der Bilanz häufig statt „Gegenstand X^^ gesägt ^,Kosten des Gegen- 
standes X'^ 

Selbstverständlich ist diese Ausdrucksweise inkorrekt. Auf die 
Aktivseite der Bilanz gehören nicht Kosten als solche, sondern die 
mit diesen Kosten erworbenen Aktiven selbst. Man täte daher besser, 
die fraglichen Posten etwas sachgemäßer zu benennen. 

Wenn ein Unternehmen ein anderes Geschäft erwirbt und außer 
für Überlassung der körperlichen Gegenstände, der Forderungen usw. 
auch für die Firma, die Kundschaft usw. einen besonderen Preis be- 
zahlt und dann dafür in die Bilanz einen besonderen Aktivposten ein- 
fügt, so geschieht das gewöhnlich unter Bezeichnungen wie Firmen- 
erwerb Skonto, Geschäfts er werbskonto. 

Es kommt aber auch vor, daß dieses Aktivum als Amortisations- 
konto bezeichnet wird, weil nämlich dieses Aktivum möglichst schnell 
ganz abgeschrieben werden soll. Diese Bezeichnung ist aber äußerst 
bedenklich, denn sie ist sehr geeignet, zu Verwechslungen mit den- 
jenigen Fällen zu führen, für die der Ausdruck Amortisationskonto 
gewöhnlich angewendet wird.*) 



1) Ebenso Th. Huber, Wie liest man eine Bilanz? 6. Neudruck. Stuttgart 
1907. S. 8f. 

2) Ober die Gründe vgl. Kap. VII. 3) Vgl. oben S. 49. 
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Werden für die erste Einrichtuiig und Organisation des Betriebes 
besonders hohe Kosten aufgewendet und wird deshalb der Wert der 
dadurch geschaffenen Organisation als besonderes Aktiyum in der Bilanz 
aufgeführt, so geschieht das gewöhnlich unter Bezeichnungen wieOrgani- 
sationskonto^ Einführungskonto. 

Die sog. Antizipationskonten (transitorische Konten^ Erfolg- 
berichtigungs-, Erfolgregulierungskonten). Soweit Miet-, Pacht-, Dienst-, 
Werk-, Transport -Versicherungsverträge usw. sich auf die Zukunft 
beziehen, und solange noch von keiner Seite die Vertragsverpflichtungen 
erfüllt sind, werden aus Gründen, die später zu erörtern sind, die Rechte 
und Verpflichtungen aus solchen Verträgen regelmäßig nicht in die Bilanz 
aufgenommen. Anders dagegen, sobald von einer Seite bereits geleistet ist. 

Hat also ein Unternehmen bereits für das nächste Jahr die Miete 
oder die Versicherungsprämie bezahlt, so stellt es den Anspruch auf 
die Benutzung der gemieteten Räume, den Anspruch auf ev. Ent- 
schädigung durch den Versicherer als Aktivum in die Bilanz ein. Ist 
z. B. die Feuerversicherungsprämie für 5 oder 10 Jahre im voraus 
bezahlt, so wird der Anspruch gegen den Versicherer als Aktivum 
behandelt, und am Schlüsse eines jeden Geschäftsjahres wird der Wert 
dieses Aktivums um Yg resp. Y^^ gekürzt. 

Die Bewertung dieser Ansprüche erfolgt — auch darauf kann 
erst später näher eingegangen werden — in der Weise, daß man als 
Wert des Anspruches den Betrag der gezahlten Mietssumme, der ge- 
zahlten Versicherungsprämie usw. ansieht. Diese Tatsache, daß als 
bilanzmäßiger Wert solcher Ansprüche die dafür gezahlten Summen 
eingesetzt werden, hat in der Terminologie zu erheblichen Unklarheiten 
geführt. Man sagt in der Praxis meist nicht: ich setze meine ,, An- 
sprüche aus Miets- oder Versicherungsverträgen", sondern: ich setze die für 
die Zukunft bereits gezahlten Kosten, den Betrag der für die nächsten 
Jahre gezahlten Miete, Versicherungsprämie usw. in die Bilanz ein. 

Ganz ähnlich steht es mit den entsprechenden Posten der Passiv- 
seite. Verpflichtungen aus Verträgen der erwähnten Art werden eben- 
falls erst dann unter die Passiven aufgenommen, wenn der Gegen- 
kontrahent bereits geleistet hat, und die Bewertung erfolgt in der 
Weise, daß als Wert der Verpflichtung der Betrag der erzielten Miet-^ 
Prämien- usw. einnahmen betrachtet wird. 

Im einzelnen erscheinen diese Posten in den Bilanzen unter den 
verschiedensten Bezeichnungen. So finden wir: transitorische Posten, 
Conto a nuovo, Vortrag, Interimskonto, Konto neue Rechnung, Gut- 
haben und Schuld an neue Rechnung u. dgl.^) 

1) Speziell die Forderungen aus Versicherungsverträgen werden als „Ver- 
sicherungskonto", „Assekuranzkonto", „vorausbezahlte Prämie" u. dgl., die Ver- 
pflichtungen aus solchen Verträgen als „im voraus vereinnahmte Prämien" 
„Prämienübertrag" und ähnlich bezeichnet. 
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In sehr vielen Fällen werden aber gleichzeitig unter diesen Aus- 
drücken auch bestimmte Arten von Geldforderungen, Geldschulden und 
sog. Korrektivposten mitaufgeführt. Man muß also im einzelnen Falle 
immer genau prüfen, um was es sich in Wahrheit handelt. 

In der Literatur und in der Praxis werden diese Posten als etwas 
ganz Besonderes betrachtet, und man hat deshalb für sie Ausdrücke wie 
Antizipationskonten, transitorische Konten, Erfolgregtilierungskonten 
geprägt. Fischer nennt sie^) „unechte Debitoren und Kreditoren". 

Gewissermaßen zur Entschuldigung dafür, daß auch solche Posten 
in die Bilanz aufgenommen werden, erklärt man dann: die Ausgaben, 
die für die Miete von Räumen, für die Versicherung der Aktiven usw. 
gemacht wurden, seien ja eigentlich als Geschäftsunkosten zu betrachten. 
Da es aber das Ergebnis des einen Jahres zu sehr beschränken würde, 
wenn man Ausgaben, die sich auf künftige Jahre bezögen, ihm zur 
Last rechne, so würde der Teil der Ausgaben, der sich auf die Zukunft 
bezieht, gewissermaßen als Guthaben des Bilanzjahres an die künftigen 
Jahre in die Bilanz aufgenommen. Ebenso seien Einnahmen, die man 
aus solchen Verträgen erzielt, an sich Betriebsgewinn. Wenn solche 
Einnahmen aber für künftige Leistungen eingingen, so sei es gerecht, 
diese Einnahmen nicht dem laufenden Jahre zugute kommen zu lassen. 
Man müsse deshalb die Einnahmen aus Miet-, Versicher ungs- und 
ähnlichen Verträgen, wenn oder soweit sie die Zukunft beträfen, als 
Passivum in die Bilanz einstellen, sie seien gewissermaßen eine Schuld 
des Bilanzjahres an die künftigen Jahre. Diese Bezeichnung und Be- 
gründung der fraglichen Posten ist falsch. Sie zeigt, zu welcher Be- 
griifsverwirrung es führt, wenn man die Bilanz nicht aus ihrem Wesen, 
sondern aus buchhalterischen Operationen und Vorstellungen zu er- 
klären versucht. Tatsächlich bedarf es gar keiner Entschuldigung oder 
besonderen Erklärung für die Aufnahme dieser Posten in die Bilanz, 
vielmehr ist die Aufnahme ganz selbstverständlich und direkt er- 
forderlich. Die Rechte und Verpflichtungen aus Miets-, Ver- 
sicherungsverträgen usw. sind genau so gut Aktiva oder 
Schulden, wie z. B. Geldforderungen und Geldschulden, und 
sie sind keineswegs prinzipiell von ihnen unterschieden, haben auch 
keinerlei „antizipatorischen^^ Charakter. 

Bezeiohnnng und Bedeutung einzelner Sohuldposten. Die 

Bezeichnung der Schulden in der Bilanz leidet vor allem darunter, 
daß zahlreiche Posten nicht als Verpflichtungen, sondern zu Unrecht 
als Reserven oder Rücklagen oder Rückstellungen bezeichnet werden. 
Dieser Brauch ist außerordentlich gefährlich, denn er verhindert in 
vielen Fällen, daß man den materiellen Charakter des betreffenden 
Postens erkennt. Wird aber diese Erkenntnis erschwert, dann kann 

1) a. a. 0. n S. 171 f. 
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man aus der Bilanz nicht einmal ersehen, wieviel Schulden und wieviel 
Reinvermögen das Unternehmen besitzt. Will man mit dem Worte 
Reserve überhaupt einen klaren Sinn verbinden, so darf man es nur 
zur Bezeichnung von bestimmten Teilen des Reinvermögens verwenden, 
die reserviert, d. h. von der Verteilung an die Gesellschafter oder 
von anderweitiger außergeschäftlicher Verwendung ausgeschlossen sind. 

In die geschilderte Kategorie gehört z. B. die sog. 

Beserve für schwebende Oarantien. (Garantiefonds, Schienen- 
garantiefonds, Reserve für Ersatzschienen, Garantiefonds für Schienen 
und Schwellen, für Brücken und Maschinen, für Panzerplattenlieferung, 
Rücklagen für schwebende Verbindlichkeiten u. dgl). 

Die so bezeichneten Passivposten stellen nie „Fonds" und regel- 
mäßig auch keine Reserven, sondern Schulden dar. Die betreffenden 
Unternehmungen haben bei Lieferungen z. B. an Eisenbahnverwal- 
tungen bestimmte Garantien übernommen. Sie sehen voraus, daß auf 
Grund dieser Garantiepflicht später Ansprüche an sie gestellt werden, 
und setzen den geschätzten Betrag dieser künftigen Ansprüche in die 
{Passivseite der Bilanz ein. In solchen Fällen handelt es sich also 
ausschließlich um eine Verpflichtung, eine Schuld. Soweit 
dagegen diese Posten höher bemessen werden, als dem geschätzten 
Betrage der künftigen Ansprüche entspricht, haben sie zugleich den 
Charakter einer Reserve. Richtigen Reservencharakter würde der 
Posten dann haben, wenn er ausschließlich zur Deckung von Garantie- 
verpflichtungen aus Verträgen, die noch gar nicht abgeschlossen sind, 
dienen soll. 

Keinen Reserve-, sondern einen Schuldposten bildet auch die in 
den Bilanzen der Lebensversicherungsuntemehmungen auf der Passiv- 
seite erscheinende Pramienreserve. Mit dieser sog. Prämienreserve 
hat es folgende Bewandnis. übernimmt es ein unternehmen, jeman- 
den z. B. auf den Todesfall gegen gleichmäßige Jahresprämien zu 
versichern, so liegt für den Versicherer die Sache so, daß er nach 
dem Vertrage einen Anspruch hat auf jährlich gleiche Leistungen des 
Versicherten, daß aber der Wert seiner Gegenleistung von Jahr zu 
Jahr wächst, da mit dem Fortschreiten der Zeit das Risiko, daß der 
Versicherte stirbt und infolgedessen die ganze Versicherungssumme 
zu zahlen ist, immer größer wird. Im Durchschnitt sind in den ersten 
Jahren die Ansprüche des Versicherers größer als sein Risiko, in den 
späteren Jahren kehrt sich dieses Verhältnis aber vollständig um. 
Bei Anstalten, die derartige Geschäfte in großem Umfange betreiben, 
würde es deshalb zu den bedenklichsten Konsequenzen führen, wenn 
sie die künftigen Rechte und Verpflichtungen aus solchen Verträgen 
als gleichwertig behandeln und deshalb aus der Bilanz ganz fort- 
lassen wollten. In diesem Falle wird daher auch ganz regelmäßig 
ein entsprechender Schuldposten in die Bilanz eingesetzt, der der 
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schließlich zu zahlenden Yersicherungssumme abzüglich der noch zu 
vereinnahmenden (Netto-) Prämien entspricht. Daraus ergibt sich, 
daß es sich hier lediglich um eine Schuld handelt^), und daß der 
fragliche Bilanzposten zu Unrecht als Reserve bezeichnet wird. Richtig 
müßte es heißen: Verpflichtungen aus Lebensversicherungsverträgen.*) 
Da für Lebensversicherungsanstalten dieser Schuldposten unter allen 
Passiven die weitaus größte Bedeutung besitzt, so sind über die Art 
der Berechnung dieses Postens besondere gesetzliche Bestimmungen 
erlassen worden, die im zweiten Teile dieses Buches, in Eap. XVII zur 
Darstellung kommen werden. 

Auch sonst sind gerade die Bilanzen der Yersicherungsunter- 
nehmungen reich an Schuldposten, die zu Unrecht als Reserven be- 
zeichnet werden. Das gilt z. B.*) von der sog. Schadenreserve 
(auch Reserve für schwebende Versicherungsfälle). Dieser Posten wird 
nämlich in die Passiven eingestellt in Höhe der am Bilanztage bereits 
angemeldeten, aber noch nicht erledigten und vergüteten Schäden. 
Zweifellos handelt es sich hier also um einen Schuldposten. Nur 
wenn dieser Posten höher bemessen ist als die wirklichen Verpflich- 
tungen, ist der Überschuß als Reserve anzusehen. Das wird praktisch 
häufig der Fall sein, denn regelmäßig stellt sich heraus, daß nicht 
alle angemeldeten Schadensforderungen auch berechtigt sind. 



1) Der Charakter der Prämienreserve als einer Schuld an die Versicherten 
wird auch im Gesetze anerkannt. So bestimmt § 61 des Gesetzes über die pri- 
vaten Yersicherungsuntemehmungen: „Durch die Eröffnung des Eonkurses [über 
das Vermögen der Versicherungsuntemehmung] erlöschen die Lebensyersicherungs- 
Verhältnisse; die Versicherten können, unbeschadet ihrer weitergehenden Ansprüche 
aus dem Versicherungsyerhältnisse, denjenigen Betrag fordern, der als rechnungs- 
mäßige Prämienreserve zur Zeit der Konkurseröff'nung auf sie entföllt.** Vgl. 
auch §§ 173 — 178 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag. 

2) Nicht zu verwechseln mit der Prämienreserve ist der Prämienreserve- 
fonds. Dieser letztere ist ein wirklicher Fonds, nämlich ein besonderer Komplex 
von Aktiven, der in Höhe der Prämienreserve angelegt und gesondert verwaltet 
werden muß. Der Vorstand einer Lebensversicherungsuntemehmung hat alljähr- 
lich, nachdem der Betrag der Prämienreserve rechnerisch festgestellt ist, unver- 
züglich dafür zu sorgen, daß die dieser Berechnung entsprechenden Beträge dem 
Prämienreservefonds zugeführt werden. Der Prämienreservefonds (Gelder, Wert- 
papiere, Urkunden usw.) ist gesondert von jedem anderen Vermögen zu verwalten 
und am Sitze des Unternehmens in einer der Aufsichtsbehörde bekannt zu ge- 
benden Weise aufzubewahren. (Gesetz über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen § 67.) Für die Anlegung des Pramienreservefonds dürfen nur ganz 
bestimmte Aktiva, die besondere Sicherheit bieten, verwendet werden (ebenda 
§ 67, 60). Im Eonkurse des Unternehmens haben die Versicherten gegenüber 
den anderen Gläubigem einen Vorrechtsanspruch auf die Bestände des Prämien- 
reservefonds (§ 61). 

Natürlich ist auch der Ausdruck Prämienreservefonds nicht sehr zweck- 
mäßig. Richtig müßte es heißen: Besonderes Deckungskapital für die Verpflich- 
tungen aus Lebensversicherungsverträgen. 

8) Andere Beispiele s. Eap. XVII. 
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Einen Schuldposten stellt auch das sog. Versiohenmgskonto 
der Akkmnulatorenfiibriken (Prämienreserve fQf Batteriennter- 
haltung, Reserve für laufende Batterieversicherung) dar, auf das Simon ^) 
hinweist. Es handelt sich dabei um etwas Ähnliches wie bei der 
Prämienreserve der Lebensversicherungsunternehmungen. Die Akku- 
mulatorenfabriken übernehmen gegen Zahlung einer jährlichen Prämie 
auf 10 Jahre die Instandhaltung („Versicherung^') der von ihnen ge- 
lieferten Akkumulatoren, d. h. sie verpflichten sich, während der Dauer 
des Abkommens die garantierte Kapazität der Batterie wiederherzu- 
stellen, wenn diese unter die garantierte Grenze sinkt. Die Jahres- 
prämien sind für die ganze Vertragszeit die gleichen. Da nun in 
späteren Jahren viel eher Mängel auftreten als zu Anfang, so werden 
die der Fabrik für die Instandhaltung entstehenden Kosten durchweg 
anfangs niedriger, später höher sein als die Jahresprämie. Zum Aus- 
gleich dafüi, daß später die aufzuwendenden Kosten voraussichtlich 
höher sein werden als die Prämieneinnahmen, wird der auf die Gegen- 
wart reduzierte Betrag der noch ausstehenden Verpflichtung (abzüg- 
lich der noch nicht falligen Prämien) als Schuldposten in die Bilanz 
eingestellt. 

Die Anleihesohulden erscheinen in den Bilanzen unter den 
verschiedensten Bezeichnungeu, wie Prioritätsanleihe, Obligationsanleihe, 
Verpflichtungsscheine, Partialobligationen usw. (Eine Aktiengesellschaft 
führt sie als „Partialdarlehnsschuldurkundenkonto" auf!) Ist die Anleihe 
hypothekarisch sichergestellt, so kommen auch Bezeichnungen vor, 
wie Hypothekenanleihe. Bei Hypothekenbanken heißt es: Pfandbriefe, 
Hypothekenpfandbriefe, verausgabte Emissionspapiere usw. 

Hat die Verwaltung oder die Generalversammlung beschlossen, 
eine Anleihe in bestimmter Höhe aufzunehmen, ist die Anleihe aber 
noch nicht völlig begeben, so bringt man das häufig in der Bilanz 
„vor dem Strich" zum Ausdruck, z. B. in folgender Weise: 



Obligationenanleihe 750000 

Ab noch nicht begebe- 
ne Obligationen 226000 525000 

Sind nach Maßgabe der Tilgungsbedingungen einzelne Obligationen 
ausgelost, so wird der Posten „Obligationenanleihe" usw. regelmäßig 
sofort um den Betrag der ausgelosten Obligationen herabgesetzt. Sind 
die ausgelosten Obligationen am ßilanztage noch nicht zurückgezahlt, 
so erscheinen sie als besonderer Schuldposten z. B. unter folgenden 
Bezeichnungen : Obligationentilgungskonto, Hypothekenanleihe- 
tilgungskonto, Obligationeneinlösungskonto, verloste, noch einzulösende 
Teilschuldverschreibungen usw. Bei Hypothekenbanken: Pfandbrief- 

1) Betrachtungen S. 399. 
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tilgungskonto, ausgeloste und zur Einlösung noch nicht präsentierte 
Pfandbriefe. 

Die auf die Obligationsschulden entfallenden (fälligen und noch 
nicht fälligen) Zinsen werden regelmäßig nicht mit der Hauptschuld 
in einer Summe, sondern als besonderer Posten aufgeführt. 

Sind die Obligationen, wie das häufig der Fall ist, mit einem 
Aufgeld, einer Prämie von 2, 3% u. dgl. rückzahlbar, so wird als 
Obligationsschuld doch regelmäßig nur der Nennbetrag der Obligationen 
eingesetzt. Die Verpflichtung zur Zahlung der Prämie wird dann, 
soweit sie überhaupt in der Bilanz berücksichtigt wird, als besonderer 
Schuldposten aufgeführt. Bezeichnungen dafür: Obligationsprämien- 
konto, Bücklage zur Tilgung des Obligationsaufgeldes, Aufgeldrück- 
stellung, Prioritätenaufgeldkonto, Agiokonto der Hypothekaranleihe, 
Prämienfondskonto usw. 

Weitere Sohuldposten. Manche Unternehmungen, z.B. Brauereien, 
geben ihren Kunden, andere Unternehmungen ihren Beamten und Ar- 
beitern Gelegenheit^ ersparte Gelder bei ihnen einzuzahlen, die dann 
besonders günstig verzinst werden. So erklären sich Passivposten 
wie Spargelder der Kundschaft, Sparkonto, Guthaben der Kundschaft, 
Depositen von Werksangehörigen, Arbeitersparkassen, Arbeitererspar- 
nissekonto. 

Unternehmungen, die für die Benutzung ihrer Anlagen Abonne- 
mentskarten, Dutzendkarten u. dgl. ausgeben (wie Straßenbahnen 
Badeanstalten) müssen, wenn die Abonnementskarten über den Bilanztag 
hinaus Gültigkeit haben, resp. wenn die Dutzendkarten noch nicht 
vollständig ausgenutzt sind, bei der Bilanzaufstellung ihre Verpflich- 
tungen aus den noch gültigen Billetts usw. als Schuldposten einstellen. 
Wir finden deshalb in den Bilanzen mancher Unternehmungen: ein 
Fahrmarkenkonto, verkaufte und noch nicht zur Berechnung ge- 
kommene Fahrkarten, Dreimonatskarten usw., Reservekonto für BiUetts, 
Kartenvortragskonto, vorausverkaufte Pährzeichen usw. 

Transportunternehmungen, insbesondere in der Seeschiffahrt, lassen 
sich die Transportpreise oft ganz oder teilweise im voraus zahlen. 
Ist am Bilanztage der Preis schon gezahlt, die Gegenleistung aber 
noch nicht ausgeführt, so muß natürlich ein entsprechender Schuld- 
posten aufgenommen werden. Das ist der Ursprung von Bezeichnungen 
wie: Passagekonto, Passageanweisungen, Abonnenten für das nächste Jahr 
(bei einer Straßenbahn), im voraus empfangene Abonnementsgelder. 

Ahnlich steht es bei Zeitungs- und ähnlichen Unternehmungen 
mit Posten wie: Konto Vorausberechnete Inserate, Abonnentenkonto, 
bei Wasserwerken mit dem Passivposten: Vorausbezahltes Wasser. 

Bei SeeschifFahrtsunternehmungen spielt weiter der PaU eine 
große Rolle, daß einzelne Fahrten am Bilanztage zwar schon begonnen, 
aber noch nicht vollendet sind. Sind die Fahrpreise im voraus entrichtet, 

Fastow, Bil&nEen. 6 
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SO müßten die Einnaluneii also eigentlich rechnerisch auf den bereits 
ausgeführten und den noch bevorstehenhen Teil der Reise verteilt werden. 
Der erste Teil käme dem abgelaufenen Jahre zugute, für den zweiten 
Teil wäre ein entsprechender Schuldposten einzusetzen. Bezeichnungen 
dafür: Pendente Beisei;, Unerledigte Reisen, Vorträge für im nächsten 
Jahr zu verrechnende Dampferbetriebseinnahmen. 

Viele Reedereien versprechen ihren Verladern einen Rabatt von 
gewöhnlich 10 7o auf alle bezahlten Frachten, wenn die Verlader ihre 
sämtlichen zur Versendung kommenden Güter nur dieser Reederei, 
resp. den mit ihr in einem Kartellverhältnis stehenden Reedereien 
innerhalb einer längeren Frist überwiesen haben. Soweit diese Voraus- 
setzung erfüllt ist, haben die Verlader einen unbedingten Anspruch 
auf die Auszahlung des Rabattes, und der fragliche Betrag muß selbst- 
verständlich als Schuldposten in der Bilanz erscheinen. Das geschieht 
denn auch unter Bezeichnungen wie Rückstellungen für Frachtrabatte. 

Zigaretten-, Schokoladen-, Seifen- und ähnliche Fabriken, die im 
Interesse der Absatzerhöhung ihren Fabrikaten Gutscheine u. dgl. bei- 
legen und denjenigen, die eine bestimmte Anzahl solcher Gutscheine 
einsenden, Prämien in bar oder in Waren versprechen, müssen bei 
Aufstellung der Bilanz sich" natürlich überlegen, wie viele der am 
Bilauztage ausgegebenen Gutscheine voraussichtlich später präsentiert 
werden und müssen einen entsprechenden Posten als Schuld einfügen. 
Das ist die Erklärung für Passivposten wie „Rückstellungskonto für 
uneingelöste Kupons und Gutscheine" u. dgl. 

Die Bezeichnung der Bestandteile des BeinvermSgens. 
Auf diesen Punkt ist schon in dem vorhergehenden Kapitel einge- 
gangen worden, wobei insbesondere hervorgehoben wurde, daß die 
Bezeichnung des Reservekapitals als Reservefonds sehr inkorrekt und 
außerordentlich schädlich ist. Hier sei nur noch einiges über die 
Bezeichnung des Gewinnes und Verlustes in der Bilanz gesagt. 
Sehr häufig findet man dafür die Bezeichnung „Gewinn- und Verlust- 
konto". Das ist wiederum inkorrekt, denn nicht der Saldo des Ge- 
winn- und Verlustkontos, sondern der Gewinn selbst, resp. der Verlust 
ist in die Bilanz aufzunehmen.^) Die Bezeichnung „Gewinn- und 
Verlustkonto", die natürlich angewendet wird, sowohl wenn ein Ge- 
winnsaldo auf der Passiv- als auch, wenn ein Verlustsaldo auf der 
Aktivseite in Betracht kommt, hat weiter den Nachteil, daß der des 
Bilanzlesens wenig kundige Laie — und auch für ihn sollen doch 
mindestens die veröflfentlichten Bilanzen nach Möglichkeit verständlich 
sein — überhaupt nicht ohne weiteres ersehen kann, ob ein Gewinn 
oder ein Verlust erzielt wurde. Es scheint, als wenn die Bezeich- 
nung „Gewinn- und Verlustkonto" mit besonderer Vorliebe gerade in 

1) Für Aktiengesellschaften schreibt § 261 HOB. ausdrücklich vor, daß „der 
Gewinn und Verlust^* in der Bilanz anzugeben ist. 
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solchen Fällen angewendet wird, wo das Wörtchen „Verlust" etwas 
schamhaft umschrieben werden soll. In einem Falle fand ich sogar 
in einer im Reichsanzeiger veröffentlichten Bilanz zur Bezeichnung 
des Verlnstsaldos die Worte „Gewinn und Verlust" ^) 



Sechstes Kapitel. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Bewertung 

in der Bilanz. 

Bedeutung der Bewertungsgrundsätze. Die Bilanz soll 
eine erschöpfende, wenn auch summarische Aufzählung der Aktiven 
und Schulden sein, wobei alle Aktiv- und alle Schuldposten in Geld 
bewertet werden. Für die Bedeutung, die man der Bilanz und der in 
ihr enthaltenen Reinvermögensziflfer beilegen kann und muß, ist es 
deshalb von größter Wichtigkeit, zu wissen, nach welchen Grund- 
sätzen die Bewertung der einzelnen Bilanzposten vorgenommen ist. 
Von der Genauigkeit und Richtigkeit dieser Grundsätze hängt offen- 
bar die Bedeutung der Bilanz in entscheidender Weise ab. Wir wer- 
den deshalb sorgfältig prüfen müssen, welche Bewertungsgrundsätze 
in der Praxis bei Aufstellung der Bilanz befolgt werden und welche 
Schlußfolgerungen daraus auf die Exaktheit der Bilanz zu ziehen sind. 
In der Bewertung der Aktiven und der Schulden liegen nicht 
nur die schwierigsten, sondern auch die wichtigsten Pro- 
bleme des ganzen Bilanzwesens. 

Bevor wir aber auf die praktische Gestaltung der Bilanzbewertung 
eingehen, haben wir noch festzustellen, welche Vorschriften das Ge- 
setz in dieser Richtung enthält, wobei wir uns an dieser Stelle natür- 
lich auf die allgemeinen Vorschriften beschränken und die speziellen 
Bewertungsvorschriften, die nur für einzelne Arten oder Formen von 
Unternehmungen (z. B. Aktiengesellschaften) gelten, zunächst ausscheiden. 

Die gesetzliche Bewertungsvorsohrift. Im Gegensatz zu 
den Handelsgesetzbüchern der meisten anderen Staaten^) enthält das 

1) Inkorrekt ist auch die Bezeichnung ^^Gewinnsaldokonto'', ebenso „Über- 
schuß der Aktiva über die Passiva^^ (letztere durch die Ausdrucksweise von § 261 
H6B. erklärt, aber nicht gerechtfertigt). 

2) In Österreich, wo noch das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch 
in Kraft ist, gilt infolgedessen auch noch dessen alte Formulierung: 

Art. 31. Bei der Aufnahme der Bilanz sind sämtliche Yermögensstücke 
und Forderungen nach dem Werte anzusetzen, welcher ihnen zur Zeit der 
Aufnahme beizulegen ist. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte anzu- 
setzen, uneinbringliche Forderungen aber abzuschreiben. 

Ganz ähnlich ungarisches Handelsgesetz § 28, Handelsgesetz für Bos- 
nien-Herzegowina Art. 30, rumänisches Handelsgesetz Art. 24, bul- 

6* 
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deutsche Handelsgesetzbuch eine allgemeine Vorschrift über die Be- 
wertung der einzelnen Bilanzposten. Sie findet sich im § 40 und 
lautet: 

„Bei der Aufstellung — der Bilanz sind sämtliche Ver- 
mögensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzusetzen^ 
der ihnen in dem Zeitpunkt beizulegen ist, für welchen 
die Aufstellung stattfindet. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen 
Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen abzuschreiben." 
Da bei der Abfassung des Handelsgesetzbuchs Gewicht darauf 
gelegt ist, eine Vorschrift über den Wertansatz aufzunehmen, diese 
Vorschrift aber außerordentlich dürftig ist, so haben sich an diesen 
Paragraphen eine große Menge von Streitfragen geknüpft. So ist ins- 
besondere strittig: 

1. ob unter „dem" Wert der Veräußerungswert oder der Ge- 
brauchswert oder noch etwas anderes zu verstehen ist, 

2. ob die Vorschrift, daß aUe Vermögensgegenstände und Schul- 
den zu ihrem (wahren) Werte anzusetzen sind, nur verbietet, daß die 
Aktiva über, die Schulden unter ihrem Werte anzusetzen sind, oder 
ob sie auch die Ansetzung der Aktiva unter, der Schulden über 
ihrem Werte verbietet, ob der § 40 also das Prinzip der BUanzwahrheit 
ohne Ausnahme proklamiert oder ob er nur fordert, daß in der Bilanz 
die Vermögensverhältnisse nicht günstiger dargestellt werden als sie 
tatsächlich sind.^) 

Erste Streitfrage: Welcher Wert ist maßgebend? 

Allgemeines. Was nach der Bestimmung des § 40 als Wert 
anzusehen ist, ist Gegenstand einer sehr ausgedehnten juristischen 
Kontroverse geworden, und die Literatur über diese Frage hat nicht 
gerade dadurch an Klarheit gewonnen, daß die verschiedenen einander 
bekämpfenden Autoren Ausdrücke wie „objektiver Wert" usw. in ganz 

garisches Handelsgesetzbuch § 35, japanisches Handelsgesetzbuch Art. 26. 
Alle die vorstehend genannten Gesetzbücher haben die Bestimmung aus dem 
AUgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch übernommen. Wo eine solche Ab- 
hängigkeit nicht besteht, da fehlt regelmäßig auch eine allgemeine Bewertungs- 
vorschrift. In den Ländern, die eine allgemeine Bewertungsvorschrift nicht be- 
sitzen, ist der Erlaß einer solchen in der Literatur bisweilen warm empfohlen 
worden. Für Frankreich vgL Löautey, S. 219, 222 ff. 

1) Früher war es außerdem infolge der ungenauen Formulierung der betr. 
Bestimmung strittig, welcher Zeitpunkt (ob der Tag, an dem, oder der Tag, 
für den die Bilanz fertig gestellt wird) für die Bewertung maßgebend sei. Diese 
Streitfrage ist jedoch dadurch beseitigt, daß § 40 HGB. jetzt bestimmt^ maßgebend 
sei der Zeitpunkt, für den die Aufstellung stattfindet. Dagegen besteht jene TJn- 
genauigkeit der Formulierung noch in jenen Ländern, in denen die alte Fassung 
des Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuches gilt (vgl. S. 83 Anm. 2). 
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Yerschiedenem Sinne gebrauchen und deshalb vielfach aneinander vor- 
beireden. Die wichtigsten der Äußerungen zu dieser Streitfrage seien 
zunächst kurz charakterisiert. Da bei diesen Erörterungen regelmäßig 
nur von der Bewertung der Aktiven gesprochen wird, so wollen auch 
wir uns zunächst darauf beschränken. Auf die Bewertung der Schul- 
den wird dann später einzugehen sein. 

Das Prinzip des VerauBerungswertes. In der ersten Zeit 
nach Erlaß des Handelsgesetzbuches wurde in der juristischen Literatur 
ganz allgemein ^) die Ansicht vertreten, daß die Vermögensgegenstände 
mit dem Betrage in die Bilanz eingesetzt werden müßten, zu dem sie 
veräußerbar seien. Maßgebend sei ihr Realisier ungs-, Liquidations-, Ver- 
kaufs-, Verkehrs-, gemeiner, objektiver Wert, ihr objektiver Tauschwert.*) 
Diese Auffassung wurde auch von dem höchsten Gerichtshof vertreten. 

So heißt es in 'einer Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts^), 

in der dieses die Bewertungsfrage besonders eingehend behandelt: 

„Unter dem als maßgebend for die Bilanz zu ermittelnden gegenwärtigen 
Werte ist überall der allgemeine Yerkehrswert im Gegensätze zu einem 
nur auf willkürliches subjektives Ermessen oder auf bloße Spekulation zurück- 
zuführenden Wertanschlage zu verstehen, da die Bilanz der objektiven Wahr- 
heit der wirklichen Vermögenslage entsprechen soll, woraus folgt, daß Vermögens- 
bestandteile (Aktiva oder Passiva)^ die einem Markt- oder Börsenpreis (Kurs) 
haben, der Regel nach zu dem sich hieraus ergebenden Werte in die Bilanz ein- 
zustellen sind, während für andere Vermögensbestandteile deren gegenwärtiger 
objektiver Wert auf sonstige Weise zu ermitteln ist/* 

Ganz ähnlich heißt es in einer Entscheidung des Reichsgerichts ^)y 
maßgebend sei der „Wert, wie ihn ein mehr oder minder umfassender 
Verkehrskreis bei Unterstellung des Fortgebens des Objekts gegen 
Entgelt als realisierbar erachtet'^ 



1) S. Simon, Bilanzen S. 290. 

2) Auch die Ausdrücke „Zeitwert" und „Gegenwartswert" werden meist als 
gleichbedeutend mit Veräußerungswert gebraucht. 

3) Bd. 12, S. 18. Aus derselben Entscheidung wird häufig noch folgender 
Satz zitiert: 

„Der Bilanz liegt die Idee einer fingierten augenblicklichen all- 
gemeinen Bealisiemng sämtlicher Aktiva und Passiva zum Grunde" 

Will man aus diesem Satze Schlußfolgerungen ziehen, so muß man zum 
mindesten berücksichtigen, daß die Entscheidung im selben Satze fortfährt: 
„wobei jedoch davon ausgegangen werden muß, daß in Wirklichkeit nicht 
die Liquidation, sondern vielmehr der Fortbestand des Geschäfts beab- 
sichtigt wird, und daß daher bei der Ermittlung und Feststellung der ein- 
zelnen Werte derjenige Einfluß unberücksichtigt zu lassen ist, welchen eine 
Liquidation auf dieselben ausüben würde''. 

Simon bemerkt (Bilanzen S. 297) dazu: „Haupt- und Nebensatz in der an- 
geführten Entscheidung stehen in unlöslichem Widerspruch. Man kann nicht 
einen Wertansatz machen, wie wenn das Vermögen sofort realisiert würde, und 
dabei die Wertänderung nicht berücksichtigen, welche eine allgemeine Versilberung 
(Liquidation) mit sich bringen würde (A. M. Staub, Anm. 3 zu § 40 HGB.). 

4) Bd. 19, S. 120. 
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Auch die Begründung der Aktiennovelle von 1884 geht von der 
Auffassung aus, daß die aUsremeine Bilanzbewertunirsvorschrift die An- 
Setzung Ir Gegenstäude Lt ihrem ReaUsiernngs^ert verlange. Es 
heißt dort^): ^^Als leitenden Grundsatz stellt der Entwurf im Anschluß 
an Artikel 31 des Handelsgesetzbuchs die Bestimmung auf^ daß alle 
Yermögensstücke zum gemeinen Werte zur Zeit der BilanzaufsteUung 
— — — anzusetzen sind". 

Die Lehre Sohefllers. Von der Auffassung^ daß für alle 
Aktivposten der Bilanz der Yeräußerungswert maßgebend sei^ ist zu- 
erst Scheffler*) bewußt und entschieden abgewichen.*) Er führt 

1) Sten. Ber. des Reichstags V. Leg.-Per. IV. Sess. 1884, Bd. 3, S. 303. 

2) In einem Aufsatz „Über Bilanzen'^ in der Vierteljahrsschrift fiir Volks- 
wirtschaft, Politik und Kulturgeschichte. 1879, Bd. 62, S. 1 ff. Scheffler war 
Beamter im braunschweigischen Eisenbahndienst. 

3) De facto ist auch das Eeichsoberhandelsgericht in seinem Urteil vom 
9. September 1879 (Entscheidungen des ROHGr. Bd. 26, S. 307) von diesem 
Prinzip abgewichen, wenn es auch angeblich daran festgehalten hat. Zum Ver- 
ständnis der Entscheidung sei folgendes vorausgeschickt: Die Eisenbahngesell- 
Schäften haben von Anfang an nie daran gedacht, für ihre Bahnanlage irgend 
einen Veräußerungswert zu ermitteln, sondern sie haben stets und mit Gre- 
nehmigung der Kegierung den Herstellungspreis (unter Berücksichtigung 
eingetretener Entwertungen) in die Bilanz eingestellt. Das ist offenbar eine 
ganz andere Art der Bilanzaufstellung, als wie sie die Lehre vom Realisierungs- 
wert fordert. Das Reichsoberhandelsgericht hat aber in der erwähnten Ent- 
scheidung diese ständige Praxis der Bahngesellschaften gebilligt und in etwas 
sophistischer Weise mit seiner eigenen früheren Deutung des Art. 31 zu verein- 
baren gesucht. Die Entscheidung führt S. 322 aus: 

,Jn der Tat kann die Annahme eines Wertsansatzes der Eisenbahnen zum 
Betrage des in ihnen angelegten Grundkapitales unter Berücksichtigung der 
Abnutzung durch Rücklagen aus den Betriebseinnahmen in den Emeuerungs- 
fonds nicht für unvereinbar mit den Bestimmungen des HGB. insbesondere 
der Art. 81, 217 erachtet werden. Wenn auch nach Art, 31 die Vermögens- 
stücke in der Bilanz nach dem Werte, der ihnen zur Zeit der Bilanzaufstellung 
beizumessen ist, aufzustellen sind und nur der bilanzmäßig reine Überschuß 
die verteilungsfähige Dividende ergibt, so ist doch damit nicht ausgesprochen, 
daß nicht auf den Betrag des für die Herstellung Verwendeten 
bewertet werden dürfe, was sich seiner Natur nach einer anderen 
Schätzung seines Zustandswertes entzieht". 

Weiter wird zur Stütze dieser Auffassung noch angeführt: 
„Die Aufsichtsbehörde zwingt zur Erhaltung in betriebsfähigem Zustande. 
Endlich aber — und dies erscheint für die Zulässigkeit der Schätzung durch 
Bewertung in Höhe der Herstellungskosten unter Abzügen für die Abnutzung 
von besonderem Belang — unterliegt die Normierung des für den Bau er- 
forderlichen Kapitals der Prüfung und Genehmigung der Aufsichtsbehörde, 
welche Kapitalsnormierungen über das Maß des zur Herstellung erforderlichen 
Aufwandes hinaus auf dieses Maß zurückzuführen berufen ist. Aus allen 
diesen Gründen kann die fortdauernde Bewertung der Eisenbahnanlagen in 
der Bilanz nach Maßgabe des Betrags des in denselben angelegten Grund- 
kapitals unter Ausgleichung der Wertsabnutzung durch einen Bmeuerungs- 
fonds, wenigstens solange nicht etwa jene Anlagen selbst oder Teile der- 
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in einer bisweilen etwas unklaren und unglücklichen Ausdrucks- 
weise aus: 

Art. 31 gebe keine genaue Definition des Wertes. Dap sei eine 
legislatorische Weisheit, denn für einen und denselben Gegenstand er- 
gebe sich ein verschiedener Wert, je nach dem Gesichtspunkt, unter 
dem man den Gegenstand betrachte. Der Zweck des Gegenstandes 
sei das wesentlich Bestimmende bei der Wertermittlung. Für die 
Bilanz komme als Wert eines Gegeostandes in Betracht „sein Ge- 
brauchswert in der Hand des Gebrauchers unter den ge- 
gebenen Umständen", also der Gebrauchswert, welchen der Gegen- 
stand „für denBesitzer hat". (S. 22.) 

SchefiFler teilt nun die in Betracht kommenden Objekte in zwei 
große Klassen ein: „solche, bei deren Wertbestimmung dauernd nur 
der Eigentümer interessiert ist, und solche, bei denen dauernd oder 
vorübergehend andere mit interessiert sind". (S. 24.) Diese nicht 
sehr klare Einteilung wird dann dahin umschrieben: zu der ersteren 
Klasse gehöre „der ganze arbeitende Apparat, die sogenannte An- 
lage, bestehend aus dem Immobiliar und dem eisernen Inventar von 
Geräten, Hilfsmaschinen usw., überhaupt alles dessen, was nur als Mittel 
zur VoUführung des Zweckes der Unternehmung da ist und denmach, 
solange der letztere Zweck besteht, auch dauernd da sein muß" (S. 25) 
einschließlich der MateriaUen und Magazinvorräte, die zu Erneuerungen, 
Erweiterungen oder überhaupt zur Verwendung in dem Apparat be- 
stimmt sind (S. 40). Zu der zweiten Kategorie gehörten „im wesent- 
lichen diejenigen Objekte, welche von dem Gesamtbesitze unter Um- 
ständen abgetrennt und veräußert werden können oder sollen." 

Je nachdem nun ein Gegenstand in die eine oder die andere 

Kategorie gehöre, komme ein anderer Wertbegriff in Frage. Für 

diejenigen Objekte, die zum dauernden Besitz bestimmt sind, sei der 

Erwerbs-, resp. Herstellungspreis maßgebend. 

„Der Wert der ersten Klasse, nämlich derjenigen Objekte, an welchen 
dauernd nur der Besitzer interessiert ist, kann meines Erachtens lediglich im 
Kostenpreise bestehen. Kostenpreis ist im wesentlichen übereinstimmend mit 
Kaufpreis. Durch den Kauf konstatiert der Käufer oder der augenblicklich 
in Besitz tretende Eigentümer eines Objektes, was ihm dieses Objekt faktisch 

wert ist. Die Anlegung, Herstellung, Erbauung eines Gegenstandes, z. B. 

einer Fabrik, einer Eisenbahn usw» ist nichts anderes als Kauf in Teilen. Die 

selben wieder untergegangen sind, nicht als im Widerspruch mit den be- 
treffenden Gesetzen stehend erachtet werden. ^^ 

M. E. ist die Lehre, daß in solchen Fällen die Herstellungskosten den 
Bilanzwert ergeben, mit der Auffassung, daß stets der Yeräußerungswert maß- 
gebend sei, nicht vereinbar. 

1) Hier wird also zum ersten Male hinsichtlich der Bewertung ein Unter- 
schied zwischen denjenigen Gegenständen, die zum dauernden Gebrauche und 
denjenigen, die zur Veräußerung dienen, gemacht. 
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Yerwendnng von Beamten, Arbeitern und Transporteinrichtungen, ist äo gut 
Kauf, nämlich Kauf von geistiger, körperlicher und mechanischer Arbeit, wie 
die Erwerbung von Grundstücken und die Anschaffung von Materialien und Ge- 
räten. Über diesen faktischen Kauf-, Kosten-, firstehungs-, Anschatifungs-, An- 
lagewert oder wie man denselben sonst nennen möge, wird nicht leicht ein Zweifel 
entstehen können/^ (S. 24.) Trete an diesen Gegenständen eine Abnutzung ein, 
so mindere die Abnutzung den Wert (und zwar um den Kostenpreis, welcher 
aufgewendet werden muß, um den Abgang zu decken oder den ursprünglichen 
Apparat wieder herzustellen). Andere Wertveränderungen kämen nicht in Betracht. 
„Nur durch diesen Verlust an objektivem Bestände^ nicht durch Konjunkturen, 
Preis Veränderungen, Rentabilitätsschwankungen und beliebige andere Zeitverhält- 
nisse kann sich der Wert des Immobiliars und des arbeitenden Apparates in der 
Bilanz ändern." (S. 25 f.) 

Für die Gegenstände der zweiten Gruppe gebe es keinen anderen 
Wert als den Veräußerungswert oder Verkaufspreis. (S. 24.) 

Bares Geld, Wertpapier, verkäufliche Waren usw.' kommen „selbstver- 
ständlich nur nach [ihrem] Verkaufs werte in Betracht, welcher in dem Markt- 
preise oder Kurswerte besteht, wofür jene Objekte öffentlich zu verwerten 
sind." Der Wert solcher verkäuflicher Gegenstände, welche einen bestimmten 
kontraktlichen Abnehmer haben, wie z. B. die auf Bestellung angefertigten 
Fabrikate and Halbfabrikate sei ebenfalls der Verkauf swert, aber nicht der all- 
gemeine Marktpreis, sondern der bedungene Preis. (S. 40.) 

Die Lehre Simons.^) Mit der Auffassung Schefflers ist die von 
Simon vertretene nahe verwandt.^) 

Er bekämpft zunächst sehr energisch die Theorie, daß für die 
Bilanz der Veräußerungswert maßgebend sei. Das Gesetz spreche an 
keiner Stelle von Veräußerungswert, eine solche Bewertung folge in 
keiner Weise aus der Natur der Bilanz und ihrer geschichtlichen 
Entwicklung, in der Praxis sei nirgends der Veräußerungswert zum 
allein maßgebenden Bewertungsgrundsatz erhoben, es gebe in der 
ganzen Welt wohl keine Bilanz einer Aktiengesellschaft, in welcher 
die dauernd zum Betriebe bestimmten Vermögensobjekte, welche doch 
regelmäßig den Hauptstock des Vermögens bildeten, zum „objektiven 
Wert" eingesetzt seien, endlich seien in den Statuten zahlreicher 
Aktiengesellschaften mit Genehmigung der Staatsbehörden ganz andere 
Bewertungsgrundsätze vorgeschrieben.^) 

Welcher Wert aber kommt nach Simon in Betracht, wenn der 
Veräußerungswert nicht schlechthin maßgebend ist? Die Antwort 
lautet: Der individuelle, der besondere Gebrauchs- oder Verkehrs- 
wert, und zwar der erstere für diejenigen Gegenstände, die (in dem 

1) Da ich im folgenden die Wertlehre Simons, auf die er besonderes Ge- 
wicht legt, als irrig bezeichnen muß, so möchte ich ausdrücklich den hohen Wert 
der Schrift Simons besonders hervorheben. Sie war nicht nur zur Zeit ihres 
Erscheinens, sondern ist auch heute noch der wichtigste Bestandteil der ganzen 
deutschen Literatur über Bilanzwesen, und auch die ausländische Bilanzliteratur 
stützt sich zum Teil darauf. 

2) Das hebt auch Simon S. 305, Anm. 48 hervor. 

3) Simon, S. 299 f. 
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einzelnen konkreten Geschäft) dauernd zum Geschäftsbetriebe verwendet 
werden sollen, der zweite für die zur Veräußerung bestimmten Gegen- 
stände. Zur Begründung führt Simon ausr^) 

„[Die Bilanz] soll die Darstellung des Vermögens einer bestimmten PersönHch- 
keit bilden. Losgelöst von dieser Persönlichkeit nehmen die einzelnen Ver- 
mögensobjekte einen anderen Charakter an; manche sind überhaupt nicht über- 
tragbar, noch mehr aber verändern ihren Wert in zweiter Hand. Was für den 
einen nur als Gebrauchsgegenstand in Betracht kommt, ist für den anderen nur 
als Veräußerungsgegenstand von Bedeutung. Was der eine mit Bücksicht auf 
seine Beziehungen oder seine Stellung in der Geschäftswelt zu hohem Preise zu 
veräußern in der Lage ist, kann der andere nur zu erheblich niedrigerem ver- 
kaufen. Dieselbe Sache kann für verschiedene Personen verschiedenen Gebrauchs- 
wert haben: je nach den Mitteln, welche sie auf die Sache zu verwenden in der 
Lage sind, und je nach den Zwecken, welche sie verfolgen. 

Nun ist es aber für den Kaufmann, welcher sich ein Bild von seiner 

Vermögenslage machen will, völlig gleichgültig, welchen Wert eine Sache, die 
er besitzt, in der Hand eines anderen hat, welchen Verkaufs wert sie hat, wenn 
er die Sache dauernd zum Geschäftsbetrieb bestimmt hat, oder welchen Gebrauchs- 
wert eine Sache hat, welche er zur Veräußerung erworben hat. Verändert der 
Kaufmann die Bestimmung des Gegenstands, so ändert sich für diesen hierdurch 
die Wertgrundlage; muß er z. B. aus irgendwelchen Gründen ein industrielles 
Unternehmen, das er fabrikmäßig betrieben hat, veräußern, so kommt von dem 
Zeitpunkt an, in welchem er den Entschluß hierzu gefaßt hat, nicht mehr der 
Gebrauchs-, sondern nur noch der Realisationswert in Betracht." 

Für die zur Veräußerung bestimmten Gegenstände soll also auch 
Dach Simon der Realisationswert maßgebend sein, nur legt er Wert 
darauf; noch hinzuzufügen, daß der individuelle Veräußerungswert 
in Betracht komme. Nicht der Preis, den irgendein anderer, sondern 
der, den der betreflfende Geschäftsinhaber hei der Veräußerung erzielen 
kann, ist der Bilanz zugrunde zu legen. 

Für die dauernd zum Geschäftsbetriebe bestimmten Gegenstände 
dagegen erklärt Simon einen neuen WertbegriflF für maßgebend: den 
individuellen Gebrauchswert. 

Das Neue an der Lehre Simons liegt also — abgesehen von der 
Forderung des individuellen Wertes — darin, daß er für die zu 
dauerndem Gebrauch bestimmten Gegenstände den „Gebrauchswert" 
als maßgebend erklärt.^) Man soUte deshalb erwarten, daß er genauer 
erklärt.e, was er unter Gebrauchswert verstehe und wie man ihn er- 
mitteln könne, was um so notwendiger wäre, als ScheflFler das Wort 
Gebrauchswert in einem ganz anderen Sinne verwendete. Diese Er- 
wartung wird aber enttäuscht. Nirgends giht Simon eine Defi- 
nition des Wortes Gebrauchswert, nur so viel läßt sich seinen 
Ausführungen^) entnehmen, daß er unter Gebrauchswert die Eignung 

1) S. 303 f. 

2) Daß die zur Veräußerung bestimmten Gegenstände mit dem Yeräußerungs- 
werte anzusetzen seien, hatten ja auch alle früheren Autoren und Entscheidungen 
behauptet. 

3) S. 294. 
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des betreffenden Oegenstandes verstellt, durch ^^Besitz oder Nutzung'' 
der Bedürfnisbefriedigung zu dienen. 

Dieses Hinweggleiten Simons über die wichtige Frage nach dem 
Wesen und der Ermittlung des Ton ihm als maßgebend bezeichneten 
Gebrauchswertes hat allerdings einen sehr triftigen 6rund: es ist 
nämlich in den meisten Fällen ganz unmöglich, den Ge- 
brauchswert der einzelnen Yermögensstücke ziffernmäßig 
zu fixieren, ganz unmöglich also, allgemein den Gebrauchs- 
wert in die Bilanz einzusetzen. 

Die meisten der in einem Unternehmen dauernd verwendeten Ver- 
mögensstücke haben nämUcli gar keinen selbständigen Gebrauchs- 
wert. Besitz und Nutzung der einzelnen Werkzeugmaschine, der ein- 
zelnen Lokomotive, des Bahnhofsgebäudes, der Schachtanlage gewähren 
für sich allein und ohne Zusammenhang mit den anderen Aktiven 
des Unternehmens gar keinen Nutzen.^) Das ist erst möglich, wenn 
eine ganze Reihe verschiedenartiger Yermögensstücke zusammen vor- 
handen sind. Ein solcher Komplex von Gütern hat einen selbstän- 
digen Gebrauchswert, weil er geeignet ist, einen Ertrag abzuwerfen, 
aber dieser Gebrauchswert ist ein einheitlicher für die ganze Gruppe, 
und es ist nicht möglich, ihn auf die einzelnen Bestandteile des 
Güterkomplexes zu verteilen.^) Es wäre daher wohl möglich, für 
einen solchen Komplex „komplementärer Güter^^ (Menger), eine solche 
„ökonomische Gruppe von Gütern*' (Voigt) einen Gebrauchswert zu 
errechnen, der dann mit dem Ertragswert, d. h. dem kapitalisierten 
Betrage des (durchschnittlichen) Ertrages zusammenfiele. Für die ein- 
zelnen Yermögensstücke einer derartigen Gruppe existiert ein besonderer 
Gebrauchswert dagegen nicht. ^) 

Nur die wenigsten der in einem Unternehmen verwendeten Ver- 
mögensstücke haben als solche einen besonderen Gebrauchswert, der 
sich zahlenmäßig ausdrücken ließe. Dahin gehören zum Vermieten oder 
Verpachten bestimmte Häuser und Grundstücke, ferner Beteiligungen 
an anderen Unternehmungen und zinstragende Darlehnsforderungen. 
In diesen FäUen ergibt der selbständige Ertrag, den diese Ver- 
mögensstücke erbringen, ihren Gebrauchswert. Der Gebrauchswert 
ist gleich dem kapitalisierten (durchschnittlichen) Ertrs^e der Ver- 
mögensstücke. 



1) Vgl. hierzu Karl Menger, Grundsätze der Volkswiitscliaftslehre. Wien 
1872, S. 11 ff., Andreas Voigt, der ökonomische Wert der Güter, in der Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft. 1892. S. 193 ff. 

2) Vgl. Voigt, a. a. 0. S. 204 ff. 

3) Auch Fischer I., S. 48 führt aus, daß es nicht möglich sei, „in der Buch- 
führung unmittelbar den Nutzungswert ziffernmäßig in Geld darzustellen^*. Über- 
haupt gebührt Fischer das Verdienst, als erster die Unhaltbarkeit der Simonschen 
Lehre vom Gebrauchswert nachgewiesen zu haben. 
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Simon maclit denn auch gar nicht den Versuch^ anzugeben^ wie 
der Gebrauchswert der einzelnen zum dauernden Gebrauche bestimmten 
Vermögensgegenstände berechnet werden soll, ja er verwendet in 
seinen spezielleren Ausführungen über die Bewertung gar 
nicht mehr das Wort „Gebrauchswert", sondern er spricht 
plötzlich ^) Ton „Botriebswert", ohne diesen neuen Begriff zu definieren 
und ohne ihn ausdrücklich als Synonym ftir Gebrauchswert zu er- 
klären. Simon führt aus, daß die Bewertung der zum dauernden Ge- 
brauch bestimmten Yermögensstücke (der „Betriebsgegenstände" in 
seiner Terminologie) in der Weise erfolge, daß man zunächst den Er- 
werbspreis einsetzt und später von diesem Erwerbspreise Abschreibungen 
in Höhe der eingetretenen Wertminderungen abzieht. Nachdem er 
dargelegt hat, daß so in der Praxis verfahren werde, und daß das 
durch § 261, Ziff. 3 für zulässig erklärt sei, sagt er: 

„Wir haben im yorstehenden gesehen, daß die Betriebsgegenstände tat- 
sächlich und gesetzlich zu einem Betrage angesetzt werden, welcher sich aus 
dem Unterschied zwischen Erwerbspreis und der verhältnismäßigen Minderung 
des Betriebswertes ergibt. 

Ist dies nun in der Tat der besondere Betriebs wert? 

Die Frage muß für die Bilanz bejahend beantwortet werden. 

Mit dem Augenblicke, in welchem der Kaufmann einen dauernd zum Be- 
trieb bestimmten Gegenstand erwirbt, kommt für ihn nur noch in Betracht, daß 
er ihn haben und benutzen kann, und zwar in demjenigen Zustande, welcher für 
ihn im Erwerbszeitpunkt maßgebend war. Soweit in diesem Zustand aus tat- 
sächlichen oder rechtlichen Gründen eine Verschlechterung eintritt, verringert 
sich allerdings der Betriebswert für den Besitzer. Es müssen die erforderlichen 
Anstalten getroffen werden, um den Verlust bei teil weiser oder gänzlicher Ab- 
nutzung auszugleichen. Auch aus den in § 105 dargelegten Gründen kann der 
Betriebswert sinken. Der individuelle Wert des Betriebsgegenstandes 
ist daher der Erwerbspreis abzüglich der Minderung des Betriebs- 
werts." 

Der Erwerbspreis abzüglich der notwendigen Abschreibungen, 
der hiermit als maßgebend erklärt wird und bei der Durchführung 
im einzelnen von Simon auch tatsächlich festgehalten wird, ist nun 
aber etwas ganz anderes als der Gebrauchswert.^) Man denke 
nur an folgende FäUe: Ein Unternehmer bestellt für zwei räumlich 
weit voneinander entfernte Betriebsstätten die gleichen Maschinen. 
Infolge der Differenz in den Transportkosten kostet die Maschine für 
die eine Betriebsstätte mehr als für die andere. Ist nun der Gebrauchs- 
wert der Maschine eo ipso desto größer, je weiter der Weg vom Her- 
steUungs- bis zum Aufstellungsort ist? Oder: ein Unternehmer kauft 
in Zeiten hochgehender Konjunktur eine Maschine zu hohem und dann 
in der Krise ein zweites Exemplar zu billigerem Preis. Hat nun die 
zweite Maschine nur deshalb, weil sie billiger war, einen geringeren Ge- 
brauchswert als die erste? Das ist selbstverständlich nicht der Fall. 



1) S. 899 in der Randnote! 2) Ebenso Fischer L, S. 49 ff. 



92 Welcher Wert ist maßgebend? 

Erwerbspreis abzüglicli Abschreibungen und Gebrauchswert sind ganz 
verschiedene Dinge, die man nicht miteinander verwechseln darf. Es 
ergibt sich also das Resultat: Simon behauptet zunächst, für die Be- 
wertung der Gebrauchsgegenstände sei der Gebrauchswert maßgebend, 
tatsächlich setzt er dann aber auseinander, daß der Erwerbspreis unter 
Berücksichtigung der eingetretenen Wertminderung maßgebend sei. 
Das kommt praktisch auf die Meinung Schefflers hinaus. 

Verbreitung der Keinung SimonB. Im Gegensatze zu der Ab- 
handlung von Scheffler, die fast ganz unbeachtet blieb, hatte die Lehre 
Simons einen ungeheueren Erfolg. Während bis dahin fast allgemein 
die Ansicht verbreitet war, daß der Veräußerungswert vorgeschrieben 
sei, griff man nun begierig nach der Interpretation Simons. Man hatte 
mehr und mehr eingesehen, daß in der Praxis — speziell bei den Aktien- 
gesellschaften, deren Bilanzen öfter den Gegenstand gerichtlicher Ent- 
scheidungen bildeten — nicht nach dem Grundsatze, alle Aktiva zum 
Veräußerungswerte anzusetzen, verfahren wurde, und man war sich 
vielfach auch klar darüber, daß dieses Prinzip in vielen Fällen ganz 
undurchführbar sei, resp. zu den widersinnigsten und unerwünschtesten 
Konsequenzen führte. Da bot nun Simon die Möglichkeit, eine Harmonie 
zwischen gesetzlicher Vorschrift und praktischer Übung herauszufinden, 
und diese Tatsache hat wohl wesentlich dazu beigetragen, seiner Auf- 
fassung Anerkennung zu sichern. Jedenfalls haben sich der Simonschen 
Theorie die meisten juristischen Schriftsteller im wesentlichen an- 
geschlossen, was allerdings infolge abweichender Terminologie vielfach 
nicht ganz klar hervortritt. Dabei ist die sonderbare Tatsache zu 
konstatieren, daß, abgesehen von Fischer, keiner der juristi- 
schen Autoren Simons salto mortale vom Gebrauchswert zum 
Erwerbspreis bemerkt hat. Überall wird mit dem Gebrauchswert 
operiert, trotzdem es, wie wir dargelegt haben, gar nicht möglich ist, 
den Gebrauchswert der meisten zum dauernden Gebrauch bestimmten 
Gegenstände zahlenmäßig zu erfassen und trotzdem auch Simon prak- 
tisch etwas ganz anderes fordert. 

Während man so in der Hauptsache Simon zustimmt, hat man 
zu minder wichtigen Punkten Vorbehalte gemacht. So nahm man 
vor allen Dingen daran Anstoß, daß der „individuelle^^ Gebrauchs-, 
resp. Veräußerungswert maßgebend sein solle. Das schien zu will- 
kürlicher Bewertung Anlaß geben zu können, und deshalb setzte man 
an die Stelle des individuellen den „Geschäftswert". Dieser letztere 
Ausdruck stammt von Staub, der in seinem Kommentar zum Handels- 
gesetzbuch^) sagt: 

„Mit dem Wertbegriff, den das Gesetz im Auge hat, ist der objektive 
Wert gemeint, den die Vermögensgegenstände für das Geschäft haben, nicht 
der Wert, wie er sich insgemein bei einer augenblicklichen Zwangsversilberung 

1) Anm. 3 zu § 40. 
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stellen würde, aber auch nicht der auf rein subjektiven Erwägungen oder auf 
rein subjektiven Eigenschaften des Geschäftsinhabers beruhende. Es darf auch 
der Ertrag des Geschäfts nicht berücksichtigt werden; die Gegenstände dürfen 
nicht deswegen, weil sie in einem gut gehenden Geschäft benutzt werden, zu 

einem höheren, als dem obigen Wert angesetzt werden. Der Wert, den 

hiermit das ROHG. zutreffend zugrunde legt, dürfte zum Unterschiede von den 
anderen in Frage kommenden Wertbegriffen: dem individuellen Wert einerseits, 
dem gemeinen Yersilberungswert andererseits, passend als der Geschäftswert 
der Yermögensbestandteile bezeichnet werden.'' 

Dieser Staubsche „Geschäftswert" machte schnell Schule, da man 
damit die Klippe des verdächtig klingenden „individuellen" Wertes 
leicht zu vermeiden glaubte. M. E. ist der Ausdruck „Geschäftswert'' 
ein absolut wertloser, weil sich gar keine bestimmte Vorstellung damit 
verbindet. 

Rehm^) meint allerdings, Staub komme im wesentlichen zu dem 
gleichen Resultat wie Simon, der Unterschied liege nur in der Termi- 
nologie. Er selbst schließt sich der Simonschen Auffassung unter 
Adoptierung des Wortes Geschäftswert an. Er erklärt, daß in den 
ordentlichen Bilanzen das Betriebsvermögen nach dem Yeräußerungs-, 
das Anlagevermögen nach dem Gebrauchswert anzusetzen sei, und fährt 
dann fort«): 

„Der Tausch-, bzw. Gebrauchswert, welcher beizulegen ist, ist weder der 
individuelle, d. h. deijenige, welcher dem Gegenstand gerade für den gegen- 
wärtigen Geschäftsinhaber zukommt, noch der allgemeine, d. i. derjenige, 
welcher dem Gegenstande ohne Bücksicht auf das Geschäft, welchem er zugehört, 
und ohne Bücksicht auf den Gebrauch, dem er dient, zukommt, sondern der 
Geschäft 8 wert, d. h. der Wert, welchen der Gegenstand dadurch besitzt, daß 
er diesem Geschäft dient, der Veräußerungs-, bzw. Gebrauchswert, welchen er 
für dieses Geschäft hat. Nicht beigelegt werden darf also der Yeräußerungs- 
oder Gebrauchswert, welchen der Gegenstand gerade für diesen Geschäfts- 
inhaber hat, aber auch nicht der Yeräußerungs- oder Gebrauchswert, welchen der 
Gegenstand bei Auflösung des Geschäftes als isoliertes Yermögensstück besäße, 
sondern zuzumessen ist der Yeräußerungs- oder Gebrauchswert, welchen der Gegen- 
stand auch dann hätte, wenn das Geschäft von einem anderen als dem gegen- 
wärtigen Geschäftsinhaber fortbetrieben würde. Maßgebend ist der Wert, welchen 
die Yermögensgegenstände als Bestandteile des fortbestehenden Geschäftes, 
also bei Yeräußerung des Geschäfts unter Fortbestand desselben als solchen 
haben, der Nutzwert, den die Betriebseinrichtungen auch für einen Dritten bei 
Fortbetrieb des Geschäftes durch ihn, also bei der gleichen Benutzung hätten.*^ 

Ahnliche Ausführungen finden sich auch sonst vielfach in der 
Literatur. Jedenfalls geht jetzt die herrschende Meinung dahin, daß 
bezüglich der Bewertung ein Unterschied zu machen sei zwischen den 
Gegenständen des Anlage- und des Betriebsvermögens und daß für die 
ersteren der „Gebrauchswert", für die letzteren der Veräußerungswert 
maßgebend sei. Auch die Rechtsprechung hat sich dieser Lehre Simons 
angeschlossen. So heißt es in einer Entscheidung des Reichsgerichts^): 

1) S. 60. 2) S. 59. 

3) Abgedruckt in Holdheims Monatsschrift 1906. S. 215. 
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„Wenn Art. 31 (jetzt § 40) des HGB. vorschreibt, daß bei der Aufnahme 
des Inventars und der Bilanz sämtliche Yermögensgegenstände nach dem Werte 
anzusetzen sind, der ihnen zur Zeit der Aufnahme beizulegen ist, so muß doch 
bei der Aufstellung einer Gewinnverteilungsbilanz unterschieden werden zwischen 
dem Anlagevermögen (den Gebrauchsgegenständen) und dem Betriebsvermögen 
(den Veräußerungsgegenständen), jene sind in der Gewinnverteilungsbilanz nach 
ihrem Gebrauchswerte, nur diese nach ihrem VeräußeruDgs werte anzusetzen." 

Iieugnung der bindenden Kraft der allgemeinen Bewer- 
tungsvorsohrifb. Neben den dargelegten Meinungen finden wir 
gelegentlich noch die weitere Auffassung, daß eine bindende Bewertungs- 
vorschrift im deutschen Handelsgesetzbuch überhaupt nicht, oder seit 
1900 nicht mehr existiere. Vereinzelt wird nämlich die Ansicht ver- 
treten, daß das Handelsgesetzbuch mit seinem früheren Art. 31, jetzigen 
§ 40 den Kaufleuten nur einen guten Rat, keinerlei Vorschrift habe 
erteilen wollen. Nach dieser Meinung, die ja auch bei Scheffler und 
Simon anklingt, enthält das Handelsgesetzbuch überhaupt keine all- 
gemeine eigentliche Bewertungs Vorschrift, sondern es soll lediglich 
das vernünftige Ermessen der betreffenden Geschäftsleute maßgebend 
sein. So führte in direktem (wohl unbewußtem) Gegensatz zu der Be- 
gründung der Aktiennovelle von 1884 auch die Denkschrift von 1907 
zum Entwurf des neuen Handelsgesetzbuches aus^): 

„Die allgemeine Vorschrift des fin der Hauptsache mit Art. 31 des ADHG. 
übereinstimmenden] § 39 des Entwurfs bedingt keineswegs, daß die zu einem 
kaufmännischen Geschäfte gehörenden Betriebsanlagen zum Zwecke der Bilanz- 
aufstellung einer Abschätzung nach ihrem jeweiligen Verkaufswert unterzogen 
werden; in der Praxis geschieht dies auch nicht, vielmehr entscheidet das ver- 
nünftige Ermessen innerhalb der durch den Grundsatz des Art. 31 gezogenen 
Schranken. Hierbei kann es sein Bewenden behalten.*^ 

Nach einer zweiten Auffassung habe zwar Art. 31 des alten 
Handelsgesetzbuches die Kaufleute verpflichtet, ihre Aktiven zu dem 
Veräußerungswerte in die Bilanz einzusetzen, diese Verpflichtung sei 
aber seit dem 1. Januar 1900 aufgehoben durch die Bestimmung des 
§ 38, daß der Kaufmann in seinen Büchern „die Lage seines Ver- 
mögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung^^ ersichtlich machen soll. Dies letztere ist die Ansicht Fischers^), 
der seine Meinung einmal^) so zusammenfaßt: 

„Als oberste Norm sämtlicher im HGB. und im GmbHG. enthaltenen Buch- 
fahrungs- und Bilanzvorschriften hat die durch § 38 HGB. gebotene Befolgung 

der Sitte ordentlicher Kaufleute zu gelten. Auf Grund des jetzigen § 38, 

und zwar nicht nur mit Rücksicht auf seine Motivierung, sondern auch auf seine 
Fassung besitzt die kaufmännische Gepflogenheit Gesetzeskraft. Sie derogiert 
allen entgegenstehenden Ansichten, und zwar auch solchen, die der Gesetzgeber 



1) S. 60. 

2) IL S. 194 f. Grundlagen S. 39. Reisch-Kreibig I, S. 3l5f. meinen, 
daß sowohl das alte als das neue Handelsgesetzbuch die Grundsätze ordnungs- 
mäßiger Buchführung als einzige Bewertungsregel vorgeschrieben habe. 

3) In Neumanns Jahrbuch des Deutschen Rechtes. 7. Jahrg. S. 697. 
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selbst anderweit aufgestellt hat, die sich jedoch, gemessen an der Anschauung 
und Sitte der Kaufleute, als falsch erweisen. Insbesondere gilt vermöge des § 38 
die kaufmännische Sitte auch für die Bilanz, da diese die spezifische Vermögens- 
aufstellung der Eaufleute auf Grund der Buchführung ist.'' 

Zweite Streitfrage: Verbietet der § 40 nur eine zu gunstige oder 

aucli eine zu ungünstige Bilanzaufstellung? 

Eine zweite Meinungsverschiedenheit knüpft sich an die Frage, 
ob die Bestimmung des § 40 in jeder Hinsicht zwingenden Charakter 
habe oder ob sie nur eine Maximalvorschriffc sei, d. h. Überbewertungen 
verbiete, aber Unterbewertungen zulasse. Fordert das Gesetz also ab- 
solute Bilanzwahrheit, oder ist es schon zufrieden, wenn die Bilanz 
nur nicht günstiger aussieht als den Tatsachen entspricht? Früher 
herrschte die Ansicht vor, daß die Bilanz, die doch ein objektives 
Bild der wirklichen Vermögenslage geben solle, unter allen Umständen 
volle Wahrheit erstreben, also auch Unterbewertungen vermeiden müsse. 

Gegen diesen Standpunkt hat sich besonders eingehend Neu- 
kamp in seinem Aufsatz „Das Dogma von der Bilanzwahrheit^'^) ge- 
wendet, und heute geht die allgemeine Meinung^) dahin, daß der § 40 
nur eine zu hohe Bewertung verbiete, daß es dagegen — soweit nicht 
privatrechtliche Ansprüche Dritter in Frage kommen — durchaus zu- 
lässig sei, einzelne oder alle Vermögensgegenstände zu niedrig oder 
Schulden zu hoch zu bewerten. „Nur insofern — sagt Staub ^) — 
darf vom Standpunkt des öffentlichen Rechts die Übersicht nicht 
beeinträchtigt werden, als das Vermögen durch die unrichtige Be- 
wertung nicht zu hoch erscheinen darf, damit keine Täuschung der 
Gläubiger und keine Selbsttäuschung eintrete.'* Auch in den Motiven 
zu dem neuen Handelsgesetzbuch ist eine ähnliche Ansicht vertreten. 
Es heißt dort*): „[Es ist] eine weitverbreitete Handelssitte, die jähr- 
lichen Abschreibungen auf die Betriebsgegenstände höher zu bemessen 
als es mit Rücksicht auf die stattgehabte Abnutzung an sich erforder- 
lich wäre; diese Übung dient nur zur Stärkung der wirtschaftlichen 
Grundlagen des Geschäftsbetriebes, und es besteht jedenfalls kein An- 
laß, ihr durch gesetzliche Vorschriften entgegenzuwirken.'^ Auch das 
Reichsgericht steht auf dem Standpunkt, daß eine Unterbewertung zu- 
lässig sei.^) 

1) Zeitschr. f. d. ges. Handelsrecht. Bd. 48, S. 450 ff. 

2) Behm vertritt in seinem Bnche über die Bilanzen S. 43 ff. die Ansicht, 
daß der § 40 sowohl ein öffentlich rechtliches Über- als auch ein öffentlich recht- 
liches Unterbewertungsverbot enthalte. Er hat aber diesen Standpunkt neuerdings 
aufgegeben und hält jetzt Unterbewertungen auch für zulässig. Vgl. seinen Auf- 
satz „Die Bilanzwahrheit und ihr Wesen*^ in Zeitschr. f. Handelswiss. u. Handelspr. 
Bd. 1, S. 41 f. 

3) § 40 Anm. 2. 4) Denkschrift 1897, S. 47. 

6) Vgl. die in der Leipziger Zeitschrift Bd. II, Sp. 644 f. abgedruckte Ent- 
scheidung. 
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Die Entsteliimg der allgemeinen Bilanzbewertnngsvorsclulft. 

Bevor wir zu diesen beiden Streitfragen Stellung nehmen^ mögen 
einige nähere Angaben über die Entstehung der allgemeinen Bilanz- 
bewertungsvorschrift vorausgeschickt werden, da das von größter Be- 
deutung für die Interpretation der Bestimmung ist. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Entstehungsgeschichte bisher nur ungenügend unter- 
sucht ist, muß diese historische Studie etwas weiter ausholen. 

Gesetze und OesetzentwUrfe vor dem Allgemeinen Deut- 
schen Handelsgesetzbuch. Die erste Kodifikation des Handels- 
rechts, die Ordonnance de commerce Ludwigs XIV. vom Jahre 1673, 
enthielt keine Bewertungsvorschrift für das von jedem Kaufiuann 
innerhalb von 6 Monaten nach Erlaß der Ordonnance und später 
alle zwei Jahre zu errichtende „inventaire^^. Es ist indessen sehr 
bemerkenswert, daß Jacques Savary^), der an der Abfassung der Or- 
donnance hervorragenden Anteil hatte — nannte man sie doch nach 
ihm gelegentlich Code Savary — in seinem berühmten Buche „Le 
parfait Negociant% das in einzelnen Partien geradezu als ein Kom- 
mentar der Ordonnance bezeichnet werden könnte, neben anderen 
Regeln für die Inventaraufstellung auch die folgende Bewertungs- 
vorschrift gibt. Er sagt*): 

,,La septieme [chose que doivent observer lea Marchands en detail poor 
faire leurs inventaires] est de mettre les priz aux marchandises, et ponr cela il 
faut prendre gar de de ne les pas estimer plus qu'elles ne valent, car ce ferait 
vouloir se rendre riebe en id^e: mais il fant les estimer d'une maniere qu'en 
les vendant dans la suite, Ton j trouve du profit dans Tinventaire que Ton feia 
rannte suivante. Pour bien faire cette estimation, il faut considerer si la mar- 
cbandise est nouvellement acbet^e, oü si eile est ancienne dans le magasin, et 
dans la boutique: si eile est nouvellement acbet^e, et que Ton juge 
-qu'elle n'est point diminu^e de prix dans les manufactures oü chez 
les grossiers, il la faut mettre au prix coustant. 

Si ce sont marchandises qui commencent ä s'appietrir, dont la mode se 
passe, et que Ton juge que Ton en peut trouyer de semblable dans les manu- 
factures, et chez les grossiers, ä cinq pour cent moins, il la faut diminuer de 
ce prix." 

In diesen Worten, bei denen Savary an die Verhältnisse eines 
Handelsgeschäftes, an einen Komplex zum Weiterverkauf bestimmter 
Waren denkt, ist also der Grundsatz ausgesprochen: maßgebend ist 
für neue Ware der Einkaufspreis. Erhöht sich der Marktpreis der 
Ware, so ist trotzdem für die Inventarisierung der Anschaffungspreis 
zugrunde zu legen. Verliert dagegen die Ware an Verkäuflichkeit 

1) Keine Ausführungen über die Bewertung finden sich in folgenden Schriften: 
Philippe Bornier, Ordonnance de Louis XIV. sur le commerce. Nouv. Ed. Paris 
1757. — M. Nouveau commentaire sur les ordonnances des mois d^aoüt 1669 et 
mars 1673. Nouv. Ed. Paris 1761. — Fran9ois de ßoutaric, Explication de 
Tordonnance de Louis XIV. Toulouse 1743. 

2) Le parfait negociant livre I, Ghap. 28. 
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oder könnte man jetzt die Ware zu einem niedrigeren als dem früher 
gezahlten Preise erhalten, so muß die Bilanzbewertung entsprechend 
unter den Einkaufspreis hinuntergehen.^) 

Das allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten 
von 1794 enthält eine Reihe von Bilanzbewertungsvorschriften, aller- 
dings nicht unter den allgemeinen Bestimmungen über die Handels- 
bücher, sondern in dem Abschnitt über die Sozietätshandlungen. Die 
Bewertungsvorschriften haben folgenden Wortlaut (2. Teil, 8. Titel): 

§ 644. Sind in dem Eontrakte keine besonderen Abreden getroffen: so 
werden, bei Aufnahme des Inventars, die zum Handlungsvermögen gehörenden 
Yori^te an Materialien und Waren nur zu dem Preise, wofür sie angeschafft 
sind, und wenn der gangbare Wert zur Zeit der Inventur niedriger ist, nur zu 
diesem niedrigeren Preise angesetzt. 

§ 646. Von solchen Materialien und Waren, deren Wert durch das Liegen 
im Lager vermindert wird, ingleichen von den Gerätschaften, welche sich durch 
den Gebrauch abnutzen, muß außerdem noch ein verhältnismäßiger Abzug ge- 
macht werden.*) 

§ 646. Die ausstehenden Forderungen der Handlung, welche nicht bei- 
getrieben werden können, müssen ganz abgeschrieben; die zweifelhaftßn aber 
nur mit einem verhältnismäßigen Abzüge angesetzt werden. 

Hier ist also zunächst dasselbe bestimmt, was schon Savary for- 
derte: Die zum Verkaufe bestimmten Vorräte sind zum Anschaffungs- 
preise einzusetzen. Erhöht sich der Veräußerungsvrert, so wird die 
Werterhöhung nicht berücksichtigt, ist aber der Veräußerungswert 



1) Savary fährt dann noch fort: „Si c'est marchandise piquäe, de vieille 
fa9on, et qui soit tout ä fait hors de vente, il faut la diminuer considerable- 
ment de prix, Ton en doit user ainsi pour deux raisons: La premiere, parce que 
dans le temps qu'un Marchand fait son inventaire, il agit plus meurement, il 
entre dans les considerations et il prend plus facilement ses r^solutions, pour 
diminuer le prix de sa marchandise pour la donner au prix constant, ou ä perte, 
qu^il ne fait pas lors qu*il en fait la vente, oü il n'a pas, quelque fois le temps 
de däliberer, ni de faire reflexion sur les raisons qui doivent Tobliger de la 
doüner sans profit, ou ä perte; ainsi la resolution qu^il a prise une fois en fai- 
sant son inventaire de la donner ä un tel prix, il s'y tient ferme lors que 
Toccasion se presente de la vendre, si on ne luy en offre pas davantage que le 
piix port^ par son inventaire. 

La deuxi^me est qu'encore qu^il diminue le prix de sa marchandise sur 
flon inventaire, ce n*est pas ä dire pour cela qu'il la donne ä ce prix; mais il 
Ift peut vendre davantage pour y trouver un profit qui se trouvera plus consid^- 
rable Tannde suivante; ainsi il ne se trompe point et c'est proprement faire un 
ätat au vray de son bien, sur lequel Ton prend ses mesures, lors qu^il 8*agit de 
pourvoir ses enfants, et Ton se peut plus facilement regier sur le plus, ou sur 
le moins que Ton leur veut donner pour leur Etablissement.** 

2) Ähnlich heißt es schon im 17. Titel des 1. Teils in dem Abschnitt, der 
„Von Gemeinschaften, welche durch Vertrag eutstehen** überschrieben ist, in 
§ 243: „Bei Berechnung des Gewinnes und Verlustes muß auf die fortwährende, 
durch den Gebrauch entstehende Abnutzung und Verminderung des Werts der 
Werkzeuge, Gerätschaften und anderen Effekten, deren die Gesellschaft zum Be- 
triebe ihres Gewerbes sich bedient, Bücksicht genommen werden. '^ 

Passow, Bilaiuseii. 7 
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unter den Anschaffungspreis gesunken, so ist der niedere Yeräuße- 
rungswert maßgebend. 

Neu sind die Bestimmungen, daß von den durch den Grebrauch 
sich abnutzenden Gerätschaften und von Forderungen, die ganz oder 
teilweise uneinbringlich sind, entsprechende Abzüge gemacht werden 
müssen.^) 

Entsprechend der Anlage des allgemeinen Landrechts behandeln 
auch die älteren Lehrbücher des Handelsrechts die Bilanzbewertungsvor- 
schriften nur bei den Vorschriften über die Handelsgesellschaften, und die 
meisten begnügen sich damit, an dieser Stelle die Bestimmungen des 
Landrechts einfach abzudrucken.*) Eine Ausnahme macht Ferd. Fischer. 
Er führt bei der allgemeinen Darstellung der Handelsbücher aus^): 

,,Bei Anfhahme des Inventariums wird ein vorsichtiger Kaufmann diejenigen 
Vorschriften beachten, welche für die kau&ännische Sozietät vorgeschrieben 

sind. Nur eine anf einem solchen Inventarium begründete Bilance kann 

dem Kaufmann eine sichere Überzeugung darüber gewähren, ob sein Geschäft 
vorwärts oder rückwärts gegangen ist." 

Kßine Bewertungsvorschriften enthalten folgende bei der Ab- 
fassung des allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs berücksichtigte 
Gesetze und Entwürfe: Der Code de commerce von 1807, der spanische 
Codigo de comercio von 1829*), das holländische Wetboek van Koop- 
handel von 1838^), der Württembergische Entwurf von 1839^), der 
Nassauische Entwurf von 1842^, der Frankfurter Entwurf von 1849.*) 

1) Auch Jacques Savary fordert schon, daß die Forderungen (dettes actives) 
in drei Klassen eingeteilt werden. „La premiere sera compos^e des bonnes dettes 
et tr^s exigibles, desquelles il peut faire estat: la seconde de Celles qui seront 
douteuses, et la troisi^me, de celles qu^il croira dtre perdues, et dont il n'esti- 
mera pas en pouvoir recevoir aucune chose, et les additioner classe pour classe, 
afin de connaitre le montant en un clain-d'oeil.^ Savary fordert also zwar eine 
Gruppierung der Forderungen nach ihrer Einbringlichkeit, fuhrt im Inventar aber 
die vollen Beträge aller Forderungen auf. 

2) So z. B. Bender, Grundsätze des deutschen Handlungsrechts. Bd. 1. 
Darmstadt 1824. — C. H. L. Brinckmann, Lehrbuch des Handelsrechts. Heidel- 
berg 1853—60, S. 156. 

Andere erwähnen dies Problem überhaupt nicht, so Meno Pohls, Dar- 
stellung des gemeineu deutschen und des Hamburgischen Handelsrechts für 
Juristen und Kaufleute. 1. Bd. Hamburg 1828. 

3) Preußens kaufinännisches Recht. Breslau 1856. S. 127. 

4) Spanisches Handelsgesetzbuch. Nach der amtlichen Madrider Ausgabe 
übersetzt von F. C. Schumacher. Hamburg 1832. 

5) Holländisches Handelsgesetzbuch von 1838. Nach der amtlichen Aus- 
gabe übersetzt von F. C. Schumacher. Hamburg 1840. 

6) Entwurf eines Handelsgesetzbuches für das Königreich Württemberg mit 
Motiven. 2 Teile. Stuttgart 1839. 1840. 

7) Entwurf einer Handels- und Wechselordnung für das Herzogtum Nassau. 
Wiesbaden 1842. 

8) Entwurf eines allgemeinen Handelsgesetzbuchs für Deutschland. Von 
der durch das Beichsministerium der Justiz niedergesetzten Kommission. Frank- 
furt a. M. 1849. 
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Die Motive des württembergischen Entwurfs bemerken in dem 

Abschnitt über die offene Handelsgesellschaft^): 

„Das prenß. Landrecht a. a. 0. § 644 — 646 bestimmt noch: daß die Waien 
im Anschaffungspreise, oder wenn der jetzige Wert niedriger ist, in diesem zu 
berechnen, daß die Abnützung der Waren und Gerätschaften zu berücksichtigen, 
und die uneinbringlichen oder zweifelhaften Forderungen ganz oder teilweise in 
Abzug zu bringen seien. Dies versteht sich aber wohl yon selbst, und scheint 
jedenfalls nicht in das Gresetzbuch zu gehören. Es ist Sitte bei dem der Ab- 
nützung unterworfenen Einlagekapital, Fabriken, Gerätschafben usw. 10 Prozent 
jährlich abzuschreiben, und es sollten daher, wenn weniger abgeschrieben wird, 
die Grunde angefahrt werden, um Verdacht zu vermeiden. Für Gebäude, welche 
nicht Fabrikgebäude sind, gilt aber diese Regel nicht. Nur muß man sich bei 
diesen hüten, den wahren Wert dem Einlage- oder Bauaufwande zu substituieren.^^ 

Bezüglich der Aktiengesellschaften wird an anderer Stelle (zu 

Art. 264 des Entwurfs) bemerkt: 

„Besteht ein Teil des Gesellschaftsvermögens in Sachen, welche der Ab- 
nutzung unterworfen sind, Fabrikgebäuden, Gerätschaften, Maschinen usw.; so 
geschieht der Sache Genüge, wenn der gehörige jährliche Abzug deswegen ge- 
macht wird. Es kann den mit der Leitung der Gesellschaftsangelegenheiten 
Beauftragten nicht zum Vorwurf gemacht werden, wenn der wahrscheinliche 
Verkaufspreis niedriger stände, solange die Sache einen höheren Gebrauchswert 
für die Gesellschaft hat." *) 

Da« allgemeine deutsche HandelsgeBetzbuoh: Der pretißi- 
BOhe Entwurf. Die Nürnberger Kommission zur Beratung eines 
allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs legte ihren Verhandlungen 
einen von der preußischen Regierung ausgearbeiteten Entwurf zu- 
grunde^ mit dem wir uns hier zunächst beschäftigen müssen. Dieser 
preußische Entwurf ist in zwei Passungen veröffentlicht worden, die 
in bezug auf die Bilanzbewertungsvorschriften Abweichungen auf- 
weisen. Der erste 1856 publizierte Entwurf*) enthielt in offenbarer 
Anlehnung an das allgemeine Landrecht, aber als allgemeine Vor- 
schrift für alle Kaufleute folgende Bestimmung: 

§ 33. Bei Anfhahme des Inventars und der Bilanz werden die Waren nur zu 
dem Preise, für welchen sie angeschafft sind, und wenn der laufende Preis zur 
Zeit des Inventars niedriger ist, nur zu diesem niedrigeren Preise angesetzt. 

Von den Waren, deren Wert auf dem Lager vermindert wird, und von den 
Gerätschaften, welche sich durch den Gebrauch abnutzen, ist außerdem ein ver- 
hältnismäßiger Abzug zu machen. 

Die ausstehenden Forderungen, welche als verloren anzusehen sind, müssen 
ganz abgeschrieben, die zweifelhaften unter einem verhältnismäßigen Abzug an- 
gesetzt werden. 

Auch hier ist also wieder der Anschaffungspreis als prinzipiell 
maßgebend erklärt worden. 



1) Entwurf eines Handelsgesetzbuches für das Königreich Württemberg mit 
Motiven. II. Teil. Motive. Stuttgart 1840. S. 183 f. 

2) Ebenda S. 231. 

3) Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für die Preußischen Staaten. Ber- 
lin 1866. 

7* 
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Bei der Beratung des Entwurfs mit kaufmännisclien und juristi- 
schen Praktikern wurde die Frage der Bilanzbewertung mehrfach und 
yerhältnismäßig eingehend erörtert. Die Protokolle verzeichnen über 
die Beratung des § 33 das Folgende^): 

„Ein kaufmännisches Mitglied erinnerte hiergegen, daß das Gesetz keine 
allgemeine Instruktion über die Aufstellung einer Bilanz geben dürfe; es sei nur 
die Verpflichtung auszusprechen, daß bei Aufstellung der Bilanz die Aktiva, 
Waren und übrigen YermÖgensstücke nach ihrem wahren Werte angesetzt werden 
müssen. 

Man vereinigte sich dahin, den § 83 hier zu streichen und in der Lehre von 
den Handelsgesellschaften zu erwägen, ob derselbe dort, zur Sicherung dritter 
Personen gegen Bevorteilungen, aufgenommen werden soll/* 

Bei der Beratung der Handelsgesellschaften kam demgemäß diese 
Frage nochmals auf die Tagesordnung. Die Besprechung ergab fol- 
gendes sehr bemerkenswerte Resultat*): 

„Man war darüber einverstanden, daß [in bezug auf die Aufstellung der 
Bilanz] ein unterschied zwischen, den offenen Gesellschaften und den stillen und 
Aktiengesellschaften zu machen sei, indem bei den ersteren die Art der Auf- 
stellung der Bilanz und der Berechnung der jährlich auszuzahlenden Gewinn- 
anteile geringeres Interesse für die Gläubiger der Gesellschaft habe, da die 
einzelnen Gesellschafter denselben zugleich persönlich haften, während bei den 
stillen und den Aktiengesellschaften die an die nicht persönlich haftenden Ge- 
sellschafter auf Grund der Bilanz verteilten und ausgezahlten Gewinnanteile dem 
Angriffe der Gläubiger der Gesellschaft entzogen seien. In Erwägung dessen 
waren vier kaufmännische und drei rechtsverständige Mitglieder der Kommission 
der Meinung, daß es in Ansehung der offenen Gesellschaften keiner Bestimmung 
darüber bedürfe, nach welchen Grundsätzen bei Aufstellung der Bilanz zu ver- 
fahren ist. Vorausgesetzt wurde hierbei, daß die Bilanz jährlich gezogen und 
der Saldo übertragen werden muß. 

Eventuell wurden gegen das Alinea 1 des § 33 mehrfache Bedenken erhoben. 
Ein kaufmännisches Mitglied fährte aus, daß die Waren zu dem wirklichen Wert- 
preise, welchen dieselben zur Zeit der Aufstellung der Bilanz haben, anzusetzen 
seien, welcher Ansicht fünf andere kaufmännische und vier rechtsverständige 
Mitglieder beipflichteten; ein kau&nännisches Mitglied wollte die Rechnung über- 
all nur nach dem Ankaufspreise angelegt wissen. Für die unveränderte Beibe- 
haltung des Entwurfs erklärte sich nur ein rechtsverständiges Mitglied. 

Gegen Alinea 2 und 3 des § 33 wurde eventuell nichts erinnert." 

Bei der Beratung der „stillen Handelsgesellschaft auf Aktien" (so 
nannte der Entwurf die Kommanditgesellschaft auf Aktien), kam man 
wiederum auf die Bilanzbewertung zurück. Die Protokolle') ver- 
zeichnen dazu folgendes: 

„Den Bestimmungen des Entwurfs, [daß Dividenden und Zinsen nur aus 
dem Gewinn bezahlt werden dürfen] mit welchen man einverstanden war, sollen 
die bei der Beratung des § 33 vorbehaltenen Vorschriften über die Auf- 
stellung der Bilanz und die Berechnung des Gewinnes hinzugefügt werden. 



1) Protokolle über die Beratungen mit kaufmännischen Sachverständigen 
und praktischen Juristen, betreffend den Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für 
die Preußischen Staaten. Berlin 1856, S. 11. 

2) Ebenda S. 31. 3) a. a. 0. S. 44. 
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Man war einstimmig der Meinung, daß nur der bereits wirklich realisierte 
Gewinn zur Verteilung gebracht werden dürfe, und schloß sich dem Vorschlage 
eines kaufmännischen Mitgliedes an, nach welchem die Bilanz nach den im § 33 
aufgestellten Grundsätzen, wie solche bei der erwähnten Beratung angenommen 
worden, also namentlich unter Zugrundelegung des wirklichen Wertpreises der 
Waren, aufgemacht und von dem hierdurch ermittelten Gewinn der noch nicht 
realisierte Teil desselben in Abrechnung gebracht werden soll. Der Vorschlag 
wurde dahin formuliert: 

Der zur Verteilung kommende Jahresgewinn wird in der Art ermittelt, 
daß von dem Gewinn, welcher die nach § 33 (mit obiger Modifikation) auf- 
gemachte Bilanz ergibt, diejenigen Gewinnbeträge vorher in Abzug gebracht 
werden, welche sich in der Bilanz dadurch herausgestellt haben, daß der 
Tagespreis von vorhandenen noch nicht realisierten Waren zur Zeit der In- 
ventur höher war, als deren Einkaufspreis/^ 

Das Ergebnis der Sachverständigenkonferenz war also folgendes: 
Die Majorität der iSionferenz war der Meinung, daß Bewertungsvor- 
schriften nur für Kommanditgesellschaften auf Aktien und Aktien- 
gesellschaften nötig, für alle anderen Unternehmungen dagegen über- 
flüssig seien. Für die Bilanzen der Aktienkommandit- und Aktien- 
gesellschaften sollte der „wirkliche Wertpreis" maßgebend sein, für 
die Gewinnverteilung müsse aber von dem durch eine solche Bilanz 
ermittelten Reingewinn der noch nicht realisierte Gewinn abgezogen 
werden. Diese Vorschläge würden praktisch auf folgendes hinaus- 
gelaufen sein: die Aktienkommandit- und die Aktiengesellschaften 
hätten zwei Bilanzen aufzustellen gehabt. In der einen wären die 
Warenvorräte nach dem „wirklichen Wertpreise", in der andern nach 
dem Anschaffungspreise zu bewerten, und nur die letztere dürfte der 
Gewinnverteüung zugrunde gelegt werden. 

Welche Konsequenzen zog nun die preußische Regierung aus 
diesen Voten? 

Der 1857 publizierte neue Entwurf*) gab wiederum eine all- 
gemeine Bewertungsschrift. Sie hatte folgenden Wortlaut: 

Art. 31. Bei Aufnahme des Inventars und der Bilanz ist von den Waren, 
deren Wert auf dem Lager vermindert wird, und von den Gebäuden oder Ge- 
rätschaften, welche sich im Werte verringern oder durch den Gebrauch ab- 
nutzen, ein verhältnismäßiger Abzug zu machen. 

Die ausstehenden Forderungen, welche als verloren anzusehen sind, müssen 
ganz abgeschrieben, die zweifelhaften unter einem verhältnismäßigen Abzüge 
angesetzt werden. 

Eine besondere Bewertungsschrift für die Aktienkommandit- und 
die Aktiengesellschaften wurde nicht gegeben. 

Die dem zweiten Entwurf beigefügten Motive begnügten sich mit 
folgender kurzen Äußerung: 

1) Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für die Preußischen Staaten. Nebst 
Motiven. Zwei Teile. Berlin 1867. (Der bloße Entwurf ohne Vorbemerkungen 
und Motive ist auch abgedruckt bei J. Lutz, Protokolle der Kommission zur 
Beratung eines allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches. Würzburg 1858 ff. 
Beilagenband I, S. Iff.). 
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„Die im Art. 31 enthaltenen, im wesentlichen dem allg. Landrechte 
Th. II, Tit. 8, §§ 644 ff. nachgebildeten Vorschriften sind nicht bloß eine Anweisung 
für den Kaufmann über die beste Art der Errichtung eines Inventars und einer 
Bilanz; eine solche Instruktion würde nicht in ein Gesetzbuch gehören, sondern 
sie bezwecken hauptsächlich, im Interesse der Gläubiger darauf hinzuwirken, 
daß das aufgenommene Inventar der wahren Vermögenslage möglichst getreu 
entspricht ** 

Was mit der Änderung der zweiten Fassung gegen die erste 
eigentlich bezweckt werden sollte^ ist nicht ganz klar. Zwar ist die 
ausdrückliche Bestimmung, daß der Anschaffungspreis maßgebend sei 
— wohl infolge der Ton den Sachverständigen geäußerten Bedenken — 
in Wegfall gekommen, aber es ist kein anderes Prinzip an dessen 
Stelle gesetzt. So ergibt sich die merkwürdige Bestimmung, daß ge- 
wisse Summen in Abzug zu bringen sind, ohne daß gesagt wird, von 
welchem Betrage denn nun abgezogen werden soU. 

Die österreichischen Entwürfe. Neben dem preußischen 
Entwurf lagen der Kommisson noch zwei österreichische Entwürfe 
(der sog. revidierte und der sog. ministerielle) vor. Der revidierte 
Entwurf enthielt folgende Bestimmung: 

Bei Verfassung der Inventur und Ahschließung der Bilanz dürfen alle Waren 
und Handelsforderungen nur nach ihrem wirklichen Werte angeschlagen werden. 

Überdies ist jeder Handelsmann verpflichtet, jährlich ein von ihm zu unter- 
fertigendes vollständiges Verzeichnis aufzusetzen, aus welchem dessen ganzer 
Aktiv- und Passivstand in Hauptrubriken nach dem wahrscheinlichen Werte 
ersichtlich ist. *) 

Der ministerielle Entwurf enthielt in seinem § 54 den ersten Ab- 
satz der ebei] zitierten Bestimmung^ ließ den zweiten Absatz aber fort.^) 
Die Verhandlungen der Nürnberger Konferenz. Bei der 

ersten Lesung^), die, wie erwähnt, von dem preußischen Entwurf 
ausging, „verwies ein Mitglied darauf, daß man mit Aufstellung des 
Art. 31 über die Zwecke eines Handelsgesetzbuches hinaus in den 
Bereich der Instruktionserteilung sich verliere, was um so bedenklicher 
sei, als an manchen Orten bei verschiedenen Geschäften auch ver- 
schiedene Arten der Errichtung von Inventuren und Bilanzen beständen, 
andere bei dem Bankier, andere bei dem Reeder, und stellte deshalb 
den Antrag auf gänzliche Streichung des Art. 31. Man war aber der 
Ansicht, daß derselbe einen sehr schätzbaren Wegweiser enthalte, und 
wies deshalb diesen Antrag mit 11 gegen 3 Stimmen zurück. 

Mehr Anklang fanden die Ausstellungen, die über die Wort- 
fassung des Artikels gemacht wurden. Es wurde hervorgehoben, daß 
er zu Mißverständnissen Anlaß gebe, so könne man z. B. durch seine 
Fassung zu der Auffassung kommen, daß nur die durch Verderb der 

♦ 

1) Lutz, Beilagenband I, S. 79. 2) Ebenda S. 116. 

3) Über die Schwierigkeiten, die bei der Beratung zu überwinden waren, 
vgl. Rudolph von Delbrück, Lebenserinnerungen. Leipzig 1905. Bd. 2, S. 91 ff. 
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Waren, niclit auch die durch yeränderte Eonjunkturen veranlaßte 
Wertsminderung in Betracht kommen soUe; es wurde femer erwähnt, 
daß der Artikel nur auf die Werts Verringerung, nicht aber auf die 
Werts Vermehrung Rücksicht nehme, daß er endlich die an manchen 
Orten bestehenden Handelsgebräuche über Berechnung zweifelhafter 
Forderungen ganz außer acht lasse. Der Versammlung wurden des- 
halb folgende zwei neue Fassungen vorgeschlagen: 

1, „Bei Aufoahme des Inventars und der Bilanz sind alle Aktiva gewissen- 
haft nach ihrem wahren Werte abzuschätzen; namentlich sind Forderungen, 
welche als verloren anzunehmeD sind, ganz abzuschreiben, zweifelhafte For- 
derungen unter einem verhältnismäßigen Abzug aufzunehmen^*; oder 

„Bei Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind Waren, Schiffe, Ge- 
bäude und Gerätschafben gewissenhaft zu ihrem wahren Werte aufzunehmen. 

Die ausstehenden Forderungen, welche als verloren anzusehen sind, müssen 
ganz abgeschrieben, die zweifelhaften unter einem verhältnismäßigen Abzüge 
angesetzt werden.'^ 

2. „Sowohl bei der ursprüDglichen als bei jeder späteren Aufiiahme des 
Inventars und der Bilanz sind sämtliche Yermögensstücke und Forderungen nach 
demjenigen Werte anzusetzen, den sie zur Zeit der jeweiligen Auf- 
nahme haben. 

Uneinbringliche Forderungen sind daher ganz abzuschreiben, zweifelhafte 
Forderungen aber mit Rücksicht auf etwa bestehende Handelsgebräuche nach 
ihrem wahrscheinlichen Werte anzusetzen.^ 

Die Abstimmung ergab mit 11 gegen 3 Stimmen^ daß der Art. 31 
im Sinne dieser Anträge umzugestalten^ die genaue Formulierung aber 
vorerst dem Redaktionsausschusse anheimzugeben sei.^^^) 

Dieser wählte dann folgende Fassung: 

Art. 32. Bei der Aufnahme des Inventars und der Bilanz sind sämtliche 
Yermögensstücke und Forderungen nach dem Werte anzusetzen, welchen 
sie zur Zeit der Aufnahme haben. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte anzu- 
setzen, uneinbringliche Forderungen aber abzuschreiben.*) 

Die Beratung unserer Bestimmung bei der zweiten Lesung stand 
unter keinem günstigen Stern. Zu Beginn der Beratung der Vor- 
schriften über Handelsbücher wurde von einem Mitgliede bemerkt, 
,,daß es zwar bei manchen Bestimmungen über die Buchführung Be- 
denken habe, indessen für jetzt von Anträgen abstehe, da es an 
Zeit zu einer genügenden Information gefehlt habe, die Ver- 
sammlung auch des Beirats ihrer sachverständigen Mit- 
glieder entbehre". In ähnlichem Sinne sprachen sich noch 
mehrere Abgeordnete aus.^) 

Bei der Beratung wurde dann von dem Abgeordneten für Ham- 
burg der Antrag gestellt, die allgemeine Bestimmung über die Handels- 
bücher (den jetzigen § 38 HGB.) durch folgende Vorschrift zu er- 
setzen: „Jeder Kaufmann ist verpflichtet, ordentliche Bücher zu führen" 

1) Lutz, Bd. I, S. 47 f. 2) Lutz, Beilagenband I, S. 147. 

8) Lutz, Bd. m, S. 932. 
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and weiter wurde (vermutlich von demselben Abgeordneten) der An- 
trag gestellt^ die sämtlichen Vorschriften über die Bilanz zu streichen. 
Der Vertreter Hamburgs führte dann aus: 

„Ziemlich allgemein sei die Klage nnter den Sachverständigen und Eauf- 
leuten, welche so glücklich gewesen seien, den Entwurf zu Gesichte zu be- 
kommen, über die lästige Anhäufung von Details in diesem Titel und werde 
die Eliminierung dringend gewünscht. Wie die Buchführung einzurichten, ge- 
höre um so weniger in das Gesetz, als solche nicht nur, je nachdem die ein- 
fache oder doppelte Buchführung stattfindet, sondern auch in den yerschiedenen 
Geschäftsbranchen verschieden sei. Es sei vorauszusehen, daß, falls der Ent- 
wurf angenommen würde, doch die desfallsigen Bestimmungen nicht observiert 
werden könnten. Die Bestimmungen seien respektive unrichtig, unpraktisch^ 
vexatorisch, gefährlich. Es möchte auch gewagt sein, sich auf Anordnungen 
über Buchführung einzulassen.^^ ^) 

Zu dem Antrag auf Streichung der Bewertungsvorschrift des 
Art. 82 wurde dann noch speziell ausgeführt: Die Streichung emp- 
fehle sich; 

„da derselbe mehr in die Handelswissenschaft, in die Lehre von der Buch- 
führung als in ein Gesetzbuch gehöre, und namentlich der zweite Absatz un- 
durchführbar, und es nirgends gebräuchlich sei, Forderungen als uneinbringliche 
abzuschreiben, denn nicht selten gingen bereits verloren geglaubte Forderungen 
nach einer langen Reihe von Jahren ein^S') 

Der Antrag auf Streichung wurde aber mit 11 gegen 6 Stimmen 
abgelehnt. Immerhin wurde bei der Redaktion des Entwurfes der 
zweiten Lesung eine stilistische Veränderung vorgenommen. Die Be- 
stimmung, die im zweiten Entwurf als Art. 30 aufgeführt ist, erhielt 
folgende Fassung: 

Bei der Aufnahme des Inventars und der Bilanz sind sämtliche 
Vermögensstücke und Forderungen nach dem Werte anzusetzen, 
welcher ihnen zur Zeit der Aufnahme beizulegen ist. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte 
anzusetzen, uneinbringliche Forderungen aber abzuschreiben.^) 

Der Entwurf zweiter Lesung wurde veröflfentlicht und damit der 
allgemeinen Kritik unterworfen. In den daraufhin erschienenen lite- 
rarischen Äußerungen*) wird auf die Vorschriften über die Handels- 



1) Ganz ähnlich hatte sich schon früher Brinckmannin seiner Kritik des 
Entwurfes von 1849 ausgesprochen (Archiv für die zivilistische Praxis. 83. Bd. 
1850. S. 74 ff.) : ,,Man gebe also keine solche Yorschriffcen über Inhalt des 
Tagebuchs, über Inventarienbuch und Bilanz, wie der Entwurf enthält. Der 
Kaufmann wird am besten wissen, was ihm in seiner Geschäftsführung und 
Vermögensverwaltung nützt und zweckmäßig ist, und dieses wird im Falle seines 
Konkurses auch für seine Gläubiger ausreichen.** (Ebenda S. 90.) 

2) Lutz, Bd. III, S. 934. 

3) Lutz, Beilagenband I, S. 212. 

4) S. die Zusammenstellung bei Goldschmidt, Gutachten über den Ent- 
wurf eines deutschen Handelsgesetzbuchs. (Beilageheft zur Zeitschrift für das 
gesamte Handelsrecht, Bd. m. Erlangen 1860. S. 114 f.) 
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bücher (abgesehen von den Bestimmungen über Beweiskraft und Edi- 
tionspflicht) meist nicht eingegangen. Wo es docb geschieht, kommen 
die Autoren, soweit ich sehe, alle zu einer Ablehnung des Art. 30. 
So bezeichnete Goldschmidt *) den Art. 30 und eine Reihe anderer Be- 
stimmungen als überflüssig und zweckwidrig. „H^^ der Entwurf, gegen die 
erste preußische Vorlage, sehr zweckmäßig davon abgesehen, den Eaufleuten 
die Führung bestimmter Bücher vorzuschreiben, so darf man auch ohne jede 
Grefahr, und nur konsequent, diese weiteren, lediglich der handelswissenschaft- 
lichen Technik angehörigen Regulative beseitigen. Eine Anleitung zur 

zweckmäßigen Inventarisierung für den Kaufmann soll ein Gesetzbuch nicht ent- 
halten; dieser weiß am besten was ihm frommt, Leitfaden und Belehrung sind 
for ihn völlig nutzlos, zumal er solche niemals im Gesetzbuche sucht. '^ ^ 

Für die dritte Lesung wurden von drei Regierungen Abänderungs- 
anträge gestellt, die alle darauf hinausliefen, die Bewertungsvorschrift 
wieder zu beseitigen. * 

Hannover beantragte: Den Titel „von den Handelsbüchem^* mit Rück- 
sicht darauf, daß seine Bestimmungen teils unausführbar, teils für ein allge- 
meines Handelsgesetzbuch zu detailliert sind, nochmals zu überarbeiten, ins- 
besondere 

b) die Art. 29, 30 und 31 zu streichen und statt derselben folgenden Artikel 
aufzunehmen: 

Die Erlassung näherer Vorschriften über die Einrichtung und Führung 
der Handelsbücher, sowie über die Aufnahme des Inventars und der Bilanzen 
bleibt den Landesgesetzen vorbehalten. 

Hamburg beantragte: Diejenigen Artikel zu streichen, welche nur Vor- 
schriften über die Technik der Buchführung enthalten und dem Kaufmanne ver- 
schiedene Verpflichtungen ohne Androhung eines Rechtsnachteils auferlegen. 
(Unter den zu streichenden Bestimmungen wird Art. 30 ausdrücklich aufgeführt.) 

Eurh essen erklärte: Es dürfte einer nochmaligen Erwägung zu unter- 
ziehen sein, ob die Reglementarbestimmungen über die kaufmännische Buch- 
fohrung [inkl. Art. 30] nicht gänzlich zu beseitigen seien. (Lutz, IX, Anhang, 
S. 10 f.) 

Infolge des bei der dritten Lesung gewählten abgekürzten Ver- 
fahrens*) wurden jedoch der Art. 30 und die dazu gesteUten Anträge 
nicht mehr erörtert, was im Interesse der Klarheit der Bestimmung 
jedenfalls zu bedauern ist. 

So ist sie denn in der Fassung der zweiten Lesung unverändert 
in das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch (als Art. 31) über- 
nommen worden. 



1) Ebenda S. 28 f. 

2) Gr. Dietzel bezeichnet in seiner Kritik des Entwurfs die Vorschriften 
über Inyentare und Bilanzen als zweckmäßig, geht aber auf Einzelheiten nicht 
ein. (Archiv für deutsches Wechsehrecht und Handelsrecht, 7. Bd. Leipzig 1868. 
S. 278.) W. Endemann (Der Entwurf eines deutschen Handelsgesetzbuches. 
Erlangen 1868. S. 31 ff.) hält die sämtlichen Bestimmungen über Buchhaltung 
und Bilanzierung für überflüssig. 

3) Vgl. Lutz, Protokolle IX S. 4497. Thöl, Zur Geschichte des Entwurfes 
eines allgemeinen deutschen Handelsgesetzhuches. Göttingen 1861. Rudolph 
▼on Delbrück, Leben serinnerungen. Leipzig 1905. Bd. 2, S. 162 ff. 
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Die Neuredaktion des Handelsgesetzbuches von 1897. 

Als im Jahre 1897 die Neuredaktion des Handelsgesetzbuchs er- 
folgte, wurde die Bewertungsvorschrift nach zwei Richtungen hin 
geändert. Einerseits wurde bestimmt, daß für die Bewertimg nicht die 
Zeit der Inventar- und Bilanzaufnahme selbst, sondern der Zeitpunkt, 
für welchen die Aufnahme erfolgt, maßgebend sei. Andererseits 
sind auch die Schulden der Bewertungsvorschrift unterworfen. Die 
Denkschrift bemerkt dazu, daß unter umständen auch bei den Schulden, 
z. B. bei betagten unverzinslichen Verbindlichkeiten, bei bedingten 
Verpflichtungen, bei Prämienanleihen, bei Zahlungen, die in auslän- 
discher Währung zu erfolgen haben, eine Wertsberechnung notwendig 
sei.*) Eine weitere Neuerung war die Bestimmung des § 38 HGB., 
daß in den Büchern die Handelsgeschäfte und die Lage des Vermögens 
„nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung'^ er- 
sichtlich zu machen sei. 

Entscheidung der ersten Streitfrage. 

Nach dem, was über die Entstehung der allgemeinen Bewertungs- 
vorschrift ausgeführt wurde, ist die Beantwortung der ersten Streit- 
frage nicht mehr schwierig. Ohne weiteres geht zunächst aus der 
Entstehungsgeschichte hervor, daß die Aufnahme der Bewertungs- 
vorschrift keineswegs geschah, um den Geschäftsleuten allgemeine un- 
verbindliche Ratschläge zu geben, sondern daß ihnen eine feste Norm 
vorgeschrieben werden sollte. 

Aber auch die Frage, welcher Wert maßgebend sei, findet durch 
das Dargelegte ihre Beantwortimg. Wenn wir von der neuen Be- 
stimmung des § 38, die dem Kaufmann die Beachtung der „Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung^' zur Pflicht macht, zunächst einmal 
absehen, so kann es nach der Entstehungsgeschichte unseres Para- 
graphen keinem Zweifel unterliegen, daß der „wahre'', der objektive, 
der Verkaufswert gemeint sein sollte, ursprünglich hat der erste 
preußische Entwurf den Anschaffungspreis für maßgebend erklärt, aber 
im Laufe der Verhandlungen hat man dieses Prinzip fallen lassen und 
sich für den „wahren" Wert entschieden. 

Dieses Resultat stimmt auch mit den Motiven überein, die den 
Gesetzgeber zur Aufstellung der allgemeinen Bilanzvorschriften ver- 
anlaßt haben. Wie kommt denn das Gesetz dazu, jeden Unternehmer 
zur regelmäßigen Anfertigung von Bilanzen zu zwingen und ihm 
auch noch für die Bewertung 'bestimmte Vorschriften zu machen? 
Wenn man auf diese Frage eine Antwort geben will, so darf man 
dabei nicht von den besonderen Verhältnissen, die den Handels- 



1) Stenogr. Ber. des Reichstags, 9. Leg.-Per. IV. Sess. 1896/96. 6. Anlage- 
band, S. 3162. 
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gesellscilaften und speziell den Aktiengesellschaften eigentümlich sind, 
ausgehen. Das ist in der Literatur allerdings nicht genügend beachtet 
worden. Wie die ganze Behandlung des Bilanzwesens, so krankt auch 
die Behandlung dieses Punktes daran, daß die Autoren in erster Linie 
an die Verhältnisse der Aktiengesellschaften denken. Dieser Vorwurf 
kann auch der sonst sehr verdienstlichen Studie von Neukamp über 
,,Das Dogma von der Bilanz Wahrheit"^) nicht erspart bleiben. Er 
argumentiert vielfach mit Gesichtspunkten, die nur für Handelsgesell- 
schaften oder gar nur für Aktiengesellschaften zutreffen, übertragt 
aber dann das Resultat dieser Beweisführung unterschiedslos auf alle 
Unternehmungen. So darf man nicht vorgehen, unser Handels- 
gesetzbuch gibt im Gegensatz zum allgemeinen Landrecht Bewertungs- 
vorschriften nicht nur für gesellschaftliche, sondern für alle Unter- 
nehmungen, und es ist ganz zweifellos, daß bei Interpretation der 
aUgeroeinen Bestimmungen in erster Linie an die Einzelunternehmer 
zu denken ist, die ja auch den weitaus größten Prozentsatz aller 
Bilanzpflichtigen ausmachen. Aus welchem Grunde also, so muß 
man richtig fragen, fordert das Gesetz von jedem Einzeluntemehmer 
die Aufstellung von Bilanzen und weshalb gibt es ihm daffir be- 
stimmte Bewertungsvorschriften? SoU der Einzeluntemehmer zur 
Bilanzziehung gezwungen werden 

a) in seinem eigenen Interesse? oder 

b) im Interesse Dritter (der Gläubiger resp. der Behörde)? 

In der Literatur des Bilanzwesens wird allgemein und mit Recht 
ausgeführt, daß das eigene Interesse des Unternehmers, sich auf Grrund 
einer Bilanz Rechenschaft über den Stand seiner Vermögensverhältnisse 
zu geben, kein Anlaß gewesen sei, ihn gesetzlich zur regelmäßigen 
Bilanzziehung zu zwingen.^) Es ist ja nicht unmöglich, daß auch 
der Gedanke an die Nützlichkeit regelmäßiger Bilanzziehung für den 
Unternehmer selbst dem Gesetzgeber hier und da mit unterlaufen ist, 
aber entscheidend und ausschlaggebend ist von Anfang an die Rück- 
sicht auf die Gläubiger gewesen. So heißt es z. B. in den Motiven zu 
dem preußischen Entwurf des Handelsgesetzbuches: 

„Die Bestimmung, daß schon beim Beginne des Greschäfts ein Inventar auf- 
genonunmen werden müsse, ist wegen ihrer Zweckmäßigkeit aus dem spanischen 
Handelsgesetzbuche (Art. 36) übernommen worden. Außerdem erfordert es die 
Erhaltung der Yermögensübersicht, daß, wie dies nach dem Vorgang des fran- 
zösischen Rechts sämtliche neueren Gesetzbücher vorschreiben, alljährlich ein 
Inventar aufgenommen und die Bilanz gezogen wird. Diese Vorschrift erscheint 
namentlich im Interesse der Gläubiger, denen der Kaufmann im Falle der 
Zahlungseinstellung Rechenschaft über sein ganzes Vermögen abzulegen hat, 
durchaus notwendig."*) 

1) S. oben S. 96. 2) Z. ß. Rehm, Vorwort und S. 40. 

3) Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für die Preußischen Staaten. Nebst 
Motiven. 2 Teile. Berlin 1867. Teil 2, S. 21. 
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Welches Interesse aber haben die Gläubiger daran^ daß der Unter- 
nehmer regelmäßige Bilanzen aufstellt? Vor allem sollen sie (nnd^ 
wie wir hier gleich einfügen wollen, die Gerichte) im FaUe eines 
Konkurses des Unternehmers auf Grund der Bilanzen einen Überblick 
über die Vermögenslage des Schuldners gewinnen können. Für die 
Gerichte kommt dazu noch das weitere Interesse, daß sie durch die 
Bilanzen in die Lage versetzt werden, die Ursachen des Vermögens- 
verfaUs zu prüfen und festzustellen, ob strafbare Handlungen des in 
Eonkurs geratenen Unternehmers vorliegen und ob demgemäß eine 
Bestrafung desselben einzutreten hat. 

Dieser Gedanke, im Falle des Konkurses den Gläubigem und den 
Gerichten einen Einblick in die Vermögensverhältnisse des Unternehmers 
resp. in deren allmähliche Entwicklung zu gewähren, ist offenbar das 
bedeutsamste Motiv für den Gesetzgeber gewesen. Daraus erklärt es sich, 
daß eine Verfehlung gegen die gesetzlichen Bestimmungen nur dann be- 
straft wird, wenn es tatsächlich zum VermögensverfaU gekommen ist^), 
daraus erklären sich auch die weiteren Vorschriften, daß die Bilanz 
in Reichswährung aufzustellen ist, daß der Kaufmann die Bilanz zu 
unterzeichnen, sie 10 Jahre lang aufzuheben hat u. dgl. 

Ein anderer Gesichtspunkt ist; daß derjenige, der es unterläßt, 
regelmäßige Vermögensübersichten aufzustellen, keinen Überblick über 
seine Lage besitzt und infolgedessen seine Gläubiger dadurch schädigen 
kann, daß er seinen Konkurs zu spät anmeldet.*) Im Vordergrimde 
steht dieser Gedanke aber jedenfalls nicht.*) 

Jedenfalls also ergibt das Gesagte, daß man bei Aufstellung der 
Bilanzziehimgspflicht fast ausschließlich an die Interessen der Gläu- 
biger (und der Gerichte) gedacht hat. Von diesem Standpunkt aus 
kam man zu der Forderung, daß die Bilanz, um die vorgesehenen 
Zwecke zu erfüllen, den wahren, ungeschminkten Vermögensstand 
wiederzugeben habe, und das glaubte man am besten dadurch erreichen 

1) Vgl. oben S. 16 f. 

2) So sagt das allgemeine Landrecht 2. Teil, 20. Titel § 1468: „Ein Kauf- 
mann, welcher entweder gar keine ordentlichen Bücher fahrt oder die Balance 
seines Vermögens, wenigstens alljährlich einmal zu ziehen unterläßt, und sich 
dadurch in Unwissenheit über die Lage seiner Umstände erhält, wird bei aus- 
brechendem Zahlungsunvermögen als fahrlässiger Bankerutirer bestraft.'^ 

3) Es ist deshalb unrichtig, wenn Schmalenbach (Zeitschr. f. handelsw. 
Forschung, 2. Jahrgang, S. 284, 299 behauptet, die Bilanzziehung sei nicht des- 
halb vorgeschrieben, um im Konkursfalle eine Vermögensübersicht zu gewähren, 
sondern sie habe den Zweck, die Gefahr eines Vermögensverfalls zu verhindern. 
Gerade der erstere Gesichtspunkt ist, wie schon im Text bemerkt, der aus- 
schlaggebende gewesen. Andererseits ist es aber auch nicht zutreffend, wenn 
Wach (Vergleichende Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts. 
Besonderer Teil, 8. Bd. Berlin 1906, S. 66, 94, 95) sagt, daß das Unterlassen 
ordentlicher Buchführung und Bilanzziehung niemals einen Konkurs verursachen 
könne. 
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zu können^ daß man vorschrieb; alle Yermögensgegenstände und Schulden 
seien zu ihrem Marktwert einzusetzen, unser Resultat lautet also: 
Die allgemeine Bewertungsvorschrift des § 40 HGB. erklärt 
den Verkaufswert für maßgebend. Der Gesetzgeber hat sich 
offenbar die Sache so gedacht , daß bei der jährlichen Inventurauf- 
nahme die einzelnen Yermögensgegenstände nach ihrem Yerkaufswert 
abgeschätzt und daß auf Grund dieser Inventur eine der Wahrheit 
entsprechende Bilanz aufgestellt würde. 

Man hat nun eingewendet: Das allgemeine deutsche Handels- 
gesetzbuch hat in der Tat den Verkaufspreis vorgeschrieben, aber seit 
dem 1. Januar 1900 gilt jene Bestimmung nicht mehr, denn der § 38 
bestimmt ja jetzt, daß jeder Kaufmann in seinen Büchern die Lage 
seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung ersichtlich zu machen hat. Soweit also, folgert man 
daraus, das Zugrundelegen der Verkaufspreise nicht den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung entspreche, seien andere Bewertungs- 
grundsätze nicht nur erlaubt, sondern sogar vorgeschrieben. 

Bei näherer Prüfung dieses Arguments ergibt sich aber, daß auch 
diese neue Bestimmung des § 38 an unserem Resultat nichts ändert, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die Vorschrift des § 38 bezieht sich m. E. nur auf die 
Bücher für die laufenden Anschreibungen, die Handelsbücher im 
engeren Sinne, und zu ihnen gehört die Bilanz nicht. Es ist ja nach 
der ausdrücklichen Bestimmung des § 41 gar nicht nötig, daß die 
Bilanzen in den „Büchem^^ stehen, sie können jedesmal auf besonderen 
Blättern aufgestellt werden. § 43 stellt ausdrücklich „die sonst er- 
forderlichen Aufzeichnungen" den Handelsbüchem gegenüber, § 44 
unterscheidet direkt zwischen Handelsbüchem einer- und den Inven- 
taren und Bilanzen andererseits.^) 

2. Auch wenn man das nicht anerkennen wiU, auch dann ist die 
frühere Bewertungsvorschrift durch den neuen § 38 nicht modifiziert 
worden. Hätte man die Vorschrift des Verkaufspreises durch die 
Proklamierung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung besei- 
tigen wollen, dann hätte man den Abs. 2 des § 40 ganz streichen^) 



t) Allerdings trägt der Abschnitt des Handelsgesetzbuchs, der von all diesen 
Dingen handelt, die Überschrift; „Handelsbücher''. Diese Überschrift kann das 
im Text Gesagte aber keineswegs entkräften, denn sie ist offenbar unsachgemäß. 
Die empfangenen Greschäffcsbriefe z. B., die ebenfalls in diesem Abschnitt be- 
handelt werden, können doch sicherlich nicht als „Handelsbücher^ bezeichnet 
werden. (Vgl. auch S. 29 Anm. 1.) 

2) So wollte, wie wir wissen (vgl. oben S. 103), der Vertreter Hamburgs auf 
der Nürnberger Konferenz vorgehen. Er beantragte, einfach zu bestimmen: 
„Jeder Kaufmann ist verpflichtet, ordentliche Bücher zu führen^*, und dann alle 
Vonchnften über Bilanzen zu streichen. 
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oder ihn wenigstens anf die Festsetzung des maßgebenden Zeitpunktes 
reduzieren müssen. Wenn man annimmt^ daß jene Bestimmung: 

;^ei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämt- 
liche Vermögensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzu- 
setzeU; der ihnen in dem Zeitpunkte beizulegen ist; für welchen 
die Aufstellung stattfindet'^^ 
mehr enthält als den Satz: 

^^aßgebend für die Bewertung ist der Zeitpunkt; für welchen 
die Aufstellung stattfiindet''; 
dann muß mau, auch wenn man die Bilanz zu den Handelsbüchern 
rechnet; anerkennen; daß hier eine spezielle Bewertungsvorschrift für 
die Bilanz gegeben ist; die als lex specialis der allgemeinen Vorschrift 
des § 38 vorgehen würde. ^) Diese spezielle Vorschrift aber fordert, 
wie wir gesehen haben, den Verkaufspreis. 

3. Endlich hindert der § 261 uns an der Annahme, daß der § 40 
einfach den ordentlichen kaufmännischen Brauch als maßgebendes 
Bewertungsprinzip anerkenne. § 261; Abs. 3 läßt es bei Aktienge- 
sellschaften als Ausnahme von der Vorschrift des § 40 zU; daß 
Anlagen und sonstige Gegenstände; die dauernd zum Greschäftsbetrieb 
bestimmt sind, ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert (d. h. Ver- 
kaufswert) zu dem Anschaffungs- oder Herstellungspreis angesetzt 
werden; sofern ein der Abnutzung gleichkommender Betrag in Abzug 
gebracht wird. 

Es ist nun ganz sicher, daß daS; was hier speziell den Aktien- 
gesellschaften erlaubt wird, den Grundsätzen ordnungsmäßiger Ge- 
schäftsführung entspricht. Wenn man zugunsten dieses Brauchs bei 
den Aktiengesellschaften eine Spezialbestimmung einfügt und sie aus- 
drücklich als Ausnahme von der Regel des § 40 bezeichnet, so ergibt 
sich doch daraus, daß das Gesetz davon ausgeht, § 40 schreibe etwas 
anderes als diese Praxis vor, und in der Tat geht ja auch aus der 
bereits angeführten Stelle der Motive^) hervor, daß man im allgemeinen 
den Verkaufspreis als maßgebend erachtete. 

Hätte also durch die neue Fassung des § 38 die frühere Vor- 
schrift, daß der Verkaufspreis maßgebend sei, in Wegfall kommen 
sollen, so hätte bei der Neuredaktion des Handelsgesetzbuches auch 
§261; Nr. 3 gestrichen werden müssen. Daraus, daß das nicht ge- 
schehen ist, ergibt sich, daß die Regel des § 40 etwas anderes be- 
sagen muß als die Ausnahme des § 261. 

1) Mit Recht bemerkt daher die Redaktion von Neumanns Jahrbuch zu der 
S. 94 wiedergegebenen Äußerung von Fischer: „Daß die kaufmännische Sitte der 
lex scripta derogiere, kann natürlich ernstlich nicht behauptet werden, ist aber 
eine Kennzeichnung dafür, welche Verwirrung das betreffende Buehföhrungs- 
problem angerichtet hat.'^ 

2) S. oben S. 86. 
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Auch der Hinweis auf die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch- 
führung im § 38 ändert also nichts an dem Resultate^ daß das 
Handelsgesetzbuch den „wahren" den Verkaufswert als bei 
der Bilanzaufstellung maßgebend bezeichnet. 

Das ist, wie die Darlegungen des nächsten Kapitels ergeben 
werden, ein Prinzip, mit dem die Praxis nicht durchkommen kann 
und an das sie sich jedenfalls tatsächlich nicht bindet. Trotzdem 
kann die Aufgabe der juristischen Interpretation nur darin bestehen, 
den Sinn darzulegen, den der Gesetzgeber mit der fraglichen Vorschrift 
verbunden hat. Kommt man zu dem Resultat, daß das Gesetz etwas 
Unpraktisches und Unzweckmäßiges fordert, so mag man auf die Ab- 
änderung des Gesetzes hinwirken, an dem Gesetzeswort selbst soll man 
aber nicht herumdenteln. 

Entscheidung der zweiten Streitfrage. 

Nach dem Gesagten ist auch die Beantwortung der zweiten Frage, 
ob das Gesetz nur Über- oder auch Unterbewertungen der Aktiven 
verbiete, nicht mehr schwierig. Wenn die Absicht dahin geht, im 
Interesse Dritter eine richtige Übersicht über den objektiven Ver- 
mögensstand zu schajQTen, so kann es nicht erlaubt sein, daß einzelne 
oder alle Aktiva zu niedrig angegeben werden, denn auf diese Weise 
wird der gesetzgeberische Zweck vereitelt. Nach der Entstehungs- 
geschichte und nach dem Zweck der allgemeinen Bewertungsvorschrift 
müssen wir daher sagen, daß das Gesetz nach dieser Richtung Bilanz- 
wahrheit fordert, d. h. daß nicht nur Über- sondern auch ünter- 
bewertungen verboten sind. Ebenso sind nicht nur Unter- 
bewertungen, sondern auch Überbewertungen der Schulden verboten. 

Wie wir im nächsten Abschnitt sehen werden, hält sich die 
Praxis nicht an diese Interpretation, sondern macht insbesondere von 
der Unterbewertung von Aktiven weitgehenden Gebrauch, und die 
Rechtsprechung erklärt das in Übereinstimmung mit der herrschenden 
Meinung in der juristischen Literatur für zulässig. M. E. werden 
dabei die Entstehungsgeschichte des § 40 und die Motive, die zu 
dem Erlaß einer allgemeinen Bewertungsvorschrift geführt haben, 
nicht genügend gewürdigt. Geht man von ihnen aus, so muß man 
zu dem Resultat kommen, daß das Gesetz, soweit es nicht selbst wie 
bei den AktiengeseUschaften Ausnahmen macht, unter allen Umständen 
„Bilanzwahrheif* verlangt. 

Eine andere Frage ist es, ob eine der Vorschrift des § 40 ent- 
gegenstehende Vereinbarung, beispielsweise zwischen zwei GeseU- 
schaftem einer offenen Handelsgesellschaft, Gültigkeit hat oder nicht. 
Diese Frage ist zu bejahen.^) 

1) Reh XU, S. 66. 
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Besteht aber bei Gesellschaften eine solche Vereinbarung nicht, 
80 hat der einzelne Gesellschafter einen Anspruch darauf, daß die 
Bilanz den gesetzlichen Vorschriften gemäß aufgestellt wird, und er 
kann eine nach anderen Prinzipien aufgestellte Bilanz ev. im Klage- 
wege anfechten.^) 

Weiteres über die gesetzliche Bewertungsvorschrift. 

Dürfen in die Bilanz nur diejenigen Aktiven eingestellt 
wexrden, die einen selbständigen Veranßemngswert haben? 

Wenn der Verkaufswert nach dem Gesetze maßgebend sein soll, 
so muß man sich noch über folgende Frage Rechenschaft geben: Ist 
der Verkaufswert des Gesamtaktivums (ev. der einzelnen Teile des 
Aktivums, die einen gesonderten Betrieb darstellen oder ermöglichen) 
oder der Verkaufswert der einzelnen Teile der Anlage maßgebend? 
Es ist klar, daß sich, je nachdem man das eine oder das andere Prin- 
zip wählt, ganz verschiedene Resultate ergeben können. Wenn ein 
industrielles Unternehmen im ganzen (oder ein einzelner selbständiger 
Betrieb des Unternehmens) verkauft wird, so wird daför regelmäßig 
ein anderer Preis erzielt werden, als wenn die einzelnen Teile (Grund- 
stücke mit Gebäude, Maschinen, Rohmaterialien, Halbfabrikate, Fertig- 
fabrikate usw.) gesondert veräußert würden. Weiter gibt es gewisse 
Aktiva, wie z. B. Wert der Kundschaft, geschäftliches und technisches 
Renommee des Unternehmens, die für den Veräußerungspreis sehr 
maßgebend sind, wenn das Unternehmen als Ganzes veräußert wird, 
die aber von den übrigen Aktiven gesondert häufig keinen Ver- 
äußerungswert haben. Das Recht auf die Firma z. B., das vielleicht 
für sehr wertvoll gehalten wird, kann nach der Bestimmung des 
§ 23 HGB. gar nicht selbständig, sondern nur zusammen mit dem 
Handelsgeschäft, für das sie geführt wird, veräußert werden. 

Der Unterschied der beiden Bewertungsprinzipien mag an einem 
praktischen Beispiel dargelegt werden, in dem das Eammergericht 
und das Reichsgericht verschieden entschieden haben, ohne daß das 
Reichsgericht sich der prinzipiellen Abweichung seines Standpunktes 
von dem des Kammergerichts ganz bewußt war. 

Der Tatbestand war folgender^): 

Die 1871 gegründete Berliner Aktiengesellschaft für Papierfabrikation er- 
warb die Papierfabrik zu Alt-Bredland zum Preise von 360000 Talern und 
weiter ein Papiergeschäft zum Preise von 68 100 Talern. In dem letzteren Falle 
hatte der Vorbesitzer bei dem Verkauf eine Reihe persönlicher Verpflichtungen, 
wie Verzicht auf eigenen Konkurrenzbetrieb, eine bestimmte Ertragsgarantie für 
bestimmte Zeit und Übernahme der Leitung des Geschäfts noch für bestimmte 
Jahre übernommen. In beiden Fällen wurden die angekauften Unternehmungen 

1) Rehm, S. 64, 66ff. 

2) Vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. 19. S. 111 ff. 
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mit dem Eiwerbspreis (unter entsprechenden Abschreibungen für Abnutzungen) 
in den Bilanzen aufgeführt. Als die Gesellschaft später 1878 in Konkuxs geriet 
und die Gläubiger große Verluste erlitten, machte einer derselben ziyilrechtliche 
Ansprüche gegen ein Vorstandsmitglied geltend mit der Begründung, die beiden 
ebenerwähnten Geschäfte seien mit einem zu hohen Betrage in die Bilanz auf- 
genommen (infolgedessen seien fiktive Dividenden gezahlt und dadurch seien die 
Gläubiger geschädigt worden). 

Der Beklagte dagegen behauptete, die fraglichen Betriebe hätten wirklich 
den Wert gehabt, den die Bilanz angegeben hätte. Um zu beweisen, daß die 
Papierfabrik tatsächlich 360000 Taler wert gewesen sei, überreichte er eine im 
Jahre 1878 auf Veranlassung der Aktiengesellschaft aufgenommene Taxe, welche 
bei Ermittlung eines Ertragswertes der Fabrik auf Grund der Jahresproduktion 
an Papier im Jahre 1872 und der Durchschnittspreise derselben ^ der Kapitali- 
sierung dieses Wertes zu 67o f Zusammenrechnung des Ergebnisses mit dem 
Taxwerte der Gebäude und Maschinen und Halbierung dieses Gesamtbetrages 
zu einer Summe über 400000 Taler gelangt war, und berief sich auf Gutachten 
der Taxatoren unter Hinweis auf die aus den Büchern des Vorbesitzers sich er- 
gebende Höhe des Nettoertrages für 1870 dafür, daß der Wert des Betriebes 
zur Zeit des Erwerbes durch die Aktiengesellschaft mindestens 360000 Taler 
gewesen sei. 

Das Kammergericht entschied^ daß in beiden Fällen die Bilanz- 
ansätze den wahren Wert überstiegen. 

Bezüglich der Fabrik führte es u. a. aus: die Taxe sei deshalb nicht maß- 
gebend, weil sie willkürHch einen Ertragswert annehme, ein Ertragswert aber 
nicht in die Bilanz gehöre. Sehe man von dem Ertragswert ab und gehe von 
dem Gebäudesubstanz- und dem Maschinenwert aus, so komme man zu dem 
Ergebnis, daß der Wert der Fabrik nm 288 750 JC zu hoch gebucht worden sei. 

Den Bilanzansatz des Papiergeschäfts hielt das Eammergericht deswegen 
der wahren Sachlage nicht für entsprechend, weil die 68100 Taler keineswegs 
bloß den Erwerbspreis für das Geschäft darstellten, sondern nach dem Vertrage 
zugleich eine Entschädigung für Verpflichtungen bildeten, welche der Beklagte 
für seine Person übernommen hatte. 

Das Reichsgericht verwarf in beiden Fällen die Entscheidung des 
Kammergerichts nnd führte folgendes aus: 

Es sei unrichtig, dem Ertrage einer Fabrik prinzipiell eine Bedeutung für 
die Wertsfeststellung überhaupt zu versagen. „Damit ignoriert das Berufungs- 
gericht gerade das wesentlichste Element für eine Wertsermittlung, da man bei 
der Schätzung des Wertes im Betriebe befindlicher Anlagen der Wahrheit gerade 
dann am nächsten kommen dürfte, wenn man entsprechend einem mehrjährigen 
Ertrage unter Berücksichtigung des Einflusses dauernder oder bloß vorübergehender 

Verhältnisse einen Wert kalkuliert. Es handelt sich um die Bewertung 

eines Etablissements für die Aktiengesellschaft, welches sie als im Betriebe be- 
reits beflndlich gekauft hat, und für welches die Eventualität erwogen wird, daß 
es zu einem höheren Betrage als dem Kaufpreis habe in die Bilanzen eingestellt 
werden können. WiU man hier die ganz entscheidende Bedeutung des bisheri- 
gen durchschnittUchen Ertrages leugnen, so setzt man sich mit der täglichen 
Lebenserfahrung in Widerspruch, welche zeigt, daß bei den Eaufverhandlungen 
der Nachweis des bisherigen Ertrages seitens des Verkäufers behufs der Preis- 
bemessung eine maßgebende Grundlage bildet. Ofl'enbar bildet die im Betriebe 
einer Anlage errungene tatsächliche Herrschaft, vermöge deren ein bestimmtes 
Absatzgebiet, ein Kundenkreis gewonnen ist, ein wirtschaftliches Gut. Sind die 
Verhältnisse, auf denen diese Herrschaft beruht, übertragbar und der gleichen 

Pasaow, Bilanzen. 8 
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Fortbetätigung bei dritten fähig, so liegt für die Bewertung eine aUgemeine — 
für einen größeren Kreis geltende — Nutzbarkeit Tor, so daß der Satz, es könne 
for den Wertansatz in der Bilanz nicht der individuelle Wert entscheiden (vgl. 
Entsch. des ßOHG.'s, Bd. 12, S. 18ff.), der wesentlichen Berücksichti- 
gung des während einer Dauer erzielten Ertrages nicht entgegensteht.'* 

Bezüglich des Papiergeschäfts bemerkt das Reichsgericht: die von dem 
Vorbesitzer übernommenen Verpflichtungen „nämlich Abstehen von jedem Kon- 
kurrenzbetriebe für zwanzig Jahre, Übernahme der Leitung des Geschäftes noch 
für fünf Jahre und eine Reingewinngarantie von jährlich 25 000 Tlr. für dasselbe 
auf fünf Jahre, sind Gewährungen von erheblichem wirtschaftlichem Werte, und 
sie charakterisieren und qualifizieren gerade das in dieser übertragenen Papier- 
handlung enthaltene wirtschaftliche Gut. Sie müssen daher auch zu einem ent- 
sprechenden Wertausdrucke in der Bilanz gelangen. Ob dies untex dem Konto 
der Papierhandlung selbst oder unter daneben aufgestellten spezialisierten Konten 
geschieht, erscheint für die Frage der Wahrheit der Bilanz in bezug auf eine 
auf Grund derselben erfolgte Dividendenzahlung unerheblich/^ 

Das Kammergericht vertrat also den Standpunkt, daß der Ver- 
äußerungswert jedes einzelnen Aktivums festzustellen und daß diese 
Werte dann einfach zu addieren seien. Infolgedessen sollten diejeni- 
gen Rechte und tatsächlichen Verhältnisse, die abgesondert von den 
anderen Aktiven einen speziellen Veräußerungswert nicht besitzen, 
unberücksichtigt bleiben. Das Reichsgericht dagegen ging von dem 
Gesamtveräußerungswert eines größeren Komplexes von Aktiven aus, 
berücksichtigte infolgedessen auch diejenigen Rechte und tatsächlichen 
Verhältnisse, die für sich besonders nicht veräußert werden konnten, 
die aber zusammen mit anderen Aktiven einen höheren Gesamtwert 
ergaben, als wenn die Aktiva, bei denen eine gesonderte Veräußerung 
möglich war, je für sich bewertet würden.^) 

Welche Auffassung ist die richtige? Das Gesetz gibt darauf eine 
klare Autwort, denn § 39 HGB. sagt: „Jeder Kaufmann hat — — 
seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines 
baren Geldes und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu 
verzeichnen, dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände 
anzugeben und einen das Verhältnis des Vermögens und der Schulden 
darstellenden Abschluß zu machen/' Das Inventar soU also die ein- 
zelnen Vermögensgegenstände aufzeichnen und bewerten, und auf diese» 
Inventar soU sich die Bilanz aufbauen.^) 

1) Später hat das Reichsgericht in einem ähnlichen Falle entschieden: ,,Es 
ist unrichtig, daß in einer Bilanz die Erträge des Geschäfts zu berücksichtigea 
seieo. Nicht der Wert des Geschäfts, bemessen nach seinen Ertragsergebnissen^ 
hat in der Bilanz zur Darstellung zu kommen, sondern die einzelnen reellen 
Vermögensgegenstände nach ihren Werten. Diese einzelnen Vermögens- 
gegenstände können aber gar nicht nach ihren Erträgen geschätzt werden; denn 
die einzelnen Gegenstände als solche geben keinen Ertrag/^ C^gl- die in den 
Beiträgen zur Erläuterung des Deutschen Rechts, Bd. 44, 1900, S. löSff. ab- 
gedruckte Entscheidung.) 

2) In Übereinstimmung mit diesem Wortlaut des Gresetzes hat das Reichs- 
oberhandelsgericht (Bd. 12, S. 17) denn auch einmal ausgeführt: „Alle ein- 
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Daraus ergibt sich also^ daß nach der Bestimmung des Gesetzes 
nur diejenigen Aktiva in die Bilanz eingesetzt werden dürfen, die einen 
selbständigen Veräußerungswert haben. ^) 

Auch das wird, wie wir sehen werden, von der Praxis nicht be- 
folgt, und man kann der Ansicht sein, daß eine solche Vorschrift sehr 
unzweckmäßig ist, aber das ändert nichts daran, daß sie sich aus dem 
Gesetze ergibt. 

Bildet der Erwerbspreis die Höchstgrenze der Bewertung? 
Im Anschluß daran sei gleich noch die Frage aufgeworfen, ob neben 
der Vorschrift, daß alle Vermögensstücke zu ihrem Verkaufswert 
einzusetzen sind, die weitere Vorschrift besteht, daß die dafür auf- 
gewendeten Kosten die Maximalgrenze bei der Bewertung darstellen 
müssen, ob also beispielsweise ein für 100 000 JL gekauftes Haus bei 
entsprechender Wertsteigerung für 150000 Jt angesetzt werden darf 
oder ob 100000 Jt unter allen Umständen den Höchstsatz der Be- 
wertung für die Bilanz darstellen müssen. Diese Frage beantwortet 
sich nach unseren Dj^rlögungen eigentlich von selbst, aber da in der 
Literatur über diesen Punkt bisweilen falsche Angaben gemacht werden*), 
sei doch ausdrücklich hervorgehoben, daß eine solche Vorschrift, 
die den Erwerbspreis irgendwie als maßgebend erklärt, nicht 
existiert. Das ergibt sich auch aus der Bestimmung des § 261, der als 
Ausnahme von der allgemeinen Regel für die Vermögensgegenstände der 
Aktiengesellschaft den Erwerbspreis als Höchstgrenze festsetzt.^) 

zelneu Aktiv- und Passivposten, aus welchen sich das Vermögen zu- 
sammensetzt, sind zu dem gegenwärtigen Werte in die ßilanz einzustellen.'^ 

1) Vgl. dazu auch Pisko, S. 80. 

2) Simon hebt S. 299 hervor, daß nach der Erklärung der Nürnberger Kom- 
mission bei der Bewertung auch Werterhöhungen berücksichtigt werden könnten, 
und betont S. 834 ausdrücklich, daß der Erwerbspreis nicht die Maximalgrenze 
bei der Bewertung darstelle. Dagegen sagt er S. 309 ohne jede nähere Begründung, 
daß, „wenn A für die Fabrik 100 000 JC gezahlt hat, sein Geschäftsnachfolger B 
sie aber für 60000«/^ erwirbt, der letztere dieselbe nicht mit 100000 «i^ einsetzen 
darf [!], trotzdem A dies durfte^^ 

Fischer behauptet I, S. 49, daß ein Gegenstand niemals höher als für den 
AnschafPongspreis zu Buch stehen kann. Ebenda S. 51 sagt er, daß, wenn durch 
das Anbringen einer neuen Vorrichtung an einem schon früher besessenen Apparate 
dessen Nutzbarkeit in einem ganz erheblichen Maße gesteigert werde, buchmäßig 
dem betreffenden Apparatekonto immer nur derjenige Betrag zugeschrieben werden 
könne, der for die Beschaffung der Vorrichtung ausgegeben worden sei. Fischer 
will damit offenbar nicht behaupten, daß ein höherer Ansatz rechtlich verboten 
sei, sondern er meint, daß ein höherer Ansatz buchführungstechnisch nicht möglich 
sei. Das ist falsch. Wenn man die HöherbewertUDg für zweckmäßig hielte (was 
allerdings regelmäßig nicht der Fall ist; bei Aktiengesellschaften ist sie verboten) 
ließe sie sich im Rahmen der doppelten Buchführung genau so leicht durchführen 
wie jede Wertherabsetzung. 

3) Übrigens bezeichnet auch die Begründung des Gesetzentwurfs betr. die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (Sten. Ber. des Reichstags, 8. Leg.-Per., 
I. SesB. 1890/91, Anlagebd. 6, S. 3749) die Vorschrift des Aktienrechts, wonach 

8* 
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Auf der Nürnberger Konferenz wurde, wie wir sahen, ja auch ausdrücklich 
hervorgehoben, daß nicht nur die Wertverringerungen, sondern auch 
die Werterhöhungen berücksichtigt werden sollten.^) So bemerkt denn 
auch z. B. Lehmann*) richtig: „daß der Wert höher, als der An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis ist, kann zumal bei markt- und börsen- 
gängigen Objekten sehr wohl berücksichtigt werden". 

Nachdem wir konstatiert haben, daß eine allgemeine Bestimmung, 
die den Erwerbspreis bei der Bilanzbewertung als Höchstgrenze sta- 
tuiert, nicht besteht, sei noch die Frage aufgeworfen, ob vielleicht 
speziell für Patent- und ähnliche Rechte und rein tatsächliche Ver- 
hältnisse eine derartige Beschränkung existiert, wonach deren Ein- 
stellung in die Bilanz dann ganz unterbleiben müßte, wenn Aufwendungen 
dafür überhaupt nicht gemacht sind. 

Bildet für die Ansetzung dieser Yermögensstücke der Betrag 
der zu ihrer Erlangung aufgewendeten Kosten eine Maximalgrenze 
oder wäre es zulässig, daß in der Bilanz ein wertvolles Patent 
mit einem höheren Betrage als dem Kaufpreise angesetzt oder eine 
vom Geschäftsinhaber selbst gemachte Erfindung entsprechend bewertet 
wird, trotzdem sie gar keine Kosten verursacht hat? In der Literatur 
wird fast einstimmig behauptet, daß der Betrag der gemachten Auf- 
wendungen unter allen Umständen die Höchstgrenze der Bewertung 
bilden müsse, daß also ein wirtschaftliches Gut dieser Art, trotzdem 
es großen Wert habe, doch nicht in der Bilanz berücksichtigt werden 
dürfe, wenn seine Erwerbung keine Kosten verursacht habe. Nirgends 
wird aber eine irgendwie zureichende Begründung für diese Behauptung 
gegeben. 

Simon verweist S. 168 auf die doppelte Buchhaltung und sagt: 

„Nach der doppelten Buchführang kann kein Posten in die Bacher kommen, 
welcher nicht eine Gegenleistung in einem anderen Posten aufweist. Sowohl 
Rechte als auch rein wirtschaftliche Güter können demgemäß nur dann in den 
Büchern hervortreten, wenn besondere Aufwendimgen dagegen gemacht sind.*' 

Diese Ausführungen sind in doppelter Hinsicht unrichtig. Es ist 
nach den Grundsätzen der doppelten Buchhaltung ebensogut möglich^ 
den Wert unter dem Erwerbspreis als über ihm anzusetzen, ebensogut 
möglich, ein unentgeltlich erworbenes Gut in die Bilanz aufzunehmen 
als ein entgeltlich erworbenes Gut, das durch Feuer zerstört wird, daraus 
zu streichen. Aus dem Prinzip doppelter Buchhaltimg ergibt sich also 
keinerlei Begründung für Simons Absicht. Auch wenn aber die Auf- 
nahme eines unentgeltlich erworbenen Gutes in die doppelte Buch- 
haltung nicht möglich wäre, wäre das rechtlich völlig gleichgültig, 



alle Aktiva höchstens mit dem Anschaffungs- oder Herstellungspreis in die Bilanz 
eingesetzt werden dürfen, als ,,singulär'^ und lehnt ihre Ausdehnung auf die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung ab. 
1) Oben S. 103. 2) Lehrbuch S. 136. 
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zumal ja niemand behauptet, daß alle zur Bilanzziehung Verpflichteten 
die doppelte Buchführung anzuwenden haben. Es ist Simon also jeden- 
falls nicht gelungen, das Vorhandensein eines solchen Verbots zu be- 
gründen. 

Rehm betont sehr richtig, daß Simons Hinweis auf die Prinzipien 
der doppelten Buchführung hinfällig sei'), aber auch er ist der An- 
sicht, daß für gewisse Rechte und die rein tatsächlichen Verhältnisse 
der Betrag der dafür gemachten Aufwendungen die Bewertungshöchst- 
grenze darstellten. Er sucht das durch folgende Äußerungen zu be- 
gründen^): 

„Der wirtschaftliche Wert der Kundschaft, des Eenommees, des Geschäfts- 
geheimnisses , eines ausgearbeiteten Projektes zeigt sich in dem vermehrten Ab- 
satz, der Wert eines Patentes in Gleichem oder in einer Einsparung von Betriebs- 
ausgaben. Dasselbe gilt von Kredit und anderem. Bilanzmäßig kommt dies alles 
aber darin zum Ausdruck, daß der Kaufmann infolge des vermehrten Absatzes 
ein größeres Warenlager und mehr Bargeld und Effekten oder Wechsel- und 
andere Forderungen besitzt. Infolge der Einsparung an Geschäftsunkosten gehen 
andererseits weniger Werte aus seinem Vermögen hinaus. M. a. W.: Der Wert 
aller dieser Güter, des Patent- oder Firmenrechtes, der Kundschaft, des Kredits 
und ähnlicher Dinge tut sich schon in anderen, in der Bilanz enthaltenen Aktiven 
kund. Wollte man sie selbst noch mit einem besonderen Ansatz ins Aktivum 
einsetzen, so würde eine Doppelbewertung derselben stattfinden, und eine solche 
ist durch § 40 des HGB. verboten." 

Zu dieser Regel wird dann folgende Einschränkung gemacht: 

„Die genannten Yermögensgegenstände sind dann bilanz fähig, wenn für 
ihren Erwerb oder ihre Herstellung Aufwendungen gemacht wurden. Denn 
dann haben diese Gegenstände einen selbständigen, nicht schon in anderen Yer- 
mögensgegenständen mit dargestellten, sondern von deren Wert abgesonderten 
und wohl unterscheidbaren Wert. Verursachte eine Erfindung einen Versuchs- 
aufwand von 60000 oder wurde die Erfindung für diesen Preis käuflich erworben, 
so darf ein Patentkonto mit 60000 als Aktivum in der Bilanz erscheinen. Nur 
die ohne allen Aufwand von Geldwerten erworbenen immateriellen Güter, die 
selbstgewählte Firma, das selbsterworbene Renommee des Geschäftes, die ohne 
alle Experimentierkosten erfundene Fabrikationsmethode ^ die selbst entdeckten 
Bezugs- und Absatzquellen dürfen nicht als besondere Aktiva in die Bilanz Auf- 
nahme finden.*' 

Diese Argumentation ist unverständlich. Wie kann denn eine Er- 
findung, die der Geschäftsinhaber ohne Aufwendung von Kosten macht, 
im Moment der Vollendung dieser Erfindung zugleich auch in den übrigen 
Aktiven enthalten sein? Und weshalb ist ein ihm daraufhin erteiltes 
Patentrecht kein von dem Wert der anderen Aktiven abgesonderter 
Wert? Wodurch wird ein Patentrecht, wenn Versuchskosten für 
die Erfindung aufgewandt sind, plötzlich zu einem von den übrigen 
Aktiven abgesonderter Wert? 

Trotz der fast einstimmigen Anerkennung dieses Prinzips müssen 
wir deshalb bei dem Resultat verbleiben, daß es keine für alle ünter- 



1) S. 190. 2) S. 183 f. 
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nehmungen geltende Vorschrift gibt, die für sämtliche oder für be- 
stimmte Yermögensgegensi^nde den Erwerbspreis als Höchstgrenze 
der Bewertung festsetzt. Vielmehr verlangt §40 des HGB., daß aUe 
Vermögensgegenstände ohne Rücksicht auf ihren Erwerbspreis mit 
ihrem Veräußerungswert in die Bilanz eingesetzt werden. 



Siebentes Kapitel. 

Die Bilanzbewertung in der Praxis. 

Allgemeines. Man könnte denken^ daß, nachdem die Gesetz- 
gebung bestimmte Vorschriften für die Bewertung aufgestellt hat, die 
Praxis sich durchweg danach richte, und daß deshalb über die Praxis 
der Bilanzbewertung nicht mehr viel zu sagen sei. Gerade das Gegen- 
teil ist richtig. Aus sehr beachtenswerten Gründen legt die 
Praxis der Bewertung ein ganz anderes Prinzip zugrunde 
als der § 40 HGB. Wir müssen uns deshalb noch eingehend mit 
diesem Punkte beschäftigen, da, wie schon hervorgehoben, die Be- 
wertungsfrage ein Kernproblem des ganzen Bilanzwesens büdet. 

Bevor wir auf die Einzelheiten eingehen, sei ganz allgemein be- 
merkt, daß für die Praxis der Bilanzbewertung wohl gewisse allge- 
meine Grundprinzipien bestehen, daß aber von einer völlig gleich- 
mäßigen Handhabung keine Rede sein kann. Blicken wir in 
das praktische Leben hinein, so finden wir vielmehr, daß die Methoden 
der Bilanzbewertung außerordentlich verschieden sind und gegenein- 
ander große Abweichungen aufweisen. Die Hauptgründe dafür liegen 
in folgendem: 

Das Gesetz hat bei Erlaß der allgemeinen Bilanzvorschriffcen 
vorzugsweise im Interesse dritter an eine möglichst genaue Darstellung 
des Vermögensstandes gedacht, die Praxis betrachtet die Bilanzen 
dagegen in erster Linie unter dem Gesichtspunkte der Er- 
folgsermittlung. ^) Gewiß ist auch in der Praxis in manchen Fällen 
die Feststellung der absoluten Höhe des Vermögens und des Rein- 
vermögens von ausschlaggebender Bedeutung, aber in den meisten 
Fällen ist es den Beteiligten doch noch wichtiger, die in der letzten 
Bilanzperiode eingetretenen Reinvermögens änderungen, d. h. den 
Gewinn oder Verlust zu berechnen. Daraus erklären sich schon manche 
Verschiedenheiten bei der Bewertung. Manchmal steht also das Interesse 
an der Ermittlung des Reinvermögens, meist aber das Interesse an der 
Erfolgsberechnung im Vordergrund. 

1) Es sei nochmals daiauf aufmerksam gemacht, daß wir hier nur die sog. 
ordentlichen Bilanzen im Auge haben. 
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Auch da, wo die Rücksicht auf die Gewinnermittlung die Be- 
wertung beeinflußt, haben nun keineswegs alle Unternehmungen gleich- 
mäßig ein Interesse daran, die Gewinnermittlung ganz exakt und 
nach den gleichen Gbnindsätzen vorzunehmen. An die Höhe des 
ermittelten Gewinnes knüpfen sich nämlich je nach den 
individuellen Verhältnissen des Unternehmens ganz ver- 
schiedene materielle Konsequenzen, und die Erfahrung lehrt, 
daß gerade mit Bücksicht auf diese Konsequenzen bei der ErfolgSr 
berechnung bald so, bald so vorgegangen wird. 

Welche verschiedenen Gesichtspunkte hier in Frage kommen 
können, mögen folgende Beispiele zeigen. Ein Unternehmer hat mit 
Rücksicht auf die Besteuerung oder mit Rücksicht auf die einem An- 
gestellten zugesicherte Beteiligung am Reingewinn ein Interesse daran, 
diesen möglichst gering erscheinen zu lassen, zumal wenn der An- 
gestellte etwa ausscheidet und deshalb zum letztenmal eine Beteili- 
gung erhält. Ein anderer Unternehmer, der auf Grund seiner Bilanz 
größere Kredite zu erlangen oder sein Geschäft zu verkaufen oder 
einen Sozius aufzunehmen wünscht, hat im Gegenteil das Interesse, 
sein Unternehmen als möglicht blühend darzustellen, möglichst hohe 
Gewinne zu ermitteln. Ist bei einer offenen Handelsgesellschaft ver- 
einbart, daß beim Ausscheiden eines Gesellschafters die anderen das 
Geschäft weiterführen können und den Ausscheidenden (oder seine 
Erben) dann auf Grund einer normalen Betriebsbilanz abzufinden 
haben, so hat der Ausscheidende oder sein Rechtsnachfolger ein großes 
Interesse daran, daß in dieser Bilanz die Aktiven möglichst hoch, 
die Schulden möglichst niedrig erscheinen, während das Interesse der 
übrigen Gesellschafter nach der entgegengesetzten Richtung geht. Bei 
Gesellschaften, die den größten Teil des Gewinnes jedes Jahr an die 
Gesellschafter ausschütten, wünschen manche von diesen im Interesse 
einer recht hohen Dividende imd eines hohen Marktwertes ihrer An- 
teile eine recht günstige Bilanzaufstellung, während die Verwaltung 
vielfach das Bestreben zeigt, bestimmte Beträge von der Gewinnver- 
teilung auszuschließen und zu diesem Zwecke die Bilanz weniger 
günstig aufzustellen. In anderen Fällen wieder wollen die Direktoren 
möglichst hohe Gewinne ausweisen mit Rücksicht auf ihre Tantieme, 
oder weil die Gesellschaft demnächst Aktien oder Obligationen aus- 
geben wiU, oder weil Verhandlungen wegen Abschluß einer Interessen- 
gemeinschaft oder einer Fusion schweben. Noch anders liegen die 
FäUe, wenn Staat oder Kommune das Recht haben, das Unternehmen 
zu einem bestimmten Termin zu übernehmen, und wenn dabei fest- 
gesetzt ist, daß der Ubemahmepreis auf Grund der letzten Bilanz- 
werte oder auf Grund des in den letzten Jahren erzielten Reingewinnes 
berechnet werden soU. Bei solcher Sachlage hat die Unternehmung 
natürlich ein großes Interesse daran, daß die Bilanz in der kritischen 
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Zeit recht günstig aussieht. Das entgegengesetzte Interesse besteht 
ey. dann, wenn dem Staat oder der Stadt an dem über einen gewissen 
Satz hinausgehenden Reingewinn ein bestimmter Anteil zuteil wird. 
Diese Beispiele zeigen, daß in der Praxis bei der Bewertung der 
einzelnen Bilanzposten sehr verschieden geartete Rücksichten in Betracht 
kommen können, und die Erfahrung lehrt, daß demgemäß auch tat- 
sächlich sehr verschieden vorgegangen wird. Die dabei am häufigsteik 
angewendeten Methoden sollen in Folgendem dargestellt werden. 

Das Grundprinzip für die Bewertung der Aktiven. 

SEaßgebend ist regelmäßig nicht der Terftußeruugswert. 

Wir haben dargelegt, daß das Gesetz vorschreibt, aUe^ Aktiven mit 
ihrem Veräußerungswert in die Bilanz einzusetzen. Prüfen wir nun. 
die in der Praxis herrschenden Bewertungsgrundsätze, so sehen wir, 
daß jedenfalls meist bei den zum dauernden Gebrauch bestimmten 
Gegenständen und regelmäßig auch bei den Gegenständen des Be- 
triebsvermögens ganz anders verfahren wird. Woran liegt das? Der 
Hauptgrund besteht darin, daß eine Ansetzung der Aktiven mit ihrem 
Veräußerungswert äußerst schwierig, sachlich sehr unzweck- 
mäßig und oft ganz unmöglich ist. 

Die Ansetzung sämtlicher Aktiven mit dem Veräußerungswerta 
ließe sich aUenfaUs dort durchführen, wo ein erhebliches Anlagekapital 
nicht erforderlich ist, wo alle Gegenstände binnen kurzer Zeit auch 
tatsächlich veräußert werden soUen, also etwa da, wo die Aktiven im 
wesentlichen in einem Warenlager bestehen. Sie führt aber zu un- 
endlichen Schwierigkeiten da, wo ein großer Teil der Aktiven auf 
das Anlagekapital entfäUt, also z. B. bei industriellen Unternehmungen, 
noch mehr bei Eisenbahnuntemehmungen. Fabrikgebäude, Fabrik- 
grundstücke, Maschinen, insbesondere Spezialmaschinen, die nur in 
wenigen Fabriken gebraucht werden, Patentrechte, Eisenbahnanlagen, 
Bahnhöfe u. dgl. mehr sind keine Objekte, die einen Marktpreis haben. 
Ihre Abschätzung begegnet daher den allergrößten Schwierigkeiten 
und Kosten und ist vor aUem in sehr großem Umfange subjektiver 
WiUkür des Taxators unterworfen. 

Selbst wenn sich aber eine regelmäßige, jährlich wiederkehrende 
Abschätzung aUer zum Anlagekapital gehörenden Aktiven ermöglichen 
ließe, würde sie für praktische Zwecke doch wenig brauchbar sein. 
Nehmen wir einmal an, daß ein Unternehmen für seinen Geschäfts- 
betrieb ausgedehnte Terrains gebraucht. Was würde die Folge sein, 
wenn der Verkaufswert dieser Terrains aUjährlich abgeschätzt und in 
die Bilanz eingestellt würde? Je nach dem Gange der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung und der speziellen Entwicklung des be- 
betreffenden Ortes würde der Verkaufspreis bald höher, bald niedriger 
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sein als im Vorjahre^ und es könnte sich dabei um ganz enorme 
Differenzen handeln. Angenommen nun, daß der Betrag der übrigen 
Aktiven und der Schulden der gleiche bleibt, so würde sich lediglich 
infolge der durch Schätzung ermittelten Preisbewegung der Grund- 
stücke bald eine Minderung, bald eine Mehrung des Reinvermögens^ 
d. h. ein Verlust oder ein Gewinn ergeben. In Zeiten hoher Grund- 
stückspreise würde die Bilanz des Unternehmens ganz unabhängig 
von dem eigentlichen Geschäftsbetrieb einen Gewinn, in Zeiten 
niedriger Preise einen Verlust ausweisen, obwohl niemals daran gedacht 
wurde, die Terrains zu verkaufen, obgleich sie während der ganzen 
Dauer gleichmäßig für die Zwecke des Unternehmens benutzt wurden^ 
und obgleich gar nicht davon die Rede sein kann, daß ein solcher 
Gewinn oder ein Verlust tatsächlich realisiert worden ist. Mit 
solchen Ertragsberechnungen ist der Praxis aber nicht gedient. Sie 
wiU regelmäßig nicht wissen, welche Preise bei einer Veräußerung 
ihrer zum dauernden Gebrauch bestimmten Anlagen hätten erzielt 
werden können, sondern ihr liegt viel mehr daran, zu erfahren, welche 
Gewinne und Verluste infolge des Geschäftsbetriebes tatsächlich 
erzielt worden sind. 

Ganz ähnlich liegt die Sache aber auch bei den zum Verkauf 
bestimmten Gegenständen. Würde man hier die Warenvorräte immer 
^n dem Veräußerungswert des Bilanztages einsetzen, so würde die 
Bilanz ebenfalls Gewinne und Verluste aufweisen, die noch gar nicht 
realisiert sind und die, wenn die Preise zwischen dem Bilanztage und 
dem Tage des wirklichen Verkaufes sich wieder ändern, auch niemals 
in der bilanzmäßigen Höhe realisiert werden. 

Die Ansetzung aUer Vermögensgegenstände mit dem Veräußerungs- 
wert würde überdies z. B. bei industriellen Unternehmungen zur Folge 
haben, daß in den meisten PäUen sofort bei der Begründung eine 
enorme Unterbilanz entstände. Bei den meisten Gegenständen, die 
zum dauernden Gebrauch bestimmt sind, insbesondere den Gebäuden 
und Maschinen, ist der Verkaufswert viel geringer als der Erwerbs- 
preis. Wendet jemand 2000000 JL auf, um für eine bestimmte 
Fabrikation die nötigen Gebäude und Maschinenanlagen herzustellen^ 
so wird er im Moment der Fertigstellung diese Anlagen fast immer 
nur zu einem viel geringeren Preise wieder veräußern können, und 
der Verlust wird um so größer sein, je mehr die Anlagen dem 
speziellen Anwendungszwecke angepaßt sind. Fast in allen FäUen 
würde also der Erwerb solcher Anlagen bilanzmäßig schon einen 
großen Verlust bedeuten, bevor noch die Fabrikation überhaupt auf- 
genommen ist. Mit solcher Berechnungsweise kann aber der Praktiker 
wiederum nichts anfangen. Er will eine solche Anlage nicht wieder 
veräußern, sondern er wiR sie dauernd gebrauchen, Er geht nicht 
von der Annahme aus, daß die Investierung von Kapital in solchen 
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Anlagen einen sofort eintretenden Verlust bedeutet^ sondern er hofffc 
im Gegenteil; durch di^ Investierung einen höheren Gewinn als sonst 
zu machen. Infolgedessen ist die Ansetzung mit dem Veräußerungs- 
preis mindestens für die zum dauernden Gebrauch bestimmten Gegen- 
stände^ solange das Unternehmen in Betrieb ist^ praktisch ganz in- 
diskutabel.^) 

Die Ansetzung aller Aktiven zum Veräußerungswerte ist endlich 
in vielen Fällen deshalb unmöglich, weil die Aktiven alle oder zum 
Teil gar nicht veräußerlich sind. Man denke beispielsweise an Eisen- 
bahnunternehmungen. Bei ihnen ist derjenige, der die Konzession 
erhalten hat^ regelmäßig gar nicht in der Lage, ohne Zustimmung des 
Staates die eigentliche Eisenbahnanlage zu veräußern^ und andererseits 
hat er sogar die Betriebspflicht; er muß selber die Bahn nach Maß- 
gabe der gesetzlichen und der Eonzessionsbedingungen betreiben. In 
solchen Fällen kann man von einem Veräußerungswert der Aktiven wohl 
kaum sprechen und ihn deshalb auch nicht in die Bilanz einsetzen. 

Maßgebend ist regelm&ßig der Erwerbspreis. Nachdem 
wir gesehen haben, daß der Veräußerungswert nicht zugrunde gelegt 
wird, kommen wir zu der positiven Feststellung, daß in der Praxis 
regelmäßig gar nicht irgendwelche geschätzten Werte, sondern daß 
als Wert der Aktiven die tatsächlich aufgewandten Kosten, 
die Erwerbspreise, die Selbstkosten in die Bilanz eingesetzt 
werden, und daß dabei keinerlei prinzipieller Unterschied 
zwischen den Gegenständen des Anlage- und des Betriebs- 
vermögens gemacht wird. Selbstverständlich erscheinen die einer 
Abnutzung unterworfenen Gegenstände, z. B. Maschinen, nicht von Jahr 
zu Jahr immer wieder mit ihrem Erwerbspreise, es wird vielmehr der 
Abnutzung durch die später zu besprechenden Abschreibungen Rech- 
nung getragen, und ebenso werden andere Entwertungen berücksichtigt, 
aber abgesehen von der Entwertung werden die Aktiven regelmäßig 
mit dem Anschaffungspreis in die Bilanz eingesetzt. Wie erklärt sich 
dieser Brauch und was hat er für eine Bedeutung? Die Gründe 
liegen in dem vorhin Gesagten. Nicht buchhaltungstechnische 
Einzelheiten haben zu diesem grundlegenden Bilanzprinzip 

1) Schnapper- Arndt, der in seiner Abhandlung „Zur Theorie und Gre- 
schichte der Privatwirtschaftestatistik^^ der Bewertungsfrage einige, leider sehr 
kurze Bemerkungen widmet, weist auf die ünzweckmäßigkeit, den Yeräußernngs- 
wert schlechthin als maßgebend anzusehen, ganz hübsch mit folgendem Beispiel hin: 

Zwei Frauen möchten gerne eine bestimmte Art von Leibwäsche besitzen. 
Frau Amalie hat sie sich für 100 iM gekauft, Frau Karoline dagegen hat erst 
60 JC für diesen Zweck erspart und denkt: „Wenn ich nur auch schon so weit 
wäre". Legt man nun den Yeräußerungswert zugrunde, so sind Frau Earoline 
die 60 JC mit dem vollen Betrage einzusetzen, Frau Amaliens Wäsche jedoch, 
um welche Frau Earoline sie beneidet, vielleicht nur mit 40 JC Es erscheint 
dann also diejenige, die tatsächlich besser daran ist, rechnungsmäßig als ärmer. 
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geführt, sondern die sachliche Erwägung, daß der Ge- 
schäftsmann Gewinne erst dann in der Bilanz erscheinen 
lassen will, wenn sie realisiert sind. Das wird am ein- 
fachsten eben dadurch bewirkt, daß aUe Aktiven — vorbehaltlich 
einer Berücksichtigang der Entwertung — mit dem Einkaufspreis be- 
wertet werden und daß erst, wenn sie etwa tatsächlich veräußert 
werden, der Verkaufserlös an ihre SteRe tritt. Ist beispielsweise ein 
Grundstück für 100000 JL erworben worden, steigt der Wert dieses 
Grundstücks jährlich um 10000 JC und wird es nach zehn Jahren 
für 200000 JL wieder verkauft, so wird das Grundstück doch 10 Jahre 
lang immer wieder mit 100000 Jt bewertet; die eingetretene Wert- 
erhöhung von jährlich 10000 JL tritt also zunächst in der Bilanz nicht 
in die Erscheinung, weil sie noch nicht realisiert ist. In dem Moment 
dagegen, wo das Grundstück für das Doppelte des Erwerbspreises ver- 
äußert worden ist, wo an die SteRe des Grundstückes ein Kassen- 
bestand oder eine Forderung von 200000 JL tritt, in diesem Moment 
ist die Werterhöhung realisiert, und nun erscheint auch die ganze 
Werterhöhung der zehn Jahre mit einem Male in der Bilanz. 

Resümierend können wir das in der Praxis für die Bewertung 
der Aktiven geltende Prinzip (das aber, wie gesagt, nur die Regel 
bildet, nicht etwa ausnahmslos angewandt wird) so formulieren: 

Als Wert der Aktiva wird in der Bilanz zunächst der 
Erwerbspreis eingesetzt. Eintretende Werterhöhungen 
bleiben unberücksichtigt, bei eintretender Entwertung da- 
gegen werden entsprechende Abschreibungen vorgenommen. 

Teilweise Anerkennung dieses Prinzips durch die Oesetz- 
gebung. Denjenigen juristischen SchriftsteRern, die die Bilanz- 
gebarung der Aktiengesellschaften beobachteten — die Bilanzen an- 
derer Unternehmungen, die ganz die gleichen Tatsachen aufgewiesen 
hätten, kamen ihnen weniger vor Augen — , blieb es auf die Dauer 
nicht verborgen, daß das Prinzip des gemeinen Wertes keineswegs 
diese BilanzaufsteRungen beherrschte, daß im Gegenteü die GeseR- 
Schäften regelmäßig den Erwerbspreis für ihre Anlagen einsetzten. 

Hugo Keyßner, der bereits früher angedeutet hatte^), daß bei 
AktiengeseRschaften — nach seiner Meinimg mißbräuchlich — sehr 
häufig Aktiva fortdauernd zum Erwerbspreise figurierten, daß oft 
HersteRungskosten mit hergesteRtem Wert verwechselt würden, 
fahrte 1875*) aus, daß die BUanzen der EisenbahngeseRschaften nicht 
den Veräußerungswert der Aktiva, sondern deren Kostenpreis in die 
Bilanz einzusetzen pflegten, und daß die Bilanz deshalb keinen Wert 
habe. „Eine große Zahl der Aktivposten sind im Wertansatz lediglich 

1) Die Aktiengesellschaften und die Kommanditgesellschaften auf Aktien 
unter dem Reichsgesetz vom 11. Juni 1870. Berlin 1873, S. 241. 

2) In Buschs Archiv, Bd. 32, S. 133 ff. 
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ans einer Rechnungsoperation entnommen^ ohne auch nur einen An- 
spruch darauf zu machen^ daß ein solcher Preis erzielt werden könnte. 
Solche Betrachtung führt dahin, daß mit ruhiger XJberlegung gesagt 
werden darf: Die Bilanzen der Eisenbahngesellschaften beruhen auf 
Fiktionen, auf Rechnungswerten/' Die Bilanzen dieser Gesellschaften 
seien „wertlose Rechnungskünsteleien", es würden darin zur not- 
wendigen Formerfüllung Zahlenübungen gemacht. Keyßner erkennt 
dann an, daß für das wichtigste Vermögensstück, den Bahnkörper, sich 
ein Yeräußerungswert überhaupt nicht feststellen lasse, und daß man 
deshalb für Eisenbahn- und ähnliche Gesellschaften die Forderung 
nach einer die Vermögenslage darsteUenden Bilanz fallen lassen müsse. 
Bei der Vernehmung von Sachverständigen durch die Spezial- 
kommission zur Untersuchung des Eisenbahnkonzessionswesens (1873) 
wurde mehrfach hervorgehoben, daß in der Bilanz der Aktiengesell- 
schaften, speziell bei den Eisenbahnen die Grundstücke, Gebäude usw. 
regelmäßig nicht mit ihrem Veräußerungswert angesetzt würden, und daß 
eine solche Bewertung auch sehr unerfreuliche Konsequenzen haben würde. 

So führte der Präsident Gnenther aus^): „[Die Eisenbahngesellschaften] 
bringen bei der Bilanz die Vergrößerung ihres Yermögens nicht mit in Rechnung, 
welche etwa dadurch sich ergibt, daß der Wert des Grund und Bodens, wie der 
Wert der Gebäude sich erhöht haben, und ebenso auf der anderen Seite den 
etwa entstandenen Verlust, wenn der Grund und Boden in der Gegend, in welcher 
die Eisenbahn sich befindet, im Werte gesunken ist, oder wenn sich die Bau- 
kosten vermindert haben und die baulichen Anlagen dadurch weniger wertvoll 
geworden sind. Einen solchen Verlust deckt die Gesellschaft nicht aus den Ein- 
nahmen. Es ist also, wie mir scheint, klar, daß die Grundsätze, welche bei 
Aufstellung der Bilanz für Eisenbahngesellschaften zur Anwendung kommen 
müssen, anders festzustellen sind als für Bank-, Versicherungs- und ähnliche 
Gesellschaften.^^ 

Ihm trat der Eisenbahndirektor Geheimer Rat Koch^) bei. Er betonte aber, 
daß hier nicht eine Besonderheit der Eisenbahnen vorliege, sondern daß bei 
allen anderen Gesellschaften, die Grundstücke, Gebäude und sonstige 
Anlagen besäßen, das gleiche Problem bestehe. ,Jch stimme mit dem 

Schlußsatze vollständig überein. Ich glaube, das Handeilsgesetzbuch bezieht 

sich hauptsächlich auf Handelsgesellschaften, Bankgesellschaften, überhaupt auf 
Gesellschaften, die ein kleines Aktivvermögen in Immobilien besitzen. Für die- 
jenigen Gesellschafben, die ein großes Aktivvermögen in Gebäuden und liegenden 
Gründen besitzen, müssen andere Bestimmungen für die Aufstellung der Büanz 
gegeben werden. Das möchte aber nicht bloß für Eisenbahngesellschaften, sondern 
für jede große industrielle Gesellschaft gelten. D'arin liegt ein großer Teil 
des Schwindels, daß viele industrielle Gesellschaften den Wert ihrer 
Vermögensobjekte in jedem Jahre anders abschätzen und danach die 
Dividende verteilen. Das ist kein solider Grundsatz." 

In einer späteren Sitzung führte auch Bamberger ^) aus: „Meiner Ansicht 

nach ist die ganze Bestimmung ausgegangen von der Vorstellung solcher 

Geschäfte, die einen Stock haben, der immer sofort in Geld berechnet werden 

1) Anlagen zu den Stenographischen Berichten über die Verhandlungen des 
Hauses der Abgeordneten während der ersten Session der 12. Legislaturperiode 
1873/74, ;i Bd., S. 1786. 2) Ebenda S. 1811. 
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kann: Warengeschäfte, Bankgeschäfte n. dgl. m., wo wirklich auf der einen Seite 
dem Debet, welches Aktienkapital und Schulden repräsentiert, auf der andern 
Seite etwas als Aktivurn gegenübersteht, was sich umrechnen läßt mit bekannten 
Zahlen, Preisen und barem Gelde. Sobald man aber solche inkommen- 
surable Objekte hat wie Eisenbahnen, Bergwerke, Immobiliengesell- 
schaften, die bald 507o mehr, bald soviel weniger wert sein können, 
da ist es nicht möglich, auf dieser Basis eine vernünftige Bilanz zu 
machen/^ 

Auch von anderen, so von v. Strombeck^), Löwenfeld^), wurde 
bemerkt, daß die Eisenbahngesellschaften und verwandten ünter- 
nehnoLungen die Anlageobjekte nicht zum Veräußerungswert (wie das 
nach ihrer Meinung das Handelsgesetzbuch vorschrieb), sondern ganz 
regelmäßig zu ihrem Herstellungs-, resp. Erwerbspreis in' die Bilanz 
einstellten und daß dies mit Genehmigung der Regierung geschehe. 

In demselben Sinne führte Wilhelm Oechelhäuser aus*^): 

„[Der Grundsatz, daß alle Vermögensstücke und Forderungen nach dem 
Veräußerungswert anzusetzen sind], ist nicht einmal für Private und 
Handelsgesellschaften, er ist lediglich für Aufstellung von Inven- 
turen behufs Liquidationen oder Auflösungen brauchbar. Für Aktien- 
gesellschaften ist er absolut unmöglich, tind ist deshalb auch stets ein toter 
Buchstabe geblieben, oder sogar zur Deckung von Schwindelbilanzen, z. B. bei 
den unsolidesten Baugesellschaften, benutzt worden. Man denke sich einmal die 
Verwirrung, wenn jedes Jahr, ab ovo, die Immobiliar- und Mobiliarwerte eines 
Unternehmens dem Lotteriespiel einer Taxation unterworfen werden, und hier- 
nach Gewinn oder Verlust des Geschäftsbetriebs einer Aktiengesellschaft ermittelt, 
der Gewinn aber bar verteilt werden sollte!" 

Dieser Erkenntnis trug dann endlich auch die Gesetzgebung 
Rechnung; allerdings nur bei den Aktiengesellschaften ^); und zwar 
durch die AktiennoveUe von 1884. In den Art. 185a wurde folgende 
Bestimmung aufgenommen^): 

„Anlagen und sonstige Gegenstände, welche nicht zur Weiter- 
veräußerung, vielmehr dauernd zum Geschäftsbetriebe der Gesell- 
schaft bestimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf einen geringeren 
Wert zu dem Anschaffungs- oder Herstellungspreise angesetzt 
werden, sofern ein der Abnutzung gleichkommender Betrag in Abzug 
gebracht oder ein derselben entsprechender Erneuerungsfonds in An- 
satz gebracht wird." 

Die Begründung des Entwurfs*) bemerkte dazu: 

„Eine weitere Ausnahme von der zn 1 aufgestellten Regel [Ansatz zum 
gemeinen Wert] läßt der Entwurf in betreff der Anlagen und sonstigen Gegen- 

1) Buschs Archiv Bd. 37, 1878, S. Iff. 2) S. 414 ff. 

3) Die Nachteile des Aktienwesens. Berlin 1878. S. 79. 

4) und Kommanditgesellschaften auf Aktien, doch mögen diese der Kürze 
halber weggelassen werden. 

5) Jetzt § 261, Nr. 3. Die gegenwärtige Fassung weist gegenüber der 
^Hiheren nur ganz geringfügige stilistische Änderungen auf. 

6) Sten- Ber. des Reichstags, V. Leg. Per., IV. Sess., 1884, Bd. 3, S. 304. 
bi der Kommission und im Plenum wurde die Bestimmung debattelos genehmigt. 
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stände zu, welche nicht zur Weiterveränßerung, sondern dauernd zum Geschäfts- 
betriebe der Gesellschaft bestimmt sind. Gegenstände dieser Art, deren Besitz 
zur Erreichung des GeseUschaftszwecks für die Gesellschaft meist unentbehrlich 
ist und die deshalb bei ihrem Abgänge durch neue gleicher Art ersetzt werden 
müssen, treten yollständig an Stelle des darin festgelegten Betrages des Grund- 
kapitals. Wäre die Gesellschaft genötigt, in den Jahresbilanzen auch für diese 
Gegenstände, deren Yerkaufswert je nach dem Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage erheblichen Preisschwankungen unterliegen kann, ohne daß sich ihr 
Nutzungswert zu ändern braucht, den zeitigen Yerkaufswert zum Ansätze zu 
bringen, so würde sich vielfach eine völlig unrichtige Gewinnverteilung ergeben; 
denn es würde bei gesteigertem Preise das als Dividende verteilt werden, was 
bei richtiger Auffassung der Sachlage, namentlich aber bei sinkendem Preise, 
sich als unzulässige Verwendung des Grundkapitals ergibt. In anderen Fällen, 
z. B. bei Eisenbahnen, haben gewisse Anlagen als solche überhaupt keinen Ver- 
kehrs- oder Veräußerungswert, und der gemeine Wert, welchen etwa die einzelnen 
Teile haben, aus denen die Anlage sich zusammensetzt, bietet für die Wert- 
schätzung der letzteren durchaus keinen Maßstab; es müßten daher für sie völlig 
willkürliche, jeder festen Grundlage entbehrende Wertzahlen in die Bilanz ein- 
gerückt werden. 

Der Natur solcher, gleichsam einen eisernen Bestand bildenden Anlagen 
und Gegenstände entspricht es^ ohne Bücksicht auf deren zurzeit vielleicht nied- 
rigeren Wert, die für ihre Anschaffung oder Herstellung von der Gesellschaft 
aufgewendeten Beträge der Berechnung zugrunde zu legen, zumal dieselben 
meist von vornherein im Gesellschafksvertrage oder durch späteren Beschluß der 
Generalversammlung genau festgestellt sind und das wahre Sachverhältnis des- 
halb denjenigen, welche mit der Gesellschaft Verträge eingehen^ nicht wohl un- 
bekannt sein kann, eine Täuschung des Publikums daher kaum möglich ist. 

Soll indessen ein solcher Ansatz nicht zu Unrichtigkeiten führen, so muß 
derselbe der stetigen Abnutzung der Gegenstände durch den Gebrauch und der 
dadurch herbeigeführten Wertverringerung, sowie der durch ihre Erhaltung im 
tauglichen Zustande entstehenden Kosten Rechnung tragen, sei es durch Ab- 
schreibung eines der Abnutzung gleichkommenden Betrages von dem Anschaffongs- 
oder Herstellungspreise oder durch Bildung eines der Instandhaltung oder Er- 
neuerung entsprechenden, als Passivum zum Ansatz zu bringenden Emeuerungsfonds. 
Unter dieser Maßgabe gestattet daher der Entwurf, in Anlehnung an eine bei 
Eisenbahngesellschafken schon bisher, selbst mit Genehmigung der staatlichen 
Aufsichtsbehörden, dauernd geübte, von der Doktrin und Rechtsprechung^) ge- 
billigte Praxis, den Aktiengesellschaften Anlagen und sonstige Gegenstände der 
gedachten Art zu dem Anschaffungs- oder Herstellungspreise anzusetzen, ohne 
diesen Ansatz indes vorzuschreiben. Wird hiernach von dieser Befugnis kein 
Gebrauch gemacht, so tritt auch für solche Gegenstände die oben erörterte Regel 
[gemeiner Wert] in Kraft." 

Bei der Schaffung des Gesetzes betr. die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung wurde eine analoge Bestimmung auch für diese 
Unternehmungen aufgenommen.^) 

J) Die Begründung bezieht sich hier auf das schon erwähnte (S. 86, Anm. 3) 
Urteil des Reichsoberhandelsgerichts vom 9. Sept. 1879. Das ist aber nicht ganz 
zutreffend, denn, wie schon dargelegt, sagt das Reichsoberhandelsgericht nicht, 
daß der Herstellungspreis als solcher zulässig sei, sondern es versucht nur nach- 
zuweisen, daß in bestimmten Fällen der Herstellungspreis mit dem gemeinen 
Wert identisch sei. 

2) § 42, Nr. 1 des Gesetzes betr. die G. m. b. H. 
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Da das Ausgehen von den Anschaffungs- resp. Herstellungskosten 
der Anlagen durchaus keine Eigenart der Aktiengesellschaft and der 
ihr verwandten Untemehmungsformen bildet, sondern gleichmäßig von 
allen Unternehmungen geübt wird, so hätte es nahegelegen, daß man 
im Jahre 1897 bei der Neuredaktion des Handelsgesetzbuches die er- 
wähnte Bestimmung der AktiennoveUe in dem Abschnitt über die 
AktiengeseUschaften strich und unter die allgemeinen Bilanzvor- 
schriften einreichte. Die Verfasser des Entwurfs haben das auch in 
Erwägung gezogen, konnten sich aber nicht dazu entschließen. In 
ihrer Begründung heißt es^): 

„Die besonderen Bewertungsregeln des Aktienrechts dehnt der Entwarf 
nicht über ihr jetziges Anwendungsgebiet aus. Ihre Verallgemeinerung ist zwar 
von einzelnen Seiten befürwortet worden'); gegen eine solche Ausdehnung be- 
stehen indessen Bedenken. In Frage kann höchstens kommen, ob nicht 

die Vorschrift der Nr. 3 des Art. 185a, wonach Anlagen und sonstige Betriebs- 
gegenstände ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert zum Anschaffimgs- oder 
Herstellungspreise angesetzt werden, wenn ein der Abnutzung gleichkommender 
Betrag abgeschrieben wird, als ein für alle kaufmännischen Bilanzen geltender 
Grundsatz besonders zur Anerkennung gebracht werden soll. Auch hierfür be- 
steht jedoch kein Bedürfnis. Die allgemeine Vorschrift des § 39 des Entwurfs 
[jetzt § 40] bedingt keineswegs, daß die zu einem kaufmännischen Greschäfte 
gehörenden Betriebsanlagen zum Zwecke der Bilanzaufstellung einer Abschätzung 
nach ihrem jeweiligen Verkaufswert unterzogen werden; in der Praxis geschieht 
dies auch nicht, vielmehr entscheidet das vernünftige Ermessen innerhalb der 
durch den Grundsatz des Art. 31 gezogenen Schranken. Hierbei kann es sein 
Bewenden behalten; für eine scharfe Grenze, wie sie im Aktienrechte wegen 
des Dividendenrechts der Aktionäre und der Verantwortlichkeit der Gesellschafts- 
organe gezogen ist, besteht kein Bedürfnis. Überdies ist es eine weitverbreitete 
Handelssitte, die jährlichen Abschreibungen auf die Betriebsgegenstände höher 
zu bemessen, als es mit Rücksicht auf die stattgehabte Abnutzung an sich er- 
forderlich wäre; diese Übung dient nur zur Stärkung der wirtschaftlichen Grund- 
lagen des Geschäftsbetriebes, und es besteht jedenfalls kein Anlaß, ihr durch 
gesetzliche Vorschriften* entgegenzuwirken." 

Diese Worte sind aUes andere als eine zureichende Begründung. 
Die NoveUe von 1884 steUte sich auf den Standpunkt, daß die Be- 
rücksichtigung des Anschaffungs- resp. HersteUungspreises bei Gre- 
brauchsgegenständen ausdrücklich als zulässig bezeichnet werden müsse, 
da sonst die aUgemeine Regel, daß der gemeine Wert maßgebend 
sei, Platz greife. Die Begründung von 1897 erklärt dagegen, eine 
solche Bestimmung sei nicht nötig, denn der gemeine Wert sei ja 
gar nicht als maßgebend festgesetzt. Der Hinweis auf das Dividenden- 
recht der Aktionäre ist falsch, denn die Bestimmung des § 261, Nr. 3 
ist ja nicht — wie die Nr. 1 und 2 des gleichen Paragraphen — eine 
Erschwerung, sondern eine Erleichterung gegenüber der allgemeinen 

1) Denkschrift S. 49. Die Beichstagskommission und das Plenum haben 
sich mit dieser Frage nicht näher beschäftigt. 

2) Vgl. z. B. Rießer in der Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, 
Beilageheft zu Bd. 33. Stuttgart 1887. S. 36. 
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Bewertungsvorschrift^ und sie ist als solche gerade auch in das Ge- 
setzbuch aufgenommen. Es liegt aber kein Grrund vor^ die Bilanz- 
bestimmungen für Aktiengesellschaften weniger streng zu normieren 
als bei anderen Unternehmungen. Verfehlt ist auch der Hinweis 
darauf; daß man nicht der Sitte übermäßiger Abschreibungen ent- 
gegentreten dürfe^ denn dieser Brauch hat mit dem Bewertnngs- 
prinzip gar nichts zu tun^ und tatsächlich sehen wir denn auch, daß bei 
Aktiengesellschaften übermäßige Abschreibungen in sehr viel höherem 
Maße Yorkommen als beispielsweise bei Einzeluntemehmungen. 

Infolge dieser verfehlten Stellungnahme finden wir nan das merk- 
würdige und unsachgemäße Resultat^ daß die zum dauernden Gebrauch 
dienenden Anlagen und Gegenstände von der Praxis bei allen Unter- 
nehmungen regelmäßig mit dem Anschaffangs- bzw. Herstellungspreise 
(unter Berücksichtigung von Abschreibungen) in die Bilanz eingesetzt 
werden^), daß dieser Bilanzansatz gesetzlich aber nur den Aktien- 
und verwandten Gesellschaften erlaubt, den anderen Unternehmungen 
dagegen nicht erlaubt ist. 

Die Berechnung der Erwerbskosten. 

1. Allgemeines. Unter Erwerbskosten versteht die Praxis nicht 
nur den eigentlichen Preis, der für den betreffenden Gegenstand ge- 
zahlt ist, sondern sie rechnet dazu auch aUe anderen Aufwendungen, 
die mit dem Erwerb verbanden waren, wie z. B. gezahlte Vermittler- 
provisionen, Frachten, ZöRe und ähnliche Abgaben, Entladekosten, 
Anfuhrkosten, notarielle und gerichtliche Kosten, Stempelgebühren 
u. dgl. Werden in eigener Kegie Bauten u. dgl. ausgeführt, so werden 
auch die Gehälter der dabei beschäftigten Beamten und aUe mögliche 
anderen Ausgaben als Erwerbskosten betrachtet.^) Das gleiche gilt 
von den Kosten der Ingangsetzung der Anlage, den Kosten des Fest- 
essens bei der Betriebseröffiiung und manchem anderen. Überhaupt 
wird in dieser Hinsicht die Grenze vielfach sehr weit gezogen'), und 

1) Auch Simon bemerkte (in Makower und Simon, Beiträge zur Beurteilung 
des Entwurfs eines Handelsgesetzbuchs. Berlin 1896. S. 76): ^.Tatsächlich wird, 
wie jedem Praktiker bekannt ist, der vorerwähnte Grundsatz [Ansetzung der 
zum dauernden Gebrauch bestimmten Gegenstände zum AnschafiFungspreis ab- 
züglich Abschreibungen] nicht nur bei den Aktiengesellschaften, sondern ganz 
allgemein bei allen Bilanzen beobachtet." 

2) So bemerkt A. Schröter (in der Zeitschr. f. Handelsw. u. Handelspr. 
2. Jahrg. S. 123) von dem Bahnbaukonto einer Straßenbahn: „Diesem Konto 
fallen nicht nur die Kosten für Gleisverlegung zu, sondern es umfaßt z. B. auch 
die Kosten für Verbreiterung einer Straße, Beiträge zu Straßenregulierungen, zur 
Versetzung von Bäumen an Straßen und Plätzen usw." 

3) Schröter meint a. a. 0., wenn beim Übergang vom Pferdebetrieb zum 
elektrischen Betriebe Verluste dadurch entstehen, daß die Pferde unvorteilhaft 
verkauft w^erden müssen, so sei dieser Verlust den Anlagekosten des elektrischen 
Betriebes zuzurechnen. 
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68 bestehen keinerlei feste Kegeln dafür^ was als Erwerbskosten be- 
handelt werden darf. 

In vielen Fällen wird ein großer Mißbrauch damit getrieben^ daß 
große Ausgaben^ die gar nicht für die Zwecl^e der Anschaffung oder 
Herstellung gemacht sind, doch als Erwerbskosten behandelt werden. 
Insbesondere wenn es sich um die Erbauung einer Anlage handelt, 
werden vielfach Kosten des laufenden Betriebes noch als Baukosten 
angesehen. In großem Umfange wurde und wird diese Praxis ins- 
besondere bei Eisenbahnuntemehmungen betrieben. So führte Bam- 
berger vor der Spezialkommission zur Untersuchung des Eisenbahn- 
konzessionswesens ^) aus: 

„Die Gesellschaften haben — — vielfach künstliche Mittel angewendet, 
um sich über die Resultate ihres Betriebes zu täuschen. In der Regel geschieht 
es so, daß man die Bauzeit fiktiv noch weiter durchführt, als sie in Wirklich- 
keit dauert, nnd daß man Ausgaben, die sich jährlich regelmäßig wiederholen, 
fortdanemd zum Baukapital schlägt, und so die Betriebsausgaben ohne Belastung 
vermehrt. Das ist ein Kunstgriff — ich weiß nicht, ob es hierzulande vorgekommen 
ist — der bei den französischen Bahnen oftmals stehende Regel war. Von aus- 
wärtigen, größeren Bahnen haben in den ersten 10 Jahren viele nie ein Baukonto 
abgeschlossen, sie hielten immer das Baukonto offen, und manche bauten haupt- 
sächlich deshalb ewig fort, um nie abzuschließen; es lag darin das Mittel, sich 
beliebige Einnahmen zu schaffen. Dadurch, daß man z. B. mit dem Schienen- 
transport auf derjenigen Bahn das Baukapital belastete und die Einnahme aus 
dem Material- und Schienentransport dem Eisenbahnbetrieb als einen regel- 
mäßigen Jahresgewinn gutschrieb und viele Ausgaben, die sich alljährlich 
wiederholen, anf dem immer offenstehenden Fonds des Baukapitals figurieren 
Heß." 

Auch Gustav von Mevissen wies auf diese Praxis hin, wenn er 
vor derselben Kommission^) erklärte, für die Eisenbahngesellschaften 
seien Bestimmungen darüber, von welchem Tage ab die Unter haitun gs- 
und Betriebskosten neu eröffneter Strecken dem Baufonds abgenommen 
und dem Betriebe überwiesen werden sollten, wünschenswert. 

Einige Staaten haben deshalb durch Spezialgesetze für die Eisen- 
bahnen genauer bestimmt, welche Ausgaben als Baukosten der An- 
lage angesehen werden dürfen, so beispielsweise die Schweiz, deren 
Bpezielle Vorschriften in Kap. XVIII wiedergegeben werden. 

2. Berücksichtigung des Zinsverlustes. Eine auch in der 
Praxis sehr verschieden beantwortete Frage ist die folgende: 

Ist zu den Kosten einer Anlage nur das zu rechnen, was 
affektiv dafür aufgewendet ist, oder gehört zu den Kosten 
auch der Verlust an Zinsen, die bei anderweitiger Kapital- 
verwendung hätten erzielt werden können? 

Betrachten wir z. B. den Zins Verlust in dem Falle, wenn eine 
Fabrik- oder Eisenbahnanlage erst gebaut wird. Solange die Anlage 
noch nicht hergestellt ist, noch nicht in Betrieb genommen werden 

1) A. a. 0., S. 1816 f. 2) a. a. 0. S. 1771. 

Pftiiow, Bilanzen. 9 
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kann^ ist von einem Ertrage noch nicht die Rede. Die in die Anlage 
nach und nach zum Ankauf von Terrains, von Baumaterialien, zur 
Bezahlung von Arbeitern, Bauunternehmern usw. usw. gesteckten Kapi- 
talien bleiben also solange zinslos, während bei andersartiger Anlage 
»sich eine Verzinsung ergeben würde. Es ist klar, daß dieser Zins- 
verlust desto größere Bedeutung besitzt, je umfangreicher und kost- 
spieliger die Anlage ist und je länger die Bauzeit dauert. Tatsächlich 
ist die Frage denn auch zuerst mit Kücksicht auf Eisenbahnen be- 
handelt worden. 

Das gleiche Problem existiert aber auch für alle möglichen 
anderen Gebiete. So z. B. taucht die Frage, ob der Zins Verlust zu 
den Erwerbskosten zu rechnen sei, auch überall da auf, wo Grund- 
stücke zu Spekulationszwecken gekauft werden.^) Liegen die Grund- 
stücke zunächst brach und ergibt sich infolgedessen für das in- 
vestierte Kapital kein Ertrag, so hat man sich zu fragen, ob man in 
der Bilanz den Wert der Grundstücke von Jahr zu Jahr um die ent- 
gangenen Zinsen erhöhen oder nur den eigentlichen Kau^reis in 
Anrechnung bringen will. 

In der Praxis wird diese Frage, wie gesagt, verschieden behandelt. 
In vielen Fällen schreitet man bei Zins Verlusten, insbesondere wenn 
es sich um kleinere Summen handelt, nicht zu einer Erhöhung der 
Bilanzwerte. Sobald jedoch sehr hohe Summen in Frage stehen, die 
das Gewinnergebnis erheblich beeinflussen würden, rechnet man — 
soweit nicht, wie z. B. bei den Aktiengesellschaften, ausdrückliche Ge- 
setzesbestimmungen dem entgegenstehen — den Betrag des Zinsver- 
lustes dem Wert des oder der betreffenden Aktiven hinzu.*) 

Besonders häufig geschieht dies, wenn der Unternehmer die betr. 
Anlage nicht aus eigenen Mitteln, sondern mit Hufe fremden Kapitals 
errichtet und also Zinsen nicht nur verliert, sondern tatsächlich zu 
zahlen hat. In diesem FaUe werden die gezahlten Zinsen dem be- 
treffenden Aktivum auch dann zugeschlagen, wenn sie höher als die 
landesüblichen Zinsen sind. 

Ahnlich liegt die Sache, wenn eine Aktiengesellschaft ihren Aktio- 
nären sog. Bauzinsen zahlt- Auch sie werden als Erwerbskosten mit 



1) Vgl. hierzu den Aufsatz von Felix Hecht, Die Bilauzmethoden der 
Immobiliengesellschaften in Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 111. 
S. 337 ff. 

2) Hecht bemerkt a. a. 0. S. 338: „Ein Privatmann wird seine Immobilien 
zum Selbstkostenpreis in seine Bilanz einstellen, er wird also insbesondere anßer 
dem Kaufpreis, den Meliorationskosten und sonstigen Unkosten auch die Zinsen 
der in die Immobilien verwendeten Kapitalien berücksichtigen. Die Einstellung 
des Selbstkostenpreises ist auch bei Gesellschaften m. b. H. gestattet, sofern 
dieser Selbstkostenpreis den sorgfältig ermittelten Wert der Immobilien zur Zeit 
der Bilanzierung nicht übersteigt. Nach den Spezialvorschriften des HGB. ist 
diese Bilanzmethode bei Immobilien- Aktiengesellschaften ausgeschlossenes 
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in die Aktiven eingesetzt, und in diesem Falle hat das Gesetz das 
auch besonders gestattet.^) 

Wie aber steht es, wenn es in der Eigenart eines Unternehmens 
begründet liegt, daß es auch nach seiner baulichen Herrichtung in 
den ersten Jahren noch gar kein oder doch kein dem landesüblichen 
Zinsfuß entsprechendes Erträgnis Kefert? Vielleicht hat der Unter- 
nehmer von vornherein mit dieser Tatsache gerechnet. Jedenfalls 
entsteht hier also nach Aufnahme des Betriebes ein weiterer Zins- 
verlusi Wird auch dieser Zinsverlust bei der Berechnung des Kosten- 
preises berücksichtigt? 

In der Spezialkommission zur Untersuchung des Eisenbahn- 
konzessionswesens wurde auch diese Frage erörtert. Gelegentlich er- 
klärte der Präsident Guenther: 

„Kein Fabrikant wird die Zinsen, welche er während der Bauzeit verliert, 
nicht mit zn Buch schreiben, und wenn ein Unternehmen auf eine Reihe 
von Jahren nicht rentabel ist, dann wird er die weiter entstehenden 
Zinsenverluste dem Kapital ebenfalls zuschreiben." (S. 1729.) 

Zu einer eingehenden Erörterung dieses Problems kam es aber 
erst in einer späteren Sitzung, in der der Abgeordnete Bamberger als 
Sachverständiger vernommen wurde. Aus dem stenographischen Be- 
richte^) sei das Folgende hier wiedergegeben: 

Der Präsident Guenther ging aus von dem Falle, daß ein Fabrikant 
eine Fabrik baue, die eine zweijährige Bauzeit erfordere, daß er für den 
Bau 100 000 Taler bar aufwenden müsse und bis zur Fertigstellung etwa 
6000 Taler Zinseinbuße habe. Nachdem Bamberger zugegeben hatte, daß 
der Fabrikant in diesem Falle als Herstellungspreis 105000 Taler betrachten 
könne, fahr Guenther fort: „Und nun eine zweite Frage. Wenn ein solches 
Fabriknntemehmen nicht gleich rentabel wird, sondern nach der Vollendung bis 
zu seiner vollen Entwicklung noch einige Zeit erfordert, so daß der Unternehmer 
in den nächsten fünf Jahren nicht die vollen landesüblichen Zinsen des Anlage- 
kapitals erhält, sondern in diesen fünf Jahren noch 5000 Taler an Zinsen ver- 
liert; ist dann der Unternehmer nicht in seinem Erechte, wenn er nach Ablauf 
der fünf Jahre sagt: „Das Unternehmen hat mir nicht 105000, sondern 110000 
Taler gekostet." 

Bamberger: Auf diese Weise, glaube ich, werden Sie aber nie die ersten 
Herstellungskosten eines Geschäftes abschließen können. 

Guenther: Jeder Kaufmann wird aber so rechnen und von dem Unter- 
nehmen absehen, wenn er nicht auf eine spätere Verzinsung von 110000 Talern 
zählen kann. 

Lasker: Wenn jemand so kaufmännische Buchführung führen würde und 
er käme in Eonkurs, so würde er wohl wegen fahrlässigen Bankrotts zu bestrafen 
sein, weil er eine Vorausberechnung an Stelle des wirklichen Wertes gebucht 
hat. Ich glaube, aus der vieljährigen Erfahrung während meiner Praxis als 
Konknrsrichter sagen zu können, daß Hunderte von Konkursen gerade aus solchen 
Täuschungen herrühren. 

Guenther: Dies würde ein ganz anderer Fall sein. Wenn aber jemand, 
welcher die nötigen Mittel besitzt, auf sein Unternehmen an baren Auslagen und 
Zinsverlusten 110 000 Taler gewendet hat, so handelt er ganz recht, wenn er 

1) Näheres s. Kap. X. 2) S. 1814f. 



132 I^io Berechnung der Erwerbskosten. 

das Anlagekapital so hoch angibt. Beim Eonkurse liegt die Sache anders. In 
dem von mir bezeichneten Falle wird kein Geschäftsmann anders rechnen, nnd 
man kann es auch nicht verlangen/^ 

Die hier von Ghienther vertretene Meinung wird von der Praxis 
nicht geteilt. Sie stellt sich auf den Standpunkt^ daß Zinsverluste 
nur so lange zu berücksichtigen sind, als die Anlage in Bau begriffen 
ist, resp. die betr. Aktiva (z. B. Grundstücke) unbenutzt bleiben. Ist 
die Anlage einmal fertiggestellt, so werden Zinsverluste regelmäßig 
nicht mehr bei der Bewertung in Ansatz gebracht, auch dann nicht, 
wenn mit einer Ertraglosigkeit für die ersten Betriebsjahre von An- 
fang an gerechnet wird. Andererseits ist man vielfach, wie schon 
dargelegt wurde, sehr lax in bezug auf die Berechnung des Zeit- 
punktes, in dem der Bau als abgeschlossen zu gelten hat Nicht 
selten wird ein Teil der ersten Betriebskosten noch dem Wert der 
Anlage hinzugerechnet, aber dann doch immer unter dem Vorwande, 
es handele sich tatsächlich noch um Baukosten. 

JedenfaUs zeigt das Gesagte, daß man bezüglich der Berück- 
sichtigung von Zinsverlusten in der Praxis verschiedene Auffassungen 
hat und sehr verschiedene Wege wandelt. Es wäre deshalb zu be- 
grüßen, wenn sich allmählich eine klare und bestimmte Übung heraus- 
bildete. Solange das nicht geschehen ist, muß man in allen Fällen, 
in denen längere Bauperioden für die Anlagen oder längeres Unbe- 
nutztsein von Aktiven vorkommt, genau prüfen, wie die betreffenden 
Bewertungen zustande gekommen sind, was für Aufwendungen unter 
den einzelnen Posten zusammengefaßt sind. 

3. Weitere Zweifelsfragen hinsichtlich der Bemessung 
der Erwerbskosten. Auch abgesehen von der Frage des Zinsver- 
lustes ist es nicht immer ohne weiteres klar, was als Erwerbspreis 
der einzelnen Aktiva anzusetzen ist. Einzelne solcher Fälle seien hier 
noch angeführt: 

Es kommt häufig vor, daß verschiedenartige Gegenstände zu einem 
einheitlichen Preise erworben werden, z. B. ein Grundstück mit den 
daraufstehenden Gebäuden. WiR man in solchen Fällen den spezi- 
ellen Erwerbspreis des Gebäudes berechnen, — und wie schon dargelegt 
wurde ^), ist das unter Umständen sehr zweckmäßig — so muß man 
zu einer Schätzung greifen. Ganz ähnlich liegt es, wenn ein Fabrik- 
gebäude mit vollständiger maschineller Einrichtung zu einheitlichem 
Preis erworben wird. Auch da kann man den Erwerbspreis z. B. der 
Maschinen nur auf dem Wege der Schätzung ermitteln. 

Ein verwandtes Beispiel führt Simon ^) an. Er weist darauf hin, 
daß TerraingeseRschaffcen oft große Grundstückskomplexe zu einheit- 
lichem Preise erwerben. Wird der Komplex nun parzelliert, so haben 
die einzelneu Parzellen auch bei gleicher Flächeneinheit je nach der 

1) S. oben S. 42. 2) Bilanzen S. 349 fL 
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Lage usw. einen ganz yerschiedenen Wert. Man darf in einem solchen 
Falle, wenn man korrekt verfahren will, den Gesamterwerbspreis nicht 
mechanisch und gleichmäßig auf die einzelnen Parzellen verteilen, sondern 
muß bei der Verteilung den verschiedenen Wert der einzelnen Grund- 
stücke berücksichtigen. Simon schlägt dafür folgende Formel vor: 
der Erwerbspreis der einzelnen ParzeUe verhält sich zu dem Erwerbs- 
preis des gesamten Grundstücks wie der (abzuschätzende) Veräußerungs- 
wert der einzelnen ParzeUen zu dem Veräußerungswert des gesamten 
Grundstücks. 

Werden gleichartige Waren und Wertpapiere in verschiedenen 
Posten zu verschiedenen Preisen gekauft und wird nur ein Teil davon 
wieder verkauft, so ist es nicht ohne weiteres klar, wie die Erwerbs- 
kosten des verbleibenden Restes zu bemessen sind. Man berechnet 
in solchen FäUen vielfach den durchschnittlichen Erwerbspreis für die 
insgesamt eingekaufte Menge und legt diesen Durchschnittspreis dann 
bei der Bewertung des verbleibenden Restes zugrunde, ohne zu fragen, 
ob der Rest aus diesem oder jenem speziellen Einkaufsposten herrührt.^) 
Das erklärt auch Simon für die richtige Methode: 

„Hat eine Bank — sagt er*) — 100 Aktien am 1. Februar zu 400 und 100 Stück 
am 1. April zu 425 gekafift, dagegen 100 Stück am 1. März zu 410 verkauft;, so 
wird als Erwerbspreis der verbleibenden 100 Stück 425 angesehen werden dürfen, 
da die ersten 100 Stück nachweislich veräußert waren, als die zweiten 100 Stück 
gekauft wurden. Hat dagegen der Verkauf von 100 Stück nicht am 1. März, 
sondern erst am I.Mai stattgefunden, so ist es nicht der Willkür der Bank anheim 
gestellt, ob sie die ersten oder die zweiten 100 Stück als die verkauften ansehen 
will. Es läßt sich nur feststellen, daß 200 Stück zum Durchschnittskurs von 
412 7t erworben sind, und dieser Durchschnittskurs muß als der Erwerbspreis 
betrachtet werden, unerheblich ist es, ob etwa die Bank in dem letzten Falle 
die ersten und die zweiten 100 Stück in zwei getrennten Paketen aufbewahrt 
und zur Ablieferung bei dem Verkaufe das erste Paket benutzt hat. Bei Fest- 
stellung des Gegenstandes, für welchen der Erwerbspreis berechnet wird, kommt 
es überhaupt nicht auf die Spezies, sondern auf das Genus an." 

Werden Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate nicht gekauft, sondern 
von dem Unternehmen selbst gewonnen, resp. hergestellt, so ist es 
vielfach unmöglich, die Gewinnungs- oder Herstellungskosten zu be- 
rechnen, die gerade für die konkreten, am Bilanztage noch vorhandenen 
Vorrate aufgewendet worden sind. Man hilft sich dann in der Weise, 
daß man die durchschnittlichen Gewinnungs- oder Herstellungskosten 
des betreffenden Jahres berechnet und diesen Durchschnittssatz bei 
der Bewertung der Vorrate zugrunde legt.^) 

1) Vgl. hierzu auch Lewin, Bewertung von Lagerbeständen zu Durch- 
schnittspreisen (Technik und Wirtschaft I. S. 203 ff.). 

2) Bilanzen S. 340. 

8) Simon fordert (Bilanzen S. 347) für die Aktiengesellschaften, daß, selbst 
wenn sich die Herstellungskosten des konkreten Gegenstandes berechnen lassen, 
trotzdem der Durchschnittssatz zugrunde zu legen sei. „Es würde geradezu dem 
Geiste des Gesetzes widersprechen, wollte man selbst dann, wenn der Nachweis 
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Was nun die Berechnung der Gewinnungs- und Herstellungs- 
kosten im einzelnen anlangt; so kommen auch hier große Verschieden- 
heiten vor. In allen FäUen werden dazu die Material- und Lohnkosten 
gerechnet, dagegen existiert keine einheitliche Praxis bezüglich der 
sog. allgemeinen Fabrikationskosten. Steht das Unternehmen auf dem 
Standpunkt, möglichst niedrig zu bewerten, möglichst hohe, stille Re- 
serven zu schaffen, so läßt es die allgemeinen Fabrikationsunkosten 
ganz oder teilweise fort. Steht jener Wunsch dagegen nicht im Vorder- 
grunde, so werden auch die allgemeinen Unkosten den Gewinnungs- 
und Herstellungskosten sowohl für die Halb- wie für die Fertigfabrikate 
hinzugerechnet. Dieses letztere Verfahren wird häufig als unzulässig 
bezeichnet, aber zu Unrecht. Aucb die erwähnten allgemeinen Un- 
kosten (nicht dagegen die allgemeinen Handlungsunkosten im engeren 
Sinn, wie Reklameausgaben und ähnliche Ab Satzkosten) werden auf- 
gewendet und müssen aufgewendet werden für die Zwecke der Pro- 
duktion. Sie gehören also zweifellos zu den Gewinnungs- und Her- 
stellungskosten. In dem den Bilanzen der Aktiengesellschaften gewidmeten 
Kapitel werden wir auf diesen Punkt noch einmal genauer zurück- 
kommen. 

Wie im einzelnen die Gewinnungs- und Herstellungskosten der 
von dem Unternehmen selbst gewonnenen oder hergestellten Waren 
in der Praxis berechnet werden, das genauer darzulegen, würde an 
dieser Stelle zu weit führen.^) Im allgemeinen ist zu sagen, daß man 
dabei nicht mit sehr großer Exaktheit vorgeht. Wenn die allgemeinen 
Unkosten bei der Bewertung mit berücksichtigt werden, so ist häufig 
daran auszusetzen, daß die allgemeinen Unkosten (z. B. die Abschrei- 
bungsquoten) ziemlich willkürlich bemessen und recht schematisch auf 
die einzelnen Fabrikate verteilt werden. 

Wenn ein mit Hypotheken belastetes Grundstück in Zwangs- 
versteigerung gerät, so wird es häufig, wenn auch ungern, von einem 
Hypothekengläubiger erstanden, der sich dadurch vor größerem Schaden 
bewahren wiU. Im Interesse der Kostenersparnis sucht der Hypotheken- 
gläubiger dann zu einem möglichst niedrigen Gebot den Zuschlag zu 
erhalten, was denn auch oft gelingt, da sonstige Interessenten wissen, 
daß über den Betrag der Hypothek hinaus niemand bieten wird, und 
daß der Gläubiger bis zum Betrage seiner Hypothek die anderen unter 

des Herstellungspreises der einzelnen InventurbestSjide möglich wäre, diesen 
schlechthin für maßgeblich erachten. Nehmen wir an, die Gesellschaft habe 
10 gleiche Lokomotiven gebaut, von denen 4 je 8000 JC und 6 je 10000 Ji kosten. 
Verkauft die Gesellschaft nur vier Stück, so darf es nicht von dem zufälligen 
Umstand, aus welcher der beiden Kategorien die Lieferung erfolgt, abhängen, 
welcher Herstellungspreis für die verbleibenden Lokomotiven bei der Bilanz in 
Frage kommt." 

1) Ich verweise für diese Frage auf das treffliche Buch über Selbstkosten 
von Leitner. (Dort auch weitere Literaturangaben.) 
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allen Umständen überbieten wird. Wie hocb ist nun in solchen Fällen 
der Erwerbspreis? Der Betrag, zu dem der Zuschlag erteilt ist, bleibt 
in der Tat häufig hinter dem reellen Verkaufswert des Grundstücks 
zurück und erklärt sich nur aus den geschilderten formellen Besonder- 
heiten. Simon meint ^), daß in solchen Fällen als Erwerbspreis der 
Setrag der Hypothekenforderung zuzüglich aller Kosten anzusehen sei: 

„Überall ist daran festzuhalten, daß nicht der formell gezahlte Preis, sondern 
die tatsächlich aufgewendeten Kosten als Erwerbspreis für die Bilanz in Frage 
kommen. Erwirbt z. B. ein Aktienverein ein Grundstück, auf welchem er eine 
erste Hypothek von 20000 JC hatte, für 1000 JC in der Zwangsversteigerung, so 
kostet das Grundstück nicht 1000 JC^ sondern 20000 JC und die Gerichtskosten." 

Eine solche Praxis müßte als äußerst bedenklich angesehen werden. 
Wenn beispielsweise ein Kaufmann sich mit einem Abnehmer, dem 
er für 10000 JL Waren verkauft hat, und der dann in Zahlungs- 
schwierigkeiten geraten ist, vergleicht und, um wenigstens etwas 
zu retten, die noch vorhandene Hälfte der von ihm gelieferten 
Waren zurücknimmt, im übrigen aber auf seine Forderung verzichtet, 
so müßte er nach Simons Darlegungen berechtigt sein, die von ihm 
selbst für 5000 JL verkauften Waren mit 10000 JL in seiner Bilanz 
zu bewerten, denn um die Waren zurückzuerlangen, hat er ja auf 
seine Forderung von 10000 JL verzichtet. Der Irrtum der Simonschen 
Darlegungen liegt im folgenden: er übersieht, daß in dem Moment, 
wo der Hypothekengläubiger, um sich vor größerem Schaden zu 
bewahren, gezwungen ist, selbst mitzubieten, seine Hypotheken- 
forderung gar nicht mehr 20000 JL wert ist, denn, wäre das 
Grundstück 20000 JL wert, so brauchte ja eben der Hypotheken- 
gläubiger nicht als einziger Bieter aufzutreten. 6anz ähnlich liegt 
die Sache in dem zweiten FaU. Wenn der Schuldner einmal in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten ist und der Gläubiger sich gezwungen 
sieht, einem derartigen Vergleich zuzustimmen, so ist seine Forde- 
rung gar nicht mehr 10000 JL wert. Im Gegenteil, durch die 
Zustimmung zu dem Vergleich bekundet der Kaufmann ja, daß er 
besser zu fahren glaubt, wenn er die Hälfte der gelieferten Waren 
zurückerhält und dafür auf seine Forderung von nom. 10000 Ji ver- 
zichtet. Es würde daher nicht zu billigen sein, wenn in FäUen der 
erwähnten Art der ersteigerte Gegenstand unter allen Umständen zu 
dem voUen Betrage der Hypothekenforderung und sogar noch zu- 
züglich der Kosten bewertet würde. Andererseits wird man den for- 
mellen Erwerbspreis in solchem FaUe auch nicht als unbedingt not- 
wendige Bewertungsgrundlage anzusehen brauchen, sondern das ersteigerte 
Grundstück vielleicht abschätzen und mit dem geschätzten Veräußerungs- 
wert unter die Aktiven einreihen können, soweit nicht, wie z. B. bei 
den Aktiengesellschaften, besondere Vorschriften dem entgegenstehen. 



1) Bilanzen S. 348. 
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Die Bewertung unfertiger Neubauten. Das Prinzip, die 
Aktiven mit dem Betrage der für sie aufgewendeten Kosten zu be- 
werten, hat eine bemerkenswerte Konsequenz für Neubauten. Wenn 
ein Unternehmen neue Bauten auf seinem Grund und Boden aufführen 
läßt, so wird der Neubau ohne weiteres nach dem Rechtssatz „super- 
ficies solo cedit" Eigentum des Unternehmens. Die Bezahlung der 
Bauarbeiten erfolgt aber gewöhnlich nur nach und nach, in dem MaBe, 
wie die Abrechnung erfolgt. Wird inzwischen eine Bilanz aufgestellt^ 
so wird als Wert des Neubaues nur der Betrag der bereits gemachten 
Zahlungen angegeben. Infolgedessen kann es vorkommen, daß am 
Bilanztage der zweifellos im Eigentum der Unternehmung stehende 
Neubau schon ziemlieh weit vorgeschritten ist, also einen ziemlich 
hohen Wert repräsentiert, daß er aber trotzdem in der Bilanz mit 
einem auffallend niedrigen Betrage aufgeführt ist. 

Abweichung von dem Prinzip des Erwerbspreises. Zu- 
grundelegung des Verkaufs- oder Ertragswertes. In manchen 
Fällen ist es nicht möglich, den Erwerbspreis zugrunde zu legen, weil 
dieser gar nicht bekannt ist. Das trifft z. B. dann zu, wenn für ein 
Unternehmen längere Zeit hindurch keine Bilanzen aufgestellt sind und 
nun zum erstenmal an die Aufstellung der Bilanz gegangen wird. 
In solchen FäUen ist man darauf angewiesen, den Verkaufswert der 
Aktiva abzuschätzen oder den Ertragswert der Oesamtanlage zu be- 
rechnen und diesen Gesamtwert dann auf die einzelnen Gegenstände 
zu verteilen. 

In dieser Situation waren vor kurzem z. B. zahlreiche Bergwerks- 
betriebe. Bis zum 1. Januar 1900 waren Bergwerksuntemehmungen 
als solche nicht zur Bilanzziehung verpflichtet, weil sie nicht als 
Kauf leute im Handelsgesetzbuch bezeichnet waren. Das wurde durch 
die Neuredaktion des Handelsgesetzbuches geändert. Seit dem 1. Ja- 
nuar 1900 gelten Bergwerksuntemehmungen, wenn sie „nach Art und 
Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
erfordern" (§ 2 HGB.) zu denjenigen, die zu regelmäßiger Bilanz- 
ziehung verpflichtet sind. Da für zahlreiche Bergwerke bis dahin 
auch tatsächlich keine eigentlichen Bilanzen aufgestellt waren, und da 
die Erwerbspreise der einzelnen Aktiva nicht immer festzustellen 
waren, so mußte man bei der ersten Bilanzaufstellung die Bewertung 
der Aktiven auf andere Weise vornehmen. Das geschah damals durch 
Berücksichtigung des Ertragswertes, des Veräußerungswertes oder ge- 
wisser Berechnungen, die für Steuerzwecke schon ohnehin anzufertigen 
waren. ^) 

Auch wenn aber der Erwerbspreis bekannt ist, wird gelegentlich 
von dem geschilderten Bewertungsprinzip abgewichen, wie es ja auf 

1) Näheres darüber s. im zweiten Teil dieser Arbeit im Eap. XTTT über die 
Bilanzen der Gewerkschaften. 
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dem Gebiete des Bilanzwesens überhaupt keine Eegel gibt, die lücken- 
los beachtet wird. Insbesondere wenn der Wert einzelner Aktiven 
gegenüber dem Erwerbspreis sich erhöht hat, und wenn man z. B., 
weil man mit dem Gedanken umgeht, das Unternehmen zu veräußern,, 
ein Interesse daran hat, den Wert der Aktiven möglichst hoch er- 
scheinen zu lassen, nimmt man eine Schätzung des Verkaufs- oder 
Ertragswertes vor und setzt dann, unbekümmert um die Höhe der 
Erwerbskosten, diesen Wert in die Bilanz ein. Umgekehrt wählt man 
bisweilen mit Rücksicht auf den Ertrags- oder Veräußerungswert eine 
niedrigere Bewertung, als das bei normaler Bilanzierung der Fall sein 
würde.-^) Aber immerhin handelt es sich hier um Ausnahmen. Die 
Regel bildet die S. 122 charakterisierte Praxis. 

Die Abschreibungen bei den zu dauerndem Gebrauch bestimmten 

Aktiven. 2) 

Allgemeines. Die Vermögensbestandteile eines Unternehmens 
zerfallen in solche, die ihren Wert dauernd behalten, und in solche^ 
bei denen eine Entwertung eintritt, ev. der Wert im Laufe der Zeit 
vöUig aufhört. In die erste Kategorie gehören regelmäßig^) die 
Grundstücke, ferner Beteiligungen an anderen Unternehmungen, Staats- 
schuldverschreibungen u. dgl., in die zweite die meisten anderen 
Gegenstände, so Gebäude, Maschinen, Eisenbahnanlagen, zeitlich be- 
grenzte Rechte, wie Patente, Marken-, Verlagsrechte, Konzessionen^ 
auch immaterielle Güter, wie Kundschaft, Geschäftsgeheimnisse u. dgL 
Soweit eine Entwertung eintritt, pflegt man ihr bilanzmäßig durch 
sog. Abschreibungen Rechnung zu tragen. Mit diesen Abschreibungen 
haben wir uns jetzt etwas näher zu beschäftigen, und zwar wollen 
wir uns zunächst auf die Abschreibungen für zum dauernden Gebrauch 
bestimmte Gegenstände beschränken. 

Wenn in der Literatur und in der Praxis das Wesen und der 
Umfang der Abschreibungen erklärt werden sollen, so sagt man ge- 
wöhnlich: die Brauchbarkeit der Gegenstände mindert sich von Jahr 



1) Vgl. dazu das S. 156 f. über außerordentliche Abschreibungen Gesagte. 

2) Die Frage der Abschreibungen ist nicht nur für das Bilanzwesen, sondern 
auch für viele andere Gebiete, so vor allem for die Selbstkostenberechnung von 
Industrieprodukten, for Betriebskostenberechnungen von einzelnen Maschinen und 
für die Schadenberechnungen der Feuerversicherung von großer Bedeutung. Des- 
halb findet sich manches über diese Frage auch in der Literatur über die er- 
wähnten anderen Gebiete. Vgl. zu dem Folgenden insbesondere Leitner, Selbst- 
kostenberechnung S. 131 ff. und Lemaire. Manches auch bei Prange, Die 
Theorie des Versicherungswertes in der Feuerversicherung, bes. 11. Teil. 

8) Aber nicht immer. Wird auf einem Grundstück beispielsweise ein 
Bergwerkstagebau betrieben, oder wird das Grundstück mit Halden beschüttet, 
oder treten infolge eines unterirdischen Bergwerksbetriebes Bodensenkungen oder 
Grundwasserstandsveränderungen ein, so wird auch das Grundstück entwertet. 
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zu Jahr, infolgedessen muß ein der Abnutzung gleichkommender Be- 
tragt) in Abzug gebracht werden. Diese Erklärung ist nach zwei 
Richtungen hin falsch. Einmal tragen die Abschreibungen nicht nur 
der Abnutzung, sondern auch der sonstigen Entwertung Rechnung, und 
zweitens entspricht die einzelne Abschreibungsquote regelmäßig nicht 
der tatsächlich eingetretenen Abnutzung. 

Gründe der Entwertung. Was zunächst den ersten Punkt 
anlangt, so ist bei den zum dauernden Gebrauch bestimmten Gegen- 
ständen die Abnutzung zwar der wichtigste, aber nicht der einzige 
Entwertungsgrund. Auch abgesehen von der eigentlichen Abnutzung 
tritt z. B. infolge Verrostens usw. eine Entwertung auch dann ein, 
wenn eine Reservemaschine gar nicht gebraucht wird, eine ganze 
Fabrikanlage stillgestellt ist. 

In anderen FäUen ist die Entwertung größer als die Abnutzung, 
weil die betreffenden Aktiva nicht während der ganzen Dauer, wäh- 
rend der sie an sich benutzbar sind, auch tatsächlich gebraucht werden. 
Es kommt z. B. sehr häufig vor, daß Gebrauchsgegenstä.nde „ausrangiert^^ 
werden, trotzdem sie an sich noch gebraucht werden könnten. So 
folgen in manchen Industrien die Erfindungen so schnell aufeinander, 
daß es vielfach für zweckmäßig gehalten wird, Maschinen, die noch 
ganz gut ihren Dienst tun, durch neuere, billiger arbeitende zu er- 
setzen. Die großen Reedereien, die auf Komfort und Schnelligkeit 
ihrer Schiffe besonderes Gewicht legen müssen, stoßen gerne nach 
einer bestimmten Zeit ihre Dampfer, wenn sie zwar noch auf K,ngere 
Zeit benutzbar, aber nicht mehr modern sind, an andere ab, und eine 
ähnliche häufige Verjüngung der zu dauerndem Gebrauch bestimmten 
Gegenstände kommt auch auf anderen Gebieten vor. 

Weiter hört häufig der Gebrauch einer Anlage auf, weil der 
Zweck, zu dem sie errichtet wurde, erreicht ist. Wenn ein Holzhändler 
einen entlegenen Wald zwecks Ausschlachtung ankauft und an Ort 
und Stelle ein Sägewerk zur ersten Bearbeitung der Hölzer errichtet^ 
so hört der Gebrauch des Werkes auf, sobald der ganze Wald ab- 
geforstet ist. Ist nun eine andere Verwendung des Werkes nicht 
möglich, weil z. B. ein weiter Transport nicht lohnt, so hat damit die 
Gebrauchsdauer der Anlage zu einem Zeitpunkt ihr Ende erreicht, wo 
sie vielleicht noch ganz gut imstande ist. Ahnlich liegt es mit vielen 
Anlagen bei Bergwerken, wenn keine abbauwürdigen Mineralien mehr 
vorhanden sind. Hier wird die Gebrauchsdauer beispielsweise des 
Schachtes ev. schon vor dem ünbrauchbarwerden durch die Beendigung 
des Betriebes begrenzt. 

Bei einem Teil der Aktiven, wie z. B. Patent-, Verlags-, Kon- 
zessions- und ähnlichen Rechten, kann von einer eigentlichen Abnutzung 



1) So sagt auch das HGB. in § 261, Ziff. 3. 
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gar nicht die Rede sein. Ihr Wert ist unter Umständen für die ganze 
Dauer des Patentes der gleiche, hört dann aber bei Erlöschen des 
Patentes plötzlich auf. In anderen Fällen hört er schon während dieser 
Dauer auf, vielleicht weil ein besseres Patent für das gleiche Gebiet erteilt 
ist. Jedenfalls kann man aber bei Patent- und ähnlichen Rechten 
nicht von einer Abnutzung reden. 

Oesamtbetrag der Entwertung. Will man den Gesamtbetrag 
der im Laufe der Zeit eintretenden Entwertung berechnen, so muß 
man berücksichtigen, daß die Gegenstände am Ende der Gebrauchs- 
periode vielfach noch einen, mitunter recht erheblichen Veräußerungs- 
wert haben. Das ist ohne weiteres klar bei Schiffen u. dgl., die vor 
der Zeit außer Dienst gestellt werden. Aber auch wenn die Brauchbar- 
keit für den Hauptzweck ihr Ende erreicht hat, ist ein Veräußerungs- 
wert noch möglich. Die Pferde können noch den Weg in die Roß- 
schlächterei antreten, die Gebäude haben noch einen Abbruchs-, die 
Maschinen noch einen Materialwert u. dgl. 

Wenn so die Gegenstände am Ende der Zeit, in der sie von dem 
Unternehmen gebraucht werden, noch einen Veräußerungswert besitzen, 
80 trifft das Unternehmen nicht der ganze Betrag der aufgewendeten 
Erwerbskosten als Verlust, sondern nur die Differenz zwischen dem 
Erwerbspreis und dem am Schlüsse der Gebrauchsperiode voraussicht- 
lich zu erzielenden Veräußerungspreis. 

Die fibliche Berechnung der einzelnen Jahresabschrei- 
bungsqnoten. Wie hoch werden die Abschreibungsbeträge für die 
einzelnen Jahre ^) bemessen? Die übliche Erklärung, daß die Ab- 
schreibung der in dem betreffenden Jahre eingetretenen Abnutzung 
entspreche, ist, wie schon hervorgehoben wurde, falsch. Sie trifft 
selbst in den Fällen nicht zu, wo die Entwertung lediglich durch die 
Abnutzung hervorgerufen wird. Es ist ein Verdienst Fischers, auf 
die Unrichtigkeit jener Anschauung energisch hingewiesen zu haben. 
Mit Recht führt er aus, daß man, ebensowenig wie man zu Anfang den 
Gebrauchswert der Sache ziffernmäßig festzustellen vermöge, die durch 
die Abnutzung eingetretene Minderung des Gebrauchswertes nicht be- 
rechnen könne, und daß dieser Gedanke der Abschreibungspraxis auch 
gar nicht zugrunde liege: 

„[In vielen Fällen wird] die Nutzungsfähigkeit teils überhaupt nicht, teils 

wenigstens nicht in einem der abgelaufenen Gebrauchszeit entsprechenden 

Verhältnis abgenommen haben. So pflegen auf Baulichkeiten 1 bis 2 Prozent 
jährlich abgeschrieben zu werden, aber sie werden, wenn die Benutzungszeit 
schon ihrem Ende zugeht nnd sie nur noch mit einem geringen Bruchteile ihres 
ursprünglichen Wertes zu Buche stehen, gar nicht selten ihrem Besitzer 
genau noch dieselben Dienste leisten können wie zu Beginn. Oder 

1) Werden Bilanzen in kürzeren Zwischenräumen, z. B. halbjährlich oder 
▼ierteljährlich aufgestellt, so muß die Abschreibung selbstverständlich för diese 
kürzeren Zeiträume berechnet werden. 
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wenn der Anschaffungspreis einer Maschine innerhalb eines zehnjährigen. Zeit- 
raumes amortisiert wird, so wird die Maschine doch oft noch nach fünf 
Gebrauchsjahren, wo der derzeitige Buchwert bloß die Hälfte des 
ursprünglichen beträgt, fast die gleiche Nutzbarkeit wie im ersten 
Jahre besitzen; später, im achten oder neunten Jahre, mag allerdings die 
Nutzungsfähigkeit derart abnehmen, daß in der Tat nach Ablauf von 10 Jahrein 
die Maschine keinen Gebrauchswert mehr für den Betrieb besitzt/^ ^) 

Diesen Ausführungen ist durchaus beizupflichten. Die Minderung- 
des Gebrauchswertes einer Sache läßt sich fast nie zahlenmäßig von 
Jahr zu Jahr feststellen, und selbst wenn das möglich wäre, würde sich 
ergeben, daß diese Minderung durchaus nicht gleichmäßig fortschreitet,, 
sondern meist in den ersten Jahren gering, in den späteren sehr stark ist. 

Die Praxis versucht nun aber auch gar nicht, in den einzelnen 
Jahren entsprechend dem verschiedenen Grade der Nutzbarkeitsminde- 
rung verschiedene Abschreibungssätze zur Anwendung zu bringen^ 
sondern sie nimmt regelmäßig^) Jahr für Jahr Abschreibungen in 
gleicher Höhe vor. Dieser Methode muß also ein anderer Gedanke 
zugrunde liegen als der, jedes Jahr den Betrag in Abzug zu bringen^ 
der gerade der in dem betreffenden Jahre entstandenen Abnutzung- 
gleichkommt. Der tiefere Sinn dieser Praxis — der allerdings den 
meisten, die sie handhaben, nicht gegenwärtig ist — ist, daß der 
überhaupt entstehende Verlust möglichst gleichmäßig auf 
die in Betracht kommenden Jahre verteilt wird. Wenn ein 
Unternehmen eine Maschine, die 10 Jahre dem Betriebe zu dienen 
vermag, für 20000 JL anschafft, so wendet es für den 10jährigen Ge- 
brauch dieser Maschine Unkosten in Höhe von 20000 JH auf.^) Mit 
Bücksicht auf die Ertragsberechnung sollen nun diese Unkosten nicht 
ein Jahr stärker belasten als das andere, und deshalb bringt man 
für jedes Jahr der voraussichtlichen Gebrauchsdauer die gleiche Ab- 
schreibimgsquote in Abzug.*) Man schreibt in unserem Falle in der 
Regel jährlich 2000 Jl ab und erreicht dadurch, daß die durch die 
Anschaffung der Maschine entstandenen Aufwendungen auf die ganze 
Dauer der Benutzung gleichmäßig verteilt werden.^) 

1) Bd. I, S. 60 ff. 

2) Über eine andere Abschreibungsmethode vgl. weiter unten S. 143. 

3) Vorausgesetzt, daß die Maschine am Ende der 10 Jahre keinerlei Wert 
mehr hat. 

4) So auch Fischer I, S. 55 ff. Seine Ausführungen wurden noch klarer 
sein, wenn er von dem überflüssigen Hineinziehen buchhaltungstechnischer Er- 
wägungen abgesehen hätte. 

5) Allerdings wird eine völlig gleichmäßige Belastung der einzelnen Jahre 
auch auf diese Weise nicht erreicht. Wohl sind die Abschreibungssätze der 
verschiedenen Jahre gleich, aber die für die Instandhaltung der Anlage 
aufzuwendenden Kosten werden regelmäßig von Jahr zu Jahr wechseln. Li 
den ersten Jahren werden sie vielfach geringer sein als in den letzten, trotzdem 
die Anlage regelmäßig zu Anfang höheren Nutzen bringt als gegen Ende der 
Gebrauchsdauer. Wollte man auch diesen Faktor von Anfang an berücksichtigen 
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So findet die einzelne Jahresabsclireibung nicht in der tatsächlich 
«ingetretenen „Abnutzung" ihre Erklärung, sondern alle Jahres- 
abschreibungen zusammen entsprechen der Gesamtentwer- 
tung während der ganzen Benutzungsperiode, die einzelne 
Jahresabschreibung repräsentiert lediglich den ratierlichen 
Anteil der Gesamt entwertung. „Gleichviel, ob und in welchem 
Grade eine Gebrauchssache während eines bestimmten Jahres Einbuße 
^n ihrer Gebrauchsfähigkeit erlitten hat, es wird stets ein Teil des 
im Jahre der Außerbetriebsetzung zu erwartenden Verlustes des gan- 
zen Anschaffungspreises möglichst gleichmäßig den einzelnen Jahren 
zur Last gelegt, während welcher die Sache in Benutzung ist."^) 

Ist das betreffende Aktivum am Ende der Gebrauchsperiode nicht 
völlig wertlos, sondern hat es noch einen Veräußerungswert, so muß 
selbstverständlich auch dieser Umstand berücksichtigt werden. In 
diesem Falle ist die Gesamtentwertung nicht gleich den Anschaffungs- 
kosten, sondern gleich den Anschaffungskosten abzüglich Endwert.^) 
Die jährliche Abschreibungssumme ergibt sich dann dadurch, daß jene 
Differenz durch die Zahl der Gebrauchsjahre dividiert wird. Dann ist 

...- ,. , . , , ., Anschaffunffskosten — Endwert 

also: lahrlicne Abschreibung — „ , , j r^ ^ ^ — ^-^ 

° Zahl der bebrauchsjahre. 



und die dadurch heivorgerafene ungleichmäßige Belastung der einzelnen Jahre 
rechnerisch ausgleichen, dann müßte man bei der Anschaffung sagen: Die Ma- 
fichine, die 10 Jahre gebraucht werden kann und soll, kostet 20000 JC^ dazu 
werden im Laufe der Jahre voraussichtlich insgesamt noch 5000 JC Instand- 
baltungskosten treten. Wenn diese Kosten von allen Jahren gleichmäßig ge- 
tragen werden sollen, müssen jedem einzelnen Jahre 2500 JC zur Last fallen. 
Am Schlüsse eines jeden Jahres sind also 2600 JC abzüglich der im abgelaufenen 
Jahre tatsächlich aufgewendeten Instandhaltungskosten abzuschreiben. Würde 
man so vorgehen, dann würde eine völlig gleichmäßige Belastung der einzelnen 
Jahre erzielt werden, aber so genau rechnet man in der Praxis nicht. 

1) Fischer I, S. 57. 

2) Wenn der Endwert geringfügig ist, so läßt man ihn in der Praxis oft 
ganz außer Betracht und schreibt im Laufe der Zeit den ganzen Betrag der 
Anschaffungskosten ab. Ist der Endwert dagegen ein größerer, so trägt man 
diesem Umstände bei der Festsetzung der Abschreibungen regelmäßig Rechnung. 
Umgekehrt kann es auch vorkommen, daß eine Sache am Ende der Benutzungs- 
periode nicht nur keinen Endwert mehr hat, sondern daß im Gregenteil noch 
Kosten aufgewendet werden müssen, um sie wieder zu beseitigen. Wenn eine 
Anlage von fünQähriger Grebrauchsdauer, die 10000 JC gekostet hat, am Schlüsse der 
fünf Jahre mit einem Kostenaufwand von 1000 JC wieder abgebrochen werden muß 
und die Abbruchsmaterialien keinen Wert mehr haben, so müßte korrekterweise 
ao gerechnet werden: Die Anlage macht zunächst Aufwendungen von 10000 JC 
und später weitere Aufwendungen von 1000 Ji notwendig. Will man jedes Jahr 
der Gebrauchsdauer gleich stark belasten, so müssen in den ersten vier Jahren 

je iL JC — , 2200 JC abgeschrieben werden. Dem 5. Jahre fallen dann 

5 

«ine Abschreibung von 1200 JC und die Kosten des Abbruchs, also ebenfalls 

2200 JC zur Last. 
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Wird das geschilderte Verfahren den Abschreibungen zugrunde- 
gelegt^ so müssen, das mag noch ausdrücklich hvorgehoben werden, 
die Abschreibungen vorgenommen werden ohne Rücksicht darauf, 
ob der geschäftliche Erfolg des Jahres ein guter oder ein 
schlechter war. Fischer^) meint allerdings, es sei nicht zu be- 
anstanden, wenn in verlustreichen Jahren Abschreibungen unterlassen 
würden. Anknüpfend an ein Urteil, durch das der Vorstand einer 
Aktiengesellschaft wegen Nichtvornahme von Abschreibungen der 
Bilanzverschleierung für schuldig erklärt war, sagt er: 

„In den Jahren, wo die leitenden Organe einer Aktiengesellschaft keine 
Abschreibung ?ornehmen, wird man erfahrungsgemäß von der Tatsache aaszu- 
gehen haben, daß die Geschäfte schlecht gegangen und daß überhaupt keine 
oder geringe Dividende verteilt worden ist. Gesetzt nun, der Vorstand hätte in dem 
hier zur Erörterung stehenden Falle keinen Gewinn in dem der Generalver- 
sammlung vorgelegten Bilanzentwurf berechnet, und es wäre infolgedessen eine 
Gewinnverteilung weder beschlossen noch vorgenommen worden, so bedeutet der 
umstand, daß in dem betreffendem Jahre nichts auf Gebäude abgeschrieben 
wird, weiter nichts, als daß der Verlust, der bei gewöhnlichem Ge- 
schäftsgange dieses Jahr treffen müßte, wegen besonders schlechten 
Geschäftsganges den späteren Jahren belastet wird.^ Und ist keine 
Gewinnverteilung erfolgt, so ist auch weder eine Schädigung oder Gefahrdung 
des Gesellschaftsvermögens noch eine solche der Gesellschaftsgläubiger oder der 
Aktionäre ersichtlich, und es ist auch kein Grund abzusehen, warum einem 
unrentablen Geschäftsjahre ein Verlust belastetet werden soll, dessen Geltend- 
machung nicht auf unumgänglicher Notwendigkeit, sondern auf Eücksichten 
der Angemessenheit beruht; diesen Verlust auf die späteren Geschäftsjahre zu 
übernehmen, ist, sofern eine Besserung der Geschäftslage nicht ausgeschlossen [!j 
erscheint, offenbar der Sachlage viel eher angemessen als die Durchführung der 
Abschreibungen auch in einem solchen Jahre bloß um des Prinzips der arith- 
metischen Gleichmäßigkeit wegen." 

Diesen Darlegungen muß entschieden widersprochen werden. Sie 
besageu, daß Abschreibungen nur dann vorzunehmen sind, wenn die 
Bilanz einen Gewinn ergibt. Solange das nicht der Fall ist, sei es 
nicht nötig, sofern nur „eine Besserung der Geschäftslage nicht aus- 
geschlossen erscheint". Hat also ein neues Unternehmen mit Schwierig- 
keiten zu kämpfen, so kann es jahraus, jahrein die Gebrauchsgegen- 
stände mit dem AnschaflEungspreis einsetzeu, und erst wenn im 6. 
oder 7. Jahre ein Gewinn erzielt wird, fängt die Abschreibung an. 
Das würde zu ganz unhaltbaren Konsequenzen führen. Der den Ab- 
schreibungen zugrunde liegende Gedanke ist, wie ja gerade Fischer 
verdienstvoll dargelegt hat, daß der durch die Entwertung des be- 
treffenden Gegenstandes entsprechende Verlust gleichmäßig auf die 
ganze Gebrauchsdauer verteilt wird. Ob das Unternehmen Gewinn 
und Verlust erzielt, ist für dieses Prinzip ganz gleichgültig. Wenn 
in der Praxis auch zahlreiche Abweichungen von dem Prinzip vor- 
kommen, so wird ganz zweifellos in der großen Mehrzahl der Fälle 

1) I, S. 74 f. 2) Von mir gesperrt. 
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auch in Verlustjahren abgeschrieben^ und jeder, der eine fremde Bilanz 
prüffc, wird, auch wenn sie mit einem Verlust abschließt, zunächst 
annehmen, daß Abschreibungen vorgenommen sind. Für die meisten 
Fälle ist es ja auch von Bedeutung, nicht nur zu wissen, daß sich 
ein Verlust ergeben hat, sondern auch zu erfahren, wie hoch dieser 
Verlust ist. Wird der Verlust durch Unterlassung von Abschreibungen 
künstlich verringert, so liegt nicht nur eine Bilanzverschleierung, 
sondern eine direkte Bilanzfälschung vor. Im übrigen kann man von 
einer bilanzmäßigen Ermittlung des Gewinnes oder Verlustes über- 
haupt erst dann reden, wenn ordnungsmäßige Abschreibungen vor- 
genommen sind. 

Berechnung der Abschreibung nach Maßgabe der Inan- 
spruchnahme. Neben der Regel, daß für die Verteilung des ins- 
gesamt abzuschreibenden Betrages einfach die Gebrauchs d au er zugrunde 
gelegt wird, findet man, allerdings nicht sehr häufig, auch noch eine 
andere Methode, die die insgesamt abzuschreibende Summe nach Maß- 
gabe der Inanspruchnahme des betreffenden Gegenstandes verteilt. 
Wo die Ausnutzung der Anlage, z. B. infolge wechselnder Konjunk- 
turen, in den verschiedenen Jahren stark schwankt, da empfindet 
man es für die Erfolgsberechnung und auch für manche andere Zwecke, 
z. B. die Selbstkostenberechnung, als störend, daß trotz der verschiedenen 
Inanspruchnahme jedem Jahre der gleiche Abschreibungsbetrag zur 
Last fäUt. Um diesem Mangel abzuhelfen, legt man für die Be- 
messung der Abschreibung den Grad der Ausnutzung der Anlage zugrunde. 
Nimmt man beispielsweise an, daß eine Maschine unbrauchbar sein 
wird, wenn ein bestimmter Produktionsprozeß x-mal vorgenommen 

ist, so sagt man sich, daß auf jeden einzelnen Prozeß - der Gesamt- 

entwertung entfällt und bemißt am Ende des Jahres die Abschreibung 
nach dem tatsächlichen Umfang der Produktion. 

So berichtet Joppich in der Zeitschrift des Vereins deutscher 
Ingenieure^): 

„Die [Abschreibung nach Maßgabe der Inanspruchnahme] ist in Schlesien 
in den Zementfabriken eingeführt und beruht auf Erfahrungssätzen, nach denen 
derartige Anlagen nnd ihre Maschinen abgenutzt sind, wenn mit ihnen eine be- 
stimmte Menge Zement hergestellt ist. Diese Abschreibungen entsprechen auch, 
da die Beanspruchung der Zementfabriken entsprechend der Geschäftslage im 
Bauwesen stark wechselt, ganz den wirklichen Verhältnissen. Die Abschreibungen 
werden immer für ein Faß Zement (186 kg) bemessen. Die Form ist auch für 
andere Fabnkationszweige, deren Enderzeugnis nicht wechselt, anwendbar; doch 
ist hierbei eine Trennung der Ejraft- Ton den Arbeitsmaschinen schwer herbei- 
zuführen." •) 

1) 1908, S. 1093. 

2) Ein ähnliches Beispiel aus dem Gebiete des Bergwerksbetriebes (Be- 
rechnung der Abschreibungen auf die Bergwerksanlage nach Maßgabe der ge^ 
förderten Eohlenmenge) erwähnt Lemaire S. 103. 
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Diese Abschreibungsmethode hat manclierlei Vorteile. Auch hier 
^ird die Differenz zwischen dem Anschaffongspreis und dem Endwert 
der Gegenstände bei Außergebrauchstellung abgeschrieben, aber die Ver- 
teilung dieser Differenz auf die einzelnen Jahre erfolgt nicht gleich- 
mäßig, sondern nach Maßgabe des Nutzens, den die einzelnen Jahre 
von dem Gegenstande gehabt haben. Ist in einem Jahre die Pro- 
duktion besonders forciert, so enfällt auf dieses Jahr also eine größere, 
war der Betrieb eingeschränkt, eine geringere Abschreibungsquote als 
bei Anwendung der ersteren Methode. 

Völlig einwandfrei ist aber auch diese Methode nicht, denn die 
Entwertung hängt nicht lediglich von der Inanspruchnahme ab. Zu- 
lässig ist jedenfalls ein solches Vorgehen nur, solange das Unter- 
nehmen regulär in Betrieb ist. Würde der Betrieb einmal ein ganzes 
Jahr stillgestellt werden, so dürfte dann natürlich nicht von Ab- 
schreibungen ganz abgesehen werden, sondern solche wären dann nach 
^er ersten Methode vorzunehmen. 

Die Bemessung der Abschreibungen nach der Zeit und 
nach der Inanspruchnahme. Neben den bisher dargestellten 
Prinzipien gibt es auch die Möglichkeit, beide Prinzipien miteinander 
zu kombinieren, indem man die Gesamtentwertung z. T. nach Maß- 
gabe der Zeit und zum anderen Teil nach Maßgabe der Inanspruch- 
nahme verteilt. So bemerkt Qt. Fischer^) bezüglich des Dampfpüugs: 

„Die sonst übliche Ausetzung einer bestimmten Amortisationsquote erscheint 
hier nicht zulässig. Das allmähliche ünbrauchbarwerden der Maschinen erfolgt 
einmal durch die Einflüsse der Luft und Feuchtigkeit, die dauernd, auch während 
des Stillstandes, wirken, andererseits durch die Abnutzung bei der Arbeit. Dieser 
zweite Teil richtet sich daher nach der jährlichen Benutzungszeit nnd steht in 
direktem Verhältnis zu ihr. Er ist größer bei einer stark benutzten Maschine 
als bei einer wenig gebrauchten. Um dies in der Rechnung zu erfassen, muß 
4aher die Amortisationsquote in einen festen Teil von etwa 4 7o ^^^ einen von 
der Benutzungszeit abhängigen, dessen Höhe mit der Empfindlichkeit der Ge- 
triebe wechselt, zerlegt werden." 

Eine so sorgfaltige Rechnung wird aber in der Praxis kaum je 
Angewendet. 

Die Bemessnng der Abschrelbungss&tze und die Durch- 
führung der Abschreibungen in der Praxis. So einfach das 
den Abschreibungen zugrunde liegende Prinzip auch ist, die Ver- 
schiedenheit der Bemessung der Abschreibungen ist in der Praxis 
außerordentlich groß.^) Diese Verschiedenheit erklärt sich einmal aus 
Schwierigkeiten, die in der Sache selbst liegen, und zum anderen 
daraus, daß man sich gar nicht bemüht, exakt Torzugehen, vielfach 
sogar bewußt gegen die Grundsätze exakter Abschreibungen verstößt. 

1) Die soziale Bedeutung der Maschinea in der Landwirtschaft. Leipzig 
1902, S. 5. 

2) Man vergleiche z. B. die bei Simon S. 388 wiedergegebenen Abachrei- 
bnngssätze einer größeren Anzahl von Brauereien. 



Durchfdhmng der Abschreibungen in der Praxis. 145 

Sehr schwierig ist es in vielen Fällen, die voraussichtliche Ge- 
branchsdauer des betreffenden Gegenstandes einigermaßen richtig ab- 
zuschätzen. Bei Gebäuden, bei neuen Maschinen, überhaupt bei allen 
technischen Neuerungen ist es außerordentlich schwer, zu sagen, wie 
lange diese Aktiven brauchbar sein werden, und erst recht schwierig 
ist es, zu sagen, wann sie durch neue Erfindungen überholt sein 
werden und deshalb ev. vor der völligen Abnutzung ausrangiert werden 
müssen. Wie lange gar wird ein Patent Nutzen gewähren, wie lange 
wird der Nutzen anhalten, den große Reklameausgaben bei Begründung 
des Geschäftes mit sich bringen, wie lange wird die käuflich über- 
nommene Firma oder Kundschaft sich als gewinnbringend erweisen? 
Das sind Fragen, bei deren Beantwortung erst recht auf Exaktheit 
verzichtet werden muß. 

Infolgedessen ist die Berechnung der Gebrauchsdauer und dem- 
gemäß die Bemessung der jährlichen Abschreibungsqnote in hohem 
Maße Sache des Gefühls. Der eine ist vorsichtig und schätzt die 
Gebrauchsdauer gering ein, der andere ist optimistischer und begnügt 
sich mit einer niedrigeren Abschreibungsquote. Selbst für die am 
häufigsten vorkommenden Fälle des praktischen Lebens zeigen sich 
bei den Praktikern oft die weitgehendsten Meinungsverschiedenheiten.^) 

1) ^gl- z. B. die Polemik in der Elektrotechnischen Zeitschrift 1896, S. 48, 
121, 169^ 198, 288. In einem Aufsatz über die „Entwertung von Maschinen durch 
den Betrieb" Qn der Z. d. Y. d. I. 1886, 8. 698 ff.), auf den noch näher einzu- 
gehen sein wird, schlug Gustav Herrmann vor, der Verein deutscher Ingenieure 
solle gewisse Normen für die Entwertungssätze der verschiedenen Maschinen 
aufstellen. Diesem Vorschlage schloß sich auch Th. Peters an. Er führte 
a. a. 0. S. 602 aus: „Ich verhehle mir durchaus nicht, daß bei weitem nicht 
alle Zweige der Industrie bereits zu einer solchen Durchbildung und Vollendung 
gelangt sind, wie diejenigen der Tuchfabrikation; sehr viele sind noch mitten 
in der Entwicklung begriffen und lassen deshalb die Anwendung des Herr- 
m an n sehen Verfahrens noch gar nicht oder nur in beschränktem Maße zu; 
allein ebenso unzweifelhaft gibt es in zahlreichen Zweigen der Technik eine 
große Reihe von Maschinen und Vorrichtungen, welche bereits eine genügende 
Stetigkeit der Gestaltung hierfür erlangt haben. Ich nenne in dieser Beziehung 
Bohrleitungen und Transmissionen, viele Geräte der Zuckerindustrie, der Bier- 
brauerei, der Textilindustrie im allgemeinen, der Papierfabrikation und der 
Mühlenindustrie, ja selbst bei Dampfmaschinen und Werkzeugmaschinen würde 
«in Versuch im obigen Sinne nicht vergeblich sein. 

Sind solche Voraussetzungen richtig, so würde ich es für eine nützliche 
Aufgabe unseres Vereins halten, einen solchen Versuch zu machen. Die Kraft 
des einzelnen würde es übersteigen, für viele oder alle Industriezweige eine 
solche Ausarbeitung zu unternehmen, und seine Feststellungen werden schwerlich 
von vornherein mit dem erforderlichen Ansehen ausgerüstet sein, unser Verein 
hmgegen ist durch seine Bezirksvereine besser als irgend sonst jemand in der 
Lage, die gesamte Industrie zu übersehen, und seine Feststellungen würden ohne 
Zweifel mit einem hohen Maße des Zutrauens in Empfang genommen werden.*^ 

Der Verein deutscher Ingenieure hat dieser Anregung keine Folge gegeben. 
(Über die ablehnende Stellungnahme des Aachener Bezirksvereins vgl. a. a. 0. S. 1004.) 

P»«8ow, BÜÄMen. 10 



146 ■ Durchfühning der Abschreibungen in der Praxis. 

Oft stellt sich nach Verlauf einiger Jahre heraus, daß man sich ge- 
täuscht hat, daß die Gebrauchsdauer länger oder kürzer sein wird, 
als man angenommen hatte ^), es werden dann wohl neue Berechnungen 
aufgestellt und neue Abschreibungsquoten eingeführt. 

Ergibt sich dabei, daß bisher zu wenig abgeschrieben war, so holt 
man entweder durch eine einmalige „außerordentliche Abschreibung*^ 
das nach, was man in den früheren Jahren versäumt hat, oder man 
verteilt das Versäumte gleichmäßig auf den Rest der Gebrauchsdauer, 
indem man für die künftigen Jahre die Abschreibungsquote so hoch 
nimmt, daß am Schlüsse der Gebrauchsdauer der Betrag bis auf den 
Restwert abgeschrieben ist. 

Selbstverständlich müssen für die einzelnen Aktiven oder wenigstens 
für die einzelnenen Kategorien von Aktiven verschiedene Abschreibungs- 
quoten festgesetzt werden. Die Gebrauchsdauer von Gebäuden ist 
eine andere als die von Maschinen oder Zugtieren oder gar als die 
von Modellen u. dgl. mehr. So sind beispielsweise in der auf S. 41 
erwähnten Brauereibilanz der (ordentlichen) Abschreibung folgende Sätze 
zugrunde gelegt: 

für Brauereigebäude 27o 

„ Maschinen 10 7^ 

„ die elektrische Anlage ^^Vo 

„ Eis- und Kühlmaschinen 10 7o 

„ Eishäuser und Keller 4^0% 

„ Wirtschaffcshäuser 1 7^ 
„ Brunnen- und Wasserleitungsanlagen 50 7o 

Betriebsmobilien 20 7o 
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Lagerfässer 


10% 


Transportfässer 


26 Vo 


Fuhrpark 


20»/. 


W irtschaftsin ventar 


267.') 



Besonders hoch pflegt man die Abschreibungen zu nehmen für 
Patente, Firmenrechte, übernommene Kundschaft und ähnliche Posten, 
weil die Schätzung der voraussichtlichen Nutzungsdauer bei ihnen 
besonders unsicher ist. 

Im großen und ganzen aber muß man sagen, daß bei der Be- 
messung der Abschreibungssätze in der Praxis mit außer- 

1) So nahm man in der ersten Zeit des Eisenbahnwesens vielfach an, daß 
die Geleise so gut wie gar keiner Abnutzung unterlägen. A. Haarmann (Das 
Eisenbahngeleise. Geschichtlicher Teil. Leipzig 1891, S. 37) erwähnt, daß der 
im Dezember 1886 von der Baudirektion der damals projektierten Eisenbahn 
Braunschweig- Wolfenbüttel ausgearbeitete Kostenanschlag „die Dauer der Schienen 
als eine fast unbegrenzte ansah und es nicht für nötig hielt, die jetzt im Geld- 
punkt 80 bedeutende ,,Erneuerung des Oberbaues'^ als einen Ausgabefaktor in 
Rechnung zu stellen, während man bei den Gebäuden eine Abnutzung von 1 % 
jährlich gewissenhaft in die Rechnung aufnahm und für Ersatz dieser, wie des 
Betriebsmaterials einen besonderen Emeuerungsfonds vorschlug/^ 

2) Vgl. damit auch das Beispiel auf S. 47. 
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ordentlicher Willkür vorgegangen wird, und daß hier wohl 
der schwächste Punkt des Bilanzwesens liegt. Zum Teil läßt 
sich ja, wie erwähnt, diese Willkür nicht vermeiden, weil es an ge- 
nügenden Unterlagen für die Schätzung der Gehrauchsdauer usw. fehlt; 
zum großen Teil aber wäre es zweifellos möglich, exakter vorzugehen. 
Es wird aber von dieser Möglichkeit sehr vielfach kein Gebrauch 
gemacht 

Natürlich hat jedes Gebäude, jede Maschine usw. nach Maßgabe 
der Bauart, der Aufstellung, der Inanspruchnahme, der Sorgfalt der 
Behandlung und Instandhaltung eine ganz individuelle Gebrauchsdauer. 
Aber diese abzuschätzen oder auch nur darüber nachzudenken, nimmt 
sich die Praxis gar nicht erst die Zeit, sondern die Aktiven werden 
zu großen Gruppen zusammengefaßt, und ohne Rücksicht auf die 
Verschiedenartigkeit der einzelnen Bestandteile wird dann für die ganze 
Ghruppe eine, ebenfalls ohne langes Überlegen ziemlich willkürlich be- 
messene, Abschreibungsquote festgesetzt. 

Diese summarische Behandlung der Abschreibungen hat außer 
anderen Nachteilen auch noch den Erfolg, daß man regelmäßig gar 
nicht weiß, wie viel nun auf das einzelne Aktivum abgeschrieben ist. 
Tritt dann die Notwendigkeit ein, z. B. eine Maschine vor der Zeit 
auszurangieren und zu verkaufen, so weiß man infolgedessen gar nicht, 
wie viel man in Abgang zu bringen hat. Hat die Maschine 10000 Ji 
gekostet und wird sie für 2500 Jt verkauft, so zieht man häufig ein- 
fach diese 2500 Jt von dem Gesamtwert der Maschinen ab, trotzdem 
von den Gesamtabschreibüngen auf die verkaufte Maschine vielleicht 
tatsächlich bis dahin nur 4 oder 5000 JL entfallen waren. Solche 
FäUe kommen, so unglaublich das klingt, auch bei sonst gut geleiteten 
Firmen alle Augenblicke vor. Will man genaue Abschreibungen vor- 
nehmen, so muß man also mit der summarischen Erledigung brechen 
und sich für jedes einzelne in Betracht kommende Aktivum überlegen, 
wie hoch die Abschreibungen dafür zu bemessen sind, und dann muß 
man sich weiter für jedes Aktivum Rechenschaft darüber ablegen, 
wie hoch der Anschaffungspreis war und wie viel davon bereits ab- 
geschrieben ist.i) 

Eine inkorrekte Handhabung der Abschreibungspraxis liegt auch 
insofern vor, als die Abschreibungen vielfach in guten Jahren erhöht, 
in schlechten Jahren herabgesetzt werden. Das kann in gewissem 
Umfange berechtigt sein, insofern man sich damit an die oben geschilderte 
Methode, die Abschreibungen nach der Inanspruchnahme zu diffe- 
renzieren, anlehnt; aber nicht selten geht mau über dieses Maß weit 
hinaus. Auch wenn gar keine Betriebseinschränkung stattgefunden 

1) Hierfür ist es sehr zweckmäßig, ordentliche Inyentare der betreffenden 
Aktiva anzulegen, wie sie z. B. Lewin in der Zeitschr. f. Handelsw. n. Handelspr. 
Jahrg. 1, S. 14ff., Jahrg. 2, S. 12ff. empfohlen hat. 

10* 
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hat^ werden bei schlechtem Geschäftsgang die Abschreibungen herab- 
gesetzt^ ohoe daß dieses Verfahren etwa in übermäßigen Abschreibungen 
der Vorjahre seine Bechtfertigung fände. 

BemeHung' der Absohreibiingeii nach dem Jeweiligen Buoh- 
wert. Der Zweck, die Gesamtanschaffungskosten^) während der Ge- 
brauchsdauer abzuschreiben, wird bei Zuirrundelecrunff des S. 140 fte- 
schüderten und am meisten angewendet PriS^f natürlich L 
dann erreicht, wenn alljährlich auch wirklich jedesmal die gleiche 
Quote des Erwerbspreises in Abzug gebracht wird; aber auch dagegen 
wird häufig infolge einer kaum begreiflichen Gedankenlosigkeit gefehlt. 
Bei zahlreichen Unternehmungen wird nicht eine bestimmte Quote 
des AnschafiFungspreises, sondern ein bestimmter Prozentsatz von 
dem Betrage, zu dem der Gegenstand in der letzten Bilanz ein- 
gesetzt war, also von dem sog. Buchwert in Abzug gebracht. Statt 
bei einem Gegenstand, der eine zehnjährige Gebrauchsdauer hat, 
jährlich lO^o der Anschaffungskosten abzuschreiben und damit 
den Gegenstand in 10 Jahren völlig abzuschreiben, schreibt man 
immer nur 10% des jeweiligen Bestbetrages ab, im ersten Jahre 
also ein Zehntel der tatsächlichen Anschaffungskosten, im zweiten 
Jahre nur noch ein. Zehntel der restlichen 90% d^s Anschaffungspreises 
(also nur 9% der GesamtanschafFongskosten), im dritten Jahre ein 
Zehntel von den noch nicht abgeschriebenen 817o des Anschaffungs- 
preises also 8,1 7o ^^^ Gesamtanschaffungskosten usw.^ 

Dieses Vorgehen hat zwei schwere Nachteile. Erstens wird 
auf diese Weise der Gegenstand während der Gebrauchsdauer nicht 
annähernd abgeschrieben. Bei einem Gegenstände, der 10000 Jl 
kostet, eine zehnjährige Gebrauchsdauer hat und am Schlüsse der 
10 Jahre gar keinen Wert mehr besitzt, würden sich folgende Ziffern 
ergeben: 

1. Jahre 10 % Abschreibung Ton 10000 JC » 1000 M 
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1) Resp. die Differenz zwischen Anschaffongskosten und Veränßerungswert 
am Schlüsse der Benutzung, doch mag es im Interesse der Kürze erlaubt sein, 
hier einfach yon den Beschaffungskosten zu sprechen. 

8) Vgl. C. M. Lewin, Entwertung industrieller Anlagen durch den Betrieb 
in Zeitschrift für Dampfkessel- und Maschinenbetrieb, 1908, S. 876f., 885 ff.; ders., 
Falsche und richtige Abisohreibungen in Industriebetrieben, in der Zeitschrift 
„Die chemische Industrie'* 1909. 8. 494 ff. 



J 



Durchführung der Abschreibungen in der Praxis. 149 

Im ganzen wären also in den 10 Jahren nur 6513.20 Jl ab- 
geschrieben^ d. h. der Gegenstand steht in dem Moment^ wo er 
völlig wertlos ist, noch mit 3486.80 JC in der Bilanz. Selbst 
nach 20 Jahren, also volle 10 Jahre nach der Außergebrauchsetzung 
würde er noch mit ca. 12% seines AnschafiPongswertes in der Bilanz 
stehen (und theoretisch ja auch bei dieser Methode niemals völlig 
daraus verschwinden). Würde man, statt lO^o vom jeweiligen Buch- 
wert abzuschreiben, nur ö^o? diese aber vom Anschaffungs werte ab- 
schreiben, so käme man bei der Abschreibung von nur 6% vom 
17. Jahre ab zu niedrigeren Bilanzwerten als bei der falsch durch- 
geführten Abschreibung von 107o0; ^^^ außerdem wäre der Gegen- 
stand dann nach 20 Jahren wenigstens vollständig abgeschrieben. 

Der zweite Nachteil dieser Methode besteht darin, daß die einzelnen 
Jahre mit ganz verschiedenen Abschreibungssummen belastet sind. 
Während im ersten Jahre 1000 c/fC abgeschrieben sind, entfällt auf 
das 10. Jahr nur noch wenig mehr als ein Drittel dieser Summe. 

In der Praxis treten diese Mängel regelmäßig nicht so klar in 
die Erscheinung, weil die Abschreibungssumme nicht für den einzelnen 
Gegenstand, sondern für alle gleichartigen Gegenstände (z. B. aUe 
Maschinen) gemeinsam berechnet wird. Da regelmäßig wieder Neu- 
anschaffungen hinzukommen, so wird deshalb, wenn regelmäßig ein 
bestimmter Prozentsatz des Buchwertes abgeschrieben wird, der Ab- 
schreibungsbetrag nicht von Jahr zu Jahr niedriger, sondern er steigt 
oft noch. Das ändert aber nichts an dem Urteil, daß diese Art der 
Berechnung der Abschreibungen vöUig verfehlt ist, und daß es eigentlich 
kaum verständlich ist, wie sie so allgemeine Verbreitung finden konnte. 
In der Praxis tröstet man sich vielfach damit, daß die Abschreibungs- 
quoten höher gewählt sind als nötig wäre und daß infolgedessen die 
Bilanzansätze doch nicht übermäßig sind. Das bedeutet aber im günstigsten 
Falle nur, daß eine Ungenauigkeit durch eine zweite kompensiert wird. 
Daß die eine Inkorrektheit die andere genau aufhebt, ist natürlich 
sehr unwahrscheinlich. 

An sich wäre es natürlich auch bei der Abschreibung eines gleichen 
Prozentsatzes von dem jeweiKgen Buchwerte möglich, diesen Prozent- 
satz so zu wählen, daß am Ende der Gebrauchszeit der Gegenstand 
abgeschrieben ist.*) Wollte man dieses Prinzip auf einen Gegenstand 
anwenden, der 10000 Jl gekostet hat, eine zehnjährige Gebrauchsdauer 
besitzt, und am Schlüsse der Gebrauchsdauer noch einen Endwert 
von 1000 Mark besitzt'), so würde sich ein Abschreibungssatz von 
1:0,567 7o ergeben. Es würden also abzuschreiben sein: 

1) Vgl. die von Lewin in „Die chemiBche Industrie", 1909, S. 498 gegebene 
gzaphische Darstellung. 2) Vgl. Lemaire, S. 71ff. 

8) Wenn der Gegenstand am Ende der Gebrauchsdauer keinen Endwert 
besitzt, also vöUig abzuschreiben ist, so kann man durch jährlichen Abzug eines 
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Bei dieser Beredmungsweise würde also bis zum Schlüsse der 
Gebrauchsdauer der Gegenstand genau bis auf den Restwert abge- 
schrieben sein, aber so genau rechnet man in der Praxis nicht. Regel- 
mäßig wird ein Abschreibungssatz zugrunde gelegt, der für die Ab- 
schreibung vom AnschaflFungswert zutreflfend ist, und dann wird dieser 
selbe Prozentsatz zu Unrecht vom jeweiligen Buchwert in Abzug ge- 
bracht. Selbst wenn man aber so rechnen wollte, wie das in unserem 
Beispiele geschehen ist, so würde die Methode der Abschreibung vom 
jeweiligen Buchwert auch dann als verfehlt gelten müssen, denn trotz 
des gleichen Prozentsatzes würden die einzelnen Jahre mit ganz ver- 
schiedenen Summen belastet werden, was außerordentlich unzweck- 
mäßig ist. Während bei der Abschreibung vom AnschaflFungswert in 
dem Falle unseres Beispiels jedem Jahre 900 JC zur Last fallen würden, 
sind hier im ersten Jahre über 2000 JC, im letzten nur noch wenig 
über 250 J( abzuschreiben. Eine solche Verteilung der Abschreibungen 
würde aber jede ordentliche Ertragsberechnung und Selbstkosten- 
berechnung illusorisch machen. 

Wir kommen deshalb zu dem Resultat: will man die Abschreibungs- 
sätze nicht nach der Inanspruchnahme, sondern nur nach dem Zeitablauf 
bemessen, so ist es das allein zweckmäßige, jährlich gleiche Beträge, d. h. 
jährlich den gleichen Prozentsatz der AnschaflEungskosten (abzügl. End- 
wert) abzuschreiben.^) 

Das setzt natürlich voraus, daß man die Anschaflfungskosten auch 
bei den späteren Bilanzaufstellungen sich vergegenwärtigt. Dazu ist 

bestimmten Prozentsatzes den Gegenstand theoretisch natürlich nicht vollständig 
abschreiben. Das würde aber praktisch keine großen Schwierigkeiten machen. 
Der Prozentsatz kann so gewählt werden, daß der verbleibende Eest ein ganz 
minimaler ist Dann wird einfach die letzte, ohnehin sehr niedrige Abschreibung 
nm diesen kleinen Restbetrag erhöht. 

1) Sehr mit Recht bestimmt deshalb z. B. das Statut der Tüllfabrik Flöha A.-6. 
in Plane bei FlÖha: „Die Aufstellung der Bilanz erfolgt nach den Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches. Es sind alljährlich mindestens 3 7,, auf Gebäude und 
mindestens 10% auf Transmissionen, Maschinen und Werkzeuge abzuschreiben. 
Die Abschreibungen sind dauerndvorzunehmenauf die Anschaffungs- 
werte, wobei bezüglich der Eröffnungsbilanz der Gesellschaft der Einbringungs- 
wert als Anschaffungswert gilt." Solche statutarische Bestimmungen sind in der 
Praxis aber außerordentlich selten. 
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es aber, wie wir sahen; nicht nötig, daß man Abschreibungen 
auf der Aktivseite der Bilanz unterläßt und dafür auf der Passiv- 
seite einen entsprechenden Korrektivposten einfögt, sondern es ge- 
nügt, wenn außerhalb der Bilanz ordentliche Verzeichnisse angelegt 
werden, aus denen man die Erwerbspreise und die bis dahin vor- 
genommenen Abschreibungen jedes einzelnen Gegenstandes ersehen 
kann. 

Absohrelbnngen von den im Laufe des Bilan^ahres neu 
angesohaJTten Ctogenständen, ungleichmäßig wird auch bezüglich 
der im Laufe des letzten Geschäftsjahres gemachten Neuanschaffungen 
vorgegangen. Mauche setzen von den Anschaffungskosten dieser Ak- 
tiven eine ganze Jahresquote ab, ohne Rücksicht darauf, ob die Gegen- 
stände schon zu Anfang oder erst gegen Ende des Jahres angeschafft 
sind, ob sie also schon längere oder erst kürzere Zeit in Gebrauch 
waren. 

Andere machen von den Anschaffungen des letzten Jahres über- 
haupt keine Abschreibungen, sondern beginnen damit erst in dem auf 
die Anschaffung folgenden Geschäftsjahr. 

Beide Methoden sind natürlich ungenau. Will man ganz korrekt 
vorgehen, so muß man auch auf die Neuanschaffungen Abschreibungen 
vornehmen, aber nur nach Maßgabe der Zeit, während der sie schon 
in Gebrauch waren, also für 9, 6, 3 Monate usw. 

Keine Abschreibungen werden regelmäßig vorgenommen bei Neu- 
bauten u. dgl., solange sie noch nicht fertiggestellt sind. Ist am 
Bilanztage ein neuer Fabrikbau noch nicht gebrauchsfertig, ist ein 
neuer Schacht noch nicht vollendet, so setzt man einfach die bis dahin 
aufgewendeten Kosten als Aktivum in die Bilanz ein, ohne irgend- 
welche Abschreibungen vorzunehmen, beginnt mit letzteren vielmehr 
erst nach Ingebrauchnahme. 

Verschiedene G-ebrauehsdauer der einzelnen Teile eines 
Ctogenstandes. Behandlung der Reparatur- und Erneuerungs- 
kosten. In den bisherigen Darlegungen sind wir davon ausgegangen, 
daß für einen einheitlichen Gegenstand auch nur ein Anschaffungswert, 
eine einheitliche Entwertung und demgemäß eine einheitliche Ab- 
schreibung in Betracht komme. Nun liegt die Sache aber so, daß 
vielfach die einzelnen Teile beispielsweise einer Maschine, eines Hauses, 
eines Eisenbahnwaggons eine verschiedene Gebrauchsdauer aufweisen, 
daß einzelne Teile häufig erneuert werden müssen, während andere Teile 
noch vorhalten. Der Anstrich, die Tapeten eines Hauses z. B. werden 
während der Gebrauchsdauer des Hauses häufig neu zu beschaffen sein. 
Demgegenüber erhebt sich die Frage, ob dieser Verschiedenartigkeit 
der Gebrauchsdauer auch bei Bemessung der Abschreibungen Rechnung 
zu tragen ist. 

Auf die Tatsache, daß bei einer Maschine einzelne Teile eine ge- 
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ringere Gebraachsdauer haben als andere, hat Herrmann^) sehr ener- 
gisch hingewiesen. Er sagt^): 

,fii betreff derjenigen Entwertung, welche die Maschinen durch den Betrieb 
selbst erleiden, ist zunächst klar, daß eine Abnutzung nur an solchen 
Teilen stattfinden kann, welche gegen andere Teile eine relative 
Bewegung haben, oder welche aus einem Stoffe von geringer Dauer- 
haftigkeit bestehen. Solche Maschinenteile dagegen, welche einer 
derartigen Bewegung nicht unterliegen, sind auch einer Abnutzung^ 
nicht unterworfen.') Hierher gehören z. B. die eisernen Säulen, Ständer, Ge- 
stelle, Lagerbänke, Konsolen, Fundamentanker usw., überhaupt alle diejenigen 
passiven Maschinenteile, welche an der eigentlichen Bewegung nicht teilnehmen, 
sondern nur zur Unterstützung oder Befestigung der bewegten Teile dienen. 
Desgleichen hat man hierher alle Röhrenleitungen zu rechnen, soweit dieselben 
nicht etwa aus ganz dünnen, dem Rosten unterliegenden Blechen zusammengesetzt 
sind. Dagegen sind die Futter- oder Lagerpfannen, welche in den gedachten 
Gestellen zur Unterstützung Yon Achsen oder Wellen angebracht sind, einer gan^ 
besonderen Abnutzung unterworfen, welche einer eingehenden Berücksichtigung 
bedarf. 

Auch unter den in steter Bewegung befindlichen Maschinenteilen gibt es 
eine große Anzahl solcher, welche trotz ihrer Bewegung eine Abnutzung nicht 
erfahren, oder deren Verschleiß doch ein so verschwindend geringer ist, daß ein 
Ersatz in den meisten Fällen nicht nötig wird. So sind die Riemscheiben, Seil- 
scheiben, Schwungräder und Kuppelungsmuffen einer Abnutzung gar nicht, die 
Transmissionswellen und Zahnräder einer solchen nur in ganz geringem Grade 
ausgesetzt. Dagegen aber bedürfen die zur Kraftübertragung dienenden Riemen, 
die Treibschnüre der Spindeln sowie die zur Bewegung der Arbeiterwalzen bei 
Krempeln dienenden Ketten einer häufigeren Erneuerung, die letzteren namentlich 
wegen des unvermeidlichen Längens der einzelnen Glieder. 

Nach diesen hier nur in allgemeinen Umrissen angegebenen Grundsätzen 
ist es nunmehr leicht, in jedem einzelnen Falle diejenigen Teile einer Maschine 
anzugeben, welche einer Abnutzung unterworfen sind und daher eine zeitweise 
Erneuerung erfahren. Betrachtet man nun eine Maschine irgendwelcher Art, 
z. B. eine Krempelmaschine, welche ursprünglich einen Neuwert P JC gehabt haben 
mag, und welche während einer Zeitdauer von z Jahren in regelmäßigem Betriebe 
erhalten worden ist, so ist der ursprüngliche Wert dieser Maschine durch diesen 
Betrieb unzweifelhaft um einen Betrag verringert worden. Zu dieser Wert- 
verminderung haben natürlich alle diejenigen Teile beigetragen, welche einer Ab- 
nutzung durch den Betrieb unterworfen waren. Man fasse irgendeinen dieser 
Teile ins Auge, z. B. ein Lager der Trommelwelle, welches unter normalen Ver- 
hältnissen eine Dauer von n Jahren haben möge und zu dessen Neubeschaffung 
ein Kostenaufwand gleich p JC erforderlich sein soll. Wäre die Maschine gerade 
seit n Jahren in Betrieb gewesen, so würde dieses Lager soeben ersatzbedürftig 
geworden sein, und man würde durch Aufwendung von p JC ein neues Lager 
beschaffen können, wodurch die Maschine in bezug auf dieses Lager mit 
einer neuen Maschine wieder gleichwertig werden würde.*) Man 
hätte daher anzunehmen, daß durch die Abnutzung dieses Lagers allein die 
Maschine um den Erneuerungswert desselben gleich p JC entwertet worden wäre. 
Wenn die Maschine indessen noch nicht seit n Jahren betrieben ist, sondern die 



1) Herrmann behandelt die Entwertungsfrage nicht vom Gresichtspunkte 
der Bilanzen^ sondern in bezug auf die Entschädigung bei Bränden. 

2) Z. d. V. d. I. 1886, S. 699. 

3) Von mir gesperrt. 
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Betriebsdauer nur etwa z Jahre beti^gt, so hat man auch nur den Verhältnis- 

rr 

mäßig geringeren Betrag von —^JL als die durch die Abnutzung dieses einen 

Lagers yeranlaßte Entwertung in Rechnung zu stellen. Wäre andererseits die 
Be^ebsdauer größer als n Jahre, so hätte während derselben das besagte Lager 
schon ein oder mehrere Male eine Erneuerung erfahren müssen, und es ist hiemach 
deutlich, daß für die entsprechende Entwertung der Maschine durch Abnutzung 
dieses Lagers nur die seit der letzten Erneuerung desselben verflossene Zeit in 
Betracht kommen kann. Es ist auch deutlich, daß diese hier für einen beliebigen 
Teil, wie das Trommellager, angestellte Betrachtung in gleicher Weise für jeden 
anderen der Abnutzung unterworfenen Maschinenteil gültig ist.'' 

Hiernach würde eine Abnutzung immer nur für einzelne bestimmte 

Maschinenteile in Frage kommen, alle anderen Teile wären keiner oder 

wenigstens nur einer minimalen Abnutzung unterworfen. So macht 

Herrmann ^) die ^gewiß nicht als günstig zu bezeichnende Annahme^', 

daß für diejenigen Teile, welche nach seiner Meinung einer eigentlichen 

Abnützung nicht unterworfen sind^ z. B. die Gestelle^ Lagerkörper usw. 

eine Entwertung bis höchstens 10% des Neuwertes eintreten kann^ 
„um dem Umstände Rechnung zu tragen, daß auch bei diesen Teilen von Zeit 
zu Zeit geringfügige Erneuerungen erforderlich werden können. So wird zu- 
weilen der Ersatz Yon Schraubenmuttern an den Lagerdeckeln und Flanschen- 
yerschraubungen^ von Keilen der Radnaben^ von Verpackungen an Röhren erfor- 
derlich, die Gestelle erhalten zeitweise einen neueu Anstrich usw/^ 

Dieser Auffassung Her r mann s kann in der Hauptsache nicht 
zugestimmt werden. Nach ihm würden zahlreiche Maschinenteile — 
soweit die betreffenden Maschinen nicht durch neue Erfindungen über- 
holt werden — ewig ihren Neuwert erhalten, resp. nur eine ganz 
geringfügige Abnutzung aufweisen. 

Bichtig und wichtig an den Darlegungen Herrmanns ist aber 
der Hinweis auf die yerschiedene Gebrauchsdauer der einzelnen Ma- 
schinenteile. Will man ganz exakt vorgehen, so muß man dieser 
Tatsache Rechnung tragen. Muß ein Haus, daß yoraussichtlich 
100 Jahre gebrauchsfähig sein wird, alle 5 Jahre neu gestrichen 
werden, so sind die Aufwendungen für den ersten Anstrich innerhalb 
der ersten 5 Jahre abzuschreiben; erfolgt dann ein neuer Anstrich, so 
erhöht sich der bilanzmäßige Wert des Hauses wiederum um die dafür 
aufgewandten Kosten, die wieder in fünf Jahren abgeschrieben werden, 
und so wiederholt sich der gleiche Vorgang 20 mal während des 
Bestandes des Hauses. Sind etwa gewisse Holzteile alle 20 Jahre zu 
erneuern, so müssen die dafür aufgewendeten Kosten zuerst immer 
dem Bilanzwert des Hauses hinzugefügt und dann in je 20 Jahren 
abgeschrieben werden. 

Das hat A. Langhaus^) richtig erkannt und dafür folgendes 
instruktiTe Beispiel aus dem Eisenbahnwesen angeführt: 

1) a. a. 0. S. 600. 

2) Die Privatfeuerassekuranz und das Beichsversicherungsgesetz. Leipzig 
1900. 8. 31f. 
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„Ein Personenwagen ü. Klasse koste (ausschließlich Satzachsen) neu JC 9400; 
seine Lebensdauer beträgt erfahrungsmäßig etwa 36 Jahre; das alte Material hat 
darnach noch einen Wert von «^ 600; alle 4 Jahre pflegt eine Erneuerung der 
inneren Ausstattung sowie eine Neulackierung, was zusammen oü 3000 kostet, zu 
erfolgen. Hier ist der Posten von JC 600 konstant und auch zuletzt noch vor- 
handen; der völligen Entwertung unterliegt also nur der Betrag von JC 8800 in 
36 Jahren, aber in der Weise, daß in dieser Zeit JC 5800 gleichmäßig, also jähr- 
lich Jt 161.10 entwerten, während JC 3000 alle 4 Jahre entwerten und wieder 
neu ersetzt werden. 

Der Wert des Wagens nach 11 Jahren berechnet sich danach wie folgt: 

W = 5800 — h 3000 h 600 = 5377 JC (rund). 

36 ' 4 ' ^ ' 

Nach 12 Jahren aber würde gerade die große Reparatur erfolgt sein und 
der Wert infolgedessen betragen: 

W == 5800 ^- + 3000 + 600 = 7466 JC (rund), 

36 

also inzwischen erhöht worden sein, wie auf der Hand liegt." *) 

In der Regel gibt sich die Praxis aber gar nicht die Mühe, den 
durch die verschiedene Gebrauchsdauer einzelner Teile derselben Sache 
bedingten Schwierigkeiten gerecht zu werden; so genaue Berechnungen 
hält man für unnötig und überflüssig, begnügt sich vielmehr damit, 
eine einheitliche Abschreibungsquote für den Gesamtbetrag der Er- 
werbskosten festzusetzen. Erst später, wenn Reparaturen, Erneue- 
rungen u. dgl. notwendig werden und Kosten dafür aufgewendet sind, 
entsteht die Frage, wie diese neuen Aufwendungen zu behandeln sind. 
Auch hier geht man wieder bei der Beantwortung der Frage nicht 
gleichmäßig vor. Handelt es sich um kleinere Beträge, so behandelt 
man sie meist als Betriebsausgaben, bewertet also das betreffende 
Aktivum deshalb nicht höher. Kommen jedoch größere Erneuerungs- 
kosten in Betracht, so erhöht man vielfach die Bewertung des Gegen- 
standes entsprechend. Das führt dann regelmäßig zu ganz unklaren 
Rechnungsergebnissen. Wird beispielsweise ein Haus, dessen Gebrauchs- 
dauer man auf 50 Jahre schätzt und von dessen Erwerbskosten man 
deshalb jährlich 27© abschreibt, alle fünf Jahre neu gestrichen, so er- 
gibt sich folgendes: Nach Ablauf der ersten fünf Jahre sind von den 
Kosten des ersteu Anstriches erst 10 7o abgeschrieben. Erfolgt nun 
ein neuer Anstrich und wird das Haus um den Betrag der Kosten 
dieses Neuanstriches höher bewertet, so sind jetzt in dem betreffenden 
Bilanzposten noch 90% der Kosten des ersten Anstriches und die Ge- 
samtkosten des zweiten Anstriches enthalten. In dem 6. — 10. Jahre 
wird von diesen beiden Beträgen wiederum nur ein kleiner Teil ab- 



1) Eine ähnliche Berechnung für die Entwertung einer Lokomotive unter 
der Annahme, daß der Feuerkasten einmal, die Siederohre zweimal und die Rad- 
reifen dreimal während der Dauer der Lokomotive zu erneuern sind, s. Zeitschrift 
für Kleinbahnen, Bd. 1, S. 658. 
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geschrieben, es treten aber die Gesamtkosten des dritten Anstriches 
neu hinzu usw. 

Das ist also zweifellos inkorrekt und ergibt unzutreffende Resul- 
tate. Die Praxis tröstet sich aber damit, daß die Abschreibungsquote 
,,reichlich" bemessen ist, daß wenn auch einerseits die ursprüngliche 
Bewertung zu hoch ist, andererseits die Abzüge davon zu hoch sind. 
Ihr Gedanke ist also, daß eine Inkorrektheit durch eine zweite, ent- 
gegengesetzte Inkorrektheit wieder gut gemacht wird, aber es ist 
natürlich nicht gesagt und auch nicht wahrscheinlich, daß 
die beiden Ungenauigkeiten sich genau aufheben. 

Von der Erneuerung einzelner Teile muß die laufende Instand- 
haltung der Sache scharf geschieden werden. Diese Instandhaltungs- 
kosten, z. B. für Reinigung, sind selbstverständlich reine Betriebs- 
ausgaben und ihretwegen darf daher die Bewertung der Aktiven nicht 
erhöht werden. Im einzelnen wird es allerdings oft nicht ganz ein- 
fach sein, zu sagen, ob eine bestimmte Aufwendung der Erneuerung 
oder der Instandhaltung dient. Als Unterscheidungsmerkmal kann 
dienen, ob nur das laufende Geschäftsjahr oder ob mehrere Jahre 
Nutzen von der Aufwendung haben. Muß das Dach eines Hauses 
alljährlich neu geteert werden, so handelt es sich um eine Aufgabe 
der laufenden Instandhaltung, die Kosten sind Kosten des laufenden 
Betriebes. Wird das Dach dagegen nur alle drei Jahre neu geteert, 
so handelt es sich um eine Erneuerung. Die Kosten sind zunächst 
als Werterhöhung des Hauses zu behandeln, und während der drei 
Jahre ist je Yg abzuschreiben. 

Weiter müssen von den Erneuerungskosten unterschieden werden 
die Kosten für Erweiterungen und Ergänzungen der schon vor- 
handenen Aktiven. Hier handelt es sich um den Erwerb neuer 
Aktiven, und diese Kosten sind demgemäß unter die Aktiven ein- 
zustellen. 

G-lelohheit von Entwertung und Erneuerung. Ausnahms- 
weise kann der Fall so liegen, daß die jährlich aufzuwendenden Er- 
neuerungskosten genau so hoch sind wie die Sätze, die nach den 
früher dargestellten Prinzipien alljährlich abzuschreiben sind. Wenn 
ein Unternehmen eine große Anzahl von gleichartigen Gegenständen 
besitzt, die eine Gebrauchsdauer von je 20 Jahren haben, und wenn 
jährlich der zwanzigste Teil dieser Gegenstände erneuert wird, so 
heben sich der Betrag, der abzuschreiben ist, und der Betrag, um den 
infolge der Erneuerung die Aktiven zu erhöhen sind, auf, und es kann 
dann als durchaus einwandfrei bezeichnet werden, wenn für die frag- 
liche Entwertung gar keine Abschreibungen vorgenommen, 
dafür aber auch die Erneuerung nicht als Neubeschaffung von Aktiven, 
sondern als Instandhaltungsausgabe behandelt wird. So etwas wäre 
z. B. bei Eisenbahngeleisen unter Umständen möglich. 
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Es sei aber ausdrücklich hervorgehoben, daß diese Methode der 
Kompensierung der Entwertung durch die jährlichen Erneuerungen 
nur dann zutreffende Resultate ergibt, wenn auch wirklich in jedem 
einzelnen Jahre für Erneuerungen so viel aufgewendet wird, wie 
an sich für Abschreibungen abzusetzen wäre. Wenn die Erneuerung 
in den verschiedenen Jahren verschiedenen umfang erreicht, so darf 
korrekterweise diese Methode nicht angewendet werden, auch wenn 
etwa für größere Perioden von 5 oder 10 Jahren der Jahresdurch- 
schnitt der Emeuerungsaufwendungen sich mit den Abschreibungen 
deckt. Sonst ergibt die Bilanz zwar für das Ende einer solchen Periode 
ein richtiges Bild, aber die einzelnen Jahre werden durch die von Jahr 
zu Jahr wechselnden Emeuerungskosten viel ungleichmäßiger be- 
lastet, als das bei normalen Abschreibungen der Fall sein würde, und die 
Bilanzen der einzelnen Jahre weisen dann unrichtige Gewinnziffem aus. 

AuBerordentUohe Absohrelbongen mit Bfleksloht auf den 
Verkaufkiwert, Ertragswert und Ersatawert. Neben den ge- 
schilderten regulären, ordentlichen Abschreibungen sieht die Praxis sich 
gelegentlich zu außerordentlichen, besonderen Abschreibungen veranlaßt,, 
die bisweilen eine recht beträchtliche Höhe erreichen. Solche außer- 
ordentliche Abschreibungen werden dann wohl auch neben den ordent- 
lichen als besonderer Posten in der Bilanz aufgeführt, in anderen 
Fällen wird einfach der gewöhnliche Abschreibungsposten entsprechend 
erhöht. Die Gründe für die außerordentlichen Abschreibungen sind 
n^annigfache. Bisweilen stellt sich ein Unternehmen auf den Stand- 
punkt, einzelne Anlagen höchstens mit einem solchen Betrage zu be- 
werten, der sich bei einer Veräußerung mit Sicherheit erreichen ließe. 
Das läßt sich dann häufig nur dadurch erreichen, daß die Abschrei- 
bungen besonders hoch bemessen werden. Das gleiche gilt, wenn 
ein Unternehmen sich entschließt, Aktiva, die es bis dahin zu längerem 
Gebrauch bestinimt hatte, abzustoßen, niederzureißen u. dgl. Für die 
veränderte Zweckbestimmung ist der Gegenstand von geringerem Wert^ 
und das wird durch eine einmalige außerordentliche Abschreibung be- 
rücksichtigt. 

In den meisten Fällen greift man zu außerordentlichen Ab- 
schreibungen aber dann, wenn der Ertragswert eines Unternehmens 
hinter dem bilanzmäßigen Werte zurückbleibt. Erzielt ein Unter- 
nehmen längere Zeit hindurch nur geringen oder gar keinen Gewinn^ 
so greift es häufig zu starken außerordentlichen Abschreibungen, um 
dadurch den bilanzmäßigen Wert der Aktiva, insbesondere der Teile 
des Anlagevermögens möglichst zu erniedrigen. Das hat zur Folge^ 
daß in Zukunft entsprechend geringere Abschreibungen notwendig 
sind und daß infolgedessen sich eher ein bilanzmäßiger Beingewinn 
ergibt. Diese Praxis wird z. B. bei der Sanierung notleidender Aktien- 
gesellschaften in größtem Umfange angewendet. 
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Bisweilen sind außerordentliche Abschreibungen auch die Folge 
dayon, daß man nach der Anschaffung einer Anlage sieht ^ daß sie 
doch nicht den Nutzen stiftet, den man davon erwartete.^) 

Wieder in anderen Fällen schreitet man zu außerordentlichen 
Abschreibungen dann, wenn die Anschaffungskosten höher waren, als 
die Kosten, die jetzt für eine Ersatzanlage aufzuwenden wären. Sind 
z. B. die Preise für gewisse Maschinen sehr stark gefallen, so könnte 
es vorkommen, daß alte Maschinen, die zu hohem Preise gekauft sind, 
trotz längerer Benutzung höher in der Bilanz bewertet werden als 
völlig neue ganz der gleichen Art. Das gleiche gilt, wenn man nach- 
träglich einsieht, daß gewisse Sacheinlagen von dem Unternehmen zu 
einem unverhältnismäßig hohen Preise übernommen sind. 

Manchmal hat die außerordentliche Abschreibung nur den Zweck, 
das nachzuholen, was man in früheren Jahren, bewußt oder unbewußt^ 
versäumt hat. Sind früher die regelmäßigen Abschreibungen zu niedrig 
gewesen, weil man im Interesse der Berechnung eines möglichst hohen 
bilanzmäßigen Reingewinnes sich mit sehr knappen Abschreibungs- 
sätzen begnügte oder weil man die Gebrauchsdauer des Gegenstandes 
überschätzte, so holt man das Versäumte später, vielleicht in einem 
besonders günstigen Geschäftsjahre, auf einmal nach. 

Bisweilen besteht allerdings für die außerordentlichen Abschrei- 
bungen keiner der vorher aufgeführten sachlichen Gründe. Maßgebend 
ist vielmehr lediglich der Wunsch, die Aktiven mit möglichst niedrigen 
Beträgen in der Bilanz aufzuführen. Dann haben wir den Fall, daß 
die Aktiven absichtlich niedriger bewertet werden als an sich not- 
wendig wäre. 

Überm&ßlge Absehrelbnngen und ihre Bedeutung. Bei 

der geschilderten Unsicherheit der Grundlagen für die Bemessung der 
Abschreibungssätze stehen viele Unternehmungen auf dem Stand- 
punkte, hierbei möglichst vorsichtig zu Werke zu gehen, die Ab- 
schreibungsquoten lieber zu hoch als zu niedrig anzusetzen. Das hat 
dann eventuell zur Folge, daß die betreflfenden Gegenstände schon vor 
Ablauf der Gebrauchsdauer völlig abgeschrieben sind. 

1) UnverBtändlich ist, wenn Fischer I, S. 49 behauptet: Sieht ein Fabri- 
kant, der mit großen Kosten eine neue Heiznngsanlage anbringen ließ^ alsbald 
nach Ingebrauchnahme, daß die Anlage nicht entfernt so nutzbar ist, wie er 
vorher geglaubt hatte, so kann er diesem umstände allein in seinen Geschäfts- 
büchern keinen Ausdruck verleihen. Selbstverständlich kann er das durch eine 
entsprechende außerordentliche Abschreibung tun, und so wird ja auch vielfach 
gehandelt. Ebenso unrichtig ist die Angabe S. 51, daß es nur dann möglich 
sei, den Buchwert eines Pferdes, das infolge eines Leidens, oder einer Maschine, 
die infolge eines nicht reparablen Defektes nicht mehr dieselbe Arbeit leistet 
ine vorher, herabzusetzen, „wenn außerdem noch eine Abnahme der Benutzungs- 
dauer eingetreten, so also, daß fortan mit einer kürzeren Existenzfähigkeit der 
Sache zu rechnen ist.*^ Ähnlich auch I, S. 81. 
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Neben solcher aus besonderer Vorsicht entspringenden zu hohen 
Bemessung der Abschreibungssätze besteht nun aber der sehr ver- 
breitete Brauch, ganz bewußt und absichtlich übermäßige Abschrei- 
bungen vorzunehmen und prinzipiell Gegenstände bestimmter Art 
niedriger anzusetzen als der üblichen Methode entspricht. Dieser 
Brauch findet sich besonders häufig bei gesellschaftlichen Untemehmimgen 
und hier insbesondere bei solchen, die ihren Gewinn regelmäßig aus- 
schütten, aber auch Einzeluntemehmungen pflegen oft so vorzugehen. 

Der Erfolg solcher übermäßigen Abschreibungen ist natürlich, 
daß die Aktiven in der Bilanz zu niedrig angegeben werden und daß 
infolgedessen der bilanzmäßige Gewinn niedriger ist als der tatsächliche. 
Eine solche rechnungsmäßige Verkürzung des Reingewinnes kann bei 
Einzelunternehmungen erstrebt werden, um die Steuersätze herunter- 
zudrücken^), die Tantiemen der Angestellten zu schmälern u. dgl. m., 



1) Die Steuerbehörden schenken allerdings da, wo die Bilanz als Grundlage 
für die Berechnung der Steuer anerkannt ist, regelmäßig gerade diesem Punkte 
besondere Aufmerksamkeit. 

Die Ausführungsanweisung zum preußischen Einkonmiensteuergesetz be- 
sagt in Art. 19: „Für die Bewertung der Vermögensstücke und Forderungen bei 
der Inventur und für das Maß der überhaupt zulässigen Abschreibungen ist die 
Vorschrift im § 40 des Handelsgesetzbuchs, der kaufmännische Gebrauch und 
innerhalb der durch denselben gezogenen Grenzen das Ermessen des Steuer- 
pflichtigen selbst bestimmend. Die von demselben in dieser Hinsicht bei seiner 
Buchführung angenommenen Grundsätze bleiben daher auch für die Berechnung 
des steuerpflichtigen Einkommens maßgebend, sofern nicht die ungebühr- 
liche Höhe der Abschreibung im einzelnen Falle das nach allge- 
meinem Gebrauch übliche oder durch die besonderen tatsächlichen 
Verhältnisse gerechtfertigte Maß offenbar übersteigt, oder sogar 
die Absicht einer künstlichen Herabdrückung des wirklichen Bein- 
gewinnes erkennen läßt. 

Nach gleichen Grundsätzen ist in betreff der Abschreibungen auf unsichere 
Forderungen sowie der Rücklagen zur Ausgleichung möglicher Verluste an den- 
selben (Delkrederekonto) zu verfahren." 

Die Vollzugsvorschrift zum H. Ha-uptstück des österreichischen Gresetzes 
betr. die direkten Personalsteuem bemerkt in Art. 26: „Die Anerkennung der 

Abschreibungen ist vor allem an die Bedingung zu knüpfen, daß diese 

Maßregel den bestehenden Verhältnissen angemessen sei; diese Bedingung trifft 
nicht zu bei Abschreibungen, welche nicht eingetretenen oder bestimmt zu ge- 
wärtigenden Wertminderungen oder Substanzverlusten, sondern lediglich plan- 
mäßigen Kapitalstilgungen dienen, z. B. die Abschreibungen bei richtig be- 
werteten Grundstücken u. a. m. 

Bei Abschreibungen, welche sowohl dem eben angedeuteten Zweck, als auch 
der Herbeiführung einer angemessenen Bewertung des Vermögensobjektes dienen 
können, z. B. Abschreibungen an Anstaltsgebäuden usw., ist darauf zu achten, 
daß dieselben sich nicht, wie dies oft eben im Zwecke der Kapitalsamortisation 
geschieht, offenbar über die dem reellen Werte derselben entsprechende Minimal- 
grenze hinaus erstrecken. 

Sollte die Steuerbehörde gegen die Angemessenheit der vorgenommenen 
Abschreibungen und Gewinnreservierungen Bedenken tragen, insbesondere den 
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bei Aktien- und ähnlichen Gesellschaften aus gleichen Gründen^ Yor 
allem aber um die Dividende zu beschränken. 

Den gleichen Erfolg hat es^ und auch das kommt nicht selten 
vor, wenn einzelne Aktiven überhaupt nicht in die Bilanz aufge- 
nommen werden. 

Die Sitte, die Aktiven zu niedrig zu bewerten, findet in der 
Literatur fast nur eine Stimme des Lobes und der Anerkennung. 

Daß die Denkschrift zum neuen Handelsgesetzbuch sich in diesem 

Sinne ausspricht, wurde schon bemerkt.^) Neukamp*) sagt: 

,,Eine möglichst niedrige Bewertung der Aktiva in der Bilanz kann sowohl 
dem Einzelkaufmann, wie allen Handelsgesellschaften nicht dringend genug emp- 
fohlen werden; und auch der Gesetzgeber dient dem redlichen Verkehr und dem 
Ansehen des deutschen Handelsstandes dadurch am besten, daß er durch seine 
Maßnahmen eine möglichst niedrige Abschätzung der Aktiva bei Aufstellung 
der Bilanz zu fördern sucht.^* 

Auch Rehm erklärt in seinem Hauptwerk die Unterbewertung, 
trotzdem er sie für unzulässig hält^), wirtschaftlich für äußerst segens- 
reich: „Unterbewertung der Aktiva und Überbewertung der Passiva 
ist zweifellos ein Grundsatz solider Geschäftsftlhrung und demgemäß 
auch ein Grundsatz ordnungsmäßiger Buchhaltung, die Bilanz wird 
dadurch günstiger, gesunder und kräftiger gestaltet.^^ 

In dieses vorbehaltlose prinzipielle Lob der Unterbewertung ver- 
mag ich nicht einzustimmen. Welchen Zweck hat denn die 
ganze Bilanzaufstellung noch, wenn die Vermögensverhält- 
nisse und damit der Geschäftserfolg absichtlich unrichtig 
dargestellt werden? Dann gibt die Bilanz weder einen zutreffenden 
Überblick über den Stand der Aktiven und der Schulden, noch ein 
richtiges Bild von dem Stand des Reinvermögens und dem Gewinn. 
Der Zweck der Bilanz ist dann nicht mehr, die Vermögensverhältnisse 
darzustellen, sondern nur noch dafür zu sorgen, daß Reinvermögen 
und Gewinn niedriger errechnet werden, als sie tatsächlich sind. 

Nach diesem Grundsatz aufgestellte Bilanzen sind nicht nur ge- 
eignet, andere über die wahre Lage zu täuschen, sondern auch die 
Nächstbeteiligten selbst und ihnen damit eine wichtige Grundlage für 
richtige geschäftliche Dispositionen zu entziehen.*) 

begründeten Verdacht hegen, daß durch unbegründete oder übertriebene Ab- 
schreibungen eine absichtliche Verringerung der Besteuerungsgrundlage 

bezweckt werde, so hat sie die Angemessenheit der Posten überprüfen zu 

lassen.*^ 

1) Vgl. oben S. 127. 2) Zeitschr. f. d. ges. Handelsrcht. Bd. 48, S. 606. 

3) Später hat er die Ansicht gewechselt, s. oben S. 95 Anm. 2. 

4) Schmalenbach bemerkt in der „Zeitschr. f. handelsw. Forschung'^ Bd. 2, 
S. 297, zu diesem Punkte: „Selbst wenn in der Tat lediglich die Vorsicht den 
Anlaß zu Unterbewertung bietet, muß doch über die Vorsicht der Grundsatz 
gestellt werden, daß die Bilanz ihren Zweck, die Vermögenslage ersichtlich zu 
luachen, erfülle. Es konmit überdies nicht selten vor, daß die Vorsicht unter 
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So kommt man beispielsweise bei der Selbstkostenberechnung 
industrieller Produkte zu ganz unrichtigen Ergebnissen^ wenn man 
derartige übermäßige Abschreibungen ohne weiteres in die Kalkulation 
«instellt. Die Selbstkosten erscheinen dann höher, als sie tatsächlich 
:sind. Ist dagegen infolge übermäßiger Abschreibungen eine noch in 
Oebrauch befindliche Anlage bereits völlig abgeschrieben^ so ist davon 
keine Abschreibungsquote mehr in Abzug zu bringen. Würde man 
-deshalb bei der Selbstkostenberechnung die Abschreibung ganz außer 
acht lassen, so erscheinen die Selbstkosten niedriger als sie tat- 
43ächlich sind. 

Weiter entsteht bei übermäßigen Abschreibungen leicht Unklar- 
heit darüber^ ob ein Geschäft mit Gewinn oder Verlust abgeschlossen 
ist. Steht beispielsweise ein Gebäude , das einen Yerkaufswert von 
300000 JC hat, infolge übermäßiger Abschreibungen nur mit 200000 JC 
in der Bilanz und wird es nun mit 275000 JC verkauft^ so ist dabei 
43cheinbar ein Gewinn von 75000 JC, tatsächlich dagegen ein Ver- 
lust von 25000 JC erzielt worden. Trotzdem das ganz klar ist, wird 
^eses Moment in der Praxis doch oft vernachlässigt. Man kann nicht 
43elten hören, daß beispielsweise ein Fabrikant sagt: Ich habe diesen 
Posten alter Maschinen auf 1 JC heruntergeschrieben, ich kann sie 
also jetzt verkaufen, zu welchem Preise ich will; ich verdiene immer 
noch daran. Das ist natürlich Unsinn. Scheinbar entsteht dann 
iwar ein Gewinn, tatsächlich liegt aber oft ein verlustbringender 
Verkauf vor. 

Was so von den einzelnen Geschäften gilt, gilt natürlich auch 
von der Berechnung des Gesamtertrages. Absichtliche Unterbewer- 
tungen verfälschen nicht nur das bilanzmäßige Ergebnis des betreffen- 
den Jahres, sondern beeinträchtigen auch die Ertragsberechnung der 
4späteren Jahre. Wird eine Anlage, die 100000 JC gekostet hat und 
die voraussichtlich eine Lebensdauer von 10 Jahren hat, auf die 
also jährlich 10000 JC abzuschreiben wären, schon in den beiden 
-ersten Jahren völlig, und zwar je zur Hälfte abgeschrieben, so be- 
deutet das, daß infolge dieser übermäßigen Abschreibung der bilanz- 
mäßige Jahresgewinn der beiden ersten Jahre um je 40000 JC zu 

der Hand in einen ge^Üirlichen Grad von Unvorsichtigkeit sich verwandelt. Der 
vorsichtige Bilanztechniker pflegt nämlich den Umstand, daß er sehr vorsichtig 
^gewesen, keineswegs zu vergessen; er pflegt vielmehr bei der Betrachtung der 
Abschlußziffem im stillen sich zu sagen, daß sie, genau genommen, nicht richtig 

^ind. Im Grande genommen, ist diese Vorsicht, wenn man sie, wie viele 

Kaufleute tun, bei jeder einzelnen Bilanzposition anwendet, eine Kinderei, die 
nicht höher anzuschlagen ist als die Narrheit eines Menschen, der an allen mög- 
lichen Stellen Geldstücke versteckt, um sich bei ihrer Auffindung herzlich zu 
freuen. Viel wichtiger ist es, die Bilanz so richtig zu machen, wie es irgend 
möglich ist, alsdann sich aber klar zu machen, daß das so berechnete Kapital- 
konto eben ein richtiges ist." Gegen die Unterbewertung auch Schiff, S. ISflF. 
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niedrig erscheint. Da die ganze Anlage am Schlüsse des zweiten 
Geschäftsjahres abgeschrieben ist^ so sind in den letzten 8 Jahren 
der Grebrauchsdauer keine Abschreibungen mehr vorzunehmen. Da 
bei normaler Regelang jedem Jahre 10000 JH zur Last fallen würden, 
60 bedeutet das, daß der bilanzmäßige Gewinn der letzten 8 Jahre 
um je 10000 JC zu hoch ist. Anders ausgedrückt: Gewinne, die 
in den ersten beiden Jahren gemacht sind, werden zunächst künstlich 
versteckt und werden dann nach und nach in den folgenden 8 Jahren 
sichtbar^ wobei der unrichtige Eindruck erweckt wird, als ob dieser 
Gewinn in den letzten Jahren tatsächlich erzielt wäre. So trägt 
also das Prinzip übermäßiger Abschreibungen Verwirrung 
über Verwirrung in das Rechnungswesen der Unternehmung 
hinein und raubt ihm die Genauigkeit und Exaktheit. 

In manchen Fällen freilich sind diejenigen, die die Bilanzen auf- 
stellen, sich über den Grad der üngenauigkeit im klaren, sie ent- 
scheiden sich nur deshalb dafür, um andere nicht die wahre Lage 
erkennen zu lassen. Dann liegt nicht eine Selbsttäuschung, sondern 
eine Täuschung Dritter vor. Dieser Fall spielt besonders bei den 
Aktien- und ähnlichen Gesellschaften eine Rolle. Wir kommen des- 
halb in dem den Bilanzen der Aktiengesellschaften gewidmeten Ab- 
schnitt noch einmal auf diese Frage zurück. Hier sei nur noch das 
eine bemerkt: Außerordentlich gefährlich ist die weitverbreitete und 
auch von intelligenten Praktikern oft gebrauchte gedankenlose Phrase: 
Dieses oder jenes Unternehmen macht auch in schlechten Zeiten Ge- 
w^inn oder kann billig verkaufen, weil es seine Anlagen sehr stark 
oder gar ganz abgeschrieben hat. Selbstverständlich kann niemand 
Gewinn machen oder besonders billig verkaufen, weil er starke Ab- 
schreibungen gemacht hat. Die tatsächlich entstandenen Selbstkosten 
und die tatsächlich erzielten Gewinne sind absolut unabhängig von 
■der Höhe der vorgenommenen Abschreibungen. Durch die letzteren 
werden nur die rechnungsmäßigen Selbstkosten und die rechnungs- 
mäßigen Gewinne beeinflußt. Wo starke übermäßige Abschreibungen 
vorgenommen sind, da kann es aber leicht vorkommen und kommt es 
auch tatsächlich vor, daß gar nicht mehr wirkliche Gewinne und Ver- 
kaufspreise, die die wirklichen Selbstkosten übersteigen, erstrebt werden, 
sondern daß die Geschäftsleiter schon zufrieden sind, wenn sie rech- 
nungsmäßige Gewinne ausweisen können. Das bedeutet aber nicht 
nur eine schlechte private Geschäftsführung, sondern auch 
ev. eine Verschleuderung von Kapitalien, gegen die vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt aus die stärksten Bedenken 
erhoben werden müssen. Schon um diese Gefahr, die mit der 
Ausbreitimg des Aktiengesellschaffcswesens immer schärfer wird, zu 
vermeiden, wäre es sehr erwünscht, wenn mit dem System der über- 
mäßigen Abschreibungen ganz energisch aufgeräumt würde. 

Pas so w, Bilanzen. 11 
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Falsche AufßMsnng der Absohrelbnngen. Das Verständnis 

der Abschreibungen wird häufig dadurch erschwert, daß man sagt: 

die Abschreibungen hätten den Zweck, dafür zu sorgen, daß am Ende 

der Gebrauchsdauer die nötigen Mittel zur Verfügung ständen, um 

einen entsprechenden Ersatz anzuschaffen. So will Lomnitz^) seinen 

Lesern die Bedeutung der Abschreibungen an folgendem Beispiele 

klarmachen: 

„Das gesamte Vermögen eines Unternehmens bestehe bei seiner Gründung 
lediglich ans einer einzigen Maschine, die zn einem Preise von 10000 JC an- 
geschafft worden ist. Das Unternehmen arbeite regebnäßig mit Gewinn, und 
zwar setze sich der Vermögensbestand stets nur aus der erwähnten Maschine 
und aus Bargeld zusammen. Dieses letztere werde jährlich vollständig aus dem 
Unternehmen herausgezogen und — sagen wir — von dem Unternehmer auf- 
gezehrt. Nun wird die Maschine sich aber im Betriebe abnützen, und zwar sei 
die Abnützung derartig, daß nach Ablauf von 10 Jahren die Maschine vollständig 
unbrauchbar und ganz wertlos ist. Bei der angegebenen Geschäftspraxis würde 
also das gesamte Vermögen des Unternehmens nach 10 Jahren vollständig auf- 
gebraucht sein. Wird das von dem Unternehmer nicht beabsichtigt, will er 
vielmehr, daß nach 10 Jahren noch mindestens das Vermögen vorhanden ist, mit 
dem er begonnen hat, so bleibt für ihn nichts anderes übrig, als für die an der 
Maschine eingetretene Entwertung als Ersatz einen entsprechenden Betrag in 
dem Unternehmen zurückzuhalten, und er würde in dem vorliegenden Falle bei- 
spielsweise sein Ziel erreichen, wenn er von dem Bargelde jährlich einen Betrag 
von ca. 1000 JC in dem Unternehmen zurückhielte, wenn er also z. B. — ganz 
drastisch ausgedrückt — jährlich einen Tausendmarkschein an seine Maschine 
anheften würde, denn dann wäre nach 10 Jahren zwar keine brauchbare Maschine 
mehr vorhanden, dafür hingen aber an dem wertlosen Dinge 10 Tausendmark- 
scheine, für die er wieder eine neue, der alten gleiche Maschine anzuschaffen 
imstande wäre. Diese 10 Tausendmarkscheine sind also keineswegs Gewinn- 
rückstellungen, sondern lediglich Rückstellungen, die schon durch bereits ein-^ 
getretene Entwertungen absorbiert sind, oder man kann auch sagen, sie sind 
Zahlungen des Unternehmens an sich selbst als Ersatz für an Ver- 
mögensgegenständen eingetretene Entwertungen.^) Daß die so rück- 
gestellten Beträge unmittelbar an die entwerteten Vermögensgegenstände an- 
geheftet werden, ist nun natürlich weder erforderlich noch durchführbar, vielmehi* 
wird der Kaufinann dieses Geld wieder werbend in seinem Unternehmen mit- 
arbeiten lassen und wird es in den meisten Fällen wohl auch gleich wieder zu 
Neuanschaffungen verwenden müssen." 

In diesen AusführuDgen — ähnliche Erklärungen finden sich 
auch sonst sehr häufig^) — werden Dinge miteinander vermengt, die 
scharf voneinander geschieden werden müssen. 



1) S. 14. 2) Von mir gesperrt. 

3) Besonders unklar Rudolf Blum in den Annalen des Deutschen Reichs 

19! '.3, S. 32: „Die Abschreibungen haben im allgemeinen den Zweck den 

Reingewinn eines Geschäfts um diejenigen Beträge zu kürzen, die dem Betriebe 
um der Produktion willen verbleiben müssen [!]. Die Abschreibung kann nun 
in Her Weise geschehen, daß man entweder die abgeschriebenen Beträge dem 
Geschäft als eigentliches Betriebskapital läßt, um damit, im Grade die Produk- 
tionsmittel umlaufend werden, wieder neue anzuschaffen, oder aber einem be- 
sonderen Konto, dem Abnutzungskonto, dem Emeuerungsfonds zuschreibt. '^ Eine 
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« 

Will man eine Bilanz aufstellen^ um daraus die Vermögenslage 
eines Unternehmens zu ersehen, um das ßeinvermögen oder den Er- 
trag zu berechnen, so muß man, falls zum dauernden Gebrauch be- 
stimmte Gegenstände, die einer Entwertung unterliegen, vorhanden 
sind, Abschreibungen vornehmen ohne Rücksicht darauf, ob 
Gevrinn oder Verlust erzielt ist, ohne Rücksicht darauf, ob 
der einzelne Gegenstand nach völliger Entwertung wieder 
ersetzt werden soll und ohne Rücksicht darauf, ob das 
Unternehmen dauernd erhalten oder allmählich aufgelöst 
werden soll. 

Das oben angeführte Beispiel geht von der Voraussetzung aus, 
daß in jedem Jahre ein Reingewinn erzielt wird. Wie aber, wenn 
ein oder mehrere Jahre mit Verlust abschließen? Sollen dann keine 
Abschreibungen vorgenommen werden? Und wenn in einem Jahre 
nur ein Gewinn von 200 Jl erzielt wird, soll dann die Abschreibung 
statt 1000 JC nur 200 Jt betragen? Selbstverständlich nicht. Die 
Frage, ob und in welcher Höhe Abschreibungen vorzunehmen sind, 
ist völlig unabhängig davon, ob das Jahresergebnis positiv oder 
negativ ausfällt. In allen FäUen muß eine Abschreibung erfolgen, 
und erst nachdem das geschehen ist, kann man überhaupt ersehen, 
in welcher Höhe Gtewinn oder Verlust erzielt ist. 

Die Vornahme von Abschreibungen ist aber weiterhin völlig un- 
abhängig davon, ob das Unternehmen in dem bestehenden Umfange 
dauernd weitergeführt werden soll. Das letztere braucht ja durchaus 
nicht immer der Fall zu sein. Es gibt Unternehmungen, die lediglich 
den Zweck verfolgen, ein Mineralvorkommen, einen Steinbruch, einen 
zum Abholzen bestimmten Wald auszubeuten, oder die lediglich einen 
Terrainkomplex mit Gebäuden usw. allmählich veräußern wollen. In 
solchen Fällen ist es durchaus nicht immer sachlich notwendig, daß 
das einmal investierte Kapital dem Unternehmen dauernd erhalten 
bleibt; es ist sehr wohl möglich, daß in dem Maße, wie die Erledigung 
des Untemehmungszweckes fortschreitet, das frei gewordene Kapital 
zurückgezogen wird, das Unternehmen auf diese Weise also mehr 
und mehr einschrumpft und schließlich ganz aufhört. Selbstverständ- 
lich sind aber auch in diesen Fällen, wenn ordnungsmäßige Bilanzen 
aufgestellt werden sollen oder müssen, Abschreibungen vorzunehmen. 
Die Tatsache, daß das Unternehmen nicht dauernd im gleichen Um- 
fange fortgeführt werden soll, kann wohl auf die Höhe der Ab- 
schreibungen von Einfluß sein, ist aber für die prinzipielle Frage, 
ob in der Bilanz Abschreibungen überhaupt zu erfolgen haben, un- 
beachtlich. 

Abschreibung soll also in der Weise geschehen, daß man die abgeschriebenen 
Beträge entweder „dem Greschäfb läßf^ oder sie einem „besonderen Konto 
zuschreibt"! 

11* 
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Wir müssen also sagen: Wenn man überhaupt Bilanzen in dem 
üblichen Sinne des Wortes aufstellen will, so muß man bei den zum 
dauernden Gebrauch bestimmten Oegenständen, soweit sie einer Ent- 
wertung unterliegen, immer Abschreibungen Yomehmen. Anderer- 
seits bedeuten die Abschreibungen, gleichgültig ob sie direkt auf der 
Aktivseite vorgenommen werden oder ob anstatt dessen auf der 
Passivseite Eorrektivposten eingefügt werden, weiter nichts als die 
rechnerische Berücksichtigung der Entwertung.^) Die Ansammlung 
eines Ersatzkapitals haben sie also keineswegs zur Folge, mit Bück- 
stellungen haben sie nichts gemein. 

Eine dritte von der Vornahme der Abschreibungen ganz un- 
abhängige Frage ist dann die folgende: Empfiehlt es sich, daß dem 
Unternehmen immer ein bestimmtes Aktivkapital zur Verfügung bleibt, 
daß also, in dem Maße wie der Wert der der Abschreibung unter- 
liegenden Aktiven sinkt, andere Aktiven in bar oder in anderer Form 
zurückbehalten werden? 

Diese Frage wird vielfach zu bejahen sein. In den meisten, 
wenn auch durchaus nicht in allen Fällen soll das Unternehmen 
dauernd fortgeführt werden, deshalb darf das dem Unternehmen ge- 
widmete Vermögen regelmäßig nicht vermindert, muß im Gegenteil 
meist noch von Jahr zu Jahr erhöht werden. Bei manchen Unter- 
nehmungen, z. B. Aktiengesellschaften, ist es sogar ausdrücklich vor- 
geschrieben, daß ein Betrag von Aktiven, der den Schulden, dem Grund- 
kapital und den Reserven entspricht, ständig zurückbehalten wird. Eine 
solche Zurückhaltung von Aktiven ist aber natürlich nur möglich, 
wenn sie auch tatsächlich vorhanden sind. Geht es einem Unternehmen 
schlecht und hat sich bei gleichbleibenden Schulden das Aktiv- 
vermögen durch Abschreibungen vermindert, so ist es, falls nicht neues 
Kapital dem Unternehmen zufließt, gar nicht möglich, neue Aktiva in 
Höhe der Abschreibungen anzusammeln. Abschreibungen müssen 
aber selbstverständlich auch in diesem Falle gemacht werden. Wir 
wiederholen also: Die Vornahme von Abschreibungen hat damit, ob 
man dauernd den gleichen Aktivenbetrag dem Unternehmen zur Ver- 
fügung stellen will, gar nichts zu tun. 

Falsch ist es auch, wenn so häufig gesagt wird: durch die Ent- 
wertung der zum dauernden Gebrauch bestimmten Gegenstände resp. 
die dadurch veranlaßten Abschreibungen gehen Teile des Anlagevermögens 
in Betriebsvermögen über. Gemeint ist damit, daß z. B. in einem 
industriellen Betriebe der Wert der erzeugten Waren (bzw. der an 
deren Stelle tretende Kaufpreis) so hoch ist, daß er, abgesehen von den 
anderen bei der Herstellung aufgewendeten Kosten, auch den Betrag 
der Abschreibungen mitenthält. Das ist natürlich in jedem industriellen 

1) Wenn auch, wie oben dargelegt wurde, die einzelne Jahresabschreibung 
nicht der in dem einzelnen Jahre eingetretenen Entwertung entspricht. 
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Unternehmen Zweck der Fabrikation, aber nicht immer wird dieser Zweck 
erreicht. Es kann sein, daß die erzielten Waren wertlos sind, oder daß 
ihr Wert noch lange nicht die aufgewandten Selbstkosten deckt. In diesem 
Falle kann natürlich nicht davon die Rede sein, daß der Betrag der Ab- 
schreibungen auf die Gegenstande des Anlagevermögens nunmehr in 
den Gegenständen des Betriebskapitals stecke. Auch diese Vorstellung 
geht von der falschen Voraussetzung aus, als wenn Abschreibungen 
nur gemacht würden, wenn Gewinne erzielt werden, während ihre Vor- 
nahme doch von dem Geschäftsergebnis ganz unabhängig sein soll. 

Inkorrekt ist es endlich auch zu sagen : „Der Gewinn beträgt . . . Jl^ 
davon sind ,,. M zu Abschreibungen verwendet.*^ Erstens kann der 
Gewinn erst festgestellt werden, wenn vorher die Abschreibungen vor- 
genommen sind, und zweitens wird nie ein bestimmter Geldbetrag zu 
Abschreibungen „verwendet". Diese Ausdrucksweise erweckt die falsche 
Vorstellung, als ob das Geld zunächst in bar vorhanden wäre und 
dann irgendwie zurückgelegt wäre, was doch nicht der FaU ist. 

Bezeichnung der Abschreibungen als Amortisation. Sehr 
häufig wird in der Praxis und in der Literatur die Abschreibung bei 
Gegenständen des Anlagevermögens als Amortisation bezeichnet. Da- 
gegen wäre nichts einzuwenden, wenn man sich stets klar machte, daß 
es sich eben um weiter nichts als eine gewöhnliche Abschreibung handelt. 
Diese Klarheit ist aber vielfach nicht vorhanden, vielmehr führt der 
Gebrauch dieses Wortes nicht selten zu irrigen Vorstellungen. Amor- 
tisation bedeutet zunächst Tilgung, dann ist es zum terminus technicus 
für eine allmählich planmäßige Tilgung von Schulden geworden. So 
spricht man von der Amortisation einer staatlichen Anleiheschuld, einer 
Obligationsschuld, von Amortisationshypotheken u. dgl. Offenbar weil 
auch bei den Abschreibungen eine allmähliche Tilgung des betreffenden 
Aktivbetrages stattfindet, hat man auch auf die Abschreibungen diesen 
Ausdruck angewandt. Dann aber hat man sich — und nun kommt der 
schwere Schaden, der mit der Anwendung dieses Ausdruckes verbunden 
ist — an die ursprüngliche Bedeutung des Wortes erinnert und gesagt: 
Die Abschreibung sei gewissermaßen eine allmähliche Rückzahlung 
des bei der Anschaffung aufgewendeten Betrages an das Unternehmen 
selbst. Auch diese Vorstellung ist durchaus irrig. Die Abschreibung 
hat mit einer Rückzahlung gar nichts gemein. Sie muß erfolgen 
auch dann, wenn mit Verlust gearbeitet wird, wenn also von einer 
Rückzahlung gar. nicht die Rede sein kann. Derartige bildliche Vor- 
stellungen klären den fraglichen Vorgang nicht, sondern verwirren 
nur den Begriff der Abschreibung. Man soUte deshalb den Ausdruck 
Amortisation für Abschreibung nach Möglichkeit vermeiden. 

Berücksichtigung von Zinsen bei Bemessung der Ab- 
schreibungen. Die Vermengung des Begriffes der Abschreibungen 
mit allen möglichen anderen Operationen, die streng davon unter- 
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schieden werden müssen, ist von mir deshalb so ausführlich zurück- 
gewiesen worden, weil sie nicht nur das Verständnis der Bilanzen 
trübt, sondern auch tagtäglich zu außerordentlich bedenklichen prak- 
tischen Konsequenzen führt. In dieser Hinsicht ist besonders die Auf- 
fassung zu erwähnen, daß man gar nicht den Gesamtbetrag der Ent- 
wertung abzuschreiben brauche, sondern nur Beträge abzuziehen habe, 
die unter Hinzurechnung von Zinsen und Zinseszinsen am 
Schlüsse der Gebrauchsperiode der Gesamtsumme der Entwertung ent- 
sprächen. Diese nur durch die geschilderte Verkennung des Wesens 
der Abschreibung erklärliche Meinung ist längere Zeit auch von den 
preußischen Steuerbehörden vertreten worden. In einer heute nicht 
mehr maßgebenden Zirkularverfügung des preußischen Finanzministers 
vom 3. Februar 1892^) heißt es: 

„Die gemäß § 9 I Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes zulässigen Abzüge für 
Abnutzung von Gebäuden, Maschinen, Betriebsgerätschaften usw. haben für den 
Steuerpflichtigen die wirtschaftliche Bedeutung von Bücklagen, durch deren An- 
sammlung er sich nach Ablauf der Abnutzungsperioden das zur Wiederherstellung 
bzw. Neubeschaffung der abgenutzten Grebäude, Maschinen usw. erforderliche 
Kapital sicherstellt. 

Der als Abnutzungsquote abzugsfähige Prozentsatz des Substanzwertes be- 
stimmt sich in jedem einzelnen Falle nach der gesamten Nutzungsdauer, welche 
für die Gebäude usw. vermöge ihrer Bauart und Bestimmung bei regelmäßigem 
Verlauf der Dinge anzunehmen ist. Hierbei ist aber unter allen Umständen die 
Zins es Zinsrechnung anzulegen, da von der Annahme ausgegangen werden muß, 
daß außer den jährlichen Bücklagen auch die davon aufkommenden Zinserträge 
dem angesammelten Abnutzungsfonds zuwachsen. 

Beispielsweise würden somit bei Zugrundelegung eines Zinsfußes von 4 Pro- 
zent die Abnutzungsquoten bemessen werden können für Gebäude mit der wahr> 
scheinlichen Nutzungsdauer 

von 60 Jahren auf 0,68 vom Hundert 
„ 76 „ „ 0,22 „ 

„ 100 „ „ 0,08 „ 

„ 160 „ „ 0,01 „ 

des Bauwertes.^^ 

Das früher Gesagte läßt ohne weiteres erkennen^ daß diese Auf- 
fassung irrig ist^ daß die Abschreibungen keineswegs die Bedeutung 
von Rücklagen hahen, durch deren Ansammlung das Unternehmen 
sich nach Ablauf der Abnutzungsperiode das zur Wiederherstellung 
bzw. Neubeschaffung der entwerteten Gegenstände erforderliche Kapital 
sicherstellt. WoUte man nach der angegebenen Methode verfahren, 
so würde man bei einem Gebäude von 50 jähriger Gebrauchsdauer im 
Laufe der Zeit nicht den ganzen Bauwert, sondern nur 50 X 0,63 7o 
« 31,5% also noch nicht einmal ein Drittel abschreiben. Bei einem 
Gebäude von lOOjähriger Gebrauchsdauer würden die sämtlichen 
Abschreibungen sogar nur 87o des Bauwertes betragen. 

1) Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im preußischen 
Staate. Nr. 26, S. 6 f. 
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Man braucht sich diese ungeheuerlichen Konsequenzen nur ein- 
mal ordentlich klar zu machen^ um zu sehen, daß diese Methode un- 
möglich richtig sein kann. Die vereinigten Steuersenate des preußischen 
Oberverwaltungsgerichts haben denn auch durch Entscheidung vom 
27. November 1896 die Berücksichtigung der Zinseszinsrechnung bei 
Bemessung der Abschreibungen verworfen^ und seitdem stehen die 
preußischen Steuerbehörden nicht mehr auf dem geschilderten Stand- 
punkt.^) Dagegen gilt die Berücksichtigung von Zinseszinsen 
auch heute noch bei vielen geschäftlichen Unternehmungen 
als zulässig oder als allein richtig.^) Der Gedanke^ auf diese 
Weise die jährlichen Abschreibungen verkürzen zu können, hat für 
viele etwas sehr Verlockendes. Wenn es sich hierbei auch meist um 
Gegenstände von kürzerer Gebrauchsdauer handelt, und infolgedessen 
das Mißverhältnis zwischen den notwendigen und den wirklichen Ab- 
schreibungsbeträgen weniger kraß ist^ so hat die Anwendung der Zinses- 
Zinsrechnung doch stets den Erfolg; daß die Abschreibungen un- 
zulässig niedrig bemessen werden^ und daß der abzuschrei- 
bende Betrag niemals völlig abgeschrieben wird. 

In einer modifizierten Form wird die Berücksichtigung der Zinses- 
zinsen von Berthold*) empfohlen. Er schlägt vor, daß alljährlich 
eine nach der oben geschilderten Methode berechnete Quote abge- 
schrieben wird, daß diese Quote aber alljährlich um die Zinsen aller 
früheren Abschreibungen erhöht wird. Auf diese Weise wird der 
Fehler vermieden, daß überhaupt nur ein Teil der Entwertung ab- 
geschrieben wird. Zweifellos wird auf diese Weise während der Ge- 
brauchsdauer der ganze abzuschreibende Betrag abgeschrieben, aber 
die Abschreibungen für die letzten Jahre sind ganz un- 
geheuerlich höher als für die ersten. Berthold meint zwar: 

,,Die8er Amortisationsmodus bietet auch noch den Vorteil, daß die Unter- 
nehmungen in ihrer Entwicklungszeit, während welcher die Betriebsergebnisse 
meist zu wünschen übrig lassen, nicht zu stark mit Bückstellungen belastet 
werden, wie dieses geschehen würde, wenn letztere einfach durch Division der 
Eonzessionsjahre in das zu tilgende Kapital festgestellt würden. Bei diesem Ver- 
fahren würde die Bückstellungsquote für eine 50 jährige Eonzession 2 7^ p. a. 
betragen, bei der Berechnung mit sy, % Zinseszinsen dagegen nur 0,76 7>. Der 
Unterschied wird mit der Zeit durch die Zinseszinsen eingeholt. Wenn das Rück- 
stellungskapital in der Anlage wieder festgelegt wird, dann hat der Betrieb die 
Zinsen aufzubringen, und da sie stetig anwachsen, entsprechen sie ganz dem Ent- 
wicklungsgang der Unternehmungen, der fast durchweg ein ebenfalls fortschreiten- 
der ist." 

Es ist richtig y daß Elektrizitätswerke u. dgl. regelmäßig größer 
gebaut werden, als für die ersten Betriebsjahre erforderlich sein würde, 

1) Ebenda Nr. 85, S. 9 ff. 

2) VgL z. B. Zeitschr. d. V. d. I. 1908. S. 1093. 

3) Die Verwaltungsprazis bei Elektrizitätswerken und elektrischen Straßen- 
ond Eleinbahnen. Berlin 1906. S. 69. 
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und daß deshalb diese Anlagen zunächst nicht yollständig ausgenutzt 
werden. Es würde nicht unbillig sein, wenn man diesem Umstände 
auch bei Berechnung der Abschreibungen Rechnung tragen würde^ 
sie also in den ersten Jahren etwas geringer bemäße als in den späte- 
ren. Wohl nie aber sind die Unterschiede in der Ausnutzung 
so groß, daß sie die Anwendung der hier vorgeschlagenen 
Methode rechtfertigen. Dazu sind die Unterschiede zwischen der 
einfachen ersten Quote und der um alle Zinsen und Zinseszinsen ver- 
mehrten Quote des letzten Jahres zu gewaltig. 

Tatsächliche Errichtniig eines Erueuemngsfonds. Wir 
haben gesehen, daß es in sehr vielen Fällen zweckmäßig, bisweilen 
auch gesetzlich geboten ist, außer den bereits früher vorhandenen Aktiven 
neue Aktiven in Höhe der vorgenommenen Abschreibungen zurück- 
zubehalten und anzusammeln, damit dem Unternehmen dauernd das 
gleiche Vermögen zur Verfügung steht. Ist man entschlossen, diese 
Methode durchzuführen und ist die Vermögenslage des Unternehmens 
derart, daß auch tatsächlich neue Aktiva in dem fraglichen Betrage 
zurückbehalten werden können, so ist damit noch nicht gesagt, daß diese 
Aktiva in bar angesammelt werden sollen und daß also später, wenn 
ein Gegenstand völlig entwertet ist und deshalb eine Ersatzanschaffung 
notwendig wird, die erforderlichen Mittel auch sofort zur Verfügung 
stehen. Es wäre auch durchaus möglich, daß die an Stelle der Ab- 
schreibungen neu angesammelten Aktiven in ganz anderer Weise ver- 
wendet werden, z. B. zur Anschaffung neuer Maschinen, von Rohstoffen 
u. dgl. m. 

Es kann aber der FaU eintreten, daß ein Unternehmen sich auf 
den Standpunkt stellt: ich wiU nicht nur in Höhe der Abschreibungen 
neue Aktiven ansammeln, sondern ich will diese Aktiven auch so an- 
legen (in bar, in Wertpapieren u. dgl.), daß ich sie, wenn eine Ersatz- 
anschaffung notwendig wird, ohne weiteres dazu verwenden kann. Ge- 
schieht eine derartige Ansammlung von leichtflüssigen Mitteln für die 
Zwecke des Ersatzes, so spricht man gewöhnlich von einem Erneue- 
rungsfonds. Derartige Emeuerungsfonds werden nur verhältnismäßig 
selten angelegt, und man wird ihre Zweckmäßigkeit in den meisten 
FäUen auch stark bezweifeln müssen. Wenn eine Maschine in 20, ein 
Haus in 50 Jahren durch neue zu ersetzen sind, was hat es da für 
einen Sinn, schon 19 oder 49 Jahre vor dieser Erneuerung eine Geld- 
summe leichtflüssig aufzubewahren, damit sie nach langer^ langer Zeit 
für den Ersatz ausgegeben wird? Meist wird das Unternehmen in der 
Zwischenzeit die Gelder für andere Zwecke viel besser gebrauchen können. 

Immerhin ist die Anlegung eines solchen besonderen Emeuerungs- 
fonds für einzelne Unternehmungen ausdrücklich vorgeschrieben worden« 
Unternehmungen, die einer Konzession bedürfen, wird eine solche Ver- 
pflichtung häufig durch die Konzessionsbedingungen auferlegt, und 
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speziell bei Eisenbahneij bildet der Zwang zur Anlegung eines solchen 
Emeuerungsfonds sogar die Regel. ^) 

Wo ein besonderer effektiver Erneuerungsfonds geschaffen wird^ 
da werden regelmäßig die Abschreibungen auf die Anlagewerte nicht 
in der sonst üblichen Weise, durch Herabsetzung der entsprechenden 
Aktivposten, durchgeführt, sondern man sieht von Abschreibungen auf 
der Aktivseite ab und ersetzt sie durch Einstellung eines entsprechenden 
Korrektivpostens in die Passivseite der Bilanz.^) Dieser Korrektiv- 
posten wird dann gewöhnlich auch Emeuerungsfonds genannt, und 
infolgedessen findet in diesen Fällen regelmäßig eine Verwechslung 
des zu den Aktiven gehörigen Emeuerungsfonds mit dem auf der Passiv- 
seite stehenden, die Abschreibung ersetzenden Korrektivposten, der 
törichterweise ebenfalls Emeuerungsfonds genannt wird, statt. An 
sich ist die Errichtung eines besonderen, in leicht flüssigen Mitteln 
bestehenden Erneuerungsfonds ganz unabhängig von der Form, in der 
die Abschreibungen vorgenommen werden. Der Emeuerungsfonds bat 
ja nur den Zweck, in Höhe der vorgenommenen Abschreibungen flüssige 
Mittel aufzuspeichern. Es wäre deshalb durchaus möglich, daß die Ab- 
schreibungen in der üblichen Form durch Verminderung des Aktiv- 
betrages vorgenommen werden und daß gleichzeitig ein entsprechender 
wirklicher Emeuerungsfonds gebildet wird. Aus der Praxis ist mir 
aber kein einziger solcher Fall bekannt, vielmehr kommt dort ein 
effektiver Emeuerungsfonds nur vor bei Unternehmungen, die die nor- 
malen Abschreibungen unterlassen und statt dessen einen Korrektiv- 
posten auf der Passivseite errichten, der dann auch den Namen Er- 
neuerungsfonds fahrt. Diese törichte Sitte, zwei so ganz verschiedene 
Dinge mit dem gleichen Namen zu belegen, ist so unbegreiflich, daß 
sie sich überhaupt nur historisch erklären läßt.') 

1) Wir werden deshalb im XVIII. Kapitel noch einmal auf die Erneuerungs- 
fonds zurückkommen müssen. 

2) Vgl. dazu das S. 49 ff. Gesagte. 

3) Die Verwirrung ist wohl darauf zurückzuführen, daß man bei der Ab- 
fassung und Genehmigung der Statuten der älteren Eisenbahngesellschaften weniger 
an eine bilanzmäßige Berechnung des Reingewinnes, sondern an eine Berechnung 
durch Gegenüberstellung der Betriebseinnahmen und -ausgaben dachte. Diese 
BechnungBweise war insbesondere den Beamten von dem Staatsrechnungswesen 
her vertraut, während sie von der geschäftlichen Bilanz, wie viele alte Statuten 
zeigen, ungenügende Kenntnisse hatten (vgl. auch Simon, S. 120 ff.). Infolge- 
dessen kam man zu dem Resultat: es darf nicht der ganze Überschuß der Be- 
triebseinnahmen über die Betriebsausgaben ausgeschüttet werden, sondern es 
muß ein Teil dieses (bei den Eisenbahnen ja tatsächlich meist in bar vorhandenen) 
Überschusses für die spätere Erneuerung von Teilen der Bahnanlage zurück- 
behalten und aufgespeichert werden. Da es sich um die Reservierung von Teüen 
des Betriebsüberschusses handelte, hat man später diesen effektiven Emeuerungs- 
fonds mit einer Gewinnreserve verwechselt, zumal man auch sonst diese beiden 
Dinge nicht voneinander zu unterscheiden wußte (S. Simon, S. 133 ff.), und so 
kam man dann zu der unrichtigen Forderung, daß der Emeuerungsfonds in die 
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Da die erwähnte Verwechselung nicht nur das Verständnis der 
Bilanzen äußerst erschwert, sondern auch materiell vielen Schaden 
stiftet^ so kann gar nicht energisch genug darauf hingewiesen werden^ 
daß die beiden als Erneuerungsfonds bezeichneten Posten 
an sich gar nichts miteinander zu tun haben und von grund- 
Terschiedener Bedeutung sind. Zu was für bedenklichen praktischen 
Konsequenzen es führt, wenn man sich des Unterschiedes zwischen 
dem aktiven Emeuerungsfonds und dem auf der Passivseite stehenden 
Korrektivposten „Emeuerungsfonds" nicht bewußt ist, mag an folgenden 
Beispielen gezeigt werden: 

Max Berthold führt in seinem Buche über „die Verwaltungs- 
praxis bei Elektrizitätswerken und elektrischen Straßen- und Klein- 
bahnen"^) aus, daß erfahrungsgemäß die Anschaffungskosten für Ersatz- 
gegenstände niedriger seien als bei der ersten Einrichtung Infolgedessen 
berechnet er die für die Bemessung des Korrektivpostens ,,Emeuerung8- 
fcuids" maßgebende Jahresquote (zu deutsch: die Abschreibung) ,piicht 
von den ursprünglichen Anschaffungspreisen, sondern von denjenigen, 
die für die späteren Ersatzanschaffungen voraussichlich aufzuwenden 
sein werden, und die auf Grund gemachter Erfahrungen durchschnittlich 
nm 107o niedriger angenommen sind". Dazu ist folgendes zu bemerken. 
Hält man es für nötig, einen wirklichen Emeuerungsfonds anzusammeln 
zur Bestreitung der Kosten von Ersatzanschaffungen, so ist es natür- 
lich sehr vernünftig, nur so viel anzusammeln, als für die Erneuerung 
später auch tatsächlich gebraucht werden wird. Kostet also eine später 
als Ersatz anzuschaffende Dampfmaschine nur 90 7o des Betrages, der 
für die erste Maschine aufzuwenden war, so braucht der wirkliche 
Emeuerungsfonds auch nur bis zu dieser Höhe dotiert zu werden. 
Ganz anders liegt es aber bei dem auf der Passivseite stehenden Posten 
„Emeuerungsfonds". Dieser Posten stellt lediglich eine in unzweckmäßige 
Form gekleidete Angabe der Abschreibungen dar. Abgeschrieben werden 
muß aber bis zur AußerdienststeUung selbstverständlich der ganze 
Betrag der Anschaffungskosten. Verfährt man nach der Angabe Bert- 
holds, so erhält man das Resultat, daß von allen bei der ersten 
Einrichtung angeschafften Gegenständen überhaupt nur 90% 
abgeschrieben werden, und daß auch, nachdem sie alle aus- 
rangiert sind, immer noch 107o ihres Anschaffungspreises als 
Aktivum in der Bilanz stehen!! 

Auch in zahlreichen anderen FäUen stiftet die unberechtigte Iden- 
tifizierung der beiden Posten Emeuerungsfonds schweren sachlichen 

Passivseite der Bilanz einzustellen sei. Diese Begriffsverwirrung ist dann dadurch 
zu einer dauernden gemacht, daß das Aktienrecht von allen Aktiengesellschaften 
forderte, der Betrag eines jeden Reserve- und Emeuerungsfonds sei unter die 
Passiva aufzunehmen (§ 261 HGB.). 
1) Berlin 1906, S. 74 f. 
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Schaden. Wenn ein Unternehmen z. B. infolge schlechter Geschäftslage 
nicht in der Lage ist, dem wirklichen Erneuerungsfonds so viel flüssige 
Mittel zuzuführen, als an sich notwendig sind, so muß es damit sein 
Bewenden haben. Mehr liquide Mittel, als man besitzt, kann man eben 
nicht aufsparen. Eine solche programmwidrige Einschränkung der 
Dotierung des wirklichen Erneuerungsfonds darf aber den auf der 
Passivseite stehenden Korrektivposten, der lediglich die Abschreibungen 
repräsentiert, in keiner Weise beeinflussen, denn Abschreibungen 
müssen selbstverständlich auch in diesem Falle in voller 
Höhe vorgenommen werden. Der Passivposten Emeuerungsfonds 
ist also um den voUen Betrag der notwendigen Abschreibungen zu 
erhöhen, auch wenn der auf der Aktivseite stehende Erneuerungsfonds 
mit einem geringeren Betrage dotiert wird. In der Praxis glaubt man 
aber vielfach, daß beide Posten miteinander übereinstimmen müssen, 
und erhöht auch den Korrektivposten nur um den gleichen Betrag, 
wie den wirklichen Emeuerungsfonds, d. h. man unterläßt es in 
zahlreichen Fällen zu unrecht, Abschreibungen in der er- 
forderlichen Höhe vorzunehmen. 

Wenn der wirkliche Erneuerungsfonds etwa in Wertpapieren an- 
gelegt ist und der Wert dieser Papiere sinkt, so darf selbstverständlich 
deshalb der Korrektivposten nicht entsprechend verringert werden, 
denn dieser repräsentiert ja nur die Abschreibungen, und auf den Be- 
trag der notwendigen Abschreibungen ist die erwähnte Verminderung 
des wirklichen Erneuerungsfonds ohne jeden Einfluß. Man braucht 
sich ja nur einmal vorzustellen^ daß die betreffenden Wertpapiere völlig 
entwertet werden und damit der wirkliche Emeuerungsfonds ganz 
verschwindet. Sollen dann plötzlich auch sämtliche bisher vorge- 
nommenen Abschreibungen auf Gebäude, Maschinen usw. rück^Lngig 
gemacht werden? Dazu liegt selbstverständlich kein Anlaß vor. 

Ganz ähnlich liegt es, wenn die Effekten, aus denen der wirkliche 
Emeuerungsfonds besteht, im Werte steigen. Deshalb ist natürlich 
der die Abschreibungen repräsentierende Korrektivposten nicht zu er- 
höhen, ebenso nicht, wenn die Effekten etwa Zinsen einbringen. 

Alles das zeigt, daß ein etwaiger besonderer Emeuerungsfonds 
und ein die Abschreibungen auf die Gegenstände des Anlagevermögens 
darstellender Korrektivposten grundverschiedene Dinge sind. Es wäre 
deshalb dringend zu wünschen, daß die gerügte unzutreffende Termi- 
nologie endlich aus dem Gesetz (§ 261 HGB.) und aus den Bilanzen 
verschwindet. 

Endlich sei noch darauf aufmerksam gemacht, daß manchmal, auch 
wenn die Bilanz einen wirklichen Emeuerungsfonds auf der Aktivseite 
ausweist, ein solcher gar nicht existiert. Der Sinn eines besonderen 
Emeuerungsfonds ist nach dem Gesagten, daß leichtflüssige Mittel für 
die spätere Erneuerung bereit gehalten werden. Manche Unternehmungen 
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bezeiclinen nun aber irgendwelche beliebigen Aktiven als Emeuerungs- 
fonds ohne Rücksicht darauf^ ob diese Aktiven flüssig gemacht werden 
können und sollen ^ sobald Aufwendungen für Ersatzzwecke in Frage 
kommen. Wenn z. B. Beteiligungen an anderen Unternehmungen, die 
man dauernd behalten will, als „Efifekten des Emeuerungsfonds" be- 
zeichnet werden, so ist das eine irreführende Ausdrucksweise. Wenn 
das Unternehmen keine sonstigen flüssigen Mittel besitzt, so hat es^ 
trotzdem das Wort in der Bilanz steht, keinen Emeuerungsfonds, hat es 
keine flüssigen Mittel, die für Emeuerungszwecke aufgespeichert sind. 

Abschreibungen infolge von Substanzverringerung. In 
den bisher behandelten FäUen von Abschreibungen lag die Sache so, 
daß die Substanz des betreffenden Gegenstandes, z. B. der Maschine, 
des Gebäudes im wesentlichen erhalten bleibt, daß nur seine Brauch- 
barkeit sich mindert resp. ganz aufhört. Bei Bergwerken, Stein- 
brüchen, Kiesgruben und ähnlichen Betrieben finden wir nun die 
Tatsache, daß die Substanz, die dort gewonnen wird, allmählich ab- 
gebaut wird, und daß am Ende des Betriebes gar keine Substanz 
oder wenigstens keine abbauwürdige Substanz mehr vorhanden ist. 
Diesem Umstände muß natürlich bei Aufstellung der Bilanz Rechnung 
getragen werden. Wie das zu geschehen hat, ist nach den früheren 
Ausführungen leicht einzusehen. Zunächst muß das Eigentum an der 
Mineralsubstanz bzw. das Recht auf Gewinnung der Substanz als Akti- 
vum mit dem Betrage eingesetzt werden, der die Erwerbskosten dar- 
stellt, und dann muß der Substanzverringerung durch entsprechende 
Abschreibungen Rechnung getragen werden. 

Die Bemessung der Abschreibungen erfolgt nun auf verschiedene 
Weise. Die gröbere Methode geht dahin, daß man die Lebensdauer 
des Bergwerks, des Steinbruchs u. dgl. schätzt und einen entsprechen- 
den Teil der ursprünglichen Erwerbskosten jährlich abschreibt. Wird 
beispielsweise die Lebensdauer auf 50 Jahre geschätzt, so wird jähr- 
lich YßQ der Erwerbskosten in Abzug gebracht. Andern sich später 
die Ansichten über die Lebensdauer, so müssen natürlich auch die 
Abschreibungsquoten dementsprechend geändert werden. Diese Ab- 
schreibungsmethode ist nur dann einwandfrei, wenn jährlich immer 
das gleiche Quantum Substanz gewonnen wird, eine Voraussetzung, 
die nur sehr selten zutreffen wird. 

Genauer ist es deshalb, wenn man nicht die Lebensdauer, sondern 
das ursprünglich vorhandene Quantum der Substanz schätzt und dann 
berechnet, in welchem Verhältnis das Quantum der Jahresgewinnung 
zu dem ursprünglich vorhandenen Gesamtquantum steht. In diesem 
Verhältnis wird dann abgeschrieben.^) Nimmt man beispielsweise an, 
daß ein Braunkohlenfeld 3000000 hl Kohle enthält und sind im 



1) Ebenso Fischer, S. 105 ff., Simon, Gutachten S. 44. 
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ersten Jahre 100000, im zweiten Jahre 150000 hl gewonnen worden, 
80 sind im ersten Jahre SYj ^o? J^ zweiten Jahre 57o des Erwerhs- 
preises des Kohlenfeldes abzuschreiben.^) Dabei ist aber folgendes zu 
beachten: Für die Berechnung des ursprünglichen Gesamtquantums 
kommt selbstverständlich nur die Menge in Betracht, die abbauwürdig 
ist, d. h. nur das Quantum, dessen Abbau voraussichtlich einen Ge- 
winn abwerfen wird. Weiter muß in Abzug gebracht werden, was 
aus technischen, polizeilichen oder gesetzlichen Gründen nicht abge- 
baut werden darf, z. B. Sicherheitspfeiler u. dgl. 

Werden — z. B. da, wo Grundeigentümerbergbau gilt — die 
Mineralschätze mit den Grundstücken für einen einheitlichen Preis 
erworben, so ist die Abschreibung nicht von der gesamten Erwerbs- 
summe vorzunehmen, denn das Grundstück als solches verschwindet 
ja nicht, sondern besteht auch dann noch, wenn die ganze Substanz 
abgebaut ist.^) Man muß in solchen Fällen die aufgewendeten Kosten 
schätzungsweise auf das Grrundstück und die Mineralsubstanz ver- 
teilen*), und die Abschreibungen wegen Substanzverlustes nur von 
letzterer Summe berechnen. 

Die große Schwierigkeit der Berechnung des Substanzverlustes 
liegt darin, daß es sehr schwierig, oft völlig unmöglich ist, ein auch 
nur einigermaßen zutreflfendes Urteil über die im ganzen vorhandene 
Substanzmenge zu fällen. Das gilt vor allem vom Erzbergbau, wo 
derartige Schätzungen mit der allergrößten Vorsicht aufzunehmen 
sind.*) Infolgedessen ist auch bei Bemessung der Abschreibungs- 
quoten eine große Willkür vielfach unvermeidlich. 

1) Es sei aber hervorgehoben, daß die preußischen Steuerbehörden in Über- 
einstimmung mit dem Oberverwaltungsgericht für die Berechnung der Substanz- 
verringerung — soweit es sich nicht um Betriebe handelt, die sich im Besitz 
von Aktiengesellschaften und Gesellschaffcen mit beschränkter Haftung befinden — 
wesentlich andere Grundsätze festgestellt hat. Genauer kann hier auf diese 
abweichende steuerliche Berechnung der Substanzminderung, von der also haupt- 
sächlich die Gewerkschaften betroffen werden, nicht eingegangen werden. Es 
sei nur erwähnt, daß diese Grundsätze unsachgemäß sind, und daß es zu den 
größten Irrungen fahren würde, wenn man sie auch bei Aufstellung der Bilanzen 
in Anwendung bringen wollte. Näheres über diese Frage siehe bei Fischer, 
S. 120ff.; Reisch-Kreibig, U., S. 281 ff.; Westhoff, in der Zeitschrift für 
Bergrecht 1907, S. 257 ff.; Lobe, Die Abschreibungen für die Verringerung der 
Substanz bei Bergwerksuntemehmungen , Königshütte 1887; B allin g. Über die 
Ermittelung des Substanzverlustwertes beim Bergbau, Prag 1899; G. Schneider, 
Bergbauliche Steuerrechtsfragen, Wien 1906; Ruß, Zur steuerrechtlichen Behand- 
lung des Substanzverlustes bei Bergwerken. Teplitz-Schönau 1907. 

2) Allerdings wird es infolge des Abbaubetriebes vielfach sehr stark ent- 
wertet sein, was natürlich bei der Bilanzaufstellang zu berücksichtigen ist. 

3) So unterscheiden die Bilanzen mancher Bergwerksuntemehmungen z. B. 
zwischen Grubenfeldem und Grubenfelder Oberflächen. 

4) Vgl. P. Kr u seh. Die Untersuchung und Bewertung von Erzlagerstätten 
Stuttgart 1907. S. 90 ff. 
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Dieser Umstand hat dann dazu geführt^ daß die Abschreibungen 
für diese Aktiva häufig besonders hoch genommen werden^ so dafi 
gerade in diesem Bilanzposten häufig starke stille Reserven stecken. 
Nicht selten wird das entsprechende Aktivum in kurzer Zeit voll- 
ständig abgeschrieben. 

Die Abschrelbangen bei HeimfUl- nnd Bflekkanfisiinter- 
nehmimgexi. Unternehmungen^ die, weil sie für ihre Anlagen die 
ö£Fentlichen Straßen benutzen müssen, oder aus anderen Gründen einer 
Konzession bedürfen, werden durch die Konzessionsbestimmungen viel- 
fach verpflichtet, nach Ablauf einer bestimmten Zeit die Anlagen oder 
einen Teil derselben kostenlos an den Konzessionserteiler (Staat, Stadt 
usw.) zu übertragen (sog. Heimfalluntemehmungen) oder sie diesem 
zu einem verhältnismäßig geringen Preise zu überlassen (sog. Rück- 
kaufsunternehmungen). 

In derartigen FäUen liegt die Rechtslage so: durch die fraglichen 
Bestimmungen der Konzession wird das Eigentum der Unternehmung 
an ihren Anlagen usw. nicht beeinträchtigt, diesem Eigentumsrecht 
steht aber eine obligatorische Verpflichtung zur Übertragung bestimmter 
Aktiva an den Staat usw. gegenüber. Der Wert dieser Verpflichtung 
ist, werm die Anlagen unentgeltlich abzutreten sind, gleich dem Wert, 
den die Gegenstände im Moment des Heimfalls haben. Erfolgt ein 
Rückkauf gegen ein nicht ausreichendes Entgelt, so ist der Wert der 
Verpflichtung gleich der Diflferenz zwischen dem Werte der Gegen- 
stände, den diese ohne Bestehen der Rückkaufsverpflichtung in dem 
betreffenden Moment haben würden, und dem Kaufpreis, der tatsäch- 
lich gezahlt wird. Vom rein juristischen Standpunkt aus sollte man 
also erwarten, daß der HeimfaU oder Rückkauf auf die Bewertung der 
Aktiva ohne Einfluß ist, daß dagegen mit Rücksicht auf die Verpflich- 
tung zur späteren Übertragung ein entsprechender Schuldposten (etwa 
„Herausgabepflicht") in die Bilanz eingefügt würde. ^) 

Diese Auffassung ist der Praxis jedoch fremd. Sie faßt die Sache 
so auf, als wenn durch die Heimfallslast die betreffenden Aktiva im 
Moment des HeimfaUs vöUig entwertet wären; bei Rückkaufsunter- 
nehmungen, als wenn die Aktiva im Zeitpunkt des Rückkaufs bis auf 
den Betrag des dann zu zahlenden Preises im Werte gesunken seien. 
Ein Schuldposten wird deshalb nicht in die Bilanz aufgenc^nmen, da- 
für werden aber entsprechende Abschreibungen vorgenommen. Das 
heimfällige Unternehmen wird also in der Praxis und in den meisten 
Schriften über Bilanzwesen*) genau so angesehen wie ein zeitlich be- 
schränktes Recht, etwa ein Patentrecht. Diese Auffassung ist juristisch 
zweifellos nicht ganz korrekt, aber in bezug auf die bilanzmäßige 

1) Vgl. Rehm, S. 448, 462 ff., 464 ff. 

2) Vgl. Simon, S. 401ff., Reisch-Kreibig U, S. 41 ff. Vgl. auch Reisch, 
in Holdheims Monatsschrift, 1904, S. 66 f. 
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Berechnung des Reinvermögens und des Geschäftserfolges hat es keinen 
Einfluß, ob der das Unternehmen infolge des Heimfalls bzw. Bückkaufs 
fcreflfende Verlust auf der Aktivseite in Abzug gebracht oder ob er auf 
der Passivseite als Schuldposten eingesetzt wird. 

Stellt man sich auf den Standpunkt der Praxis, daß die Heraus- 
gabepflicht lediglich unter dem Gesichtspunkt der Entwertung der 
Aktiven zu betrachten sei, so ergibt sich natürlich, daß bei Heim- 
fall- und Rückkanfsuntemehmungen die Abschreibungen stärker be- 
messen werden müssen, als das sonst der FaU sein würde. Wenn 
ein Gebäude voraussichtlich eine Gebrauchsdauer von 100 Jahren hat, 
aber schon nach 50 Jahren kostenlos weggegeben werden muß, so 
tritt für das Unternehmen die völlige Entwertung eben nicht erst 
nach 100, sondern schon nach 50 Jahren ein. Das muß dann natür- 
lich auch bei der Bemessung der Abschreibungen berücksichtigt werden. 

In der Praxis solcher Unternehmungen stellt sich nun häufig 
heraus, daß die Herausgabepflicht nur für einen Teil der später heraus- 
zugebenden Aktiva von Einfluß ist, für andere jedoch nicht. Wenn 
eine Maschine beispielsweise eine Gebrauchsdauer von 10 Jahren hat, 
die Herausgabepflicht aber erst nach 50 Jahren eintritt, so sind die 
Konzessionsbedingungen auf die Entwertung bzw. die Abschreibung 
dieses Gegenstandes ohne Einfluß. Sowohl die erste Maschine als die 
später angeschafften Ersatzmaschinen müssen ja in je 10 Jahren abge- 
schrieben werden, genau so als wenn die Dauer des Unternehmens 
unbeschränkt wäre. 

Aus diesem (Jrunde macht man häufig einen Unterschied zwischen 
denjenigen Abschreibungen, die durch die normale Entwertung her- 
vorgerufen werden, und anderen Abschreibungen, bei denen jene be- 
sonderen Verhältnisse mitsprechen. Da man gerade bei Unter- 
nehmungen dieser Art vielfach die Abschreibungen nicht auf der 
Aktivseite direkt vornimmt, sondern statt dessen Korrektivposten auf 
der Passivseite einfügt, so hat sich der Brauch herausgebildet, die 
Abschreibungen der ersten Art durch einen Korrektivposten „Er- 
neuerungsfonds^', die Abschreibungen der zweiten Art durch einen 
Korrektivposten„Amortisationsfonds'' darzustellen. Bei Berechnung 
dieser letzteren Abschreibungen wird fast immer die Zinseszinsrechnung 
angewendet.^) Das ist genau so unrichtig wie bei den gewöhnlichen 
Abschreibungen. Es kann deshalb auf das früher Gesagte verwiesen 
werden. 

Tatsächliche Errichtniig eines Amortisationsfonds. In 
vielen Fällen sagen Unternehmungen der geschilderten Art: wir woUen 
nicht nur die durch die Herausgabepflicht bedingten Abschreibungen 
vornehmen, sondern wir wollen auch in Höhe dieser Abschreibungen 



1) Vgl. dazu Berthold, S. 68 ff.; Schiff, S. 84. 
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Aktiven ansammeln, damit am Schlüsse der Eonzessionsdaner unsere 6e- 
«ellschafber (meist handelt es sich um gesellschaftliche üntemehmungen) 
nicht einen plötzlichen Verlust erleiden, sondern damit dann ein ent- 
sprechender Betrag an sie zur Verteilung kommen kann. Infolgedessen 
entscheidet man sich häufig dafür, daß man nach Art des vorhin ge- 
schilderten Erneuerungsfonds einen richtigen Amortisationsfonds bildet. 
Das heißt, man speichert unter dieser Bezeichnung spezielle Aktiven 
auf, die den Zweck haben, bei Ablauf der Konzessionsdauer ein Äqui- 
valent zu bilden für die dann abzutretenden Anlagen. Auch in diesen 
Fällen tritt regelmäßig eine Verwechselung zwischen dem eflFektiven 
Amortisationsfonds und dem auf der Passivseite stehenden Korrektiv- 
posten gleichen Namens ein. Für das wahre Verhältnis zwischen 
•diesen beiden Posten gilt ganz das gleiche, wie oben bezüglich des 
Jjrneuerungsfonds dargelegt wurde. 

Besonderes über die Bewertung einzelner Aktiva. 

Die Bewertung von Firmen-, Patent- und ähnlichen 
Sachten und von rein tatsächlichen Verhältnissen. Aus dem 

geschilderten Prinzip, daß bei der BilanzaufsteUung die einzelnen 
Aktiva nicht nach ihrem Veräußerungswert abgeschätzt, sondern mit 
-dem Betrage der Erwerbskosten (abzüglich Abschreibungen) bewertet 
werden, ergibt sich für die in der Überschrift genannten Aktiven die 
Konsequenz, daß auch sie regelmäßig nur mit dem Betrage ihrer 
Erwerbskosten eingestellt werden und daß sie überhaupt nicht 
als Aktiva aufgeführt werden, wenn keine besonderen 
Kosten dafür entstanden sind. Hat ein Unternehmen also bei- 
spielsweise ein Firmenrecht oder ein Patent käuflich für 10000 JH 
-erworben, so stellt es dieses Aktivum mit 10000 Jl (vorbehaltlich 
der Abschreibungen) in die Bilanz ein.^) Hat dagegen die nicht käuf- 



1) Weitere Beispiele: Eine Fabrik führt in ihrer Bilanz als Aktivom ein 
„Einführungskonto" auf. Hier sind die für die erste Einführung des Fabri- 
kates bei der Kundschaft (fax Plakate, Annoncen usw.) aufgewendeten Kosten 
zusammengefaßt. 

Ein Molkereiuntemehmen hat als Aktivum der Bilanz ein^^Organiaations- 
konto^', das die für die Organisation des Betriebes und der Fabrikation, der 
Auslieferung der Eohmilch und des Verkaufs der Haupt- und Nebenprodukte 
gemachten Aufwendungen umfaßt. Im einzelnen setzt sich der Gesamtbetrag 
aus folgenden Kosten zusammen: „Reisekosten der die verschiedenen Betriebe 
einrichtenden Personen, Auflösung einzelner kleinerer Käsereien in der Umgegend 
der Filialen, Tantiemen fiir Agenten, Verlusten bei Fabrikationsversuchen, De- 
korten auf in der 1. Betriebsperiode versandte und nicht genügend befundene 
Fabrikate und endlich aus einer nicht unbedeutenden Summe, welche in den 
ersten Betriebsjahren ä fonds perdu aufgewendet werden mußte zu dem Zwecke, 
um die einzelnen benachbarten Ökonomen durch Bewilligung eines höheren als 
fär (He Fabrikation rentierlichen Milchpreises zu veranlassen und anzuspornen, 
•daß sie sich für die Milchwirtschaft einrichteten und ihr Produkt an die Filialen 
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lieh erworbene^ sondern von dem Unternehmen selbst geschafifene Firma 
im Laufe der Zeit ein so großes Renommee erlangt^ daß bei einem 
Verkauf f&r das Firmenrecht ein erheblicher Preis zu erzielen sein 
würde^ oder ist in dem Unternehmen selbst ohne wesentliche Kosten 
eine wertvolle Erfindung gemacht^ so erscheinen diese Aktiven nicht 
in der Bilanz. 

Diese Praxis, die nicht auf gesetzlicher Vorschrift beruht^), sondern 
sich lediglich aus dem yon der Geschäftswelt befolgten allgemeinen 
Bewertungsprinzip erklärt, ist durchaus die herrschende. Wie in allen 
diesen Fragen kommen aber auch in diesem Punkte abweichende 
Bilanzaufstellungen vor, und es kann in manchen Fällen auch ganz 
berechtigt sein, daß anders verfahren wird. Wenn bespielsweise zwei 
Geschäftsleute gemeinsam ein Zeitungsuntemehmen begranden und es 
zu großer Entwicklung bringen, so kann die Organisation des Zei- 
tungsunternehmens, also ein rein tatsächliches Verhältnis, unter Um- 
ständen das weitaus wichtigste Aktivum ihres gemeinschaftlichen 
Betriebes sein (wenn der Druck z. B. in einer fremden Druckerei 
erfolgt). Haben die beiden nun vereinbart, daß beim Tode des einen 
der andere berechtigt sein soll, das Unternehmen allein weiterzu- 
führen und die Erben des anderen auf Grund der letzten gemeinsam 
aufgestellten Bilanz abzufinden, so hat die Bilanz in diesem Falle 
nicht nur die Bestimmung, den Gewinn zu ermitteln, sondern sie ist 
besonders wichtig als Grundlage für die Auseinandersetzung, sobald 
der eine Gesellschafter stirbt. Wird nun die Organisation des Be- 
triebes^ die doch das Hauptaktivum bildet, gar nicht in der Bilanz 
berücksichtigt, weil diese Organisation nach und nach geschaffen ist, 
ohne daß spezielle Erwerbskosten dafür aufgewendet wurden, so 
kämen die Erben des zuerst sterbenden Gesellschafters bei der Ver- 
teilimg sehr schlecht weg. In solchen und ähnlichen Fällen kann es 

der Gesellschaft regelmäßig abliefern. Zu letzterem Zwecke allein war eine Mehr- 
ausgabe von ca. 80000 JC erforderlich." 

Die Eaffee-Handels-Aktiengesellschaft in Bremen, die für die Einführung 
des Ton ihr hergestellten koffeiufreien Kaffees eine besonders intensive Reklame 
machte, führt in der Bilanz per 30. Juni 1908 als Aktivtim auf: 

Propaganda. . . JC 390667.01 
Abschreibung . . . „ 90657.01 

JC 300000.00. 

Der Geschäftsbericht bemerkt dazu: ,,Wie bei allen neuen Artikeln, deren 
Kenntnis und Vorzüge dem großen Publikum durch Reklame vermittelt werden 
müssen, sind die Kosten für die Propaganda gerade in den ersten Jahren recht 
bedeutende, da die Anfklärungsreklame die teuerste ist, aber auch die Grund- 
lage für spätere günstige Erfolge zu legen pflegt. Wir glauben daher, den Um- 
ständen entsprechend gehandelt zu haben, indem wir auf dem Propagandakonto 
die Summe von 300000 JC zur Amortisation belassen, da wir einen Nutzen aus 
der jetzt verausgabten Reklame erst für zukünftige Jahre erwarten dürfen.*' 

1) Vgl. oben S. 116 ff. 

Paaaow, Bilftiuseii. 12 
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daher durcliaus berechtigt seis^ von dem allgememen Bewertungs- 
prinzip abzuweichen und auch solche Aktiven^ für die keine Kosten 
aufgewendet wurden^ in der Bilanz aufzuführen. Der gleiche Ge- 
sichtspunkt könnte unter Umstanden dahin führen^ ein Patent, das 
für einen geringen Preis erworben wurde, das aber, wie sich vielleicht 
erst später herausstellt, einen sehr hohen Wert besitzt^ in der Bilanz 
höher als mit dem Betrage der dafür gemachten Aufwendungen an- 
zusetzen. Doch, wie gesagt, das sind Ausnahmen. In der Kegel 
erfolgt eine Aufführung in der Bilanz nur, wenn und soweit fiir den 
Erwerb Kosten entstanden sind. 

Auch dann aber hat man meist das Prinzip, die Abschreibungen 
möglichst hoch zu bemessen und diese Aktiven möglichst schnell 
ganz abzuschreiben. Der Grund liegt darin, daß der Wert dieser 
Art von Aktiven regelmäßig ein sehr schwer bestimmbarer und sehr 
schwankender ist. Ein Patent z. B., das heute noch einen sehr hohen 
Wert hat, kann sehr bald für nichtig erklärt werden oder kann da- 
durch wertlos werden, daß ein anderer ein besseres Patent für das 
gleiche Gebiet erlaugt u. dgl. mehr. Deshalb erfolgt eine möglichst 
schnelle Abschreibung, und auch bei großen Firmen, die sehr viele 
Patente besitzen, und bei denen der Geschäftsbetrieb sich sogar zum 
Teil auf diese Patente begründet, werden diese Patente häufig nur 
mit l JC in der Bilanz aufgeführt. In zahlreichen Fällen führen 
also gerade Aktiven der hier geschilderten Art zu erheblichen stillen 
Reserven. Bei den Ausgäben für die Organisation des Absatzes, die 
Propaganda usw., ist es außerordentlich schwierig zu entscheiden, ob 
und inwieweit diese Ausgaben nur dem abgelaufenen Jahre oder auch 
künftigen Jahren zugute kommen. Schon deshalb betrachtet man sie 
meist als Kosten des laufenden Betriebes; von diesem Prinzip wird regel- 
mäßig nur abgewichen, wenn es sich um besonders hohe Summen handelt. 

Die Bewertung der BohstofTe, Halbfobrikate, Fertig- 
fobrikate und sonstiger zur Veräußerung bestimmter Waren. 
Auch für die Bewertung dieser Gegenstände des Betriebsvermögens 
sind in der Praxis prinzipiell die Erwerbskosten maßgebend, und es 
kann nicht davon die Bede sein, daß, wie Simon meint, die Veräuße- 
rungsgegenstände regelmäßig zum Veräußerungswert angesetzt werden. 
Eine solche Praxis müßte als außerordentlich gefährlich und ungesund 
bezeichnet werden. 

Denken wir zunächst nur an die verkaufsfertigen Waren, so wird 
bei ihnen die Sache meist so liegen, daß der Veräußerungswert höher 
ist als die Anschaflfungs- resp. Herstellungskosten, denn eine solche 
Differenz ist ja die Voraussetzung für den geschäftlichen Erfolg. Wollte 
man also alle verkaufsfertigen Waren mit dem Veräußerungswert in 
die Bilanz einstellen, so würde das bedeuten, daß man die Gewinne^ 
die man künftig beim Verkauf zu machen hofft, schon jetzt als 
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realisiert beliandelt^ eine Auffassung, die gesunder Bilanzpolitik durch- 
aus widerspricht. 

Die Ansetzung der Waren zum Veräußerungspreise würde außer- 
dem noch den Nachteil haben, daß dann Schätzungen, bei denen sehr viel 
auf das subjektive urteil des Schätzenden ankommt, unvermeidlich sind. 
Nur in den Fällen, wo bereits Verträge über künftige Lieferung solcher 
Gegenstände zu bestimmten Preisen abgeschlossen sind, ließe sich, 
soweit diese Verträge reichen, ein exakter Veräußerungswert ermitteln. 
In allen anderen Fällen aber wäre man auf Mutmaßungen angewiesen. 
Das gilt auch für die Fälle, wo Marktpreise für die betreffenden Waren 
notiert werden. Waren, die am Bilanztage noch im Eigentum des 
Unternehmens stehen, können eben erst in Zukunft veräußert werden, 
und der künftig zu erzielende Preis braucht keineswegs mit dem am 
Bilanztage erzielbaren zusammenzufallen. 

Bisher haben wir nur von verkaufsfertigen Waren gesprochen. 
Noch sehr viel unangebrachter würde es sein, wenn man auf die 
Halbfabrikate das Prinzip des Veräußerungswertes anwenden wollte. 
Solche Halbfabrikate sind ja meist überhaupt kaum veräußerbar, und 
deshalb ließe sich ein „gemeiner Wert" dafür schwer ermitteln. Noch 
bedenklicher würde es sein, wenn man sich mit Simon^) auf den Stand- 
punkt stellte, der Veräußerungswert der Halbfabrikate sei gleich dem 
„Verkaufs wert der fertigen Ware abzüglich der auf die Fertigstellung 
noch zu verwendenden Kosten".^) Würde man so verfahren, so würde 
das bedeuten, daß man den Gewinn, den man beim Verkauf der fertigen 
Fabrikate zu machen hofft, schon dann als realisiert ansieht, wenn 
erst ein kleiner Teil des Herstellungsprozesses vollendet ist. Man 
denke sich den Fall, daß eine Maschinenfabrik am 1. Dezember zehn 
Maschinen in Arbeit nimmt, deren HersteUungszeit sechs Monate dauern 
wird und von deren Absatz man sich einen Gewinn von 100000 Jt 
verspricht. In der Bilanz für den 31. Dezember des betreffenden Jahres 
erscheinen die Maschinen als Halbfabrikate. WoUte man nun als 
Wert dieser Stücke den Verkaufswert der fertigen Maschinen abzüglich 
der noch für die Herstellung aufzuwendenden Kosten einsetzen, so 
würde man schon nach dem ersten Sechstel der auf sechsMonate 
veranschlagten Fabrikationsdauer den ganzen erhofften künf- 
tigen Gewinn als realisiert behandeln. Das ist natürlich ab- 
solut unberechtigt. Wird ein Gewinn erzielt, so ist er der ganzen 
Produktionstätigkeit zu danken, nicht aber ausschließlich dem aller- 
ersten Stadium der Herstellung. Die Praxis betrachtet in diesem Falle 
auch nicht einmal ein Sechstel des erhofften Gevrinnes als realisiert, 

1) S. 362. 

2) Simon sagt aUerdings weiterhin, „daß selbstverständlich die Herstellungs- 
preise den Höchstbetiag des Wertansatzes bilden^^ doch bezieht sich das an- 
seheinend nnr anf Aktiengesellschaften. 

12* 
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da es ja noch ganz ungewiß ist, ob die erwarteten Preise später auch 
wirklich zu erzielen sein werden, und setzt deshalb als Wert der Halb- 
fabrikate lediglich deren Herstellungskosten ein. 

Am bedenklichsten endlich würde die Einsetzung mit dem Yer- 
äußerungswerte bei den Rohstoffen sein. Wenn ein unternehmen 
Eisen, Kupfer, Baumwolle zum Zwecke der Fabrikation eingekauft 
hat, und wenn nun am Bilanztage der Yeraußerungswert dieser Mate- 
rialien höher ist als der Anschaffungspreis, soll das Unternehmen sich 
da sagen, daß es einen Gewinn gemacht hat und diesen Gewinn durch 
Höherbewertung der Rohstoffe auch bilanzmäßig zum Ausdruck bringen? 
Hat ein Eisenbahnuntemehmen mit großem Kohlenlager einen Gewinn 
erzielt, wenn der Yeraußerungswert der Kohlen am Jahresschlüsse 
höher ist als beim Einkauf? In allen diesen Fällen denken die Unter- 
nehmungen ja gar nicht daran, ihre Kohlen-, BaumwoU- usw. Yorräte 
zu verkaufen, das würde auf die Stillegung ihres ganzen Betriebes 
hinauslaufen; sie wollen vielmehr diese Stoffe im eigenen Betriebe 
verbrauchen, und es ist durchaus nicht sicher, ob für diesen Fall die 
eingetretene Preissteigerung der Rohstoffe auch zu einer entsprechenden 
Gewinnerhöhung führt. Jedenfalls aber wäre ein solcher Gewinn am 
Bilanztage noch nicht realisiert. AUe diese Erwägungen fuhren zu 
dem Resultat, daß die Ansetzung mit dem Yeraußerungswert auch für 
Gegenstände des Betriebsvermögens außerordentlich unzweckmäßig und 
bedenklich sein würde.^) Es ist deshalb durchaus verständlich, daß 
die Praxis auch diese Gegenstände regelmäßig mit dem Betrage der 
Erwerbskosten bewertet. 

Auch diese Regel gilt nim aber nicht ohne Ausnahme. Wir haben 
bisher immer den normalen Fall ins Auge gefaßt, daß der Yer- 
kaufswert der Rohstoffe und Fabrikate am Bilanztage höher oder 
jedenfalls nicht niedriger ist als der dafür aufgewendete Betrag. Da- 
neben spielt natürlich auch der seltenere Fall eine RoUe, daß der 
Yerkaufswert, ev. der Marktpreis der fraglichen Aktiven am Bilanz- 
tage niedriger ist als der Betrag der gemachten Aufwendungen. 
Hält man auch in diesem Falle an dem Prinzip fest, die Aktiven mit 
dem Erwerbspreis zu bewerten oder setzt man bei solcher Sachlage 
den niedrigeren Yerkaufswert resp. Marktwert an? Die Praxis tut bald 
das eine, bald das andere. In vielen Fällen handelt es sich um Preis- 
senkungen, die man für vorübergehende hält, von denen man glaubt, 
daß sie schon wieder vorbei sein werden, wenn das Unternehmen zum 
Yerkaufe schreiten wird, und man bleibt deshalb ruhig bei dem An- 
satz zu dem Erwerbspreis.^ In anderen Fällen setzt man zwar durch- 

1) Vgl. dazu auch Fischer I, S. 131 ff. 

2) Anders bei Aktiengesellschaften, wo duxch eine ausdrückliche Gresetzes- 
bestimmung für die nicht zum dauernden Gebrauch bestimmten Gegenstände der 
Marktpreis als maßgebend erklärt ist, wenn er niedriger ist als der Anschaffongspreis. 
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aus Dicht immer^ aber doch häufig diese Aktiva zu einem niedrigeren 
Betrage ein, als dem der Erwerbskosten. Geschieht das, so kann man 
sagen, daß die Werterhöhung, solange sie noch nicht realisiert ist, in 
der Bilanz nicht berücksichtigt wird, daß dagegen einer Wertminderung 
auch schon vor der Realisierung Rechnung getragen wird. 

Eine Herabsetzung unter den Betrag der Erwerbskosten findet 
weiter regelmäßig statt, wenn die betreffenden Waren schadhaft ge- 
worden sind und wenn sie infolge längeren Lagems oder wegen 
Änderung der Mode, der Technik usw. an ihrer Yerkäuflichkeit Ein- 
buße erlitten haben. 

Endlich sei noch erwähnt, daß auch bei den Rohstoffen, mehr 
noch bei den Halb- und Fertigfabrikaten häufig übermäßige Ab- 
schreibungen yorgenommen und so stille Reserven gebildet werden. 
Über den Zweck und die Bedeutung solcher übermäßiger Abschreibungen 
gilt ähnliches wie bei den zum dauernden Gebrauche bestimmten Gegen- 
ständen. Manchmal sind sie sogar noch gefährlicher und irreführender, 
weil die zu niedrig bewerteten Fabrikate regelmäßig schon alle im 
nächsten Jahre umgesetzt werden und weil infolgedessen der in dem 
einen Jahre versteckte Gewinn schon im nächsten Jahre vollständig 
in die Erscheinung tritt (falls nicht sofort wieder neue stille Reserven 
in gleicher Höhe begründet werden). Werden also beispielsweise bei 
der Gründung einer gesellschaftlichen Unternehmung Warenvorräte 
zu einem übermäßig niedrigen Ansatz eingebracht, so ist im ersten 
Jahre der Ertrag verhältnismäßig hoch, denn wenn alle Waren ver- 
kauft werden, so erhöht sich der Gewinn um den vollen Betrag der 
bei der Gründung geschaffenen stillen Reserven. Der Femerstehende 
kann aber vielfach nicht sehen, daß der Gewinn z. T. aus dieser nur 
im ersten Geschäftsjahre sprudelnden Quelle fließt und nimmt leicht 
an, daß auch die Erträge der künftigen Jahre gleich günstig sein 
werden. Ein solcher Irrtum kann durch eine derartige ünterbewertung 
von Waren absichtlich herbeigeführt werden, wenn man nach dem 
ersten Geschäftsjahr z. B. die Aktien an der Börse einführen wiU oder 
neue Aktien oder Obligationen auszugeben beabsichtigt. Es ist das 
wieder ein Beweis dafür, daß Unterbewertungen durchaus nicht immer 
ein Zeichen besonderer Solidität sind, wie man vielfach glaubt. 

Die Bewertung der Forderungen und Schulden. 

Allgemeines über die Bewertung von Fordemngen und 
▼erbindliehkeiten aus gegenseitigen Vertrftgen. Die Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten, die bei Erwerbsuntemehmungen eine 
RoUe spielen, rühren zum weitaus größten Teile aus gegenseitigen 
Verträgen her. Wohl gibt es daneben auch Ansprüche beispielsweise 
auf Schadenersatz, auf Rückzahlung zu viel gezahlter Steuern, Ver- 
pflichtungen zur Leistung öffentlicher Abgaben, zur Zahlung der um- 
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lagen an die Beruf sgenossenscliaften u. dgl. m., aber die Hauptsache 
büden doch immer die erwähnten Forderungen und Verpflichtungen 
aus gegenseitigen Vertragen. Bezüglich ihrer ist nun zunächst fest- 
zustellen, daß regelmäßig nur ein kleiner Teil von ihnen in den Bilanzen 
aufgeführt wird. § 39 HGB. bestimmt zwar, daß jeder Kaufmann in 
Inventar und Bilanz ,,seine Forderungen und Schulden^^ aufzunehmen 
habe, und der Laie wird danach annehmen, daß in der Bilanz regel- 
mäßig alle Forderungen imd Schulden yerzeichnet sind, das ist aber 
keineswegs der Fall. 

AUe aus gegenseitigen Verträgen entstehenden Forderungen und 
Verpflichtungen werden nämlich regelmäßig erst dann in die Bilanz 
aufgenommen, wenn von einer Seite bereits geleistet ist. Solange 
das nicht geschehen ist, bleiben Forderungen und Verpflichtungen in 
der Bilanz unberücksichtigt. Hat ein unternehmen A beispielsweise 
mit B einen Kaufvertrag über 1000 t Eisen abgeschlossen, so besteht 
für A eine Forderung auf Lieferung des Eisens und eine Verpflichtung 
zur Zahlung des vereinbarten Kauiipreises. Umgekehrt liegt die Sache 
bei B, dem Verkäufer des Eisens. In beiden Fällen werden die aus 
dem Vertragsschluß entstandenen Rechtsverhältnisse in den Bilanzen 
der beiden Kontrahenten aber zunächst nicht aufgeführt. Liefert 
jedoch B das Eisen, wird der Vertrag also einseitig erfüllt, so kommt 
bei B die Forderung, bei A die Verpflichtung in die Bilanz. A führt 
das gelieferte Eisen ^) unter den Aktiven seiner Bilanz auf und setzt 
seine Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreises als Passivum ein. 
Andererseits führt B nach Lieferung des Eisens seine Forderung an 
B als Aktivum auf. 

Wäre die Sache so gegangen, daß A schon vor der Lieferung 
den Kaufpreis bezahlt hätte, so hätte er als Aktivum seine Forderung 
gegen B und dieser seine Verpflichtung gegen A in die Bilanz auf- 
genommen. 

So wie beim Kauf liegt es nun auch bei allen anderen zwei- 
seitigen Verträgen. Mietet jemand ein Geschäftslokal für das nächste 
Jahr oder engagiert er für das nächste Jahr einen Angestellten, so 
wird er regelmäßig in seiner Bilanz per 31. Dezember des laufenden 
Jahres weder seine Rechte noch seine Verpflichtungen aus dem An- 
steUungs- oder Mietsvertrag berücksichtigen. Erst wenn von einer 
Seite geleistet ist, tauchen diese Posten auf. Ist nur teilweise ge- 
leistet, so werden auch die korrespondierenden Forderungen und Ver- 
pflichtungen nur mit der entsprechenden Quote aufgeführt. Hat der 
Betreffende beispielsweise im voraus die Miete oder das Gehalt für 
das nächste Quartal bezahlt, so wird er in die Schlußbilanz des letzten 

1) Yoransgesetzt, daß er es am Bilanzkage noch besitzt. Hat er es inzwischen 
verarbeitet oder veräußert, so treten die entsprechenden neuen Werte an die 
Stelle des Eisens. 
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Jahres seine Forderungen für die Zeit^ für die er schon geleistet hat^ 
als Aktivurn aufnehmen. Hat er ein anderes Mietlokal schon längere 
Zeit benutzt^ ohne bisher die Miete bezahlt zu haben, so wird er ent- 
sprechend der abgelaufenen Benutzungsdauer seine Verpflichtung zur 
Zahlung der vereinbarten Miete in die Passivseite seiner Bilanz ein- 
stellen.^) 

So gilt in bezug auf alle aus zweiseitigen Vertragen entstandenen 
Forderungen und Verbindlichkeiten, daß sie regelmäßig nur dann 
und nur so weit in die Bilanz aufgenommen werden, als und 
soweit der eine Teil den Vertrag bereits erfüllt hat. 

Woraus erklärt sich dieser zunächst sonderbar erscheinende Brauch? 
In der Literatur wird regelmäßig behauptet, daß es der [doppelten] 
Buchhaltung nicht möglich sei, Forderungen und Verpflichtungen 
schon bei Vertragsabschluß zu berücksichtigen, daß, solange nicht von 
einer Seite geleistet sei, überhaupt kein buchungsfähiger Vor- 
gang gegeben sei. So sagt Simon^): 

„Die doppelte Buchführung ist nicht fähig, eine von einer Gegenleistung 
noch abhängige Forderung in sich aufzunehmen; erst wenn durch Vorleistung 
des einen Teils die Verpflichtung des anderen eine einseitige wird, tritt sie in 
Tätigkeit." 

Wäre diese Angabe richtig, so würde sie die erwähnte Tatsache 
nur rein formal erklären, und es wäre keinerlei sachliche Begründung 
oder Rechtfertigung dafür gegeben. Man würde sich dann damit be- 
scheiden, müssen, daß auch die Technik der doppelten Buchführung, 
die nach dem so oft zitierten Goethewort eine der schönsten Er- 
findungen des menschlichen Geistes sein soll, sehr enge Grenzen habe, 
daß es ihr nicht möglich sei, die durch den Abschluß von Kauf- und 
anderen Verträgen herbeigeführten Vermögensänderungen zu verzeich- 
nen, und daß — wenn man annimmt, die Bilanz sei nur als Bestand- 
teil der doppelten Buchführung denkbar — wegen dieser Unfähigkeit 
der Buchhaltung auch die Bilanz lückenhaft bleiben müsse. 

So liegt die Sache jedoch nicht. Erstens ist, wie wir wissen, 
die Bilanz nicht von einem bestimmten Buchfühningssystem abhängig, 
and zweitens ist die Angabe, daß die doppelte Buchführung nicht 
imstande sei, Forderungen und Verpflichtungen auch dann schon zu 
erfassen, wenn noch von keiner Seite geleistet ist, grundfalsch. So 
eng begrenzt ist die Fähigkeit der doppelten Buchhaltung gar nicht. 
Wenn man nur wollte, könnte man auch im System der doppelten 
Buchhaltung alle Forderungen und Verpflichtungen verbuchen, ohne 
Rücksicht darauf, ob schon geleistet ist oder nicht.*) Richtig ist, 
daß das regelmäßig nicht geschieht, aber die Unterlassung beruht 

1) Vgl. auch S. 76. 

2) S. 174. Ähnlich Fischer II, S. 144. 

S) Ebenso Der Deutsche Ökonomist 1902 S. 555 f.; 1904 S. 248. 
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nicht auf einer Unfäliigkeit der Bnchhaltungstedmik^ sondern dar- 
auf, daß die Praxis freiwillig auf die an sich gegebene Möglichkeit 
verzichtet. Damit kommen wir zu dem wahren Grund: die Weg- 
lassung der «fraglichen Forderungen und Verpflichtungen aus der Bilanz 
(und aus der Buchhaltung) beruht auf sachlichen Erwägungen^ 
hat bestimmte ökonomische Gründe, die sich kurz so umschreiben 
lassen: 

Wie wir gesehen haben, geht die Praxis bei der Bewertung von 
dem prinzipiellen Standpunkt aus, daß Gewinne nur dann in der Bi- 
lanz erscheinen sollen, wenn sie bereits realisiert sind. Infolgedessen 
werden in unserem Falle die Forderungen zunächst nicht höher be- 
wertet als die korrespondierenden Verpflichtungen. Wenn ein Unter- 
nehmen Kauf-, Verkaufs-, Miet-, Dienst-, Werk-, Versicherungs- und 
ähnliche Verträge abschließt, so tut es das ja regelmäßig, weil es sich 
eilten wirtschafÜichen Nutzen davon verspricht, weil es hofft, daß der 
durch den Vertrag begründete Anspruch für es einen höheren Wert 
haben werde, als die dabei übernommene Verpflichtung, aber vorläufig 
ist dieser Nutzen noch nicht realisiert und deshalb werden zunächst 
Forderung und Verpflichtung, Leistung und Gegenleistung 
als gleichwertig angesehen. 

Daraus ergibt sich: wollte man prinzipiell alle aus gegenseitigen 
Verträgen entspringenden Rechte und Pflichten, so lange noch von 
keiner Seite geleistet ist, in die Bilanz aufnehmen, so würden in die 
Aktiv- und die Passivseite immer die gleichen Summen einzusetzen 
sein. Man könnte dann zwar ersehen, in welcher Höhe Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus solchen Ve|4;rägen vorlägen, aber auf die Differenz 
zwischen Aktiven und Passiven, d. h. auf die Berechnung der eingetretenen 
Reinvermögensmehrung oder -minderung würde die Aufnahme ohne 
jeden Einfluß sein. Eben deshalb sagt man sich: auf die Erfolgsermitt- 
lung ist die Aufnahme oder Weglassung der Posten ohne Einfluß, da- 
gegen wird die Übersichtlichkeit der Bilanz schwer gefährdet (und die 
Buchhaltung ganz außerordentlich kompliziert), wenn alle aus noch so 
langjährigen Verträgen herrührenden Rechtsverhältnisse mit oft außer- 
ordentlich hohen Summen eingesetzt werden. Deshalb, d. h. weil die 
Nachteile, die die Aufführung mit sich bringt, größer sind als die 
damit verbundenen Vorteile, sieht man davon ab. Lediglich dieser 
sachliche Grund, nicht ein wirklicher oder vermeintlicher 
Mangel der Buchführungstechnik erklärt die eingangs fest- 
gestellte Tatsache. Ich wiU damit nicht behaupten, daß auch nur 
der größte Teil der praktischen Buchhalter diese Überlegung je an- 
gestellt hat. Sehr viele werden wohl auch meinen, das System der 
doppelten Buchhaltung mache die Berücksichtigung nicht möglich und 
werden sich dabei beruhigen. Würde aber die tatsächliche Übung 
nicht in den dargestellten Zweckmäßigkeitserwägungen ihre tiefere 
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Begründnng finden ^ so hätten wenigstens einzelne längst ihre Buch- 
haltung nach dieser Richtung hin ausgedehnt, und allmähiich würde 
man allgemein dem gefolgt sein. 

Nur soweit gegenseitige Verträge bereits einseitig erfüllt sind, 
werden also die aus solchen Verträgen herrührenden, der Leistung des 
einen Teils korrespondierenden Forderungen und Verpflichtungen in 
der Bilanz aufgeführt. Wie aber werden sie beweiset? Da in unseren 
wirtschaftlichen Verhältnissen die eine der beiden Leistungen regel- 
mäßig in Geld besteht, so kommen hauptsächlich folgende beiden Fälle 
in Betracht: 

1. Die bereits erfüllte Leistung bestand in Geld, dann geht die 
korrespondierende Forderung resp. Verpflichtung regelmäßig auf irgend- 
eine nicht in Geld bestehende Leistung (Lieferung von Waren, Aus- 
führung von Transporten, Überlassung von Räumen, Leistung von 
persönlichen Diensten u. dgl.). 

2. Die bereits erfüllte Leistung bestand nicht in Geld, dann geht 
regelmäßig die korrespondierende Forderung oder Verpflichtung auf Geld. 

Im letzteren Falle, wenn also Geld zu fordern oder zu zahlen ist, 
wird die Forderung oder Verpflichtung gewöhnlich einfach mit dem 
entsprechenden Geldbetrage in die Bilanz eingesetzt. 

Wenn es sich dagegen um nicht auf eine Geldzahlung lautende 
Forderungen oder Verpflichtungen handelt, so muß eine besondere Be- 
wertung vorgenommen werden. Diese Bewertung ist aber im allgemeinen 
recht einfach, weil man in der Praxis aus den oben dargelegten Gründen 
von dem Grundsatz ausgeht, daß nicht realisierte Gewinne in der Bilanz 
nicht berücksichtigt werden sollen, daß Leistung und Gegenleistung 
deshalb zunächst als gleichwertig zu behandeln sind. Man bewertet 
derartige Forderungen oder Verpflichtungen daher regelmäßig mit 
dem Betrage der in Geld bestehenden Gegenleistung. Hat also jemand 
schon im voraus seinem Angestellten das Gehalt gezahlt, so setzt er 
als Wert der ihm gegen den Angestellten zustehenden Forderung auf 
Arbeitsleistung den Betrag des im voraus gezahlten Gehaltes ein. 
Hat er umgekehrt den Kaufpreis für eine noch zu liefernde Maschine 
bereits erhalten, so bewertet er die Verpflichtung zur Lieferung der 
Maschine mit dem Betrag des bereits erhaltenen Kaufpreises. Das 
mag noch durch folgendes Beispiel erläutert werden: 

Jemand hat für 10000 Jl eine Spezialmaschine bestellt, die seinen 
Betrieb erheblich rentabler gestalten soll, und er hat den Kaufpreis 
gleich bei Abgabe der Bestellung bar bezahlt. Er hat also eine Forde- 
rung auf Lieferung der Maschine gegen den Maschinenfabrikanten, und 
dieser hat gegen den Besteller die Verpflichtung zur Lieferung der 
Maschine. Auch wenn sich nun der Besteller von der neuen Maschine 
sehr viel verspricht, so viel, daß er im Notfall auch 20 oder 30000 JL 
dafür bezahlen würde, so wird er in der Bilanz seine Forderung doch 
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nicht höher bewerten als mit dem Kaufpreis^ d. h. er wird nur 
10000 Jl als Forderung gegen den Lieferanten einsetzen. Umgekehrt 
hofiFt dieser vielleicht^ die Maschine mit einem Aufwand yon 7000 Jt 
herstellen zu können und somit an der Lieferung 3000 Jl zu yerdienen; 
trotzdem wird er vor der Ablieferung der Maschine seine Verpflichtung 
mit dem vollen Betrage des erhaltenen Kaufpreises^ also mit 10000 Jty 
einsetzen. 

Das ist das große allgemeine Prinzip für die Bewertung von 
Forderungen und Verpflichtungen aus gegenseitigen Verträgen. Wie 
wir sehen werden^ gibt es allerdings auch von dieser Regel wieder 
Ausnahmen. 

Ausnahmsweise Berüeksiehtigiing von Fordenrngen ans 
gegenseitigen, noch von keiner Seite erfOUten Vertragen. 
Forderungen und Verpflichtungen aus gegenseitigen Verträgen werden, 
wie wir gesehen haben, in den Bilanzen regelmäßig, solange und soweit 
sie nicht einseitig erfüUt sind, überhaupt nicht aufgeführt, also auch 
nicht bewertet. Die Regel wird nun aber wieder durch eine Reihe 
von Ausnahmen durchbrochen. Es kann sich nämlich ergeben oder 
es kann in der Natur des fraglichen Geschäftes liegen, daß, insbeson- 
dere bei Verträgen, die auf lange Zeit abgeschlossen sind, die Ver- 
pflichtungen sehr viel höher sind als die Forderungen.^) Natürlich 
kann auch das Umgekehrte vorkommen. Hat ein Unternehmen sich 
einem Kartell angeschlossen, so können die daraus entspringenden 
künftigen Rechte einen sehr viel höheren Wert haben als die ent- 
sprechenden künftigen Verpflichtungen. Das kommt praktisch dadurch 
zum Ausdruck, daß man vielfach — soweit die Eartellstatuten das zu- 
lassen — die bloße „Beteiligungsziffer^^ (gaiiz oder teilweise) für sehr er- 
hebliche Summen veräußern kann. D. h. ein anderes Unternehmen zahlt 
hohe Beträge dafür, daß es als Rechtsnachfolger in die aus dem Kartell- 
verhältnis entstehenden Rechte und Pflichten eintritt. In einem solchen 
Falle wird der Mehrwert der Forderungen gegenüber den Verpflich- 
tungen aus dem KarteUvertrag aber wohl nie als Aktivum in die Bilanz 
eingesetzt.*) 

Dagegen kommt eine bilanzmäßige Berücksichtigung der Differenz 
zwischen Forderung und V-erpflichtung häufig vor, wenn Waren am 
Bilanztage zu einem den Erwerbspreis übersteigenden Preise verkauft, 
aber noch nicht abgeliefert sind.*) Hat das Unternehmen A beispiels- 
weise vor dem Bilanztage Waren, die es mit einem Aufwand von 

1) Dieser Fall ist für die Bilanzen der wichtigere. Vgl. darüber S. 197 f. 

2) Wohl aber geschieht das, wenn jemand gegen besonderes Entgelt in 
die Bechte und Pflichten ans solchem Vertrage eingetreten ist. Hat jemand 
eine Beteiiignngsziffer käuflich erworben, so setzt er sie mit dem Betrag der 
gemachten Aufwendungen als Aktivum in die Bilanz ein und schreibt diesen 
Betrag dann innerhalb der Gültigkeitsdauer des Vertrages ab. 

3) Vgl. dazu Simon, S. 184 ff., 352 f.; Rehm, S. 252 ff., 748 f. 
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70000 M gekauft oder hergestellt hat, für 100000 Jl verkauft, soll 
die Ablieferung aber erst später stattfinden, so liegt folgender Tat^ 
bestand vor: A besitzt am Bilanztage erstens die Waren, die er nach 
dem bekannten Grundsatz mit 70 000 Jl bewertet. Außerdem hat er 
eine Forderung auf Zahlung des Kaufpreises von 100 000 JL, der eine 
Verpflichtung zur Lieferung der Waren gegenübersteht. Da die Waren 
mit 70 000 Jl bewertet sind, so hat auch die Verpflichtung zur Heraus- 
gabe der Waren den gleichen Wert. In diesem Falle wiU die Praxis 
die Differenz zwischen Forderung und Verpflichtung häufig doch schon 
in der Bilanz zum Ausdruck bringen, wenn auch die Waren noch 
nicht abgeliefert sind, der Vertrag also noch von keiner Seite erfüllt 
ist. Das könnte zunächst so geschehen: 



Waren Jt 70 000 

Forderung 100 000 



n 



Verpflichtung , ,^ 70 000 



oder, wenn man nicht den ganzen Betrag der Forderung und der Ver- 
pflichtung, sondern nur die Differenz in der Bilanz erscheinen lassen 
will, etwa auf folgende Weise: 



Waren ^ 70 000 

Überschuß der Forderung über 



die Verpflichtung, 



30 000 



Diese übersichtliche Form wählt die Praxis indessen regelmäßig 
nicht, sondern sie bewertet, wenn sie den Gewinn bereits als realisiert 
ausweisen wiU, einfach die Waren mit dem Betrage des Verkaufs- 
preises, also mit 100000 Jl, Im Endeffekt kommt das ja auf das 
gleiche hinaus. 

Bteonderes Aber die Bewertung einzelner Fordemngen. 
Soweit Geldforderungen in die Bilanz aufgenommen werden, ist vor 
allem die Vorschrift des § 40 HOB, zu beachten: „Zweifelhafte 
Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte anzusetzen, un- 
einbringliche Forderungen abzuschreiben." Je nach dem Grade der 
Solidität der Bilanzaufstellung wird diese Vorschrift mehr oder weniger 
streng beobachtet. Es ergibt sich hier ein besonders weiter Spiel- 
raum für das private Ermessen^ da die Meinungen über die Einbring- 
lichkeit von Forderungen sehr stark auseinandergehen können. Wo 
Zweifel in die Einbringlichkeit gesetzt werden, wird, wie schon dar- 
gelegt, meist nicht direkt ein Abzug gemacht, sondern unter die 
Passiven ein entsprechender Eorrektivposten (Delkrederekonto usw.) 
eingesetzt. Vielfach geht man ganz summarisch vor, indem man gar 
nicht die einzelnen Forderungen (mit Ausnahme vielleicht der ganz 
großen) auf ihre Einbringlichkeit prüft, sondern einen usancemäßigen 
Prozentsatz der Gesamtsumme der Forderungen oder gar des Umsatzes 
in Abzug bringt. Dabei geht man dann nicht selten über das not- 
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wendige Maß hinaus und setzt — insbesondere in ertragreichen Jahren — 
das Delkrederekonto mit einem höheren Betrage an^ als der erwarteten 
Einbuße an den Forderungen entspricht. In solchem Falle wird also 
ganz bewußt von der Bahn richtiger und sachgemäßer Bewertung der 
Forderungen abgewichen, denn eine zu hohe Dotierung des Delkredere- 
kontos hat genau die gleiche Bedeutung, als wenn man auf der Aktiv- 
seite zu hohe Abschreibungen macht. 

Stellt sich später heraus, daß die Forderung ganz oder teilweise 
verloren ist, so ist dann sowohl die Forderung als auch der aaf sie 
entfallende Betrag des Delkrederekontos zu streichen. Lautet eine 
Forderung z. B. über 10000 JH und nimmt man an, daß sie zur Hälfte 
uneinbringlich sein wird, so wird regelmäßig ein Delkrederekonto von 
5000 Ji dafür gebildet. Ergibt sich nun später, daß die Forderung 
völlig uneinbringlich ist oder werden im Wege des Konkurses oder 
des Zwangsvergleiches 5000 Jl gezahlt, so fallt in der nächsten Bilanz 
natürlich sowohl der Aktivposten „Forderung 10000 Jl^^ als auch der 
Passivposten „Delkrederekonto 5000 Jl^^ weg. 

Soweit die Einbringlichkeit nicht in Zweifel gezogen wird, werden 
Geldforderungen im allgemeinen — mit einer gleich zu besprechenden 
Ausnahme — einfach mit ihrem Nominalbeträge in die Bilanz ein- 
gesetzt, aber unter Berücksichtigung der Rabatt- u. dgl. Abzüge.^) 
Hier wird also der Grundsatz, daß die Erwerbskosten maßgebend sind^ 
durchbrochen. Hat das Unternehmen ein Grundstück für 300000 Jt 
gekauft und unverändert für 400000 Jl unter Stundung des Kauf- 
preises verkauft, so erscheint, faUs die Übertragung des Grundstücks 
bereits erfolgt ist, in der Bilanz statt des Grundstückes mit 300000 JL 
die Forderung mit 400000 Jl. Der bei solchen Geschäften ge- 
machte Gewinn oder Verlust wird also, wenn der Vertrag von 
einer Seite erfüllt ist, schon dann als realisiert angesehen, 
wenn der ausbedungene Preis noch nicht beglichen ist. 

Die Ansetzung mit dem Nominalbetrag hat die Folge, daß bei 
der Bewertung keine Rücksicht darauf genommen wird, ob die For- 
derung verzinslich oder unverzinslich, bald oder erst nach längerer 
Zeit fällig ist, trotzdem diese Momente den Wert der Forderung sehr 
wesentlich berühren. Eine Forderung, die zu 57o zu verzinsen ist, 
hat einen anderen Wert als — ceteris paribus — eine mit 37o ver- 
zinsliche oder eine unverzinsliche, und eine unverzinsliche Forderung 
wiederum hat einen anderen Wert, je nachdem sie schon in acht 
Tagen oder erst in einem Jahre fällig ist. Die Ansetzung mit dem 
Nominalbetrag gibt also kein ganz genaues Bild. Verkauft A eine 
Maschine zu 100000 Jl mit der Bedingung, daß der Kaufpreis inner- 
halb von 14 Tagen zu zahlen ist, und dann ganz die gleiche Maschine 



1) Vgl. oben S. 54. 
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zu 102000 Jl unter Stundung des Kaufpreises auf ein Jahr und stellt 

er nun gleich darauf seine Bilanz auf^ so erscheint die erste Forderung 

mit 100000 M, die zweite mit 102000 Jl, trotzdem der wirkliche Wert 

der erstereu höher ist als der der anderen. 

Das Reichshandelsgericht ^) hat allerdings einmal erklärt: 

„Bei Forderungen und Schulden, welche zur Zeit der Bilanz noch nicht 
fällig sind, ist selbstverständlich auch dieser umstand zu berücksichtigen, nicht 
aUein wegen des Einflusses, welchen die Entbehrung des Zinsgenusses resp. die 
Ersparung an Zinsen während der Zwischenzeit bei unverzinslichen Forderungen 
und Schulden auf deren gegenwärtigen Wert zur Zeit der Bilanz hat, sondern 
auch deswegen, weil der Wert solcher erst später fällig werdender Forderungen 
und Schulden, deren Gegenstand nicht unmittelbar Geld ist, nur nach dem Werte 
bemessen werden kann, welchen der betreffende Gegenstand zur Zeit, wo er recht- 
lich gefordert resp. gezahlt werden darf, besitzt, und weil dieser Wert keines- 
wegs immer und notwendig mit demjenigen Werte zusammenfällt, welchen der 
betreffende Gegenstand gegenwärtig hat.** 

Diese Auffassung wird aber durchaus nicht allgemein befolgt. 
Nur vereinzelt trägt man dem Umstände, daß die Nichtbeachtung der 
Verzinslichkeit zu falschen Ergebnissen führt, dadurch Rechnung, daß 
man bei unverzinslichen Forderungen für die Zeit vom Bilanz- bis 
zum Fälligkeitstage Zinsen in normaler Höhe berechnet und von dem 
Nominalbetrage abzieht^) oder einen entsprechenden Korrektivposten 
auf der Passivseite errichtet. 

So finden sich in einer Bilanz folgende Posten*): 



Ausstehende Forderungen inkl. 
M 157406 sofort disponibler 
Barguthaben bei Banken usw. JC 699 062 



Abschreibungen von y, 7^ Dis- 
kont auf Ji 441 656 aus- 
stehende Forderungen ent- 
sprechend deren späterer 
Fälligkeit cÄ 2208 

Ahnlich wird bisweilen bei Wechseln vorgegangen, die die Kunden 
zur Sicherung der Forderungen gegen sie gegeben haben. Man bringt 
hier (aber auch durchaus nicht immer) den Diskont in Abzug, der 
auch abgezogen werden würde, wenn man den Wechsel am Bilanz- 
tage verkauft hätte. In der großen Mehrzahl der PäUe, wo die Un- 
verzinslichkeit von Forderungen bei der Bilanzaufstellung unberück- 
sichtigt bleibt, tröstet man sich damit, daß auch die unverzinslichen 
Schulden mit ihrem Nominalbetrage eingesetzt werden, und daß sich 
deshalb die beiden Ungenauigkeiten wenigstens einigermaßen ausgleichen. 



1) Entscheidungen, Bd. 12, S. 17. 

2) So wird eine noch nicht fällige unverzinsliche Forderung resp. Schuld 
im Konkurse bewertet. § 65 der Konkursordnung sagt: „Eine betagte unverzins- 
liche Forderung vermindert sich auf den Betrag, welcher mit Hinzunehmung der 
gesetzlichen Zinsen desselben für die Zeit von der Eröffnung des Verfahrens bis 
zur Fälligkeit dem vollen Betrage der Forderung gleichkommt." 

3) Vgl. auch ßeisch-Kreibig I, S. 41 Anm. 2. 
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Allgemein wird dagegen Yon der Regel; daß der Nominalbetrag 
entscheidend ist, eine Ausnahme bei den Forderungen gemacht, die 
den Gegenstand eines regulären Handels bilden. Hierhin gehören 
insbesondere staatliche und private Teilschuldverschreibungen und dis- 
kontierte Wechsel. Sie werden regelmäßig ohne Rücksicht auf den 
höheren oder niedrigeren Nominalbetrag mit dem Erwerbspreis an- 
gesetzt. 

Im Zusammenhang hiermit sei der Berücksichtigung noch nicht 
fälliger Zins- und Dividendenforderungen gedacht. 

Da es, wie schon bemerkt wurde, für die Zugehörigkeit zum 
Vermögen keinen Unterschied macht, ob eine Forderung bereits fallig 
ist oder nicht, so ist selbstverständlich eine Zinsforderung, auch wenn 
der Zinszahlungstermin noch nicht gekommen ist, als Aktivum zu 
behandeln. Hat ein Unternehmen am 1. Oktober ein Kapital aus- 
geliehen mit der Bedingung, daß die Zinsen halbjährlich (zum ersten 
Male also am 31. März) zu zahlen sind imd stellt es für den 
31. Dezember des Ausleihungsjahres eine Bilanz auf, so gehören zu 
den Aktiven: 1. die Eapitalforderung, 2. die Ziasforderung pro rata 
temporis, d. h. in unserem Beispiele für drei Monate. Das wird in 
der Praxis aber nicht immer berücksichtigt. Insbesondere wenn es 
sich um kleinere Beträge handelt, werden solche noch nicht fällige 
Zinsforderungen häufig unberücksichtigt gelassen. 

Der Anspruch auf Zinsen, die für die Zeit nach dem Bilanztag 
zu zahlen sind, wird in die Bilanz nicht aufgenommen, da nach Ana- 
logie der Behandlung von schwebenden Engagements der Anspruch 
auf die künftigen Zinsen undklie Verpflichtung zu der künftigen Kapitals- 
überlassung als gleichwertig angesehen und deshalb beide weggelassen 
werden. Sind jedoch Zinsen, die sich auf die spätere Zeit beziehen, 
am Bilanztag schon im voraus von dem Unternehmen vereinnahmt 
worden, so ist der künftige Zinsanspruch nicht mehr der Verpflichtung 
gleichwertig, sondern (um den Betrag der im voraus vereinnahmten 
Zinsen) geringer. Diese Differenz wird dann bilanzmäßig dadurch 
zum Ausdruck gebracht, daß unter die Passiven der Betrag der be- 
reits vereinnahmten Zinsen eingestellt wird. 

Besitzt ein Unternehmen Aktien, so ist der Anspruch auf Divi- 
dende neben der Aktie ein besonderes Aktivum, auch wenn die Divi- 
dende noch nicht fällig ist und ihre Höhe noch gar nicht festst.eht. 
Solange indessen die Dividendencoupons usancemäßig noch mit der 
Aktie verbunden sind, pflegt man den Dividendenanspruch nicht als 
besonderes Aktivum zu behandeln, sondern die Aktie selbst entsprechend 
höher zu bewerten, wie das ja auch im Börsenkurs geschieht. Wird 
der Coupon dagegen von der Aktie getrennt, so bildet er einen be- 
sonderen Vermögensgegenstand, der besonders bewertet werden kann. 
Allerdings ist die Bewertimg bis zu der Generalversammlung, die 
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über die Feststellung der Bilanz und die Verteilung des Gewinnes be- 
schließt, nur auf Grund einer mebr oder minder sicheren Schätzung 
möglich. 

Bei allen Forderungen, die auf außerdeutsche Valuta lauten, muß 
natürlich eine Umrechnung stattfinden, da die Bilanz in Reichswährung 
aufzustellen ist. Für diese Umrechnung werden regelmäßig die Börsen- 
kurse zugrunde gelegt. 

Eine besondere Erwähnung verdienen endlich noch solche Dar- 
lehensforderungen, bei denen der hingegebene Betrag mit 
dem zurückzuzahlenden Betrage nicht übereinstimmt. Dieser 
Fall kommt insbesondere bei hypothekarischen Beleihungen häufig 
Tor. Unter den verschiedensten Bezeichnungen (Nachlaß, Damno) 
werden von der Darlehnssumme oft Abzüge gemacht, d. h. der Dar- 
lehensnehmer erhält nicht den vollen Betrag, den er später zurück- 
zuzahlen hat.^) Wie wird eine solche Forderung nun bewertet? Wird 
als Wert der Forderung der volle Rückzahlungsbetrag oder eine andere 
Summe angegeben? Die Handhabung in der Praxis ist verschieden. 
In manchen Fällen wird einfach der volle Rückzahlungs betrag ein- 
gesetzt, in anderen FäUen und insbesondere da, wo die fraglichen 
Beträgt eine große Rolle spielen, stellt man folgende Erwägung an. 
Man sagt sich: wenn jemand sich verpflichtet, nach zehn Jahren einen 
Betrag von 100000 Ji zu zahlen, trotzdem er jetzt nur 97000 Jl 
erhalten hat, so stellt die Differenz von 3000 Jl — neben* den Zinsen, 
die meist auch, und zwar von dem Rückzahlungsbetrage, zu zahlen 
sind — eine Vergütung für die Kapitalüberlassung dar. Die 3000 M 
sind also eine Vergütung, die sich auf zehn Jahre bezieht, sie bedeuten, 
daß außer den vereinbarten Zinsen für die Kapitalshingabe noch pro 
Jahr der Kapitalsüberlassung weitere 300 Jl zu zahlen sind. Diese 
Vergütung von 300 Jt wird nun aber nicht jährlich wie die regu- 
lären Zinsen gezahlt, sondern am Schluß der ganzen Zeit in einer 
Summe. Von dieser Erwägung ausgehend sieht man als Wert der 
Forderung im Moment der Darlehnshingabe den Betrag an, den der 
Darlehnsnehmer tatsächlich erhalten hat und erhöht diesen Posten 
dann jährlich um die entsprechende Quote der Differenz zwischen 
hingegebenem und zurückzuzahlendem Betrage (in unserem Beispiel 
also um jährlich 300 Jl\ Danach erscheint der Wert einer solchen 
Darlehnsforderung also in jeder Jahresbilanz mit einem anderen Be- 
trage. Vom Standpunkt der Gewinnberechnung ist diese zweite Me- 
thode jedenfalls die richtigere. Die 3000 Jl unseres Beispiels sind 
kein Gewinn, der dem Jahre des Vertragsabschlusses allein zukommt, 
sondern sie sind auf die ganze Dauer der Ausleihung des Darlehns zu 
verteilen. 



1) VgL Simon, S. 424 ff. 
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Besonderes Aber die Bewertung einselner EMinlden. All- 
gemeines. Auch die Schulden müssen bewertet werden. Der Betrag, 
zu dem sie in die Bilanz einzusetzen sind, ist häufig nicht ohne weiteres 
gegeben. Im allgemeinen sind f&r die Bewertung ähnliche Gresichts- 
punkte maßgebend wie für die Bewertung von Forderungen. So 
werden insbesondere Geldschulden im allgemeinen einfach mit ihrem 
Nominalbetrage eingesetzt^ ohne Rücksicht darauf^ ob sie yerzinslich 
oder unverzinsHch, langfristig oder kurzfristig sind. Auch wenn die 
unverzinslichen Schulden (z. B. Bestkaufgelder) einen erheblichen Be- 
trag ausmachen, und wenn sie erst nach einem Jahre und mehr fällig 
sind, wird regelmäßig doch kein Zinsabzug gemacht. 

Zinsen, die für die Zeit bis zum Bilanztage zu zahlen sind, müssen 
auch dann bei der BilanzaufsteUung als Schuldposten eingesetzt werden, 
wenn der Zinszahlungstermin erst später ist. Das ist besonders wichtig 
bei allen Unternehmungen, die Obligationen ausgegeben haben. Hat 
ein solches Unternehmen das Kalenderjahr zum Geschäftsjahr gewählt, 
rsind die halbjährlichen Zinsen seiner Obligationen aber am 31. März 
und am 30. September zahlbar, so müssen in die Bilanz per 31. Dezember 
die Obligationszinsen für drei Monate (Oktober bis Dezember) als 
Schuld eingestellt werden. 

Die Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen, die sich auf die Zeit 
nach dem Bilanztag beziehen, wird in der Bilanz nicht berücksichtigt. 
Sind solche Zinsen dagegen schon im voraus gezahlt worden, so wird 
ein Aktivposten in deren Höhe eingefügt. Die Gründe für beides sind 
die gleichen, wie sie S. 190 bezüglich der Zinsansprüche dargelegt sind. 

Manche Schulden stehen nicht ganz genau fest. Das gilt z. B. von 
Verpflichtungen wegen Schadenersatzes, solange noch keine Einigung 
der Parteien oder ein rechtkräftiges Urteil erfolgt ist. Das gleiche 
gilt vielfach auch von den S. 81 erwähnten Verpflichtungen aus noch 
nicht benutzten Fahrkarten u. dgl. Nicht immer ist es möglich, genau 
festzustellen, wie viele davon noch nicht benutzt sind. In solchen Fallen 
muß der Betrag der Schuld nach bestem Ermessen geschätzt werden. 

Wie auf der Aktivseite stille Reserven dadurch gebildet werden, 
daß einzelne Aktiven zu niedrig bewertet werden, so wird der gleiche 
Effekt bisweilen — allerdings viel seltener — auf der Passivseite 
dadurch erreicht, daß die Schulden mit einem zu hohen Betrage auf- 
geführt werden. Wir haben dann verschleierte Reserven auf der Passiv- 
seite, deren ziffernmäßige Höhe man nicht erkennen kann, wenn man 
nicht weiß, wie hoch die Verpflichtungen in Wirklichkeit sind. Je 
mehr diese Methode angewendet wird, desto mehr wird natürlich die 
Xlarheit und Übersichtlichkeit der Bilanz illusorisch.^) 

1) Noch schlimmer ist es, wenn Ausdrücke, bei denen man an Korrektiv- 
posten oder an richtige Reserven denken muß, für die Bezeichnung von Ver- 
pflichtungen benutzt werden. Vgl. darüber das oben S. 53 f., 77 ff.. Gesagte. 
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Speziell die Bewertung von Anleihe- und ähnlichen 
Schulden. Ähnlicli wie bei Dahrlehnsforderungen kommt es auch bei 
Dahrlehnsschulden häufig vor, daß der Betrag des empfangenen Darlehns 
mit dem Betrage der Rückzahlungsverpflichtung nicht zusammenfällt. 
Das ist insbesondere bei den Teilschuldverschreibungen regelmäßig der 
Fall. Ein Unternehmen^ das solche Partialobligationen ausgibt^ erhält 
nur ausnahmsweise gerade den Nominalbetrag dafür^ regelmäßig erfolgt 
vielmehr die Begebung — je nach dem gewählten Zinsfuß und den 
sonstigen Anleihebedingungen — zu einem Betrage^ der niedriger, even- 
tuell auch höher ist als der Nominalbetrag. Auch die Rückzahlung 
der Obligationen erfolgt in vielen Fällen nicht zu dem Nominalbetrage, 
sondern der Obligationeninhaber erhält außer diesem noch eine ,,Prämie^^ 
von 2, 37o, eventuell auch mehr.^) Aus diesen Gründen fallen der 
Erlös, der bei Begebung der Obligationen erzielt wird, und der Betrag, 
der später bei der Einlösung für sie zu zahlen ist, fast niemals zu- 
sammen. Wie man sieht, handelt es sich hier um ganz ähnliche Tat- 
bestände, wie in dem oben (S. 191) erörterten Falle, daß bei einer Dar- 
lehnsforderung die Summe des hingegebenen Darlehns und der Betn^ 
der zurückzuzahlenden Summe voneinander difiFerieren. Wie werden 
nun solche Schulden bewertet? 

Auch hier ist zunächst zu bemerken, daß die Handhabung in der 
Praxis keine einheitliche ist. Wenn wir zunächst einmal von den 
Prämien absehen, so ist zu unterscheiden, ob der Begebuugsbetrag 
niedriger oder höher ist als der Nominalbetrag der Anleihe. 

1. Fall. Der Begebungsbetrag ist niedriger als der No- 
minalbetrag. In diesem Falle ^) übernimmt also der Darlehnsnehmer 
außer der Verpflichtung zur Rückzahlung des erhaltenen Betrages und 
außer der Zinszahlungsverpfiichtung noch die Pflicht zur Zahlung 
eines festen Eapitalbetrages. Dieser Kapitalbetrag in Höhe der Diffe- 
renz zwischen Nominal- und Begebungsbetrag stellt eine Vergütung 
für die XJberlassung des Kapitals während der ganzen Darlehnsdauer dar. 

Würde man in diesem Falle sofort den Nominalbetrag der Obli- 
gationen als Schuld einsetzen, so würde die gesamte Differenz zwischen 
Nominal- und Begebungsbetrag dem Jahr der Anleiheaufnahme zur 
Last fallen und dessen Ergebnis dementsprechend schmälern. In den 
meisten Fällen wiU man das nicht, und deshalb setzt man zunächst 
als Betrag der Obligationsschuld nur die erhaltene Summe an. Formell 
geschieht das regelmäßig in der Weise, daß man auf die Passivseite 
den vollen Nominalbetrag der Anleihe setzt, dafür dann auf der Aktiv- 
seite einen der Differenz zwischen Nominal- und Begebungsbetrag 

1) Dann hat der Nominalbetrag also nur insofern Bedeutung, als er die 
Grundlage für die Zinsenberechnung bildet. 

2) Wir wollen zunächst annehmen, daß nur der Nominalbetrag zurück- 
zuzahlen sei. Von den Prämien wird später zu handeln sein. 

Paasow, Bilanzen. 13 
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entsprechenden Korrektiyposten einführt, der gewöhnlich Disagio- 
konto genannt wird. Sind z. B. Obligationen von nom. 100000 JC zu 
97 7o begeben worden, so würden sich also folgende Bilanzposten ergeben: 

Disagiokonto JC 3000 1 Anleihe JC lOOOOO 

Dieses Disagiokonto wird nun gewöhnlich während der Dauer der 
Anleihe jährlich um einen gleichmäßigen Jahresbetrag so yerringert, 
daß am Schlüsse der Anleihedauer das Disagiokonto yerschwundea ist. 

Wird in dieser Weise verfahren, so wird die besondere Kapital- 
yergütung gleichmäßig auf die ganze Dauer der Dahrlehnszeit ver- 
teilt. Dabei ist aber zu beachten, daß bei der Ausgabe von Teil- 
schuldverschreibungen regelmäßig vereinbart wird, daß diese nicht 
alle erst am Schlüsse der Periode einzulösen sind, sondern daß sie 
nach einem bestimmten Plan allmählich getilgt werden. Infolge- 
dessen ist die Eapitalnutzung nicht in allen Jahren ganz gleich; in deu 
letzten Jahren sind die meisten Obligationen schon getilgt, trotzdein 
föllt nach der oben dargelegten Methode auch dem späteren Jahre der 
gleiche Betrag an Kapitalvergütung zur Last wie den früheren, in 
denen das Unternehmen noch über das ganze Anleihekapital verfügte, 
d. h. die ersten Jahre werden zu gering, die letzten Jahre zu stark 
belastet. ^) 

Dieses Mißverhältnis wird vermieden, wenn man das Disagio nach 
Maßgabe des jeweilig noch nicht eingelösten Anleihebetrags tilgt, also 
beispielsweise im ersten Jahre viermal so viel Disagio abschreibt als in 
dem späteren Jahre, in dem bereits 7^ der Anleihe zurückgezahlt sind. 
Diese korrektere Methode wird aber nur vereinzelt angewendet.*) 

Manche Unternehmungen setzen von Anfang an den vollen Nominal- 
betrag der Anleihe als Passivum in die Bilanz ein, ohne dem ein 
„ Disagiokonto'^ gegenüberzustellen. Dann belasten sie das Jahr der 
Anleiheaufiiahme mit dem ganzen Disagiobetrage. 

Der Fall, daß die Anleihe zu einem niedrigeren als dem Nominal- 
betrag begeben wird, kompliziert sich häufig noch dadurch, daß nicht 
der Nominalbetrag, sondern ein höherer Betrag (102%, 103 7o ^- dgl-) 
zurückzuzahlen ist. Dann ist die Differenz zwischen Ausgabe- und 
Tilgungsbetrag eine noch größere. Trotzdem die Differenz zwischen 
Tilgungs- und Nominalbetrag wirtschaftlich dieselbe Bedeutung hat 

1) Über die praktischen Konsequenzen, die ein solches Vorgehen hat^ 
Tgl. Manfred Berliner in der Ztschr. f. H. u. H. Bd. 1. S. S66. 

2) Manfred Berliner, der diese Verrechnung in der Ztschr. f. Handels- 
wiflsensch. u. Handelspr. Bd. 1. S. 352 ff. fordert, bemerkt dort S. 366: „Wir 
wissen wohl, daß tatsächlich nicht so genau bei der Disagio-Abschreibung ver- 
fahren wird, wie im vorstehenden dargelegt. Die meisten Kaufleute geben sich 
nicht gern mit so knifflichen Berechnungen ab, da es ihnen nicht darauf an- 
kommt, ob wirklich das eine Jahr- etwas zu wenig und das andere Jahr etwas zu 
hoch belastet wird.^^ 
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wie die Differenz zwischen Nominal- und Ansgabebetrag, werden die 
beiden Differenzen doch meist verschieden behandelt. Die Differenz 
zwischen Ausgabe- und Nominalbetrag wird in der vorhin geschilder- 
ten Weise aufgeführt. Die bei der Tügung zu zahlende Prämie wird 
dagegen zunächst meist überhaupt nicht berücksichtigt, sondern ein- 
fach später, wenn die Tilgung eintritt, als laufende Jahresausgabe be- 
stritten.^) Das hat eine ungerechte Belastung der einzelnen Jahre zur 
Folge. Meist wird bei solchen Anleihen ausgemacht, daß in den ersten 
10, 20, 30 Jahren keine Tilgung eintritt, daß die Tilgung dann aber 
von Jahr zu Jahr verstärkt wird. Wo die Prämie als Ausgabe 
des betreffenden Tilgungsjahres behandelt wird, trifft also die ersten 
Jahre, in denen dem Unternehmen noch das ganze Anleihekapital zur 
Verfügung steht, gar keine Belastung. Diese setzt erst mit Beginn 
der Tilgung ein und wird dann immer stärker, trotzdem der Unter- 
nehmung nur noch ein immer geringerer Betrag der Anleihe verbleibt. 

Eine gerechte Belastung der einzelnen Jahre wird dagegen durch 
folgende Methode erreicht: Die Anleihe wird mit dem vollen Tilgungs- 
betrage unter die Passiven aufgenommen, dafür wird auf der Aktivseite, 
zunächst ein Eorrektivposten „Disagiokonto^^ in Höhe der ganzen Diffe- 
renz zwischen TUgungs- und Begebungsbetrag geschaffen, und dieses 
Disagio wird dann nach Maßgabe des jeweilig zur Verfügung stehenden 
Anleihebetrages so vermindert, daß es mit Tilgung der letzten Obli- 
gation verschwindet. 

Vereinzelt kommt es auch vor, daß die ganze Differenz zwischen 
Tilgungs- und Nominalbetrag dem Ausgabejahr belastet wird. In 
solchem Falle wird die Anleihe zwar nur mit dem Nominalbetrage 
eingesetzt, daneben aber sofort noch ein Passivposten „Obligationen- 
aufgeld" in Höhe der sämtlichen später zu zahlenden Prämien errichtet.*) 

2. Fall. Der Begebungsbetrag ist höher als der Nominal- 
betrag.') Wenn die Zinsen verhältnismäßig hoch sind, so kann es 
vorkommen, daß die Obligationen mit einem Agio ausgegeben werden, 
d. h. daß bei Begebung der Anleihe ein höherer als der Nennbetrag 
erzielt wird. Mit Rücksicht auf die günstige Verzinsung zahlt also 
der Darlehnsgeber dem Darlehnsnehmer noch eine besondere einmalige 
Kapitalprämie. Trotzdem das Obligationenagio so ein Äquivalent für 
die während der ganzen Dauer des Anlehens zu zahlenden hohen Zinsen 
darstellt, wird es doch bisweilen als Gewinn des Begebungsjahres an- 
gesehen und demgemäß wird lediglich der Nominalbetrag der Anleihe 
als Passivum eingestellt.*) 

1) Ganz das gleiche gilt auch für den Fall, daß die Anleihe gerade zu 
pari begeben ist, die Bückzahlung aber mit einem Aufgeld erfolgt. 

2) Vgl. oben S. 81. 

8) Auch hier wollen wir ztmächst annehmen, daß der Nominalbetrag mit 
dem Rückzahlungsbetrage identisch ist. 4) Simon, Bilanzen, S. 482. 

13 ♦ 
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In den meisten Fällen^ insbesondere dann^ wenn es sich um größere 
Summen handelt^ erkennt aber wohl auch die Praxis an^ daß das er- 
zielte Agio nicht einem einzelnen Jahre zugute kommen darf. Darm 
setzt man gewöhnlich die Obligationen nicht mit dem dafür erhaltenen, 
sondern nur mit dem Nominalbetri^e an, errichtet aber außerdem 
einen weiteren Passivposten ,yObligationenagiokonto''^) oder dgl. 
Dieses Passiyum wird während der Dauer des Anlehens allmählich ver- 
ringerty so daß es am Schlüsse der Dahrlehnsperiode verschwunden ist. 
Die einmalige Eapitalvergütung wird also auf die ganze Dauer der An- 
leihe verteilt. Auch hier werden meist wieder die einzelnen Jahre 
ungerecht belastet^ wenn nämlich das Agiokonto jedes Jahr um die 
gleiche Summe vermindert wird. Will man richtig verteüen, so muß 
man^ da die über den Nominalbetrag hinaus von den Dahrlehnsgebem 
gezahlte Summe ein Äquivalent für die hohen Zinsen darstellt, die 
Herabminderung des Agiopostens im Verhältnis der fbr die einzelnen 
Jahre gezahlten Zinsen vornehmen. Da die Zinsenlast infolge der 
allmählichen Tilgung in den späteren Jahren geringer ist als zuerst, 
so muß also auch die Herabsetzung des Agiopostens in den ersten 
Jahren stärker erfolgen als in den späteren^ d. h. da es sich diesmal 
um die Verringerung eines Passivpostens handelt: von dem einge- 
nommenen Agio muß den ersten Jahren ein größerer Betrag zugute 
kommen als den späteren. 

Auch der FaU, daß bei Begebung einer Anleihe ein höherer als 
der Nominalbetrag erzielt wird^ kann sich dadurch komplizieren^ daB 
die Obligationen mit Aufgeld zurückzuzahlen sind. DaB der Aus- 
gabepreis höher ist als der Nominalbetrag plus Prämie , wird wohl 
kaum vorkommen, dagegen ist es möglich, daß beispielsweise Obliga- 
tionen, die zu 103% zu tilgen sind, zu 101% begeben werden. In 
solchen Fällen ist also einerseits bei der Begebung gegenüber dem 
Nominalbetrag ein Agio von I^q erzielt, andererseits bleibt der Erlös 
der Anleihe noch um 2% hinter dem Tilgungsbetrag zurück. In diesem 
Falle gilt ganz Analoges wie bei den bisher dargestellten Variationen. 

Zum Schlüsse sei noch der bei Aufnahme einer Anleihe ent- 
stehenden besonderen Unkosten gedacht. Für die Obligationen 
sind an Druckkosten, Stempelabgaben, Emissionskosten u. dgl. oft ei^ 
hebliche Beträge aufzuwenden. Nicht immer werden diese Kosten 
der Anleiheaufnahme dem Jahre der Ausgabe belastet^), sondern nicht 
selten argumentiert man so: Diese Aufwendungen kommen nicht 



1) Vor allem muß man sich hüten, das bei Ausgabe von Obligationen er- 
zielte Agio mit dem bei der Ausgabe von Aktien sich ergebenden Agio zu ver- 
wechseln. Die beiden Fälle sind voneinander grundverschieden. 

2") Andererseits kommt es bei Aktiengesellschaften usw. auch vor, daß 
schon in den der Anleiheaufnahme vorhergehenden Jahren eine Reserve in Höhe 
der Anleihekosten gestellt wird. 
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• 

nur dem einen JaJbre^ sondern der ganzen Dauer der Anleihe zugute, 
und deshalb sollen sie auch auf die ganze Zeit verteilt werden. Stellt 
die Unternehmung sich auf diesen Standpunkt^ so zieht sie die Kosten 
von dem bei Begebung der Anleihe erzielten Betrage ab und be- 
handelt nur den Rest als Ausgabe- oder Begebungsbetrag. Ist also 
z. B. die Ausgabe mit einem Disagio erfolgt, so wird das Disagio 
um den Betrag der Kosten erhöht, und diese Kosten werden nun in 
derselben Weise auf die einzelnen Jahre verteilt wie das eigentliche 
Disagio. 

Die vorstehend behandelten Fragen haben eine besonders hohe 
Bedeutung für die Hypothekenbanken, weil bei ihnen der Betrag der 
ausgegebenen Obligationen absolut und im Verhältnis zum eigenen 
Kapital außerordentlich groß ist. Aus diesem Grande sind für Hypo- 
thekenbanken in dieser Hinsicht besondere Bewertungsvorschriften 
gegeben, auf die im zweiten Teil dieser Schrift näher eingegangen 
werden soU. 

Ausnahmsweise Berüoksiohtlgimg von ITerpfliolitnngen 
aus gegenseitigen, beiderseits noch nicht erfUlten Verträgen. 
Wenn auch im allgemeinen die Verpflichtungen aus schwebenden Engage- 
ments in der Bilanz nicht berücksichtigt werden, weil man die ihnen 
gegenüberstehenden Ansprüche für gleichwertig ansieht, so gibt es 
doch Fälle, wo die Verpflichtungen ganz offenbar erheblicher sind als 
die korrespondierenden Forderungen, und wo man deshalb die Differenz 
zwischen dem Werte der Verpflichtungen und dem Werte der Forde- 
rungen als Schuldposten in die Bilanz einsetzt. 

Ein solcher Fall kann beispielsweise vorkommen, wenn ein Unter- 
nehmen einem anderen gegenüber sich auf lange Jahre verpflichtet 
hat, ihm bestimmte Warenmengen abzunehmen. Infolge der Markt- 
verhältnisse oder infolge interner Änderungen bei dem zur Abnahme 
verpflichteten Werk kann sich herausstellen, daß ein solcher Vertrag 
eine schwere Fessel und eine Quelle großer Verluste sein wird. Bei 
solcher Sachlage sagt man sich bisweilen, aber durchaus nicht regel- 
mäßig: Die künftigen Verpflichtungen aus diesem Vertrage sind viel 
höher zu be'werten als die Rechte, infolgedessen wird der Betrag, um 
den die Verpflichtungen die Forderungen übertreffen, als Schuldposten 
in die Bilanz eingesetzt. Allerdings wird der wahre Sachverhalt 
dann meist dadurch verschleiert, daß man diesen Posten als Reserve 
bezeichnet. Das ist unzutreffend. Es handelt sich nicht um eine 
Reserve, d. h. um einen Reinvermögensbestandteil, sondern um einen 
Schuldposten. 

Verwandt mit dem eben erwähnten Falle ist der Fall der 
Lebensversicherung. 

Wie schon auf S. 78 dargelegt wurde, sind bei den Lebens- 
versicherungsanstalten die aus den Versicherungsverträgen entspringen- 
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den Verpflichtungen regelmäßig in der ersten Zeit geringer^ später 
größer als die korrespondierenden Ansprüche. Der Tatsache^ daß die 
künftigen Verpflichtungen die künftigen Ansprüche überwiegen, trägt 
man durch Einstellung eines entsprechenden Schuldpostens (Prämien- 
reserve) Rechnung. Für die Berechnung dieser Prämienreserve gibt 
es mathematische Grundlagen und eingehende rechtliche Bestimmungen^ 
auf die in Eap. XVII näher einzugehen sein wird. Als weiteres Beispiel 
seien endlich die bereits auf S. 80 erwähnten sog. Versicherungs- 
verträge der Akkumulatorenfabriken angeführt. Diese Fabriken 
übernehmen^ wie wir sahen^ regelmäßig auf zehn Jahre die Instandhaltung 
der von ihnen verkauften Akkumulatoren, und zwar gegen gleichmäßige 
Jahresprämien. In den ersten Jahren nach der Aufstellung erfordert 
die Instandhaltung der Akkumulatoren natürlich geringe Kosten, die 
niedriger sind als die eingenommenen Prämien, in den letzten Jahren 
der zehnjährigen Dauer dagegen übertreffen die Aufwendungen vielfach 
die Einnahmen. Infolgedessen hat man sich auch hier entschlossen, 
die künftigen Verpflichtungen aus solchen Verträgen in der Bilanz 
nicht einfach zu ignorieren, sondern einen der Erfahrung entsprechenden 
Betrag als Schuldposten in die Bilanz einzusetzen. 



Achtes Kapitel. 

Vollständigkeit der Bilanz. 

Allgemeines. Neben der Frage nach den Bewertungsgrund- 
sätzen ist von größter Wichtigkeit für die Beurteilung der Bilanzen 
die Frage y ob die Bilanz das gesamte Vermögen und die ge- 
samten Schulden des Unternehmens aufführt^ ob sie also eine lücken- 
lose Darstellung der Vermögensverhältnisse bietet. Die Bedeutung 
dieses Punktes liegt auf der Hand: stellt sich heraus^ daß einzelne 
Aktiva oder einzelne Schulden nicht aufgeführt werden , so kann 
die Büanz als eine erschöpfende Vermögensaufstellung nicht an- 
gesehen werden. 

Wie die Ausführungen des vorigen Kapitels ergeben, hängt die 
Frage der Vollständigkeit auf das engste mit der Bewertung zusammen, 
wodurch es auch gerechtfertigt wird, daß sie erst jetzt aufgeworfen wird. 
Genau die gleichen geschäftlichen Erwägungen, die dahin führen, daß die 
Bewertung nach anderen Grundsätzen erfolgt, als der Laie zunächst an- 
nehmen würde, sind auch bestimmend dafür, daß manche Aktiva und 
manche Schulden in der Bilanz regelmäßig keine Stätte finden. 
Manches hier in Betracht kommende wurde ja schon im siebenten 
Kapitel dargelegt, es sei hier aber noch im Zusammenhang für die 
einzelnen Gruppen folgendes ausdrücklich festgestellt. 



Vollständigkeit der Bilanz. 199 

Die dem Unternehmen gehörigen körperlichen Sachen 

werden prinzipiell alle in die Bilanz aufgenommen^ jedoch gelten 
folgende Einschränkungen: 

a) Im Oeschäftsleben halt man sich bei Beantwortung der Frage, 
ob ein Gregenstand zum Vermögen gehört^ nicht immer vollständig 
an die Rechtslage.^) 

Bisweilen weicht die Praxis von der Rechtslage nur deshalb ab^ 
weil es Schwierigkeiten bereitet^ den Moment des Eigentumsüber- 
ganges im Rechtssinne genau zu ermitteln. Deshalb hält man sich 
lieber an ein sichereres äußeres Kriterium. Wenn z. B. Waren an einen 
anderen zu versenden sind^ kann der Absender den Zeitpunkt des 
Eigentumsüberganges nicht genau kontrollieren. Infolgedessen werden 
in solchen Fällen die Waren ^ ohne Rücksicht darauf ^ wann rechtlich 
das Eigentum daran auf den Erwerber übergeht , von dem Moment 
ab, wo sie abgesandt sind, in den Büchern oder in der Bilanz nicht 
mehr als im Eigentum des Unternehmens stehend behandelt. Um- 
gekehrt gibt es FäUe, in denen das Eigentum an einer Sache bereits 
an den Erwerber übergegangen ist, dieser die Sache aber trotzdem 
noch nicht sofort als Aktivum aufführt. 

In anderen Fällen behandelt man eine Sache, trotzdem sie im 
Eigentum des Unternehmens steht, überhaupt nicht als zu dessen 
Vermögen gehörig, weil nach geschäftlicher Auffassung die Sache 
trotz Vorliegens eines Eigentumsrechtes materiell nicht zu dessen 
Vermögen gehört. Ist z. B. ein Gregenstand unter Eigentumsvorbehalt 
verkauft, so wird er trotzdem nicht mehr als Aktivum in der Bilanz 
des Verkäufers aufgeführt. Dagegen erscheint er in vielen Fällen in 
der Bilanz des Käufers als Aktivum, trotzdem dieser Eigentum daran 
noch nicht erworben hat. 

Ebenso führt der Einkaufskommissionär die Waren, die er für 
Rechnung eines anderen gekauft hat, auch wenn sie rechtlich zunächst 
in sein Eigentum übergehen, in seiner Bilanz nicht als Aktiva auf. 

So führen also in nicht ganz wenigen FäUen sachliche geschäft- 
liche Erwägungen^) dahin, daß im Eigentum des Unternehmens 
stehende Gegenstände in der Bilanz nicht als Aktiva und andere nicht 
im Eigentum stehende Gegenstände als Aktiva aufgeführt werden. 

b) Gegenstände von geringem Wert, z. B. Briefpapier, Geschäfts- 
formulare u. dgl. m., werden vielfach bei der Bilanzaufstellung außer 



1) Vgl. hierzu Simon, Bilanzen, S. 158 ff. Knappe, S. 39ff. 

2) Falsch ist es, dieses Auseinanderfallen von rechtlicher und geschäffc- 
licher Auffassung mit irgendwelcher angeblichen Eigenart der doppelten Buch- 
haltung zu begründen. Nicht weil die doppelte Buchhaltung aus mystischen 
Gründen unföhig ist, die Rechtslage genau zu berücksichtigen, hat sich jene 
kaufmännische Auffassung gebildet, sondern weil jene kaufmännische Aufassung 
heeteht, ist die Buchführung entsprechend gestaltet worden. 



200 YollBtändigkeit der Bilanz. 

acht gelassen, weil sie nicht erheblich ins Oe wicht fallen und weil 
ihre genaue Inventarisierung und Bewertung unverhältnismäßig viel 
Mühe machen würden. 

c) Außer diesen Dingen, die nur der Bequemlichkeit halber weg- 
gelassen werden, werden bisweilen auch andere Gegenstände nicht 
aufgeführt, um durch die Weglassung den Gesamtbetrag der Aktiven 
kleiner erscheinen zu lassen als er in Wirklichkeit ist.^) Manchmal 
wird ein Gegenstand schon vom Moment der Anschaffung an nicht 
aufgeführt, manchmal geschieht das zwar zunächst, er wird aber in 
kürzerer oder längerer Frist ganz abgeschrieben und verschwindet 
dann aus der Bilanz, trotzdem er noch vorhanden ist und einen Ver- 
mögensbestandteil darstellt Die Bildung solcher „stiller Reserven^ 
durch Weglassung einzelner Aktiva erfolgt, wie wir wissen, um da» 
Gewinnresultat rechnerisch zu beeinflussen. 

Patent- 1 Firmen-, Marken-, Konsessions- nnd ähnliche 
Bechte werden nicht immer in der Bilanz aufgeführt. Man macht 
vielmehr einen unterschied, ob für den Erwerb dieser Rechte Mittel 
aufgewendet worden sind oder nicht. Ist ein altes Firmenrecht oder 
das Patent eines anderen angekauft worden, so erscheinen die Rechte 
als Aktiva in der Bilanz. Ist dagegen die Firma von dem Unter- 
nehmen selbst gewählt worden, so wird das Firmenrecht regelmäßig^ 
auch wenn es einen sehr erheblichen Wert besitzt, nicht als Aktivum 
aufgeführt. Auch bei den entgeltlich erworbenen Rechten zeigt sich 
vielfach das Bestreben, sie möglichst schnell abzuschreiben und sie 
dann aus der Bilanz verschwinden zu lassen. Ausnahmsweise werden 
auch sie von Anfang an nicht in die Bilanz aufgenommen. Die 
Gründe und die Tragweite dieser Praxis sind in dem voraufgegangenen 
Kapitel dargelegt worden. 

Bein tats&chliche Verhältnisse von VermSgenswert. Ähn- 
lich wie bei den vorstehend genannten Rechten hängt auch bei den 
rein tatsächlichen Verhältnissen die Berücksichtigung in der Bilanz 
davon ab, ob für die Erlangung dieser Aktiva Mittel aufgewendet 
worden sind oder nicht. Hat ein unternehmen sich im Laufe der 
Zeiten ein bedeutendes Renommee erworben (wofür im Falle eines 
Verkaufes ein besonderes Entgelt zu erlangen wäre), so wird dieser 
umstand bei der Bilanzaufstellung trotzdem nicht berücksichtigt, weil 
ja keine speziellen Aufwendungen dafür gemacht sind. Wird das 
Unternehmen aber verkauft und bezahlt der Erwerber „für die Kund- 
schaft usw." einen Extrapreis, so setzt er das rein tatsächliche Ver- 
hältnis als Aktivum in die Bilanz ein. Ahnliches gilt, wenn ein 

1) Bei Aktien- und ähnlichen Gesellschaften werden regelmäßig die dem 
unternehmen geschenkten Gegenstände nicht als eigentliche Aktiva in der 
Bilanz berücksichtigt. Über die besonderen Gründe hierfür vgl. im IE. Teil den 
Abschnitt über die Bilanzen der Aktiengesellschaft. 
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Unternehmen für die erste Einrichtung des Betriebes, für die Propa- 
ganda u. dgl. m.; besondere Aufwendungen macht. 

Auch in diesen Fällen herrscht im allgemeinen die Tendenz^ diese 
Aktiva möglichst schneUS abzuschreiben. Bisweilen werden sie trotz 
dafür gemachter Aufwendungen von Anfang an nicht aufgeführt. 

Forderungen nnd Verpfliolitungen. Auch bezüglich dieses 
Punktes ist das Wichtigste schon in dem vorigen Kapitel bemerkt 
worden. Aus der Tatsache, daß gewöhnlich Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten aus gegenseitigen Verträgen nicht in die Bilanz auf- 
genommen werden, solange und soweit nicht von einer Seite geleistet 
ist, ergeben sich vor allem folgende Eonsequenzen: 

a) Nicht zu ersehen ist aus der Bilanz der Betrag der Bestellungen, 
die dem Unternehmen bereits gemacht sind. Diese Ziffer ist zweifellos 
für die Beurteilung der finanziellen Lage des Unternehmens von 
großer Wichtigkeit, und es wird ja deshalb auch vielfach (z. B. in 
den Geschäftsberichten oder Generalversammlungen der Aktiengesell- 
schaften) auf den hohen Auftragsbestand hingewiesen. In der Büanz 
aber erscheinen diese Zahlen aus den dargelegten Gründen nicht, wenn 
nnd soweit nicht ausnahmsweise von selten des Bestellers bereits 
Anzahlungen gemacht sind. 

b) Ebenso sind aus der Bilanz nicht zu ersehen die Aufträge, 
die das Unternehmen anderen erteilt hat. Auch diese Ziffern sind — 
man denke nur an langjährige Lieferungsverträge — von größter 
Wichtigkeit. 

c) Nicht aus der Bilanz zu ersehen sind regelmäßig die Verpflich- 
tungen, die aus der Übernahme von Aktien u. dgl. mit nur teilweiser 
Einzahlung herrühren. In der Bilanz steht gewöhnlich nur der Betrag, 
der bereits gezahlt ist. Wieviel aber in Zukunft noch zu zahlen sein 
wird, läßt sich daraus nicht ersehen. Sind beispielsweise 100000 Jl 
Aktien gezeichnet und 25 7o darauf eingezahlt^ so erscheint der Aktien- 
besitz mit 25000 JH als Aktivum in der Bilanz. Daß später aber 
noch 75000 Jl^ vielleicht zu einem Zeitpunkt, der sehr ungelegen 
kommt, zu zahlen sind, geht aus der Bilanz nicht hervor. 

Das gleiche gilt für alle sog. Eonsortialgeschäfte der Banken. 
Auch hier hat man auf Grund der Bilanz keinen XTberbhck über die 
später noch zu leistenden Einzahlungen. 

Weggelassen werden weiter bisweilen, wie schon dargelegt wurde, 
noch nicht fällige Zinsforderungen, besonders wenn es sich um kleinere 
Beträge handelt, bisweilen auch noch nicht fällige Zinsverpflichtungen. 

Akzessorisohe Beohte und Verbindlichkeiten. Im Geschäfts- 
leben kommt es überaus häufig vor, daß zur Sicherung von Forderungen 
dingliche Sicherungsrechte bestellt werden: gewöhnliche Hypotheken, 
Sicherungshypotheken, Pfandrechte an beweglichen Sachen, insbesondere 
an Wertpapieren und Waren. Alle diese zur Sicherung einer anderen 
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Forderung bestellten Rechte erscheinen nicht besonders in der Bilanz 
und können anch nicht besonders in ihr erscheinen. Der sachliche 
Grund dafür ist, daß sonst eine und dieselbe Forderung resp. Ver- 
pflichtung zweimal auftreten würde. Es geht natürlich nicht an^ daß 
erstens eine Forderung von 100000 Jl und zweitens auch noch eine zur 
Sicherung dieser Forderung bestellte Hypothek in gleicher Hohe unter 
den Aktiven erscheinen. Ebenso kann nicht ein unternehmen^ das sich, 
gegen Verpfändung von Effekten ein Darlehen von 50000 Jl bescliafft 
hat, unter seinen Passiven erstens diese Darlehnsschuld und zweitens das 
passive Pfandrecht aufführen.^) Daraus ergibt sich der wichtige Satz, 
daß sich aus der Bilanz an sich nicht ersehen läßt^ ob, inwie- 
weit und welche Aktiven des Unternehmens hypothekarisch 
belastet und verpfändet sind und auch nicht^ ob und inwie- 
weit und für welche Forderungen des Unternehmens dieses 
dingliche Sicherung erlangt hat. 

Es steht natürlich nichts im Wege^ daß in den Bilanzen bei den 
einzelnen Forderungen und Schulden angegeben wird^ ob sie dinglich 
gesichert sind. Tatsächlich wird, wenn Hypotheken bestellt sind, das 
auch vielfach hervorgehoben, die Forderung oder Schuld wird in der 
Bilanz einfach als Aktiv- oder Passivhypothek bezeichnet. In anderen 
FäUen werden die Debitoren zerlegt in „gedeckte*' und „ungedeckte^ 
aber man kann keinesfalls sagen, daß es ein allgemeiner Brauch sei, 
aUe solche Sicherungsrechte in der Bilanz kenntlich zu machen. Ins- 
besondere sind die an den eigenen Aktiven bestehenden Pfandrechte 
und Sicherungshypotheken so gut wie nie aus der Bilanz zu ersehen. 
Wül ein Dritter sich über das Bestehen oder Nichtbestehen solcher Rechte 
und Verpflichtungen genau informieren, so darf er sich also nicht auf 
die Bilanz beschränken, sondern muß weitere Nachforschungen anstellen. 
Insbesondere für die gegenwärtigen und künftigen Gläubiger werden 
nähere Angaben über diesen Punkt von besonderer Bedeutung sein.^) 

1) Ausnahmsweise kommt es vor, daß ein Unternehmen, das seinem Gläubiger 
eine Sicherungshypothek bestellt hat, diese unter den Passiven und gleichzeitig 
denselben Betrag auch unter den Aktiven aufführt. So finde ich in einer Bilanz 
folgenden Posten: 



Zur Sicherstellung eingetra- 1 Zur Sicherstellung eingetra- 

gene Hypotheken . , , , JC 160000 1 gene Hypotheken , , , , JC 160000 

Durch diese doppelte Aufführung wird zwar das Endergebnis nicht beeinflußt, 
aber diese Methode ist aus den im Text dargelegten Gründen nicht als zweck- 
mäßig zu bezeichnen. 

Sehr korrekt ist es dagegen^ wenn ein Unternehmen am Fuße der Bilanz, 
also außerhalb des eigentlichen Bilanztextes, z. B. folgende Erklärung abgibt: 
„Für JL 770000 Bankkredit ist eine Sicherungshypothek von JC 600000 auf unsere 
Grundstücke eingetragen.'' Solche Erklärungen finden sich aber nur äußerst selten. 
2) Es sei hier darauf aufmerksam gemacht, daß das englische Recht von 
den limited companies die Anlegung eines sehr genauen Registers aller vor- 
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Ganz Ähnliches gilt, wenn eine Forderung durch die Bürgschaft 
eines Dritten gesichert ist. Auch hier wird nicht der Anspruch gegen 
den Bürgen als besonderes Aktivum neben der Hauptforderung auf- 
geführt. Haften dem Gläubiger für seine Forderung mehrere, z. B. fünf 
Personen in solidum, so wird in der Bilanz aus den gleichen Gründen 
die Forderung nicht fünfmal, sondern nur einmal aufgeführt. In beiden 
Fällen läßt die Bilanz aber auch nicht ersehen, daß durch die Bürg- 
schaft oder die Solidarhaft eine erhöhte Sicherheit gegeben ist. 

Bflrgsohapftsverpfliohtangen. Sehr häufig kommt es vor, daß 
einzelne Unternehmungen für die Verpflichtungen Anderer Bürgschaft 
übernehmen.^) Die Verpflichtungen aus solchen Bürgschaftsübernahmen 
erreichen oft eine außerordentliche Höhe, aber sie sind trotzdem meist 
nicht aus der Bilanz zu ersehen. Erst in neuerer Zeit hat man sich 
etwas daran gewöhnt, auch derartige Bürgschaftsverpflichtungen in 

genommenen Yerpfändungen Torsclueibt und dieses Register allen Interessenten 
zugänglich macht. Vgl. Art. 43 des Companies Act 1862 und Art. 10 ff. des 
Companies Act 1907. Etwas Ähnliches fordert Simon auch für die deutschen 
Aktiengesellschaften. Er sagt (Betrachtungen S. 406): „Wir werden hiemach 
auch in Deutschland verlangen können, daß über die Verpfändungen besondere 
Hilfsbücher geführt werden, durch welche die stattgehabten Sicherungen klar- 
gestellt und namentlich für Revisionen übersichtlich erkennbar gemacht werden. 
Es wird aber auch nicht zu umgehen sein, daß diese in den verschiedensten 
Richtungen wichtigen* Sicherungsgeschäfte bei den Jahresausweisen in gewissem 
umfange zum Ausdruck gelangen. Das englische Recht geht zu weit; es liegt 
keine Veranlassung vor, dem Publikum über jeden einzelnen Verpfändungsakt 
von Fall zu Fall Kenntnis zu geben, und es wäre grundsätzlich verfehlt, wenn 
man anfängt, derartige Einzelheiten aus dem Geschäftsbetriebe der Öffentlichkeit 
preiszugeben. Es wird vielmehr genügen, wenn in den Bilanzen die Schulden mit 
und ohne Sicherheitsleistung getrennt aufgeführt werden, wie man ja in den meisten 
Bilanzen die Forderungen mit oder ohne Sicherheitsleistungen schon jetzt getrennt 
findet." 

1) So übernehmen insbesondere Banken im Interesse ihrer Kunden die Bürg- 
schaft für die diesen eingeräumten Zoll- und Frachtkredite. Ebenso übernehmen 
sie vielfach Kartellen gegenüber die Bürgschaft dafür, daß die einzelnen Mit- 
glieder ihre Verpflichtungen erfüllen. Weiter wird die Bürgschaft der Banken 
vielfach bei der Beleihung von Immobilien durch Hypothenbanken in Anspruch 
genommen. Gerade bei solchen Beleihungen bürgen oft Banken für die Darlehns- 
Bchuld und die Zinsen. 

Aber auch bei allen möglichen anderen Unternehmungen kommen Bürg- 
schaftsverpflichtungen oft in großem Umfange vor, so z. B. sehr häufig Bürg- 
schaften für die Verpflichtimgen von Tochtergellschaf ten. Bisweilen haben die 
Bürgschaften für derartige Verpfiichtungen fast den Charakter einer eigenen Schuld. 
So z. B. in folgendem Falle: ein Warenhaus hat für die Herstellung eines großen 
Geschäftshauses eine besondere G. m. b. H. mit einem Kapital von 300000 JC 
gegründet. Sämtliche Anteile befinden sich im Besitz des Warenhauses. Die 
Tochter -G. m. b. H. erwirbt nun Grundstücke für mehrere Millionen, von dem 
Kaufpreis bleibt sie mehrere Millionen schuldig, imd für diese Restkaufgelder 
übernimmt die Muttergesellschafb die Bürgschaft. Tatsächlich handelt es sich 
hier um eine Schuld der Muttergesellschaft, denn indirekt oder direkt muß sie 
das Restkaufgeld bezahlen. 
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der Bilanz auszuweisen. Das geschieht gewöhnlieh unter der Bezeichnung 
Avalkonto. Es würde nun natürlich ein yöUig falsches Bild ergeben^ 
wenn der Betrag der Bürgschafteverpflichtungen einfach in voller Höhe 
den Schulden zugerechnet wird. Da man regelmäßig damit rechnet^ 
daß man aus der Bürgschaftsübemahme nicht in Anspruch genommen 
wird; oder daß man, wenn das doch geschieht^ an dem Hauptschuldner 
Regreß nehmen kann^) (vielfach erfolgt die Bürgschaftsübemahme 
nur^ nachdem dem Bürgen Sicherheit geleistet ist), so setzt man, falls 
man Bürgschaftsverpflichtungen überhaupt berücksichtigt, gewöhnlich 
in die Aktiv- und Passivseite der Bilanz einen Posten ,,Avalkonto" 
mit dem gleichen Betrage ein. Der Aktivposten repräsentiert dann 
gewissermaßen den sich aus § 774 BGB. ergebenden Begreßanspruch 
gegen den Hauptschuldner. Auf den Saldo der Bilanz haben diese 
Posten, da sie auf beiden Seiten in gleicher Höhe erscheinen, natürlich 
keinen Einfluß, aber sie lassen ersehen, in welcher Höhe derartige 
Verpflichtungen vorliegen. 

Manchmal werden die fraglichen Angaben in der Bilanz zwar auf 
einer oder auf beiden Seiten gemacht, aber „vor dem Strich*', so daß 
sie bei der Zusammenzählung der Aktiven und Passiven nicht mit- 
gerechnet werden. Auch dadurch wird natürlich der gewünschte Effekt 
erreicht. 

Neben der Bezeichnung „Avalkonto** finden sich gelegentlich auch 
andere Bezeichungen, bisweilen auch verschiedene Ausdrücke für den 
Aktiv- und Passivposten, so z. B. Avaldebitoren — Avalverpflichtungen. 

Es sei aber noch einmal hervorgehoben, daß solche ausdrückliche 
Aufführung in der Bilanz zu den Ausnahmen gehört, gewöhnlich kann 
man die Bürgschaftsverpflichtungen daraus nicht ersehen. Neuerdings 
sorgen die Zulassungsstellen dafür, daß wenigstens in den Bilanzen,, 
die in Einführungsprospekten zum Abdruck kommen, genauere An- 
gaben über diesen Punkt gemacht werden. 

Was die Zweckmäßigkeitsfrage anlangt, so halte ich es nicht 
für unbedingt geboten, daß die Bürgschaftsverpflichtungen direkt in 
der Bilanz erscheinen. Es handelt sich dabei ev. um sehr erhebliche 
Summen, und es gibt ein nicht richtiges Bild, wenn so hohe Summen 
den Aktiven und Passiven direkt zugerechnet werden.^) Andererseits 
ist es von Wichtigkeit, Klarheit über diesen Punkt zu bekommen. Das 
kann aber dadurch erreicht werden, daß die Bürgschaftsverpflichtungen 
am Fuße der Bilanz angegeben werden, oder daß sie zwar in der Bilanz, 
aber vor dem Strich ihre Stelle finden. 



1) § 774 BGB. bestimmt: „Soweit der Bürge den Glänbiger befriedigt, geht 
die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptschuldner auf ihn über^^ 

2) Das gilt besonders, wenn die Bürgschaft gemeinschaftlich mit anderen 
übernommen ist. Da die sämtlichen Mitbürgen in solidum haften, so müßte trotz 
der Verteilung des Risikos ein jeder den yoUen Betrag in die Bilanz einsteUen. 



Vollständigkeit der Bilanz. 



205 



▼erpfliohtungen aus sog. Kautlonsweoliseln. Vielfach 
müssen TJütemeliiner die Einhaltung ihrer Verpflichtungen dadurch 
sichern, daß sie bei ihren Auftraggebern oder bestimmten wirtschaft- 
lichen Verbänden (Arbeitgeberverbänden, Kartellen u. dgl.) Sicherheits- 
wechsel hinterlegen, die nur in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn der Betreffende seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, schuldige 
Konventionalstrafen nicht bezahlt u. dgl. m. Derartige Verpflichtungen 
erscheinen nur sehr selten in den Bilanzen. Wenn es geschieht, dann 
wird der gleiche Posten gewöhnlich unter den Passiven und unter 
den Aktiven aufgeführt, wie in dem folgenden Beispiel: 



Depotkonto : 

für ein beim Verband Ber- 
liner Metallindastrieller 
hinterlegtes Akzept . , , JC 



4000 



Akzeptkonto: 

für ein beim Verband Ber- 
liner Metallindastrieller 
hinterlegtes Akzept . . . 



JC 4000 



Zuweilen werden derartige Beträge auch zusammen mit den 
eigentlichen Bürgschaftsverpflichtungen unter Avalkonto aufgeführt. 

Verpfliohtungen aus weiterbegebenen Wechseln. Auch 
diese Verpflichtungen sind regelmäßig nicht aus den Bilanzen zu er- 
sehen, trotzdem ihre Höhe, insbesondere bei allen Kreditinstituten, von 
großer Bedeutung ist und unter Umständen darauf hinweisen kann^ 
daß die finanzielle Lage des Unternehmens eine äußerst ungesunde 
ist.^) Schon sehr häufig hat man gefordert, daß solche Verpflich- 
tungen ausnahmslos in die Bilanz aufgenommen werden, aber ohne 
damit große Erfolge zu erzielen. 

Wo man sich doch zu entsprechenden Angaben entschlossen hat, 
da wird der Betrag entweder vor dem Strich oder außerhalb der 
Bilanz aufgeführt, oder aber er erscheint unter den Aktiven und den 
Passiven mit der gleichen Summe. Daß der Betrag auch unter die 
Aktiva aufgenommen wird, rechtfertigt sich dadurch, daß demjenigen, 
der auf Grund seines Giroobligos in Anspruch genommen wird, ein 
Regreßanspruch gegen seine Vormänner zusteht. Vielfach wird auch 
hierfür die Bezeichnung Avalkonto angewendet, sonst spricht man von 
Giroobligokonto und Giroregreßkonto u. dgl. 

Eine besondere gesetzliche Bestimmung hinsichtlich der Ver- 
pflichtungen aus weiterbegebenen Wechseln besteht nur hinsichtlich 
der Notenbanken. Diesen ist vorgeschrieben, „die aus weiterbegebenen 
Wechseln entspringenden eventuellen Verbindlichkeiten'^ in der Bilanz 
ersichtlich zu machen. 

Bei den Genossenschaften wirken vielfach die Genossenschafts- 
verbände darauf hin, daß das Giroobligo ersichtlich gemacht wird. 

Was die Zweckmäßigkeitsfrage anlangt, so ist unbedingt zu be- 
tonen, daß ein Überblick über die Höhe derartiger Eventualverbind- 



t) Vgl. hierzu Simon, Betrachtungen S. 393 ff. 
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lichkeiten von größter Wichtigkeit ist. Aus denselben Gründen aber, 
die bezüglich der Bürgschaftsyerpflichtungen angeführt wurden^ ist es 
nicht zu empfehlen, diese Eyentualverpflichtungen direkt in die Bilanz 
aufzunehmen.') Empfehlenswert ist es dagegen, ihre Höhe entweder 
vor dem Strich oder am Fuße der Bilanz ersichtlich zu machen. 

O-arantleverpfliolitnngen. Im industriellen Leben spielt der 
Fall eine große Rolle, daß der Hersteller für seine Ware auf längere 
Zeit eine Oarantiepflicht übernimmt. Greschieht das, so liegt zweifel- 
los eine Verpflichtung vor, die unter die Passiven der Bilanz auf- 
zunehmen ist. Allerdings liegt hier meist die Schwierigkeit vor, daß 
sich nicht genau übersehen läßt, ob und in welchem umfange dem 
betreffenden Unternehmen Kosten aus seiner Garantie entstehen werden. 
Es muß dann eben auf Grund der früher, eventuell bei anderen 
Unternehmungen gemachten Erfahrungen der Betrag der künftig aus 
der Garantieverpflichtung sich ergebenden Aufwendungen schätzungs- 
weise ermittelt werden. 

Trotzdem das offenbar ganz klar ist, gibt es doch nicht wenige 
Unternehmungen, die solche Garantieverpflichtungen bei der Bilanz- 
aufstellung nicht berücksichtigen, d. h. diesen Schuldposten ein- 
fach weglassen. In besonders hohem Maße geschieht das in solchen 
Fällen, wo ein Unternehmen gegenüber einem anderen die Garantie 
für eine bestimmte Einnahme oder einen bestimmten Gewinn über- 
nommen hat. Mit Recht hat Simon^) zu diesem Punkte kürzlich 

ausgeführt: 

^EiBenbahnbaugesellschafben und Elektrizitätsgesellschaften haben — nicht 
selten infolge maßlosen Wettbewerbs — den Bau von Bahnen, Elektrizitäts- 
werken u. dgl. übernommen und haben dabei vorübergehend oder auf eine längere 
Reihe von Jahren eine bestimmte Bruttoeinnahme oder einen bestimmten Bein- 
gewinn garantiert. Bilanzmäßig spielten sich — soweit erkennbar — diese 
Geschäfte meist so ab, daß nach Fertigstellung des Baues dieser abgerechnet 
und der etwaige Baugewinn eingestellt wurde. Wird die Gesellschaft dann aus 
der Garantie in Anspruch genommen, so erscheint in dem nächsten Jahre die 
Bemerkung im Geschäftsberichte, daß diese oder jene Unternehmung einen Zu- 
schuß erfordert habe. Diese Zuschüsse werden dann zu Lasten desjenigen Jahres 
gebucht, für das sie geleistet sind. 

Die vorgeschilderte regelmäßige bilanzmäßige Abwicklung der Geschäfke 
kann als sachgemäß oder auch als zulässig nicht anerkannt werden. Wer einem 
Unternehmen auf 10 Jahre je 100000 Ji Einnahmen garantiert, ist gewiß — 
auch abgesehen vom Zwischenzins — heute nicht 1000000 JC schuldig. Denn 
die Zahlungspflicht ist keine unbedingte, sondern hängt von der Bedingung ab, 
daß die erforderlichen Einnahmen nicht erzielt werden. Aber der wahrschein- 
liche Wert dieser bedingten Verpflichtung gehört in die Passiva. 

1) Bei den Verpflichtungen aus weiterbegebenen Wechseln kommt noch, 
worauf auch Simon, Betrachtungen S 394 hinweist, hinzu, daß ihre Höhe sich 
nicht genau feststellen läßt, da das Unternehmen vielfach nicht feststellen kann, 
wann die Zeit, innerhalb der es auf Grund seines Giroobligos in Anspruch ge- 
nommen werden kann, abläuft. 

2) Betrachtungen S. 400 f. 
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Stellt sich heraus, daß die garantierte Summe durch die Einkünfte des 
Unternehmens nicht aufgebracht wird und voraussichtlich auch in den kommen- 
den Jahren daraus nicht bestritten werden kann, so steht damit fest, daß in- 
soweit die Bedingung, unter der die Bechtsverbindlichkeit wirtschaftlich eine 
Schuld darstellt, eintritt. 

Hat z. B. die Gesellschaft auf 10 Jahre 100000 JC Einkünfte garantiert, 
bisher aber jährlich 70000 iM Zubuße leisten müssen, ohne daß eine Minderung 
dieser Zubuße in Aussicht genommen werden kann, so wird hierfür nach Ablauf 
von 3 Jahren 7 x 70000 JC abzüglich Zwischenzinsen auf die Passivseite der 
Bilanz zu stellen sein.'' 

Diese Ausführungen haben s. Z. großes Aufsehen erregt und 
sind viel diskutiert worden, aber auch die Gesellschaften^ an die 
Simon speziell dachte, sind von ihrer früheren Grepflogenheit nicht 
abgegangen. Man steht also auch weiterhin vor der Tatsache, daß 
bei der Aufstellung nicht weniger Bilanzen die Garantieverpflichtungen 
unberücksichtigt bleiben. 

Forderungen und Verpfliolitungen, die von der Höhe des 
(eigenen) Jahresertrages abhängig sind. Es kommt bisweilen 
vor, daß jemand einem Unternehmen gegenüber eine bestimmte Ertrags- 
garantie übernimmt in der Weise, daß er sich verpflichtet, gewisse Be- 
träge dem Unternehmen zu zahlen, wenn es nicht einen bestimmten 
Ertrag erzielt. Ein solches Garantieversprechen ist für das Unter- 
nehmen, zu dessen Gunsten es gemacht ist, sicherlich ein sehr wert- 
volles Aktivum; trotzdem erscheint es regelmäßig nicht als Aktivum 
in der Bilanz. Es muß in solchem Falle mindestens zunächst, eine 
Bilanz aufgestellt werden, in der die Ansprüche aus dem Garantie- 
versprechen unberücksichtigt bleiben, denn nur so kann man be- 
rechnen, ob und in welchem Maße der Garant für das abgelaufene 
Geschäftsjahr in Anspruch zu nehmen ist. Hat man das berechnet, 
so steht nichts im Wege, eine zweite Bilanz aufzustellen, in die nun 
der auf Grund der ersten Bilanz berechnete Anspruch gegen den 
Graranten^) als Aktivum eingestellt wird. In den meisten FäUen be- 
gnügt man sich aber mit der ersten BilanzaufsteUung. Dann sind also 
Ansprüche aus solchen Garantieversprechen überhaupt nicht aus der 
Bilanz zu ersehen. Ein gleiches gilt von allen anderen Forderungen, 
die von der Höhe des Jahresertrages abhängen. 

Eine noch größere Rolle spielen im Geschäftsleben Verpflich- 
tungen, die von der Höhe des Jahresertrages abhängig sind. In vielen 
Fällen erhalten bestimmte Kategorien von Angestellten eine Tantieme, 
einen Anteil am Gewinn zugesichert, bei den Aktien- und ähnlichen 
Gesellschaften gilt das gleiche regelmäßig für die Vorstands- und Auf- 
sichtsratsmitglieder. Bei Straßenbahnen, Elektrizitätswerken u. dgl. ist 
häufig an die die Eonzession erteilende öffentliche Körperschaft ein 

1) Aber nur der Anspruch für das abgelaufene Geschäftisjahr, nicht auch 
die Ansprüche aus der Ertragsgarantie für künftige Jahre. 
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gewisser Anteil des Gewinnes abzufahren.^) Auch diese Verpflich- 
tungen znr Auszahlung von Teilen des Reingewinnes erscheinen nicht 
in der Bilanz. Höchstens könnten die für das abgelaufene Geschäfts- 
jahr zu zahlenden Anteile als Schulden in die Bilanz aufgenommen 
werden ; aber zunächst muß jedenfalls auch hier eine Bilanz ohne 
diese Posten aufgestellt werden, weil man ja sonst überhaupt 
nicht die Höhe der an Dritte zu leistenden Gewinnanteile berech- 
nen kann. 

Bemerkt sei dabei ^ daß bei einem und demselben Unternehmen 
häufig mehrere derartige Verpflichtungen nebeneinander bestehen und 
daß in diesen Fällen unter Gewinn vielfach etwas Verschiedenes ver- 
standen wird. Bei der Berechnung des Gewinnanteiles der Eonzessions- 
erteilerin wird beispielsweise die den Angestellten eingeräumte Ge- 
winnbeteiligung vorweg in Abzug gebracht. Man muß in solchen 
Fällen also z. B. erst eine Bilanz aufstellen ^ in die die Tantieme- 
verpflichtung noch nicht als Passivum eingesetzt ist. Danach wird 
die Tantieme berechnet. Dann kann man eine neue Bilanz aufstellen, 
in der die Tantiemenschuld als Passivum eingesetzt ist, und von dem 
49ich nun ergebenden Gewinn wird der Gewinnanteil der Eonzessions- 
erteilerin berechnet. Es wäre dann denkbar, daß noch eine dritte Bilanz 
aufgestellt wird, in die auch der Gewinnanteil der Eonzessionserteilerin 
aIs Schuld eingesetzt wird. Der danach sich ergebende Gewinn wäre 
erst der wirkliche Reinertrag des Unternehmens. 

So können also bei demselben Unternehmen eine ganze Reihe 
von Verpflichtungen, deren Höhe von dem Jahresertrage abhängig ist, 
bestehen, und unter dem Ertrag, von dem die Verpflichtung zu be- 
rechnen ist, kann in jedem einzelnen Falle etwas anderes zu verstehen 
^ein. Hat man die Bilanz eines solchen Unternehmens vor sich, so 
muß man immer prüfen, ob und welche derartige Verpflichtungen 
bereits als Passivum eingestellt sind und welche nicht. Die Praxis 
geht in dieser Hinsicht ganz willkürlich vor. So ist z. B. bei Aktien- 
gesellschaften die Tantieme des Vorstandes häufig als Schuld (wenn 
auch nicht in einem besonderen Posten) aufgeführt, die Tantieme des 
Aufsichtsrates dagegen ist noch nicht berücksichtigt, „steckt noch^^ in 
den Gewinnziffern. Das ist auch bei der Vergleichung verschiedener 
Bilanzen zu berücksichtigen. Manche Unternehmungen wechseln 
nämlich mit ihrer Bilanzierungsmethode in diesem Punkte. Werden 
das eine Jahr die Tantiemen als Schuld behandelt, im nächsten je- 
doch nicht, so ist bei ganz gleichen Erträgen im zweiten Falle 
der Gewinn bilanzmäßig (um den Betrag der Tantiemen) höher als 
im ersten Falle. 



1) Übei die sog. Genußscheine siehe Näheres ia Eap. X. 
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Neuntes Kapitel. 

Schlußbetraclitimg. 

DaiS Ergebnis bezfiglioh der Exaktheit der Bilanz. Am 

Schlüsse unserer Betrachtangeii über den Aufban der Bilanz und die 
Bedeutung ihrer einzelnen Teüe wollen wir, um zu einem Gesamt- 
urteil zu kommen, noch die Frage aufwerfen: Ist die Bilanz eines 
Unternehmens in der Art, wie sie regelmäßig verfertigt 
wird, eine wirklich exakte Aufstellung über dessen Aktiva, 
Schulden und Reinvermögen? Darf man sie als eine unbedingt 
zuverlässige Grundlage für die Beurteilung der Vermögenslage des 
Unternehmens ansehen und behandeln? Nach dem früher Ausgeführten 
muß die Antwort auf diese Frage dahin lauten, daß die Exaktheit 
•der üblichen Büanzen sehr vieles zu wünschen übrig läßt. 

Wir haben gesehen, daß nicht nur in der äußeren Gestaltung der 
Bilanz — Ausführlichkeit, Gliederung, Bezeichnung der einzelnen 
Posten — , sondern auch in der materiellen Durchführung die Praxis 
mit großer Willkürlichkeit verfährt. Es gibt auf diesem Gebiete 
keine allgemein anerkannten Regeln, die von allen soliden Geschäften 
beachtet werden, sondern bei allen Einzelfragen zeigt sich ein ver- 
-schiedenartiges Vorgehen. Es ist auch allgemein gar nicht das 
Bestreben vorherrschend, unter allen Umständen eine ganz 
exakte Aufstellung zu geben, vielmehr gilt es vielfach als ein 
Grundsatz solider Geschäftsführung, die Aktiven möglichst niedrig, 
d. h. unrichtig zu bewerten. Wo kleinere Summen in Betracht kommezt; 
^^ht man vielfach inkonsequent vor, behandelt sie anders als große 
Aufwendungen und Einnahmen, auch wenn die Sachlage genau die- 
selbe ist wie bei den größeren Beträgen. 

Vor allem aber erhalten die Bilanzen ihr charakteristisches Ge- 
präge dadurch, daß sie regelmäßig gar nicht in erster Linie auf- 
gestellt werden, um den Betrag der Aktiven, der Schulden und des 
Reinvermögens so darzustellen, wie sie sich etwa im Falle einer Ver- 
äußerung des Geschäfts oder einer Liquidation stellen würden, sondern 
•daß bei Aufstellung der Bilanz vor allem die Rücksicht auf eine 
nach bestimmten geschäftlichen Grundsätzen erfolgende Berechnung 
des Ertrages maßgebend ist. Daraus erklärt sich vor allem, daß die 
Aktiva nicht jedesmal nach ihrem Realisierungswert abgeschätzt und 
so in die Bilanz eingestellt werden, sondern daß zunächst und — 
solange keine Entwertung in Frage kommt — auch dauernd der Er- 
werbspreis als maßgebend angesehen wird. Aus dem gleichen Um- 
stand erklären sich weiter die Grundsätze, die für die Bemessung der 
Abschreibungen entscheidend sind. 

Passow, Bilanzen. 14 



210 Exaktheit der Bilanz. 

Weiter sahen wir, daß auch dieser Grundsatz, vor allem die Ertrags- 
berechnung im Auge zu behalten, nicht stets befolgt wird. Bisweilen^ 
z. B. wenn der Geschäftsinhaber mit der Absicht umgeht, sein Unter- 
nehmen zu yeräußem, in eine gesellschaftliche Unternehmung um- 
zuwandeln oder es in eine solche einzubringen, einen Sozius auf- 
zunehmen oder sich mit einem ausscheidenden Sozius auseinander- 
zusetzen, erfolgt die Aufstellung der Bilanz und insbesondere die 
Bewertung nach ganz anderen Grundsätzen. 

Ist aber die Bücksicht auf die Ertragsberechnung allein maß- 
gebend, so ist damit auch noch durchaus kein exakter Maßstab ge- 
geben. Im Gegenteil zeigt sich, je nach der praktischen Bedeutung,, 
die der Ertragsberechnung innewohnt, bald das Bestreben, die Ertrags- 
ziffer möglichst günstig zu gestalten, bald der Wunsch, den Ertrag 
rechnerisch ungünstiger erscheinen zu lassen, als er tatsächlich ist. 
Nicht immer wird die Bilanz ganz unbefangen aufgestellt und die 
dann sich ergebende Ertragsziffer als unabänderlicher Posten hin- 
genommen, nicht selten vielmehr entscheidet man sich zunächst dafür^ 
eine gewisse Ertragsziffer auszuweisen, und stellt dann danach die Bilanz 
auf. Das gilt für gesellschaftliche Unternehmungen in höherem Maße 
als bei Einzeluntemehmungen, spielt aber auch bei letzteren eine Rolle. 

Weiter sind sehr viele Dinge, po z. B. die Entwertungen, die^ 
Einbringlichkeit von Forderungen, nicht objektiv festzustellen, sondern 
ihre Bemessung ist zum erheblichen Teil Sache des subjektiven Er- 
messens, das in dem einen Falle so, im anderen anders entscheidet. 
Vielfach handelt es sich z. B. bei Berechnung der Gebrauchsdauer neu^ 
Maschinen und Apparate um Fragen, über die überhaupt noch keine 
Erfahrungen vorliegen. 

Endlich sind die Bilanzen keine vollständigen Yermögensauf- 
Stellungen, denn sehr viele Dinge, so vor allem die Forderungen und 
Verpflichtungen aus schwebenden Engagements, werden, auch wenn sie 
von erheblicher materieller Bedeutung sind, regelmäßig darin nicht an- 
gegeben. 

Überblicken wir alle diese Mängel und Verschiedenartigkeiten, so 
muß unser Urteil dahin lauten: Die Bilanzen, wie sie in der 
Praxis gewöhnlich aufgestellt werden, sind sehr wichtige 
Grundlagen für die Beurteilung der Vermögenslage und 
die Berechnung des Ertrages, aber weder in der einen noch 
in der anderen Hinsicht bilden sie ein absolut einwand- 
freies^ exaktes Material. Will man ein zutreffendes Urteil fällen^ 
so muß man in jedem einzelnen Falle feststellen, nach welchen Grund- 
sätzen die einzelne konkrete Bilanz aufgestellt ist, wie die Erwerbspreise 
berechnet, in welcher Weise Abschreibungen vorgenommen wurden usw. 

Konsequenzen ffir die Gesetzgebung. Das Ergebnis, zu 
dem wir bezüglich der tatsächlichen Gestaltung der Bilanz gekommen 
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sind, steht in Widerspruch zu den Forderungen des Gesetzes. Das 
Handelsgesetzbuch hat seine Forderungen an die Bilanz im wesent- 
lichen im Interesse Dritter aufgestellt, und dabei ist der Gedanke 
maßgebend gewesen, daß eine ordentliche Bilanz nur dann Zustande- 
kommen könne, wenn alle Aktiven und Schulden mit ihrem wahren 
Werte, d. h. die Aktiven mit ihrem Veräußerungswerte eingesetzt 
würden. Die Praxis dagegen hat von Anfang an ihr Augenmerk 
vorzugsweise auf die Ertragsberecbnung gerichtet und hat die Bilanz 
nach diesem Gesichtspunkt gestaltet. Hier klafiPt ein arger Wider- 
spruch, der nicht ewig bestehen darf, der im Gegenteil möglichst 
bald beseitigt werden sollte.^) 

Wie aber soll sich die künftige Gesetzgebung zu diesem Problem 
stellen? Vor allem wird sie sich damit vertraut machen müssen und 
damit auseinanderzusetzen haben, daß die Praxis bei der Aufstellung 
der Bilanz im wesentlichen auf die Erfolgsberechnung Bücksicht 
nimmt. Eine derartige Aufstellung ist für die Praxis unbe- 
dingt erforderlich, und durch eine Bilanz, in die alle Aktiva 
mit ihrem Veräußerungswert aufgenommen werden, wird 
diesem Bedürfnis nicht genügt. Wie wir gesehen haben, würde 
es zu den bedenklichsten Eonsequenzen führen, wenn auf Grund der- 
artiger Bilanzen der Gewinn berechnet und z. B. bei gesellschaftlichen 
Unternehmungen verteilt werden würde. Es kann also jedenfalls keine 
Rede davon sein, daß die Praxis auf die bisher geübte Art der Bilanzauf- 
stellung verzichtet. Will die Gesetzgebung also diese Bilanzen recht- 
lich genauer regeln, so muß sie auf den Zweck der Gewinnermittlung 
Rücksicht nehmen und darf nicht Bewertungsvorschriften erlassen, die 
mit diesem Zwecke unvereinbar sind. 

Zunächst aber muß die Frage aufgeworfen werden, ob allgemeine 
Bewertungsvorschriften überhaupt notwendig sind. M. E. liegt kein 
dringendes Bedürfnis vor, für alle BUanzen allgemeine Bewertungs- 
vorschriften zu erlassen. Es könnten also die Abs. 2 und 3 des § 40 
HOB. gestrichen und etwa durch folgende Vorschrift: 

Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind die Ver- 
mögensgegenstände und Schulden nach den Grundsätzen ordentlicher 
Geschäftsführung zu bewerten 

ersetzt werden, wie das ähnlich schon auf der Nürnberger Konferenz 
vorgeschlagen ist. 

Allerdings muß man sich klar machen, daß eine solche Fassung 
dem privaten Ermessen einen sehr weiten Spielraum läßt. Wohl 
kann man sagen, daß die eine oder andere Art der Bilanzaufstellung 
den Grundsätzen ordentlicher Geschäftsführung nicht widerspricht; 



1) Auch die meisten anderen in dem Abschnitt Handelsbücher enthaltenen 
Bestimmungen sind sehr reformbedürftig. Vgl. auch das oben S. 109 Gesagte. 

14* 
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was aber im Einzelfalle in den Grenzen ordentlicher Geschäftsführung 
erlaubt und geboten sei, darüber werden die Meinungen immer sehr 
stark auseinandergehen. 

Will man sich deshalb für alle Bilanzen oder für die Bilanzen 
bestimmter Arten yon Unternehmungen nicht mit einer so allge- 
meinen BewertungSYorschrift begnügen, so muß man jedenfalls bei 
derartigen Vorschriften immer auf den Gesichtspunkt der Ertrags- 
ermittlung Bücksicht nehmen. Es wäre dann z. B. die jetzt im § 261, 
Ziffer 3 enthaltene Sonderyorschriffc zu einer allgemeinen Bewertungs- 
yorschrift zu erheben, es wäre genauer zu bestimmen, was als An- 
schaffungs- oder Herstellungpreis anzusehen ist u. dgl. m. 

Unser erstes Resultat geht also dahin, daß die Praxis eine mit 
Bücksicht auf die Gewinnermittlung aufgestellte Bilanz gebraucht, daß 
sie dayon nicht abgehen kann und daß die Gesetzgebung sich mit dieser 
Sachlage abfinden muß. 

In Frage könnte dagegen kommen, ob neben dieser mehr für 
interne geschäftliche Zwecke aufgestellten Bilanz noch eine zweite, 
auf anderen Grundsätzen beruhende yerlangt werden sollte. Die 
Gesetzgeber könnten sagen: wir halten es im Interesse Dritter für 
notwendig, daß auf alle Fälle eine Bilanz nach den Grundsätzen des 
jetzigen § 40 HGB. aufgestellt wird. Da die Praxis bei ihren ge- 
wöhnlichen Bilanzen diese Grundsätze nicht als maßgebend betrachtet, 
so muß ihr eben die Verpflichtung auferlegt werden, noch eine zweite 
Bilanz unter dem Gesichtspunkt des B>ealisierungswertes anzufertigen. 

Eine solche Forderung hat — allerdings nur für Aktiengesell- 
schaften — Faragi aufgestellt. Er hebt richtig heryor, daß eine 
Bilanz, bei der die Aktiyen mit dem Veräußerungswert eingesetzt 
werden, eine ganz andere Bedeutung habe, als eine Bilanz, bei deren 
Aufstellung die Erwerbspreise maßgebend waren, und zieht daraus die 
Konsequenz, daß er für Aktiengesellschaften die jedesmalige Aufstellung 
yon zwei getrennten Bilanzen fordert, yon denen die eine nach dem 
Gesichtspunkt der Erfolgsermittlung abgefaßt ist, die andere den Beali- 
sierungswert des ganzen Unternehmens angeben soU. „Ghaque Societe 
deyrait, ä notre avis, publier un bilan que nous appellerons «öcono- 
mique» et un autre bilan que nous appellerons «juridique». Le bilan 
^conomique enoncerait les yaleurs ä leur prix de reyient et le bilan 
juridique ä leur prix actuel."^) M. E. liegt ein zwingendes Bedürfiiis, 

1) a. a. 0. S. 168. Eine solche ausdrückliche Bestimmung wäre gar nicht 
notwendig, wenn das zuträfe, was Sobry behauptet. Dieser Autor meint, daß das 
Inventar etwas prinzipiell anderes sei als die Bilanz. Aus sprachlichen und ge- 
schichtlichen Gründen behauptet er, daß im Inventar die Aktiva zu dem ,fprix 
actuel^^, in der Bilanz dagegen zu dem ,,prix coütant ou de revient** aufzuführen 
seien. Wäre das richtig, so würden schon ohne weiteres überall, wo Inventar 
und Bilanz aufgestellt werden, verschiedene Vermögensübersichten nach den oben 
besprochenen Gesichtspunkten vorhanden sein. In Wirklichkeit existiert eine 
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neben einer nach geschäftlichen Grundsätzen aufgestellten Bilanz noch 
eine zweite zu fordern, die den Realisierungswert der Aktiva angibt, 
nicht vor. 

Will die Gesetzgebung im übrigen Ordnung in das Chaos der 
Bilanzen bringen — sei es allgemein, sei es für bestimmte Arten von 
Unternehmungen — so wird sie vor allem die formale Seite zu regeln 
haben. So könnte z. B. in Frage kommen, daß bezüglich der Gliede- 
rung und Ausführlichkeit bestimmte Mindestforderungen aufgestellt 
werden. Dabei müßte man sich allerdings von jedem Schematismus 
fernhalten und müßte die Vorschriften der Eigenart des betre£Fenden 
Gebietes anpassen. Für einzelne Gruppen von Unternehmungen sind 
auch schon heute — wie im zweiten Teil darzulegen sein wird — 
derartige Vorschriften erlassen worden. 

Dann wäre ev. ausdrücklich festzustellen, daß gewisse Arten von 
Verbindlichkeiten stets in die Bilanz aufzunehmen oder in einem Bilanz- 
anhang genau zu bezeichnen sind. 

Eine weitere dankbare Aufgabe würde darin bestehen, für eine 
vernünftige und sachgemäße Terminologie zu sorgen. Wenn die An- 
fertigung von Bilanzen vorgeschrieben wird, so hat das doch den 
Zweck, daß die Bilanzen etwas besagen sollen. Dazu genügt es aber 
nicht, daß die in der Bilanz vorkommenden Summen auf Reichs- 
währung gestellt sind, sondern es ist notwendig, daß auch die Be- 
zeichnung der Posten verständlich ist, daß Ausdrücke gewählt werden, 
bei denen man sich nicht nur etwas, sondern auch etwas Bestimmtes 
denken kann. Solange man aus einer Bilanz nicht ersehen kann, 
ob ein bestimmter Posten auf der Passivseite eine Schuld oder einen 
Korrektivposten oder eine Reserve, also einen Reinvermögensbestand- 
teil, darstellt oder gar aus allen diesen drei Elementen zusammen- 
gesetzt ist, solange hat eine derartige Aufstellung nur einen beschränkten 
Wert. Will man mit der Sicherung einer vernünftigen Ausdrucksweise 
Ernst machen, so muß allerdings das Gesetz selbst den Anfang machen 
und seine bisherigen Ausdrücke Reservefonds, Erneuerungsfonds u. dgl. 
durch sachgemäße Bezeichnungen ersetzen. 

Konsequenzen ffir die geschäftlichen Interessenten. Das 
vorhin über die Exaktheit der Bilanz Gesagte hat natürlich auch 
für alle diejenigen erhebliche Bedeutung, die an den Ergebnissen der 
Bilanz materiell interessiert sind oder die auf Grund einer Bilanz 
geschäftliche Entschlüsse fassen, Kredit gewähren, ein Unternehmen 
ankaufen, sich daran beteiligen u. dgl. mehr. In jedem solchen Falle 
muß man nach Möglichkeit fragen, wie die einzelnen Bilanzposten zu- 

Bolche Verschiedenbeit zwischen Inventar und Bilanz aber weder in der Praxis, 
noch ergibt sie Sich aus den gesetzlichen Vorschriften (auch nicht aus den bel- 
gischen). Das deutsche Handelsgesetzbuch bezeichnet in seinem § 39 die Bilanz 
ausdrücklich als Abschluß des Inventars. 
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Standegekommen sind. Ohne solche intimere Kenntnis soUte man mit 
seinem Urteil sehr zurückhaltend sein. 

Die Eigenart der Bilanz^ für die Zwecke der Erfolgsermittlnng 
nutzbar gemacht zu werden, bringt es mit sich, daß auch die Inhaber 
des Unternehmens nicht immer ohne weiteres von den Zahlen ihrer 
eigenen Bilanz ausgehen können. Handelt es sich z. B. darum, ein 
Unternehmen zu verkaufen, es in eine neu zu gründende Gesellschaft 
einzubringen u. dgl. mehr, so wird man vielfach nicht geneigt sein, 
die Aktiva zu dem Betrage, mit dem sie in der normalen Bilanz ver- 
zeichnet stehen, abzutreten. Andererseits wird man vielfach eine 
Vergütung für solche Aktiva fordern, die in der Bilanz überhaupt 
nicht verzeichnet sind (Firma, Kundschaft, Patente u. dgl.). Solche 
Yermögensbestandteile werden ja vielfach wegen des geschäftlichen 
Brauchs der Ertragsberechnung fortgelassen, im Falle einer Ver- 
äußerung werden dafür aber unter Umständen sehr erhebliche Be- 
trage zu erzielen sein. 

In solchen Fällen muß man deshalb vielfach neben der normalen 
Bilanz eine zweite Bilanz anfertigen, in die die einzelnen Bestand- 
teile nach dem Yeräußerungswert eingesetzt werden^), oder es wird 
der Ertragswert des Gesamtuntemehmens berechnet, und dieser Gesamt- 
wert wird dann auf die einzelnen Aktiven verteilt. 

Ganz ähulich liegt die Sache, wenn es sich beispielsweise darum 
handelt, einen ausscheidenden Gesellschafter oder dessen Erben abzu- 
finden. Die normalen Bilanzen, die nach ganz anderen Gesichts- 
punkten aufgestellt sind, bieten dafür ofk keine gerechte Unterlage. 
In vielen Fällen wird der Ausscheidende benachteiligt werden, wenn 
die Abfindung z. B. auf Grund der letzten normalen Bilanz be- 
rechnet wird. 

Aus der Tatsache, daß bezüglich der Berechnung der Erwerbskosten, 
vor allem aber bezüglich der Abschreibungen außerordentlich große 
Verschiedenheiten vorkommen und allgemein anerkannte feststehende 
Regeln nicht existieren, folgt weiter, daß alle Interessenten auf 
diesen Punkt Rücksicht nehmen müssen, ebenso auf den so stark 
verbreiteten Brauch der übermäßigen Abschreibungen. 

Daß infolgedessen der Geschäftsinhaber selbst die vorgenommenen 
Abschreibungen nicht ohne weiteres z. B. seinen Selbstkostenberech- 
nungen zugrunde legen darf, wurde schon erwähnt. Vor allem aber 

1) Eb kann deshalb auch ^anz natürlich sein, daß, wenn beispielsweise 
jemand sein Unternehmen in eine Gesellschaft einbringt, ihm die einzelnen 
Aktiva höher angerechnet werden, als wie sie bis dahin in seiner Bilanz standen. 
Man darf durchaus nicht glauben, daß in diesem Falle immer ein unberechtigter 
Gründergewinn oder überhaupt ein Gründergewinn erzielt sei. Es kann jemand 
z. B. ein Grundstück zu einem höheren Preis einbringen als dem Betrage, mit 
dem es bisher in seiner Bilanz bewertet war, und trotzdem kann der Einbringnngs- 
preis sogar noch erheblich unter dem Marktwerte liegen. 
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i^erden alle diejenigen^ die an dem Ergebnis der Bilanz beteiligt 
sind; ohne auf deren Anfertigung entscheidenden Einfluß zu besitzen^ 
von dieser Sachlage oft sehr stark betroffen. Angestellte ^ die am 
Reingewinn beteiligt sind, stille Gesellschafter u. dgl. sind in gewissem 
umfange bezüglich ihres Rechtes auf Anteil am Gewinn dem Er- 
messen des Geschäftsinhabers überantwortet. In vielen Fällen wird 
es sich deshalb bei Abschluß einer stillen G^ellschaft empfehlen, von 
vornherein genaue Abmachungen über die Höhe der Abschreibungen 
xmd die sonstige Bewertung zu treffen, damit diese wichtige Präge 
klargestellt ist. Das gleiche gilt für alle möglichen anderen Gesell- 
schaften, weil ev. der einzelne Gesellschaf|;er damit rechnen muß, daß er 
von den anderen überstimmt wird. Insbesondere erweisen sich solche 
Vereinbarungen dann als zweckmäßig, wenn die ordentlichen Bilanzen 
die Grundlage für die Auseinandersetzung bilden sollen. 

Ahnliche Bestimmungen sollten immer getroflPen werden, wenn 
mehrere Unternehmungen einen Gewinnbeteiligungs vertrag miteinander 
abschließen, wenn jemand einem bestimmten Unternehmen gegenüber 
eine bestimmte Ertragsgarantie übernimmt, wenn der Staat oder eine 
Gemeinde sich einen Anteil an dem Reingewinne eines Unternehmens 
ausbedingt, oder wenn sie bei Erteilung einer Eonzession sich das 
Recht sichern oder die Verpflichtung übernehmen, das Unternehmen 
2u einem Betrage zu übernehmen, der sich auf den Bilanzwert der 
Aktiva oder auf den bilanzmäßigen Reingewinn gründet. Solange in 
solchen Fällen nichts Genaueres über die Bewertungsgrundsätze, ins- 
besondere über die Höhe der Abschreibungen vereinbart ist, sind 
derartige Rechtsverhältnisse stets unklar und geben zu Streitigkeiten und 
Meinungsverschiedenheiten, ev. zu Schädigungen des einen Teiles Anlaß. 

Soweit der einzelne Interessent auf die Abfassung der Bilanz 
keinen entscheidenden Einfluß hat und soweit er auch nicht in der 
Xage ist, genauere Bewertungsgrundsätze zu vereinbaren, soUte er sich 
wenigstens klar darüber sein, daß sein Anspruch ein recht unbe- 
stimmter ist. Der einzelne Eleinaktionär sollte • sich beispielsweise 
keiner Täuschung darüber hingeben, daß die Höhe des Ertrages, der 
in der Bilanz seiner Aktiengesellschaft ausgewiesen wird, noch von 
ganz anderen Faktoren als bloß von dem wirklichen Geschäftserfolge 
abhängt. 

Das Gesagte ergibt weiter, daß eine Revision oder eine Kritik 
«iner Bilanz, wenn sie über das rein Formale hinausgehen soll, stets 
in die materiellen Grundsätze, die bei Aufstellung der Bilanz befolgt 
sind, hineinleuchten muß. Eine Erklärung, daß „die Bilanz mit den 
Büchern übereinstimmt", hat nur einen formellen Wert. Solange z. B. 
nicht gesagt ist, ob die Bewertung richtig und sachgemäß erfolgt ist, 
läßt sich über den materiellen Wert der Bilanz ein genaues Urteil 
nicht abgeben. 
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Konsequenzen f&r die wissenschaftliche Bearbeitiingf 
von Bilanzen. Alle die bisher dargelegten Gesichtspunkte ma& 
natürlich auch derjenige berücksichtigen, der aus rein wissenschaft- 
lichem Interesse an die Bilanzen geschäftlicher Unternehmungen heran- 
tritt. Er muß in jedem Falle bedenken, daß er ein sehr unsicheres- 
Material vor sich hat. Wo es möglich ist, wird er tiefer eindringen; 
müssen in die Details der BilanzaufsteUung; wo diese Möglichkeit 
ihm verschlossen ist, darf er Schlußfolgerungen nur mit größter Vor- 
sicht machen. Das gilt insbesondere auch für die Yergleichung der 
Bilanzen verschiedener Unternehmungen. Sind z.B. in den Bilanzen zweier 
gleichartiger Unternehmungen die Gebäude mit verschieden hoheik 
Summen angegeben, so darf — selbst bei gleichen Abschreibungs- 
prinzipien — daraus nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß das 
Unternehmen mit dem höheren Betrage auch die größeren und wert- 
volleren Gebäude besitzt. Es kann die Sache so liegen, daß an beiden^ 
Stellen die Gebäude ganz die gleichen sind, daß die Baukosten aber 
wegen der Materialpreise, der Löhne usw. verschieden waren und daß» 
deshalb ganz die gleichen Gebäude in den beiden Bilanzen mit ver- 
schiedenen Summen verzeichnet sind. Ebenso kann eine Maschinen- 
anlage wegen des schwierigeren Transportes u. dgl. einem Unternehmer 
sehr viel mehr kosten als die gleiche Maschine einem anderen. Nach 
den dargelegten geschäftlichen Grundsätzen wird die gleiche Maschine 
dann in dem einen Falle so, in dem anderen anders bewertet. 

Sind aber gar übermäßige Abschreibungen vorgenommen worden,, 
so ist erst recht größte Vorsicht am Platze. Dann ist weder der Be- 
trag der Aktiven noch der des Reinvermögens richtig angegeben. Da» 
ist speziell auch bei Rentabilitätsberechnungen zu berücksichtigen. 



Besonderer Teil. 
Zehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der Aktiengesellschaften. 

Allgemeines. Unter aUen Gruppen von Unternehmungen, deren 
Bilanzen bemerkenswerte rechtUche oder tatsächliche Besonderheiten 
aufweisen, sind die Aktiengesellschaften sicherlich die interessantesten» 
Auch die Bilanzgesetzgebung und die Rechtsprechung haben sich am 
intensivsten mit den Aktiengesellschaften befaßt, und das hat zur 
Folge gehabt, daß auch die Literatur sich vorzugsweise den Bilanzen 
der Aktienunternehmungen zuwandte. 

Die Gbründe für die Besonderheiten der Bilanzen von Aktien- 
geseUschaften liegen vor aUem in der Eigenart ihrer Pinanzgebarung^ 
in der großen praktischen Bedeutung, die der GewinnziflPer der Bilanz 
innewohnt. Da der bilanzmäßig ausgewiesene Reingewinn regelmäßig 
zum größten Teil in Form von Dividenden und Tantiemen zur Aus- 
zahlung gelangt, so sind die Einzelheiten der Bewertung usw. für weite 
Kreise von besonderem Interesse und haben für sie unmittelbare prak- 
tische Konsequenzen. Durch die Rücksicht hierauf erklären sich zum 
größten Teil die bei der Aufstellung von Bilanzen für die Aktien- 
geseUschaften angewendeten Methoden. 

Aus dem gleichen Grunde, weil der Hauptteil des Reingewinne» 
regelmäßig zur Ausschüttung gelangt, hat aber auch das Gesetz den 
Bilanzen der Aktiengesellschaften sein besonderes Interesse gewidmet: 
Da bei diesen Unternehmungen aUe Gesellschafter nicht unbeschränkt 
haften, sondern nur zur Leistung ihrer Einlage verpflichtet sind, so 
hat das Gesetz im Interesse der Gläubiger den Grundsatz der Bin- 
dung des Grundkapitals proklamiert. Daß das Reinvermögen infolge 
von Verlusten unter den Betrag des Grundkapitals sinkt, kann da» 
Gesetz natürlich nicht verhindern, aber es bestimmt, daß abgesehen 
von solchen Verlusten ein dem Grundkapital entsprechender Betrag 
des Reinvermögens dauernd gebunden ist, daß nur die darüber hinaus- 
gehenden Beträge für die Gewinnverteilung in Betracht kommen 
dürfen. Der Wunsch, eine Schmälerung des Grundkapitals nach Mög- 
lichkeit zu verhindern, ist der Schlüssel für die meisten besonderen 
Bilanzvorschriften des Aktiengesellschaftsrechts. 

Endlich hat die Bilanz der Aktiengesellschaft die Aufgabe, den 
einzelnen Aktionären, die an der eigentlichen Geschäftsführung nicht 
teilnehmen, als Rechnungslegung zu dienen und dem sonstigen Publi- 
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kum^ insbesondere den Gläubigem, einen Einblick in die finanziellen 
Verhältnisse der Gesellschaft zu ermöglichen. 

▲ufiitelliiiig der Bilans. Aus der regelmäßig großen Zahl der 
Gesellschafter der Aktiengesellschaft ergibt sich, daß die Gesellschafter 
nicht alle die Geschäfte des Unternehmens selber führen können, daß 
yielmehr zu diesem Zwecke ein besonderer Yerwaltungsapparat geschaffen 
werden muß. Die Vielgestaltigkeit dieser Verwaltung hat för die Aufstel- 
lung der Bilanz die Folge, daß hieran yerschiedene Organe beteiligt sind. 

Nach § 260 HGB. hat der Vorstand die Pflicht, innerhalb von 
-drei Monaten nach Ablauf eines Geschäftsjahres — das Statut kann 
diese Frist bis auf höchstens sechs Monate ausdehnen^) — „für das ver- 
flossene Geschäftsjahr eine Bilanz, eine Gewinn- und Verlustrechnung, 
sowie einen den Vermögensstand und die Verhältnisse der GeseUschafb 
entwickelnden Bericht dem Aufsichtsrat und mit dessen Bemerkungen 
der Generalversammlung vorzulegen". 

Die Generalversammlung beschließt dann über die „Genehmigung^ 
der Jahresbilanz. Dieses Genehmigungsrecht der Generalversanmi- 
lung^ ist noch etwas näher zu erläutern. Soll es nur besagen, daß die 
Generalversammlung das Recht besitzt, die vom Vorstande vorgelegte, 
mit den Bemerkungen des Aufsichtsrats versehene Bilanz zu ge- 
nehmigen oder abzulehnen, oder hat sie auch das Recht, materielle 
Änderungen vorzunehmen, beispielsweise eine abweichende Bewertung 
der Aktiven und der Schulden zu beschließen? Ganz zweifellos ist 
das letztere der Fall. Die der Generalversammlung vom Vorstande 
vorgelegte Bilanz hat rechtlich lediglich den Charakter eines Ent- 
wurfs, und es steht der Generalversammlung völlig frei, im 
Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen 
beliebige Änderungen zu beschließen^), also auch beispielsweise 
einzelne Posten höher oder niedriger zu bewerten, als das in dem 
vom Vorstande aufgestellten Bilanzentwurfe*) der Fall ist. Besser 
wäre es deshalb vielleicht gewesen, im Gesetze ^att „Die General- 
versammlung beschließt über die Genehmigung der Jahresbilanz" zu 
sagen „Die Generalversammlung setzt die Jahresbilanz fest."^) 



1) Zu beachten ist, daß hier eine bestimmte Frist festgesetzt ist, während 
die allgemeine Yorst^hrift des § 39 nur fordert, daß die Aufstellung „innexhalb 
der einem ordnungsmäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit^^ erfolgt. 

2) Vgl. Simon, S. 23ff. 

3) Es kann auch vorkommen, daß der Greneralversammlung zwei Entwürfe 
vorliegen, wenn nämlich ausnahmsweise der Aufsichtsrat sich nicht mit dem 
Vorstand einigt und infolgedessen in seinen Bemerkungen zu dem Bilanzentwurf 
des Vorstandes Änderungen vorschlägt. 

4) Das italienische Handelsgesetzbuch bestimmt ausdrücklich in § 154, daß 
die ordentliche Generalversammlung nach Anhörung des Berichts der Sindaci 
die Bilanz erörtern, genehmigen oder abändern muß. Ähnlich § 156 des 
rumänischen Handelsgesetzbuches. 
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Praktisch wird dieses Bilanzfeststellungsrecht der Generalversamm- 
lung vielfach allerdings dadurch zu einem erheblichen Teil illusorisch 
gemacht^ daß das Statut bestimmt^ die Bewertung der Aktiva , ins- 
besondere die Bemessung der Abschreibungen sei ausschließlich Sache 
-der Verwaltung. 

Häufig ist dem Aufsichtsrat die Befugnis eingeräumt, allein dar- 
über zu entscheiden, wie die einzelnen Aktiven in der Bilanz bewertet 
werden soUen, oder jedenfalls alljährlich die Höhe der Abschreibungen 
definitiv festzusetzen. 

Beispielsweise heißt es im Statut der Dresdner Bank, § 32: „Der Auf- 
sichtsrat beschließt alljährlich auf Antrag' des Vorstandes darüber, welche Be- 
träge für Abschreibungen und Bückstellungen aus dem Brutto -Überschuß zu 
verwenden sind." 

Elektrizitäts-A.-G. vorm. Schuckert & Co., !Nümberg, § 20: „Der Aufsichts- 
rat beschließt alljährlich darüber, ob Anlagen, welche neben Instandhaltung und 
Ersatz bestehender Anlagen auch eine dauernde Verbesserung des Betriebs 
herbeiführen, ganz oder teilweise auf Betriebs- oder Anlagekonto zu verbuchen 
sind. Er bestimmt die Höhe der auf Mobilien, Gebäude, Maschinen, Geräte und 
andere zur Bewirtschaftung dienende Gegenstände vorzunehmenden Abschrei- 
bungen, sowie die Höhe der für die Erneuerung abgängiger Betriebsanlagen 
etwa zurückzustellenden Beträge." 

Hamburg- Amerika-Linie, § 24: „Der Aufsichtsrat bestimmt nach Anhörung 
des Vorstandes, welche Abschreibungen von dem Werte der Schiffe und sonstigen 
Aktiven vorzunehmen, bzw. welche Beträge einem Emeuerungsfonds oder dem 
Keserve-Assekuranz-Konto zuzuführen sind, vdeviel für Umbauten, Erneuerungen 
oder Reparaturen zu reservieren ist." 

Bisweilen ist die gleiche Befugnis dem Aufsichtsrat gemeinsam 
mit dem Vorstand eingeräumt.^) 

So bei dem A. Schaaffhausenschen Bankverein, dessen Statut in § 23 be- 
stimmt: „Der Aufsichtsrat hat in Gemeinschaft mit der Direktion die Höhe der 
Abschreibungen und Eücklagen festzustellen." 

In anderen Fällen hat die Verwaltung wenigstens die Mindest- 
höhe der Abschreibungen allein festzusetzen. 

So besagt das Statut der Deutsch-Österreichischen Mannesmannröhren-Werke: 
Bei der Aufstellung der Bilanz sind, unbeschadet der Vorschriften des Handels- 
gesetzbuches, von dem Inventurwerte der Immobilien und Mobilien, welche 
dauernd zum Geschäftsbetrieb der Gesellschaft bestimmt sind, der Abnutzung 
entsprechende Summen in Abzug zu bringen, deren Mindestbetrag der Aufsichts- 
rat festsetzt. Statt dieser Absehr^ungen kann auch ein Emeuerungsfonds ge- 

1) Selten sind Vorschriften wie die folgenden: 

Bolandlinie A.-G. in Bremen: Sind Vorstand und Aufsichtsrat über die 
Vornahme der Abschreibungen und Rücklagen einig, so kann die Generalver- 
sammlung diese Festsetzungen nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der ab- 
gegebenen Stimmen ändern (§ 27). 

Joh. C. Tecklenborg A.-G., Schiffswerft und Maschinenfabrik in Bremerhaven: 
Stimmt der Aufsichtsrat den Vorschlägen des Vorstandes hinsichtlich der Ver- 
anschlagung des ^Wertes der Aktiva bei, so kann die Greneralversammlung eine 
Feststellung derselben mit geringerem, aber nicht mit höherem Werte be- 
schließen (§ 27). 
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bildet werden. Der Anfsichtsrat bestimmt die Beträge, welche jed^pfalls in 
denselben abgeführt werden müssen. 

In dem Statut der Kaffee-Handels- Aktiengesellschaft in Bremen heißt esr 
„Die Herabsetzung der durch den Vorstand und Aufsichtsrat festgesetzten Ab- 
schreibungen und Bückstellungen kann von der Generalversammlung nur mit. 
einer Mehrheit von mindestens drei Vierteilen des vertretenen Grundkapitals, 
beschlossen werden/^ 

Es scheint, als wenn bei Neugründungen von AktiengeseUschafken 
derartige Bestimmungen, durch die der Generalversammlung das Fest- 
setzungsrecht entwunden wird, immer häufiger werden. 

StraArorschriften. Um die Vorstands- und Aufsichtsratsmit- 
glieder zu ordnungsmäßigen Bilanzaufstellungen auch durch Androhung 
strafrechtlicher Nachteile anzuhalten, bestimmt § 314 HGB.:^) 

Mitglieder des Vorstandes oder des Aufsich tsrats .... werden mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldstrafe bis zu 20000 JC bestraft, wenn 
sie wissentlich 

1. in ihren Darstellungen, in ihren Übersichten über den Vermögensstand der 
Gesellschaft oder in den in der Generalversammlung gehaltenen Vorträgen den 
Stand der Verhältnisse der Gesellschaft unwahr darstellen oder verschleiern. .... 

Im Falle der Nr. 1 kann zugleich auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte- 
erkannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt ausschließlich die Geldstrafe ein. 

Die Tragweite dieser Bestimmungen darf nicht überschätzt werden. 
Jedenfalls dürfen sie nicht dahin yerstanden werden^ als ob bei den 
Aktiengesellschaften jeder Verstoß gegen Bilanzwahrheit und Bilanz- 
klarheit strafrechtlich geahndet würde. In den meisten Fällen ist der 
§314 eine recht stumpfe Waffe. Da das Gesetz, wie noch näher dar- 
zulegen sein wird, nichts darüber bestimmt, mit welcher Ausführlich- 
keit die Bilanz die Veimögensverhältnisse darzulegen hat, so ent- 
scheidet sich die Rechtsprechung nur in ganz besonders bedenklichen 
Fällen dafür, eine Verschleierung anzunehmen. Jeder Blick in den 
Reichsanzeiger zeigt, daß die Bilanzen außerordentlich undurchsichtig 
sein können, ohne daß sich die Mitglieder der Verwaltung der Gefahr 
einer strafrechtlichen Verfolgung aussetzen. Auch wird durchaus nicht 
etwa jede wissentlich unrichtige Angabe der VermögensTerhältnisse 
bestraft. D^ die Rechtsprechung in Übereinstimmung mit der herrschen- 
den juristischen Lehrmeinung die Schaffung von stiUen Reserven durch 
zu niedrige Bewertung von Aktiven (oder zu hohe Bewertung von 
Passiven) für gesetzlich erlaubt und sogar für ein Zeichen von Soli- 
dität erachtet^), so denkt kein Staatsanwalt daran, gegen diejenigen 

1) Außerdem finden die auf S. 16 wiedergegebenen Bestimmungen der 
§ 239, 240 KO. auf die Vorstandsmitglieder der Aktiengesellschaften entsprechende 
Anwendung. 

2) Vgl. S. 95 und die dort zitierten Autoren. Neuerdings hat sich Runkel- 
Langsdorff in Iherings Jahrbüchern für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts^ 
Bd. 52 S. 209 ff. dahin ausgesprochen, daß das Gesetz den Aktiengesellschaften 
Bilanzwahrheit vorschreibe. Gegen ihn Viktor Ehrenberg, ebenda S. 215 ff. 
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Yerwaltungen, die die Vermögenslage wissentlich und absichtlich zu 
ungünstig darstellen^ einzuschreiten. So kommt es^ daß trotz des 
'§ 314 die meisten Bilanzen von Aktiengesellschaften nicht nur un- 
übersichtlich, sondern auch materiell unrichtig sind. 

Hftufigkeit der Bilanzauftttelliing. Während einzelne aus- 
ländische Gesetzgebungen yon den Aktiengesellschaften Bilanzaufstel- 
lungen in kürzeren als Jahreszwischenräumen yerlangen^); hat das 
deutsche Handelsgesetzbuch auch bezüglich der Aktiengesellschaft sich 
mit jährlichen Bilanzaufstellungen begnügt. 

Die Begründung zur Aktiennovelle von 1884 hat die Frage auf- 
■geworfen, ob es sich empfehle, auch für die deutschen Aktiengesell- 
schaften Semestralbilanzen vorzuschreiben, hat das aber mit folgender 
Begründung abgelehnt*): 

„[Es] läßt sich eine solche Bilanz zwar bei Bank- und Versicherungsgesell- 
flchaften meist nnschwer dnrcli Abschluß der Konten des Hauptbuchs aufstellen, 
dagegen würde nach sachverständiger Erklärung eine Semestralbilanz bei einer 
großen Anzahl von Unternehmungen bei annähernder Richtigkeit nur mit un- 
verhältnismäßigen Kosten und tmverhältnismäßigem Zeitaufwand ermöglicht wer- 
den können. Bei einer Reihe von Unternehmungen würde die Semestralbilanz 
aber auch kein richtiges Bild von der Geschäftslage gewähren, weil bei den- 
selben sich die Geschäftsoperationen auf das Geschäftsjahr ungleich verteilen, 
bei manchen Unternehmungen, beispielsweise bei Bergwerks- und Hüttenunter- 
nehmungen, würde die Aufstellung einer solchen Bilanz überhaupt jeder richtigen 
Grundlage entbehren, wenn eine Richtigstellung des Inventars durch die Jahres- 
zeit verhindert würde. Für den Eingeweihten kann eine Semestralbilanz daher 
nur von geringem Nutzen sein, für den Nichteingeweihten könnte sie dagegen 
leicht Anlaß zu Täuschungen geben und zu ungerechtfertigter Spekulation und 
Agiotage anregen. Man wird deshalb von der gesetzlichen Vorschrift einer 
Semestralbilanz Abstand nehmen müssen/^ 

Sevision der Bilansen. Da die einzelnen Aktionäre regelmäßig 
weder die Sachkenntnis noch die Zeit besitzen, die einzelnen Ansätze 
der ihnen vom Vorstande vorgelegten Bilanz wirklich genau zu prüfen, 
und da es auch gar nicht angängig ist, daß jedem einzelnen Aktionär die 
Oeschäftsbücher und die sonstigen Unterlagen für eine derartige Prüfung 
2ur Verfügung gestellt werden, so ist man vielfach dazu übergegangen, 
für die Revision der Bilanz besondere Einrichtungen zu treffen. 

1) Art. 34 des französischen Gesetzes vom 24. Juli 1867 bestimmt, daß jede 
Aktiengesellschaft halbjährlich einen ätat sommaire de sa Situation active et 
passive zur Verfügung der commissaires zu stellen habe. Ähnlich Art. 65 des 
belgischen Gesetzes vom 18. Mai 1873. 

Das spanische Handelsgesetzbuch bestimmt in Art. 167: „Die Aktiengesell- 
schaften sind verpflichtet, monatlich in der Gaceta mit Angabe der Einzelheiten 
die Bilanz ihrer Geschäfte zu veröffentlichen, unter Angabe des Maßstabes, zu 
welchem sie ihre Wertbestände und alle Arten kursfähiger Papiere berechnen." 
Diese Vorschrift wird aber von der Praxis nicht befolgt. 

Ober. Vorschriften ausländischer Rechte, durch die speziell die Aktien- 
banken zu häufigerer Bilanzaufstellung verpflichtet werden, vgl. Kap. XVI. 

2) a. a. 0. S. 302. 
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In Deutschland kommt hierfür in erster Linie der Aufsichtsrat 
in Betracht, der seit der Aktiennovelle von 1870^) für alle Aktien- 
gesellschaften obligatorisch ist Der Aufsichtsurat soU nicht nur die 
Geschäftsführung der Gesellschaft in allen Zweigen der Verwaltung 
überwachen; sondern es ist ihm durch § 246 HGB. auch die spezielle 
Aufgabe gestellt, ,;die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vor- 
schläge zur Gewinnverteilung zu prüfen und darüber der General- 
versammlung Bericht zu erstatten'^ Die großen Hoffnungen, die man 
auf dieses Organ gesetzt hat, sind jedenfalls bezüglich der Bilanz- 
revision nicht in Erfüllung gegangen. Die Erfahrung hat gelehrt^ 
daß der Aufsichtsrat in seiner gegenwärtigen Gestalt im allgemeinen 
keine genügende Gewähr für eine sorgföltige Kontrolle bietet und 
wohl auch nicht bieten kann.*) Auch wo der Aufsichtsrat eine be- 
sondere Bilanzkommission bildet, beschränkt sich diese regelmäßig auf 
Stichproben und auf eine formelle Prüfung der Bilanz. Andererseits 
hat der Aufsichtsrat oft selbst großen AnteU an der Verwaltung') und 
hat, wie die Ausführungen auf S. 219 f lehri;en, vielfach das Recht, die 
Höhe der Abschreibungen und Rücklagen entweder allein oder gemein- 
sam mit dem Vorstande festzusetzen. Er kann also nicht als EontroU- 
instanz für seine eigenen Maßnahmen dienen. 

Neben dem Aufsichtsrat hat man für die Bilanzprüfung vielfach 
noch andere Institutionen geschaffen. Einige, insbesondere Versiche- 
rungsgesellschaften, haben für diesen Zweck neben dem Aufsichtsrat 
einen besonderen Revisionsrat; bei zahlreichen anderen Gesellschaften 
bestimmen die Statuten, daß die Generalversammlung alljährlich einen 
oder zwei außerhalb der Gesellschaft stehende Revisoren zu wählen 
hat, die die nächste Bilanz zu prüfen und der nächsten General- 
versammlung darüber Bericht zu erstatten haben.^) Diese Revisoren 
werden aber tatsächlich regelmäßig von der Verwaltung selbst aus- 
gewählt, von ihr der Generalversammlung vorgeschlagen und von dieser 

1) YgL dazu Passow, Die Entstehung des Anfsichtsrats der Aktien- 
gesellschaft in der Zeitschr. f. d. ges. Handels- und Konkursrecht. Bd. 64^ 
S. 27 ff. 

2) Näheres bei Passow, Aktiengesellschaft S. 175 ff. und den dort zitierten 
Autoren. 

3) Vgl. Passow, Der Aufsichtsrat als Verwaltungsorgan der Aktiengesell- 
schaft in Zeitschr. f. d. ges. Staatswissenschafk 1909. S. 444 ff. 

4) Über die Bücherrevisoren in Deutschland und im Ausland vgl. Ernst 
Römer, Die Bücherrevisorenpraxis in Deutschland und England. Berlin 1906. — 
A. Schmid, Die Bücher- und Bilanzrevision sowie das Institut der Bücher- 
revisoren. Wien 1908. — Verschiedene Aufsätze in Bd. 1 der Zeitschr. f. Handelsw. 
u. Handelspr. — Bericht über die Verhandlungen des Xlll. Verbandstages des Ver- 
bands mitteldeutscher Handelskammern. (1908.) S. 87 ff. — Ein Verzeichnis der 
deutschen Bücherrevisoren hat die Handelskammer Magdeburg herausgegeben. — 
Speziell über Amerika: Jastrow im Berliner Jahrbuch für Handel und Industrie. 
1904. Bd. I. S. 446 ff. 
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stillschweigend akzeptiert.^) Da es also im wesentlichen von der Ver- 
waltnng abhängt^ ob der Revisor wieder gewählt wird und da von ihr 
auch das Honorar festgesetzt wird^ so sind die Revisoren jedenfalls 
in starkem Maße von der Verwaltung abhängig. 

Was den Umfang der Revision anlangt, so ist darüber zu be- 
richten, daß sie regelmäßig in sehr kurzer Zeit durchgeführt wird und 
rein formalen Charakter hat, d. h. sich darauf beschränkt, festzustellen^ 
ob die Bilanz mit den Büchern übereinstimmt. Infolgedessen sind 
dann auch die Berichte der Revisoren, die der Generalversammlung^ 
vorgelegt werden, recht inhaltlos und bestätigen lediglich die Über- 
einstimmung mit den Büchern. Darüber, ob z. B. die aufgeführten 
Vorräte an Rohmaterialien, Halb- und Fertigfabrikaten richtig be- 
wertet, ob die Abschreibungen angemessen sind, geben sie keine Aus- 
kunft. Ein großer Wert ist deshalb diesen Revisionen nicht bei- 
zumessen. 

Seit einigen Jahren sind an die Stelle einzelner Revisoren häufig 
sog. Treuhandgesellschaften getreten, deren Revisionen vielfach um- 
fangreicher und eingehender sind.*) Auch die von ihnen den General- 
versammlungen vorgelegten Berichte sind aber meist sehr kurz und 
wenig erschöpfend; anders wird das wohl mit den Berichten sein, die 
sie der Verwaltung selbst erstatten. 

Neuerdings ist vielfach der Vorschlag gemacht worden, derartige 
Bilanzrevisionen durch außenstehende Revisoren oder Revisionsgesell- 
schaften für alle oder wenigstens für die größeren Aktiengesellschaften 
obligatorisch zu machen. So faßte die handelsrechtliche Abteilung 
des 28. deutschen Juristentages folgenden Beschluß: 

„Für größere Aktieügesellschaften mit einem Grundkapital von mindestens 
1 Million Mark empfiehlt sich die obligatorische Einführung jährlicher Bilanz- 
revisionen durch besondere von der Generalversammlung zu wählende, von der 
Gesellschaft unabhängige Sachverständige, welche für sorgfältige Ausführung 
ihrer Pflichten verantwortlich zu machen sind.') 

Will man diesen Vorschlag in die Praxis umsetzen, so muß, wenn 
eine derartige Bestimmung wirklich sachlichen Nutzen bringen soll, 
vor allem ganz genau bestimmt werden, worauf sich die Prüfung zu 
erstrecken hat und über welche Punkte der Bericht Aufschluß zu geben 
hat. Nur wenn der Umfang der Bilanzprüfung klargestellt 
ist, kann der Bericht über die Prüfung richtig gewertet 
werden. Daneben wäre genau festzustellen, unter welchen Voraus- 
setzungen jemand als vollwertiger Revisor anzusehen ist. 

1) Stirbt einer der Revisoren vorher oder ist er aus anderem Grunde ver- 
hindert, so bestimmt die Verwaltung direkt einen Ersatzmann. Nur nachträg- 
lich wird dafür die Zustimmung der Generalversammlung eingeholt. 

2) Näheres über sie siehe bei Fassow, Aktiengesellschaft S. 186 ff. Vgl.. 
auch A. Lansburgh, Revisionsgesellschaften (Die Bank, 1908, S. 853 ff.). 

8) Verhandlungen des 28. deutschen Juristentages. Bd. 3, S. 238. 
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Zu erwähnen ist noch^ daß — fpjiz unabhängig von den er- 
wähnten statutarischen Bestimmungen — schon jetzt die General- 
Tersammlnng stets das Recht hat; die ihr vorgelegte Bilanz durch 
besonders bestellte Revisoren prüfen zu lassen. Das Handelsgesetzbuch 
bestimmt: 

§ 266. Die Generalyersammlung kann mit einfacher Stimmenmehrheit die 
Bestellong von Bevisoren zur Prüfung der Bilanz beschließen. 

§ 267. Der Vorstand hat in den Fällen des § 266 den Revisoren die Ein- 
sicht der Bücher und Schriften der Gesellschaft und die Untersuchung des Be- 
standes der Gtesellschaftskasse sowie der Bestände an Wertpapieren und Waren 
zu gestatten. 

Der Bericht über das Ergebnis der Prüfung ist von den Bevisoren unver- 
züglich dem Handelsregister einzureichen und von dem Vorstände bei der Be- 
Tufung der nächsten Generalversammlung als Gegenstand der Beschlußfassung 
anzukündigen. 

In Österreich ist der Aufsichtsrat nicht obligatorisch. Das 

Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch, das dort noch gilt, sagt in 

Art. 225 nur: 

Ist ein Aufsichtsrat bestellt, so [hat er] die Jahresrechnungen, die 

Bilanzen und die Vorschläge zur Gewinnverteilung zu prüfen und darüber all- 
Jährlich der Generalversammlung der Aktionäre Bericht zu erstatten. 

Genauere Bestimmungen enthält das Aktienregulatiy Tom 20. Sep- 
tember 1899, das aber nicht für alle Aktiengesellschaften bindend ist. 
Dort heißt es in § 37: 

Im Statut jeder Aktiengesellschaft ist die Bestellung eines Organs zur 
Prüfung der Jahresrechnungen der Gesellschaft vorzusehen^ und sind hierbei 
folgende Direktiven zu beobachten: 

Wird ein Aufsichtsrat bestellt, so ist demselben jedenfalls der im Art. 225 
•des Handeidgesetzbuches vorgesehene Wirkungskreis einzuräumen. — — 

Besteht bei der Gesellschaft kein Aufsichtsrat, so sind Rechnungsrevisoren 
zu bestellen^ welche die Jahresrechnungen und Bilanzen auf Grund der Einsicht- 
nahme in die Bücher der Gesellschaft zu prüfen und darüber alljährlich der 
Generalversammlung der Aktionäre Bericht zu erstatten haben. Es sind mindestens 
2wei Bechnungsrevidoren zu bestellen. 

Die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates oder der Bechnungsrevisoren ist 
bei Errichtung der Gesellschaft der konstituierenden Generalversammlung der 
Aktienzeichner, späterhin der Generalversammlung der Aktionäre vorzubehalten. 

Die Funktionsdauer der Mitglieder des Aufsichtsrates, beziehungsweise der 
Bechnungsrevisoren ist das erstemal nur für die Zeit bis zur Beendigung der 
Generalversammlung der Aktionäre, in welcher über die Jahresbilanz für das 
erste Geschäftsjahr der Gesellschaft beschlossen wird, späterhin aber mit nicht 
länger als fünf Jahren festzusetzen. 

Die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Bechnungsrevi- 
■Boren kann jederzeit von der Generalversammlung der Aktionäre widerrufen 
werden. 

Der Vorstand ist im Statut zu verpflichten, für den Fall, als Mitglieder 
des Aufsichtsrates oder Bechnungsrevisoren vor Ablauf ihrer Funktionsdauer 
■ausscheiden und keine Ersatzmänner zur Vertretung derselben vorhanden sind, 
sofort eine Generalversammlung zur Vornahme der notwendigen Ersatzwahlen 
•einzuberufen. 
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Im Statut ist festzusetzen, daß die Mitglieder des Aufsichtsrates und die 
Bechnungsrevisoren nicht zugleich Mitglieder des Vorstandes oder Beamte der 
•Gesellscbaft oder an der unmittelbaren Führung der Geschäfte der Gesellschaft 
•l^eteiligt sein dürfen. 

Von der Gesetzgebung der anderen Länder zu diesem Punkte*) ist 
besonders die Englands interessant. Da die englischen Verhältnisse 
bei einer Reform des deutschen Aktienrechts voraussichtlich in mancher 
Hinsicht maßgebend sein werden, so seien sie hier etwas näher ge- 
schildert. 

Nachdem eine regelmäßige Prüfung durch außenstehende Revisoren 
schon früher vielfach üblich und für alle Bankkompagnien auch gesetz- 
lich vorgeschrieben war, hat der Companies Act 1900 eine regelmäßige 
ständige Revision (audit) für alle Aktiengesellschaften obligatorisch 
:gemacht.*) § 21 dieses Gesetzes bestimmt^): 

1. Jede Kompagnie soll in jeder jährlichen Generalversammlung einen Revisor 
JauditorJ oder Revisoren ernennen, welche ihr Amt bis zur nächsten jährlichen 
Generalversammlung beibehalten sollen. 

2. Wenn keine Erneuerung von Revisoren in einer jährlichen General- 
versammlung vorgenommen worden ist, so kann das Handelsamt auf Antrag eines 
Mitglieds der Kompagnie einen Revisor für das laufende Jahr ernennen und die 
ihm seitens der Kompagnie für seine Dienstleistung zu zahlende Vergütung fest- 
setzen. 

3. Ein Direktor oder Beamter der Kompagnie soll nicht zum Revisor der 
Kompagnie ernannt werden können. 

4. Die ersten Revisoren der Kompagnie können von den Direktoren vor der 
.gesetzlichen Generalversammlung ernannt werden und sollen, wenn sie so ernannt 
sind, ihr Amt bis zur ersten jährlichen Generalversammlung beibehalten, es sei 
-denn, daß sie durch einen vorher von den Aktionären in einer Generalversamm- 
lung gefaßten Beschluß abgesetzt worden sind; im letzteren Falle können die 
Aktionäre in einer solchen Versammlung Revisoren ernennen. 

6. Die Direktoren einer Kompagnie können eine im Revisorenamt zufällig 
-eintretende Lücke ausfüllen, aber solange eine solche Lücke unausgefüUt bleibt, 
soll der Überlebende oder der im Amt bleibende Revisor oder die so vorhandenen 
etwaigen Revisoren handlungsfähig sein. 

§ 22. Die Vergütung der Revisoren einer Kompagnie soll von der Kom- 
pagnie in der Generalversammlung festgesetzt werden; jedoch soll die Vergütung 
-der vor der gesetzlichen Geneialversammlung oder der zur Ausfüllung einer zu- 
fälligen Lücke ernannten Revisoren von den Direktoren festgesetzt werden können. 

Die Vorschriften über die Rechte und Pflichten dieser Auditors 

sind durch den Companies Act 1907 geändert worden und lauten in 

der Fassung dieses Gesetzes^) (§ 19): 

1. Jeder Revisor einer Kompagnie soll jederzeit zum Zugang zu den Büchern, 
Abrechnungen und Belägen der Kompagnie berechtigt sein und von den Direk- 

1) Vgl. dazu auch Lehmann, Aktienrecht Bd. 2 S. 335 ff. 

2) VgL dazu Schirr meiste r, Die englische Aktiennovelle vom 8. August 
1900. Berlin 1901. Gertun g, Die Bücherprüfung im englischen Aktinnrechte. 

Jena 190j5. Borchardt, Bd. XT, Abt. 1, Teil 1, S. 201 f., 240. L. R. Dicksee, 
Auditiiig: a practical maniial for auditors. 8. Aufl. London 1909. 

3) In der Übersetzung von Borchardt. 

Pftssow, Bilanzen. 15 
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toren nnd Beamten einer Kompagnie die Erstattung einer solchen Anskmift nnd 
Erklärung verlangen können, wie dies fOr die Erfüllung der Pflichten der Bevisoren 
notwendig sein mag. 

2. Di6 Kevisoren sollen für die Aktionäre über die Ton ihnen vorgenommene 
Prüfung der Abrechnungen und über jede während ihrer Amtszeit der Kompagnie 
in einer Generalversammlung vorgelegte Bilanz^) einen Bericht anfertigen, und 
der Bericht soll angeben: 

a) ob sie alle Auskünfte und Erklärungen, welche sie verlangt haben, er- 
halten haben, und 

b) ob die in dem Bericht in Bezug genommene Bilanz nach ihrer Meinung in. 
angemessener Weise aufgestellt ist, so daß sie nach den besten von ihnen ein- 
gezogenen Erkundigungen und ihnen gegebenen Erklärungen einen wahren und 
genauen Überblick über den Stand der Angelegenheiten der Kompagnie, wie sier 
sich aus den Büchern der Kompagnie ergeben, gibt. 

d. Die Bilanz soll seitens der Direktorengesamtheit durch zwei Direktoren 
oder^ wenn nur ein Direktor vorhanden ist, durch diesen Direktor unterzeichnet 
und der Bericht der Revisoren soll an die Bilanz angeheftet werden, oder am 
Fuß der Bilanz soll eine Bezugnahme auf den Bericht erfolgen; der Bericht soll 
der Kompagnie in der Generalversammlung vorgelesen und der Einsichtnahme 
durch jeden Aktionär offen stehen; die Aktionäre sollen auch berechtigt sein, 
eine Abschrift der Bilanz und des Revisionsberichtes gegen Zahlung einer 6 d. 
für je 100 Worte nicht übersteigenden Summe zu verlangen. *) 

Zur Kritik dieser Bestimmungen ist folgendes zu bemerken: Auch 
in England sind die Revisoren in sehr starkem Maße von der Ver- 
waltung abhängig, da die Generalversammlung sie ernennt und in ihr 
regelmäßig die Verwaltung die entscheidende Rolle spielt.*) Nach 
der Gründung und bei zufalligen Vakanzen soUen die Direktoren die 
Auditors sogar direkt ernennen dürfen! Ein weiterer Mangel liegt 
darin, daß die Ausübung der Tätigkeit als Auditor an keinerlei Voraus- 
setzungen gebunden ist. WiU man erreichen, daß alle vorgeschriebenen 
Revisionen von Wert sind, so müßte man mindestens verhindern, daß 

1) Es sei hierbei darauf aufmerksam gemacht, daß in England die Aktien- 
gesellschafben nicht einmal sämtlich zu regelmäßiger Aufstellung von Bilanzen ver- 
pflichtet sind. Schreibt das Statut eine solche nicht vor und entschließt sich die 
Gesellschaft nicht freiwillig dazu, dann brauchen rechtlich überhaupt keine- 
Bilanzen aufgestellt zu werclen. (Vgl. aber jetzt Companies Act 1907, § 21. Eine 
Pflicht der Auditors zur ßilanzprüfung besteht also nur, wenn während ihrer 
Amtszeit tatsächlich der Generalversammlung eine Bilanz vorgelegt wird. 

2) Neben den ständig fungierenden Auditors kennt das englische Eom^ 
pagnierecht noch einmalige Revisionen durch besondere Brevisoren [Inspectors to 
ezamine into the affairs of a Company]. Solche Inspektoren kann das Board of 
Trade auf Antrag eines Teiles der Aktionäre bestellen (Companies Act 1862 
Art. 66 ff.), diese Yorschrift hat jedoch keinerlei wesentliche praktische Bedeutung 
erlangt, vgl. Borchardt a. a. 0. S. 201 Anm. 8. Auch die Kompagnie • selbst 
kann durch besonderen Beschluß derartige einmalige Revisionen durch besondere 
Inspectors anordnen. (Companies Act 1862, Art. 60.) 

8) Nur einen schwachen Schutz dagegen bietet die Bestimmung, daß ein 
anderer als der bisherige Auditor in der Generalversammlung nur dann gewählt 
werden darf, wenn diese Absicht einige Zeit vorher bekannt gemacht worden ist. 
(Companies Act 1907 § 19.) 
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jeder beliebige Mensch als Revisor fungieren darf. Hervorzuheben ist 
auch^ daß keinerlei Bestimmungen darüber getroffen sind, welchen 
Umfang und welche Intensität die Revision haben muß und daß auch 
die Rechtsprechung die Ghrenzen der Prüfungspflicht nicht sehr weit 
zieht. ^) Aus allen diesen Gründen ist das englische Vorbild jedenfalls 
für Deutschland nicht ohne weiteres nachahmenswert^ ganz abgesehen 
davon^ daß es in Deutschland wenigstens zunächst an einer ausreichen- 
den Zahl von genügend zuverlässigen und sachkimdigen Persönlichkeiten 
fehlen würde^ wenn plötzlich für alle AktiengeseUschafben eine sorgfältige 
und eingehende ständige Revision vorgeschrieben würde. Wenn in Eng- 
land die obligatorischen audits eine größere Bedeutung haben^ so liegt 
das^ abgesehen von anderen Besonderheiten des englischen AktiengeseU^ 
schaftswesens*), darin begründet, daß die Revisoren neben einer straf- 
rechtlichen^) auch einer sehr weitgehenden zivilrechtlichen Verantworte 
lichkeit unterliegen^) und daß diese letztere auch praktisch große Be- 
deutung hat, weil viele der Revisoren vermögende Leute oder Firmen sind. 

1) In einem Prozesse (re London and General Bank) erklärte der Richter: 
^It is no part of an aaditor's duty to give adyice, either to directors or share- 
holders, as to what they onght to do. An auditor has nothing to do with the 
prudence or imprudence of making loans with or without secority. It is nothing 
to him, wether the basiness of a Company is being conducted prudently or im- 
prudently, profitably or unprofitably. It is nothing to him, wether dividends 
are properly or improperly declared, provided he discharges his own duty to 
the sharecholders. His business is to ascertain and state the true financial position 

of the Company at the time of the andit, and his duty is confined to that. ^ — 

Such I take to be the duty of the auditor: he must be honest — i. e. he must 
not certify what he does not believe to be true, and he must take reasonable 
care and skill before he believes that what he certifies is true. What is reason- 
able care in any particular case must depend upon the circumstances of that 
case. Where there is nothing to ezcite suspicion, very little inquiry 
will be reasonably sufficient, and in practice I believe business men select 
a few cases at haphazard, see that they are right, and assume that öthers like 
them are correct also. Where suspicion is aroosed, more care is obviously ne- 
cessary; but, still, an auditor is not bound to exercise more than reasonable care« 
and skill, even in a case of suspicion, and he is perfectly justified in 
acting on the opinion of an expert, where special knowledge is 
required." 

In einer anderen Entscheidung (re Kingston Cotton Mills Co.) heifit es: 
„An auditor is not bound to be a detective, or, as was said, to approach his 
work with suspicion or with a foregone conclusion tbat there is something wrong. 
He is a watch-dog, but not a bloodhound. He is justified in believing 
tried aervants of the Company, in whom confidence is placed by 
the Company. He is entitled to assume, that they are honest, and to rely 
upon their representations, provided he takes reasonable care. If there is any- 
thing calculated to excite suspicion, he should probe it to the bottom; but in 
the absence of anything of the kind he is only bound to be reasonably cautious 
and carcful." 

2) 8. Gertung, S. 85 ff. 3) Companies Act 1900 § 28. 
4) Gertung, S. 74 ff. 

16* 
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Veröffentlichiing der Bilans. Mit Rücksicht darauf, daß die 
Aktionäre an der laufenden Geschäftsführung nicht teilnehmen , yor 
allem aber mit Rücksicht auf die Gläubiger des Unternehmens, denen 
die Gesellschafter nicht persönlich haften, will das Gesetz die Mög- 
lichkeit schaffen, daß diese Interessenten von der Bilanz Kenntnis er- 
langen können. 

Zunächst bestimmt § 263 HGB., daß die Bilanz nebst Gewinn- 
und Yerlustrechnung, Bemerkungen des Aufsichtsrats und Geschäfts- 
bericht mindestens während der letzten zwei Wochen Tor dem Tage 
der GeDeralversammlung^) in dem Geschäftsräume der Gesellschaft 
auszulegen ist. Auch muß jedem Aktionär auf Verlangen spätestens 
zwei Wochen vor dem Tage der Generalversammlung^) eine Abschrift 
der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung, der Bemerkungen 
des Aufsichtsrats und des Geschäftsberichts erteilt werden. Durch 
diese Vorschriften soll demjenigen Aktionär, der schon vor der General- 
versammlung die Bilanz einsehen möchte, dazu Gelegenheit gegeben 
werden. Nicht ganz selten werden allerdings Kli^en darüber laut, 
daß einzelne Aktiengesellschaften, manchmal aus Unkenntnis des Ge- 
setzes, manchmal trotz Kenntnis der Verpflichtung, diese V^orschriften 
nicht beachten und den darum nachsuchenden Aktionären jede Ein- 
sicht in die Bilanz vor der Generalversammlung verweigern. Die 
meisten Gesellschaften gehen aber über das vom Gesetz vorgeschriebene 
Maß hinaus. Sie lassen die Bilanz mit den anderen Vorlagen vor der 
Generalversammlung drucken und senden einen Abdruck auch der 
Presse und sonstigen Interessenten zu, so daß die Uauptdaten der 
Bilanz wenigstens bei den einen größeren Kreis interessierenden Ge- 
sellschaften regelmäßig schon vor der Generalversammlung durch die 
Zeitungen verbreitet und ev. kritisiert werden.*) 

Wichtiger noch als die Vorschrift, daß den Aktionären vor der 
Generalversammlung die Möglichkeit einer Einsicht in die Bilanz ge- 
geben werden soll, ist die Bestimmimg des § 26o, daß der Vorstand 
die Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung nach der 
Genehmigung durch die Generalversammlung unverzüglich 
im Reichsanzeiger und in den anderen Gesellschaftsblättern 
zu veröffentlichen hat. 



1) Au die Stelle des Tages der Generalyeräammlnag tritt, falls die Aus- 
übong des Stimmrechts von der Hinterlegung der Aktien abhängig ist, der Tag, 
bis zu dessen Ablauf die Hinterlegung zu geschehen hat. Ist aUo beispielsweise 
bestimmt, daß nur diejenigen Aktien Stimmrecht gewähren, die fünf Tage vor 
der Generalversammlung hinterlegt sind, so muß die im Text gewährte Ein- 
sicht in die Bilanz usw. schon 19 Tage vor der Generalversammlung gewährt 
werden. 

2) Insbesondere die Frankfurter Zeitung hat mit solchen kritischen Be- 
sprechungen aller wichtigeren Bilanzen schon früh angefangen. Vgl. dazu Ge- 
schichte der Frankfurter Zeitung. Frankfurt a. M. 190S. 8. 490 ff. 
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Diese Bekanntmachung sowie der Geschäftsbericht nebst den Be- 
merkungen des Aufsichtsrats sind dann zum Handelsregister ein- 
zureichen.^) Die Bilanz kann also auch dort von allen Interessenten 
eingesehen werden. 

Infolge dieser allgemeinen Publikationspflicht ^) erscheinen also im 
Laufe eines Jahres mit geringen Ausnahmen die Bilanzen aller deut- 
schen Aktiengesellschaften im Reichsanzeiger, und damit ist — ab- 
gesehen von den Handelsregisterakten — eine Quelle geschaffen worden, 
aus der jeder schöpfen kann. Das im Reich sanzeiger zusammen- 
gebrachte Material ist dann in zahlreichen Börsenhandbüchern und 
ähnlichen Publikationen übersichtlich zusammengestellt worden. Vor 
aUem sei in dieser Hinsicht das Handbuch der deutschen Aktien- 
gesellschaften^) genannt, das neben zahlreichen anderen Angaben die 
Bilanzen aUer deutschen Aktiengesellschaften wiedergibt.^) 

Im Zusammenhang mit der Pflicht zur Veröffentlichung der Bilanz 
sei erwähnt, daß die Aktiengesellschaften meist verpflichtet sind, der 
Steuerbehörde ihre Bilanzen nebst Geschäftsberichten einzureichen. 
So bestimmt § 25 des preußischen Einkommensteuergesetzes, daß 
aUe (also auch die entsprechenden nichtpreußischen) Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften usw., 
soweit sie in Preußen der Einkommenbesteuerung unterliegen, ihre 
Geschäftsberichte und Jahresabschlüsse sowie die darauf bezüglichen 
Beschlüsse der Generalversammlung nach den näheren Bestimmungen 
des Finanzministers alljährlich dem Vorsitzenden der Veranlagungs- 
kommission einzureichen haben. Ahnliche Bestimmungen finden sich 
in den Einkommen- und Ertragssteuergesetzen der meisten anderen 
Staaten. 

Eine gewisse Erweiterung der Publikationspflicht wird vielfach 
von den Zulassungsstellen an den Effektenbörsen herbeigeführt. Sie 
verlangen einerseits häufig, daß die in die Einführungsprospekte auf- 

1) Das Begistergericht hat das Recht und die Pflicht, die Erfüllung dieser 
Vorschrift durch Ordnungsstrafen zn erzwingen (§ 14 BGB.). Es scheint aber, als 
wenn nicht immer mit der nötigen Sorgfalt darauf geachtet wird, daß die Bilanzen 
überhaupt und daß sie rechtzeitig eingereicht werden. Hier wäre eine Yerschärfiing 
der Kontrolle sehr angebracht. 

Es gibt übrigens einige ältere Aktiengesellschaften, die — zu Unrecht — 
überhaupt nicht in das Handelsregister eingetragen sind und die gar keine 
Bilanzen veröflentlichen. 

2) Im Auslände besteht vielfach für die Aktiengesellschaften eine solche 
allgemeine Pflicht zur Bilanz Veröffentlichung nicht. 

3) Jährlich in zwei Bänden erscheinend. 

4) Die größeren Banken haben umfangreiche und wertvolle Sammlungen 
von Geschäftsberichten und Bilanzen angelegt, die sie als Archiv bezeichnen. 
Neuerdings haben auch einige Handelshochschulen mit der Anlegung derartiger 
„Bilanzarchive^^ begonnen. Es ist sehr zu wünschen, daß diese kräftig entwickelt 
und ähnlich ausgestaltet werden wie die Archive der Großbanken. 
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zunehmenden Bilanzen ausführlicher und klarer aufgestellt werden als 
das sonst geschehen sein würde^ und sie sorgen andererseits dafttr^ da£ 
ausländische Aktiengesellschaften^ deren Aktien oder Schuldverschrei- 
bungen an einer deutschen Börse gehandelt werden sollen^ dauernd 
ihre Bilanzen in Deutschland veröffentlichen. 

Zu bemerken ist, daß die Bilanzen im Reichsanzeiger und in den 
OesellschaftsblUttem häufig nicht so ausführlich wiedergegeben werden 
wie in der Anlage zum Oeschäftsbericht. Wenn die Bilanzen so 
spezialisiert sind, wie z. B. die S. 237 ff. wiedergegebene der Gelsen- 
kirchener Bergwerks A.-G., so publiziert man im Interesse der Kosten- 
ersparnis und vielleicht auch der Übersichtlichkeit regelmäßig nur 
eine sehr verkürzte Bilanz, bei der dann große Gruppen zu einheit- 
lichen Posten zusammengezogen werden. Diese Praxis ist durch das 
Gesetz nicht erlaubt, denn danach soll „die^ Bilanz, d. h. die in der 
Generalversammlung genehmigte Bilanz veröffentlicht werden.^) Sach- 
liche Bedenken stehen diesem Brauch aber nicht entgegen. 

In bezug auf die Form der Veröffentlichung herrscht wiederum große 
Verschiedenheit. Nicht immer wird die übliche Bilanzform gewählt. 

So findet sich im Reichsanzeiger z. B. folgende Bilanz: 

Aktiva. Passiva. 



180 000 


— 


66 374 


16 


62 681 


46 


«99 107 


10 


221 


80 


6 874 208 


66 


484 606 


26 


394 936 


— 


493 319 


27 


3 776 104 


46 


232 361 


48 


60 


— — 


14 994 


89 


12 667 964 


62 



Konto für Aktienkapital 

Reservefonds 

Delkrederekondo . 

Dividendenausgleichnngsfonds 

Konto für Kasse 
Reichsbankgirokonto 

Konto für Wechsel 

Konto für zurückgegangene Wechsel 
Konto für angenommene Wechsel . . . . 
Laufende Rechnung für Kunden . . . . 
Laufende Rechnung für Bankverbindungen 

Konto für Bürgschaften 

Konto für Hypothekenforderungen 

Konto für Scheckverkehr 

Konto für Depositen 

Konto für Wertpapiere 
Konto für Gründbesitz 
Konto für Mobilar 

Konto für Unkosten 

Konto für Dividende 

Konto für Zinsen 

Konto für Gewinnverlust 



6 



600 000 

444 068 

90 000 

4 000 



3 404 

323 849 

636 710 

77 279 

394 936 

60 837 
004 082 



8 708 
109 603 

673 



80 



72 

98 
48 
46 



99 
19 



34 



66 



12 667 964 62 



1) Es ist deshalb nicht ganz korrekt, wenn die Denkschrift zum Entwurf 
feines Handelsgesetzbuchs [1897] auf S. 169 f. bemerkt: 

„t^ber den Inhalt der von dem Vorstände zu veröffentlichenden Bilanz ent- 
hält der Art. 186 c [jetzt §266] des Handelsgesetzbuchs keine besondere Yor- 
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Wieder andere Gesellschaften veröffentlichen ihre Bilanzen in 
folgender unübersichtlicher Form: 



■ 


Soll. 


Haben. 


Saldo. 








SoU. 


1 Haben. 


Aktienkapital .... 






500 000 


^^m 






600 000 




Gesetzliches Reserve- 


















fondskonto .... 






3 088 


91 






3 083 


91 


Tor 81 cbtsf ondskont 






20 600 


— — 






20 600 




ImmobilieDkonto ... . 


42 000 


— 






42 000 








Materialkonto .... 


9 905 


72 






9 905 


72 






Immobilienamorti- 


















' sationskonto . . . 






1260 


~- 






1260 


— 


Materialamortisations- 


• 
















konto 






945 


69 






946 


69 


Diyidendenkonto . . . 


29 880 


^-> 


30 000 


— 






120 




'Oratifikationskonto . . 


200 


^-> 


632 


21 






432 


21 


Kassakonto 


122 728 


17 


122 135 


93 


592 


24 






Warenkonto .... 


1 041 856 


59 


282 335 


96 


759 519 


63 


f 




Wechselkonto .... 


143 959 


46 


137 053 


52 


6 905 


94 






-Akzeptkonto 


481 


52 


150 481 


52 






160 000 


— 


Debitorenkonto . . . 


42 001 


81 






42 001 


81 






Kreditorenkonto . . . 






208 009 


60 






208 009 


60 


•Gewinn- und Verlust- 














1 


konto 


92 181 


26 


68 655 


19 


23 476 


07 






1 525 143 


53 


1 525 143 


53 


884 401 


41 


884 401 


41 



Naive Gemüter setzen häufig unter die im ßeichsanzeiger ver- 
<)ffentlichten Bilanzen die Buchstaben: S. E. & 0. (« salvo errore 
«t omissione). Selbstverständlich hat das keine andere Bedeutung^ 
als daß der Preis des Inserates sich um den Preis einer Zeile 
-erhöht. 

Die Wirkung der Bilanzveröffentlicliimg ist im al^emeinen 
•eine gute, und zwar sowohl für die Gesellschaft wie für die Öffent- 
lichkeit. Schlecht fundierte Unternehmungen allerdings werden da- 
■durch — soweit man nicht zu direkten Fälschungen seine Zuflucht 



Schrift. Vielfach wird von Aktiengesellschaften, die ihrer Generalversammlung 
-sehr eingehende Bilanzen vorlegen, demnächst zum Zwecke der Veröffentlichung 
'«ine Kürzung vorgenommen, indem eine Anzahl Unterposten gestrichen und nur 
-die Hauptposten in der Bilanz belassen werden. Dieses Verfahren zu untersagen 
und schlechthin vorzuschreiben, daß die Bilanz in demselben Umfange veröffent- 
licht werden müsse, in welchem sie der Generalversammlung vorgelegt worden 
ist, erscheint nicht ratsam. Die Folge könnte sein, daß, um die nicht un- 
erheblichen Kosten der umfangreichen Veröffentlichung zu ersparen, auch der 
Oeneralversammlung minder umfangreiche Bilanzen vorgelegt würden; die Vor- 
schrift wäre überdies leicht zu umgehen, indem die Zerlegung der einzelnen 
Bilanzposten in die erläuternden Bemerkungen des Geschäftsberichts verwiesen 
vtrürde." 
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nimmt — früher zum Zusammenbruch gebracht als sonst^ aber das 
ist ja vom allgemeinen Standpunkt aus nur zu begrüßen. Auch 
andere Gesellschaften können durch die Bilanzveröffentlichung in ge- 
wissen Fällen Nachteile erleiden^), aber im großen und ganzen ist die- 
Wirkung doch eine günstige. Gerade Aktiengesellschaften^ die in der 
Regel sich für die Kapitalbeschaffung an weite Kreise wenden, die- 
vielfach Obligationen ausgeben oder in anderer Form gewaltige Kredite 
beanspruchen, stärken durch solche Veröffentlichungen ihren Kredit. 
Weiß der Kapitalist, daß er in bestimmten Zwischenräumen sich an 
Hand der veröffentlichten Bilanz über die finauziellen Verhältnisse der 
Gesellschaft informieren kann oder daß wenigstens die Presse das tut. 
und darüber berichtet, so wird er viel leichter geneigt sein, Aktien 
oder Obligationen zu erwerben, als das sonst der Fall sein würde^ 
Anders liegt der FaU natürlich bei solchen Aktiengesellschaften, bei 
denen ein kleiner Kreis von eng zusammenhängenden Personen den 
gesamten Aktienbesitz inne hat, zumal wenn keine Ausgabe von Obli- 
gationen u. dgl. in Betracht kommt. Diese Gesellschaften haben an 
der Bilanzpublikation kein besonderes Interesse und beschränken sicH 
deshalb auch meist auf die aUemotwendigsten Angaben. 

Daß die Bilanzveröffentlichung im allgemeinen auch für die 
Aktiengesellschaft selbst Vorteile bringt, erheUt z. B. daraus, da& 
gerade in Krisenzeiten die Bilanzen häufig besonders ausführlich ge- 
halten werden, daß G. m. b. H., wenn sie Obligationen ausgeben, sick 
regelmäßig zur Veröffentlichung ihrer Bilanzen verpflichten, trotzdem 
ein gesetzlicher Zwang dazu nicht vorliegt, und daß auch andere Unter- 
nehmungen, wenn sie besonders weitgehenden Kredit bei weiteren 
Kreisen beanspruchen, sich häufig freiwillig zur Publikation ihrer 
Bilanzen entschließen. 

Andererseits darf nicht verkannt werden, daß gerade unsolide 
Unternehmungen aus diesem Grunde häufig die Form der Aktien- 
geseUschaft meiden, und daß manche Aktiengesellschaften durch den 
Publikationszwang veranlaßt werden, gewisse „Schiebungen" vorzuneh- 
men, die den Vermögensstand anders erscheinen lassen als er in 
Wirklichkeit ist.«) 

Auch die unklare Ausdrucksweise, die Bevorzugung von Aus- 
drücken, die vieldeutig oder nichtssagend sind, ist, wenigstens z. T.,. 
eine Folge der Publikationspfiicht. 

Ausführlichkeit und Gliederung der Bilanz. Die Tragweite- 
der Bestimmung, daß alle Aktiengesellschaften ihre Jahresbilanz den 
Aktionären vorzulegen und dann zu veröflFentlichen haben, wird sehr 



1) Vgl. dazu Paasow, Aktiengesellschaft S. 103 f. 

2) Einige Beispiele dafür s. bei W. Prion, Das deutsche Wechseldißkont- 
geschäft. Leipzig 1907. S. 233 f. 
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erheblich dadurch abgeschwächt, daß keine allgemeinen Vorschriften 
über die Ausführlichkeit uud Gliederung der Bilanz existieren und daß- 
es deshalb zum großen Teil in das Ermessen der Gesellschaften ge^ 
stellt ist, wie weit sie in dieser Hinsicht gehen woUen.^) Es ist des- 
halb häufig gefordert worden, daß die gesetzlichen Verschriften nach 
dieser Richtung hin ergänzt würden. 

So forderte Adolf Wagner 1874 auf der Generalversammlung^ 
des Vereins für Sozialpolitik*): 

„Mindestens vierteljährlich sind von Banken, Gründungshanken nnd Ver- 
sich erangsanstalten, alljährlich von anderen Aktiengesellschaften genaue, nach. 
einem amtlichen Schema spezifizierte Bilanzen und Gewinn- und 
Yerlustkonti aufzustellen und zu veröffentlichen. Diese Ausweise sind nach 
der Art der Unternehmungen verschieden einzurichten, nach den Bestimmungen 
des Registerrichters oder hesser eines Eontrollamts. Die Effektenbestände unter 
den Aktiven müssen stets genau nach den einzelnen Posten namenweise mit An- 
kaufs-, Nenn- und Kurswert angegeben werden." 

Felix Hecht sprach sich auf dem 19. Kongreß deutscher Volks- 
wirte zwar gegen solche Bilanzschemata aus, befürwortete aber seiner- 
seits, „daß gesetzlich verlangt werde, es sei den Statuten ein Bilanz- 
schema beizugeben, welches das Minimum dessen enthalte, was in der 
jährlichen Bilanz enthalten sein müsse."*) 

Der Entwurf zur Aktiennovelle von 1884 (Art. 185 a, 293b) ent- 
hielt für Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
folgende Bestimmung: 

[Der Bundesrat ist] ermächtigt, für gewisse Arten von Unter- 
nehmungen Formulare aufzustellen, nach welchen die Gesellschaften 
die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung anzufertigen 
haben. 

In der Begründung ist dazu bemerkt: „Der Nutzen, den die Möglichkeit 
der Aufstellung von allgemeinen Bilanzformularen haben muß, liegt auf der Hand^ 

1) Einige bemerkenswerte Vorschriften im Interesse der Bilanzklarheit ent- 
hält das schweizerische Obligationenrecht. Dort heißt es in Art. 666: „Die 
Bilanz ist so klar und übersichtlich aufzustellen, daß die Aktionäre 
einen möglichst sicheren Einblick in die wirkliche Vermögenslage 
der Gesellschaft erhalten. 

Insbesondere sind dabei folgende Grundsätze zu beachten: 

5. Die Gesamtsumme der zweifelhaften Posten und die Gesamtsumme der 

vorgenommenen Abschreibungen sind anzugeben.'' 

Außerdem ist, wenn Gebäude und Maschinen versichert sind, die Ver- 

Sicherungssumme anzumerken. 

2) Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 4, S. 66 f. 

3) Bericht über die Verhandlungen des 19. Kongresses deutscher Volks- 
wirte. Berlin 1880. S. 203. Derselbe in den „Volkswirtschaftlichen Zeitfragen",. 
Heft 26, S. 21 f. In den Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 113 S. 168 
fordert aber auch Hecht durch den Bundesrat aufzustellende Bilanzschemata für 
die Hauptarten der Aktiengesellschaften. 
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exo in das einzelne gehendes, für alle Gresellschaften einer Kategorie gleiches 
Formular wird etwaigen Yersnchen einer Gesellschaft, die wahre Vermögenslage 
durch die Art der Ansätze und der Zahlengruppierungen zu verschleiern, mit 
Erfolg steuern und dem Puhlikum schneller und klarer einen richtigen Einhlick 
in die Geschäftslage der Gesellschaft zu gewähren. Nur kann hei der Mannig- 
faltigkeit und Biegsamkeit der Vermögens- und Geschäfbsverhältnisse von Aktien- 
gesellschaften es sich nicht empfehlen, für die Aufstellung von Formularen den 
Weg der Gesetzgebung zu beschreiten.^ *) 

Bei der Eommissionsberatung wurde der Antrag aber abgelehnt. 
^Neben yereinzeltem Mißtrauen gegen alle Schematisierung überhaupt^ 
£wurde] die Sorge laut^ daß dieselbe zu einem unberechtigten Eingriff 
und Einblick in die Privatgeschäftsyerhäitnisse der Gesellschaft benutzt 
werden könne. Es wurde die Frage gestellt, welche Art von Unter- 
nehmungen man im Sinne habe. Darauf wurde geantwortet^ daß der 
Bundesrat über diejenigen Kategorien, auf welche die Bestimmung 
Anwendung finden solle (denn nur um ganze Kategorien von Unter- 
nehmungen handelt es sich, so daß nicht willkürlich einzelne Gesell- 
schaften herausgerissen werden können)^ noch nicht in Beratung 
getreten sei^ und daß voraussichtlich man an Eisenbahnen^ Hypotheken- 
banken, Versicherungsgesellschaften zu denken habe. Der Gedanke 
dieser Bestimmung sei in der Sachverständigenkommission angeregt, 
mit dem Hinweis, daß eine Yergleichung der Geschäftslage verschie- 
dener Gesellschaften derselben Branche erst durch ein solches ein- 
heitliches Formular ermöglicht werde. Die Verhältnisse seien zu viel- 
gestaltig und flüssig, um diesen Zweck durch die gesetzliche Feststellung 
eines Formulars zu erreichen.*'*) 

Sicherlich liegt in dem Verlangen nach genaueren Vorschriften 
über die Art der Bilanzaufstellung etwas sehr Berechtigtes. Unpraktisch 
würde es sein, ein allgemeines Schema für alle Aktiengesellschaften 
vorzuschreiben, — ein solches existiert auch in der außerdeutschen 
Gesetzgebung nicht ^) — aber für einzelne bestimmte Gruppen wären 



1) Sten. Berichte des Beichstags. 6. Leg. Per. IV. Sess. 1884, Bd. 3, S. 308. 

2) Ebenda Bd. 4, S. 1020. 

3) Das dem englischen Companies Act von 1862 angefügte nicht obli- 
gatorische Musterstatut (Regulations for management of a Company limited bj 
fihares) enthielt in Nr. 81 folgende Bestimmung: 

[The] Balance Sheet shall contain a Summary of the Property and 

Liabilities of the Company arranged under the Heads appearing in the 

Form annexed to this Table, or as near thereto as Circumstances 

admit. 

Das Bilanzschema ist bei Simon, Bilanzen S. 476 f. und bei Boichardt, Bd. XI, 

Abt. 1, Teil 2, S. 78 abgedruckt. 

Art. 71 des Companies Act gab dem Board of Trade die Befugnis, die An- 
lagen des Gesetzes abzuändern. Von dieser Möglichkeit hat es durch eine Ver- 
ordnung vom 31. Juli 1906 Gebrauch gemacht (s. Borchardt, ebenda S. 79£r.) 
und das dadurch geschaffene neue Musterstatut kennt ein Bilanzschema nicht 
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derartige Vorschriften durchaus am Platze. Da nicht zu erwarten ist, 
"daß die Aktiengesellschaften freiwillig dazu übergehen, klare, übersicht- 
iiclie und gleichmäßige Bilanzen aufzustellen^), so tut eine gesetzliche 
Regelung der Angelegenheit not. Für die Notenbanken, Hypotheken- 
banken und die Versicherungsanstalten sind solche Bilanzschemata 
^enn auch bereits erlassen, und vielleicht wird man auch für andere 
Gebiete, z. B. die Depositenbanken, zu ähnlichen Vorschriften ge- 
langen. ^ 

Außer der Differenzierung nach Geschäftszweigen wäre vielleicht 
:aucli zwischen Aktiengesellschaften, deren Papiere zum Börsenhandel 



mehr. An Stelle der obenerwähnten statatarischen Bestimmung ist folgende 
^getreten : 

107. The balance sheet shall be accompanied by a report of the directors 
AS to the State of the. company's affairs, and the amonnt which they recommend 
io be paid by way of dividend, and the amount, if any, which they propose to 
•carry to a reserve fand. 

1) Wie Moll (Rentabilitätsstatistik S. 4) erwähnt, hat van der Borght 
früher angeregt, das Kaiserliche Statistische Amt solle ein Normalschema für die 
Bilanzen aufstellen und den Gesellschafben nahelegen, ihre Aufstellungen diesem 
Schema anzupassen. Dieser Weg wäre an sich einer gesetzlichen Regelung yor- 
2nziehen, aber bei der tief eingewurzelten Neigung, die Bilanzen so aufzustellen, 
daß man recht wenig daraus ersehen kann, ist nicht anzunehmen, daß die Gesell- 
schaften freiwillig ein gleichmäßiges Schema anwenden werden. Neuerdings hat 
•das Bayerische Statistische Landesamt derartige Anregungen gegeben und ist da- 
bei auf großen Widerstand gestoßen. (Vgl. Die Bank, 1909, S. 689.) 

2) Es sei hier bemerkt, daß für die ebenfalls obligatorische und der Pabli- 
kationspflicht unterworfene Gewinn- und Yerlustrechnung genauere Bestimmungen 
erst recht notwendig sind. Jahr für Jahr werden im Reichsanzeiger eine ganze 
Anzahl von sog. Gewinn- und Verlustrechnungen veröffentlicht, die auch nicht 
•eine einzige Angabe enthalten, die nicht schon aus der Bilanz zu ersehen wäre. 
Wenn eine solche Aufstellung lediglich einerseits den sog. Bruttogewinn und 
:andererseits den Betrag der schon in der Bilanz aufgeführten^Abschreibungen und 
•den Reingewinn angibt, so ist sie absolut wertlos. Will das Gesetz sich damit 
l^egnügen, so hat es gar keinen Wert, den Gesellschaften die Kosten der Ver- 
•^ffentlichung zu machen. 

Auch bezüglich des Geschäftsberichtes bestehen keinerlei nähere Normen, 
und deshalb sind auch sie häufig außerordentlich dürftig. Bisweilen enthalten 
sie weiter nichts als eine textliche Umschreibung der Bilanzziffem. In der Lite- 
ratur wird die Frage, wie weit der Geschäftsbericht genauen Aufschluß zu 
^eben habe, sehr verschieden beantwortet. Vgl. dazu Simon, Betrachtungen; 
Rehm, in der Deutschen Juristenzeitung, 1906; Viktor Ehrenberg, Die Pflicht 
zur Wahrheit und Offenheit in den Bilanzen und Jahresberichten der Aktien- 
:gesellschaffcen (Iherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts, 
Bd. 51, S. 291; siehe femer Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen, 
Bd. 38, S. 197). Der Entwurf des neuen Handelsgesetzbuches von 1897 enthielt 
in § 252 Abs. 3 folgende Vorschrift: „In dem Geschäftsbericht ist insbesondere 
anzugeben, nach welchen Grundsätzen die Werte in der Bilanz angesetzt und 
die Abschreibungen vorgenommen sind. Ist hierbei nach anderen Grundsätzen 
verfahren als bei der Aufstellung der letzten Jahresbilanz, so sind die Gründe 
der Abweichung anzugeben.^ Dieser Passus ist aber nicht Gesetz geworden. 
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Aktiva 



Fried. Krnpi> 

Bilanz zunk 



Immobilien JC 206788098,76 

abzüglich Abschreibungen für 1907/08 Ji 16628647,92 

WerkRgeräte und Transportmittel 

Vorräte, halb nnd ganz fertige Waren 

Patente and Lizenzen 

Kasse und Beichsbank-Giroguthaben 

Wechsel 

Wertpapiere and Beteiligungen: 

festverzinsliche Wertpapiere 

andere Wertpapiere und Beteiligungen 

Bankguthaben 

Guthaben bei öffentlichen Sparkassen 

Sonstige Debitoren 

Eautionswechsel und Avale 

Mark 



190259450 

9807816 

114 754873 

893515 

971663 

1032132 

83269692 
19525632 
10939618 

3762127 
44307161 

6745451 



84 

63 
34 

74 
40 

81 
65^ 
90- 
54 
70 
88 



436269137 43 



zugelassen sind^ und den übrigen Gesellschaften ein Unterschied zu 
machen. Es liegt jedenfalls bei den ersteren ein größeres öffentliches- 
Interesse an klarer und durchsichtiger Bilanzaufstellung vor. Wenn 
die Zulassungsstellen es für notwendig halten^ daß in den Emissions- 
Prospekten einzelne Bilanzposten mehr spezialisiert oder näher erklärt 
werden als sonst, so liegt das gleiche Bedürfnis jedenfalls auch für 
die späteren Bilanzen derselben Gesellschaft vor. 

Soweit für einzelne Gruppen keine besonderen Bestimmungen 
existieren, zeigen sich in der Praxis bei der Aufstellung der Bilanz 
hinsichtlich der Gliederung die größten Verschiedenheiten. Häufig^ 
wechselt das Bilanzschema einer und derselben Unternehmung Ton 
Jahr zu Jahr, damit man ja nicht Vergleiche zwischen den verschie- 
denen Bilanzen aufstellen kann. 

Um ein Bild von der verschiedenen Ausführlichkeit, mit der ia 
der Praxis die Vermögenslage dargestellt wird, zu geben, sei die Bilanz 
der Fried. Krupp A.-G. (s. oben) und die nachfolgende Bilanz der 
Gelsenkirchener Bergwerks A.-G. zum Abdruck gebracht. 

Die Bilanz der Fried. Krupp A.-G. zeichnet sich durch äußerst» 
Kürze aus. So sind alle Immobilien zu einem^ einzigen Posten in 
Höhe von 190 Millionen Mark zusammengezogen worden, ohne daß die- 
Bilanz oder der Geschäftsbericht diesen Posten irgendwie spezialisierte 
Ein Grund für diese Kargheit liegt darin, daß die Aktien dieser 
Unternehmung alle in den Händen einer Familie sind, aber immerhin 
zeigt dieser Fall, daß das für alle Aktiengesellschaften gleichmäßig 
geltende Gesetz für eine spezialisierte Darstellung der Vermögens- 
verhältnisse keine Sorge trägt. 



AusfCLhrlichkeit der Bilanz 

Aktiengesellscliaft. 

SO. Joni 1908. 

Aktienkapital 

Gesetzliche Rücklage 

Sonderrücklage 

Anleihen 

Delkredere- nnd Garantiefonds. . . . 
Depositen von Werksangehörigen: 

bei der Firma 

bei der Spareinrichtnng 

Anzahlungen 

Sonstige Kreditoren 

Kantionswechsel und Avale 

Gewinn: 

Gewinn- Vortrag aus 1906/07 . . . 
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Passiva 





180000000 

3677 908 

11000000 

34687020 

8884045 

28040167 

3680933 

87301205 

53663353 

6 745451 

18589051 






80 












55 




06 




07 




68 




40 




88 


. JC 100881,90 
. JC 18488170,09 


99 




Mark 


436269137 


43 











Sehr yiel ausführlicher gehalten ist die Bilanz^ die die Gelsen- 
kirchener Bergwerks A..-Ö. ihrem Geschäftsbericht beifügt. Sie lautet^): 



Bilanz am 31. Dezember 1908. 
Aktiva. 



a) Bergwerks-Abteilnng. 

1. Zeche ver. Bheinelbe und Alma 

Immobilienkonto 

Bergwerkseigentum . . 
Schacht- und Grubenbau 
Gebäude und Anlagen 
Grundeigentum . . . 
Eisenbahnen und Wege 
Wasserleitung. . . . 
Xoksofenanlage . . . 
Anteil an dem Abwässerungskanal 

des Schwarzbachgebietes . . 
Bulmker Entwässerungsanlage . 

zu übertragen 



iMt 



2289239 
5236912 
6 947 388 
1806996 

267626 
1 

564591 

1 
1 



17112759 




tAff 



1) Da die Aktivseite sehr viel länger ist als die Passivseite, so werden die 
beiden Seiten hier im Interesse der Eaumerspamis einander nicht gegenüber- 
gestellt, sondern nacheinander abgedruckt. 

Wo das Schema sich bei den einzelnen Gruppen von Aktiven wiederholt, da 
ist die Bilanz beim Wiederabdruck gekürzt worden. Es wird aber jedesmal auf 
■die Kürzung ausdrücklich aufmerksam gemacht. 

Die Pfennigbeträge sind hier überall weggelassen worden. Die daraus sich 
ergebenden kleinen Differenzen sind für unsere Zwecke ja belanglos. 
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Übertrag 

Maschinenkonto 

Betriebsinventar- und Mobilienkonto. 
Magazinkonto Rheinelbe I und 11 . . 
Magazinkonto Bheinelbe III ... . 
Magazinkonto Ahna 

2. Zeche ver. Stein und 
Hardenberg.^) 

3. Zeche Erin.^) 

4. Zeche Hansa. ^) 

5. Zeche Zollern. ^) 

6. Zeche ver. Germania.^) 

7. Zeche Monopol.^) 

8. Zeche Westhausen.*) 

9. Zeche ver. Bonifazius.*) 

10. Zeche ver. Hamburg und 
Franziska.*) 

11. Zeche Pluto.*) 

12. Vorrätekonto. 

13. Sandgewinnungsanlage 
i. d. Haardt. 
Immobilienkonto 

Gebäude und Anlagen 

Grundeigentum 

Eisenbahnen und Wege .... 

14. Hauptkabelkonto. 

b) Abteilung Aachener Hüttenyerein. 

1. Stahl- und Walzwerksanlage 
Rothe Erde. 
Immobilienkonto 

Gebäude und Anlagen .... 

Grundeigentum 

Eisenbahnen und Wege .... 

Wasserwerk und Wasserleitung . 

Öfen 

Maschinenkonto 

Walzenstraßenkonto 

Betriebsinventar- und Mobilienkonto . 

Magazinkonto 

Vorrätekonto 

zu übertragen 



iJlv 

8243130 

182 386 

30063 

44925 

96114 



63121 

1069983 

12015 



2350000 
1594841 

290000 
1 

862327 

3962000 

280000 

810528 

2039052 

1662 703 



17112759 



20 659 329 

15717878 
6810694 

4029427 
11870139 

5878272 
16978219 

4564680 
11226872 

5082816 

16 702 650 

3447236 



1185119 
694120 



lAv 



13351454 



12429695^ 



13351454 I 124296952 



1) Die zu diesen Zechen gehörigen Aktiven sind in ähnlicher Weise spezia-* 
lisiert wie bei der unter 1 aufgeführten Zeche ver. Rheinelbe und Alma. Der 
Raumersparnis halber sind aber die Einzelangaben hier fortgelassen worden. 



Ausfdhrlichkeit der Bilanz. 
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Übertrag 

2. Hochofenanlage Esch. 

Immobilienkonto 

Hochöfen 

Gebäade nnd Anlagen 
Grundeigentum . . . 
Eisenbahnen nnd Wege 
Wasserleitung. . . . 



Maschinenkonto 

Betriebsinventar- und Mobilienkonto . 
Magazinkonto 

3.HochofenanlageDeutsch-0th.^) 

4. Eschweiler Drahtfabrik.*) 

5. Konto für Grubengerechtsame, 
Grubenbeteiligung und Gruben- 
anlagen Esch. 

e) Abteilnng Sefaalker Groben- und 
flflttenyerein. 

1. Hochofen- und Gießereianlage 
Gelsenkirchen. 

Immobilienkonto 

Hochöfen 

Gebäude und Anlagen 

Grundeigentum 

Eisenbahnen und Wege .... 

Wasserleitung 

Eoksofenanlage 

Maschinenkonto 

Betriebsinventar- und Mobilienkonto . 

Magazinkonto Hochöfen 

Vorrätekonto Hochöfen 

Magazinkonto Gießerei 

Von^tekonto Gießerei 

2. Hochofenanlage Duisburg. *) 

3. Immobilienkonto Bergwerks- 
eigentum. Eisensteingruben. 

zu übertragen 



*Av 



2000000 

3570000 

8234797 

200000 

1 



9004798 

3310000 

555000 

1028961 



1021618 
4732307 
2289205 

529969 
1 

247822 



8 820 924 

4444241 
563512 
838099 
840674 
523 514 

1800010 



Jfv 

13 351454 



13898759 
5394050 
2075123 



124296952 



16511116 



17830978 
5021202 

204505 



5123050& 



23056685 



198584143 



1) Die hierzugehörigen Aktiven sind im Original ähnlich spezialisiert wie 
bei der unter 2 aufgeführten Hochofenanlage E^ch. 

2) Die hierhergehörigen Aktiven sind im Original ähnlich spezialisiert wie 
bei der unter 1 aufgeführten Stahl- und Walzwerksanlage Bothe Erde. 

8) Im Original ähnlich spezialisiert wie die oben aufgeführte Hochofen- 
anlage Esch. 
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Übertrag 


JC 


JC 


JC 
198584143 


•d) Eigentam für gemeinsame Zwecke. 








Imniobilienkonto 








Gebäade und Anlagen 

Grundeigentum 




91915 
2415221 


2507137 






201 091 280 


£onto derBeteiligongen bei Syndikaten 
and Verkaaf 8 Vereinigungen . . . 

Konto der Beteiligung bei anderen 
Gesellschatten 






414155 
22674800 


Effektenkonto 






8179948 


Xassakonto 






860910 


Wechselkonto 






126360 


Debitorenkonto 








a) Bankiers 




8613553 




b) Sonstige 




22621428 


31234982 








264582436 











Passiya. 





JC 


JC 


JC 


Aktienkapitalkonto 






130000000 


Anleihekonto 




57582000 




ab: noch nicht begeben .... 




9325000 


48257000 


Konto der ausgelosten Obligationen . 




294460 


Reservefondskonto 






20818610 


-Spezialreservefondskonto 






7 5O00U0 


Beamten- und Arbeiterunterstützungs- 








fondäkonto 






4472600 


Dividendenkonto 


45513 


Anleihezinsscheinkonto 






805553 


Kreditorenkonto 








a) Löhne 




5157151 




b) Knappschaftsgefälle, Kranken- 








kassenbeiträge u. Beiträge zurln- 








validitäts- u. Altersversicherung 




380174 




c) Hypotheken auf übernommene 








und erworbene Grundstücke 




4311093 




d) Schulden auf längere Kündigung 




3942675 




e) Beamtensparkasseneinlagen . . 




4230561 




f) Sonstige 




21324938 


39346504 


Gewinn- imd Verlustkonto 




13042105 








264582436 
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Aufstellung und Veröffentlichung geteilter Bilanzen. Im 

allgemeinen Teil^) haben wir gezeigt, daß manche Unternehmungen 
für ihre Filialen besondere (Spezial-) Bilanzen aufstellen und daß die 
Haupt(6eneral)bilanz dann nicht das in den Filialen steckende Aktiv- 
vermögen und die von ihnen kontrahierten Schulden, sondern nur den 
Saldo, der die Differenz zwischen den Aktiven und den Schulden der 
Filiale darstellt, enthält. Wenn eine Unternehmung der geschilderten 
Art beispielsweise 15 Gasanstalten besitzt und betreibt, so werden 15 
Spezialbilanzen und eine Generalbilanz aufgestellt. Werden nun in 
«olchem Falle aUe 16 Bilanzen der Generalversammlung vorgelegt und 
später veröffentlicht, oder wie geht man in solchen FäUen vor? An 
«ich wäre es ja möglich, auf Grund dieser 16 Bilanzen eine einheit- 
liche Bilanz aufzustellen, die in übersichtlicher Weise das ganze Ver- 
mögen und alle Schulden des Gesamtunternehmeus enthielte, und so 
wird auch gelegentlich verfahren. Nicht wenige Aktiengesellschaften 
-aber, und gerade auch die erwähnten GasgeseUschaften, gehen einen 
anderen Weg. Da es zu umständlich erscheint, alle 16 Bilanzen den 
Aktionären vorzulegen, zu kostspielig, sie alle zu veröffentlichen; vor 
-allem aber, weil man den Aktionäi»en und der Öffentlichkeit, insbesondere 
^en beteiligten Kommunen, keinen Einblick in die finanzielle Lage und 
4ie Erträge der einzelnen Gasanstalten gewähren wiU, faßt man alle 
15 Spezialbilanzen zu einer einzigen Spezialbilanz zusammen, legt 
diese aus 15 anderen kondensierte Spezialbilanz gemeinsam mit der 
Generalbilanz den Aktionären vor und veröffentlicht dann auch nur 
•diese beiden Aufstellungen.^) 

So veröffentlicht z. B. eine der großen Gasgesellschaften zunächst 
für die Gesamtheit ihrer Einzelanlagen (aber ohne die speziellen Ak- 
tiven und Passiven des Gesamtunternehmens, der „Zentrale") eine Spezial- 
bilanz nach dem auf S. 242 abgedruckten Schema. 

Dieses „Spezialbilanzkonto" existiert nicht in den Büchern der 
Gesellschaft, sondern wird nur für die Generalversammlung resp. die 
Veröffentlichung angefertigt. Von der S. 70 geschilderten Spezialbilanz 
nnterscheidet es sich dadurch, daß jene sich auf eine einzelne Anlage 
bezieht, während hier bei jedem Posten die betr. Beträge aus den 
Spezialbilanzen aller 15 Anlagen zusammengezogen sind. Daneben 
wird dann eine Generalbilanz nach dem auf S. 243 wiedergegebenen 
Muster veröffentlicht. 

Auch dieses „Generalbilanzkonto^' ist nicht mit der S. 71 darge- 
stellten Generalbilanz (die den Büchern der Gesellschaft entspricht) 
identisch, denn in diesem Generalbilanzkonto erscheinen die Saldi der 

1) S. oben S. 70 ff. 

2) Moll (Rentabilitätsstatistik S. 128) erwähnt einige Fälle, in denen Aktien- 
gesellschaften nur getrennte Bilanzen für die einzelnen Teile des Unternehmens 
-entstellen resp. publizieren. Das ist rechtlich durchaus unzulässig. 

PftBBOw, Bilansen. 16 
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Debet. 



Spezialbilanzkonto. 



Kredit. 



Kmmh- und WeohMl-Konti 

MobOien-Konti, Bureaaeinziolitimg, loiistige Mo- 
billen, Yoirftte an Formularen ubw 

Beinigongs-Mftterütl-Konti, Yorrftte an Materia- 
lien snr Gaereinignng 

Konti der PriTateinriolitnngen, AnBenstinde au 
gelieferten Binzichtangen, Belenohtnngs-G^- 
genst&nden nsw. 

Sonti der Termieteten Frirateinrichtangen , Ter* 
bliebene Werte der Termieteten Koch- und 
HeisapiMoate, Einrichtungen, Oannotoren nnr. 

Qaemesser-Konti, Wert der nenen and Termiet^ 
ten Qaemeiser 

Konti der OratiBleitnngen , Wert der nnentgelt- 
lieh gelegten goBeisemen Zuleitungen nnd 
•ehmiedeeiaemen SteigerOhren 

Konti der Antomaten-Leitongen, Wert der Lei- 
tungen und Automaten 

Beleuchtongt-Ütenailien- und Unkosten -Konti, 
Wert der (Gerätschaften, Materialien usw. sux 
StraBenbeleuchtnng 

Betriebs -Utensilien- und Unkosten- und Ma- 
sohinenbetriebs-Konti, Wert der (Gerfttschaften 
und Werkaeuge cur Gasfabrikation, Vorräte 
usw. 

Ofen-Unterhaltungs-Konti, Yorrftte an Betorten, 
feuerfesten Steinen, Ohamotte usw. 

(}espann-Konti, Wert der Pferde, Fuhrwerke und 
Yorrftte 

Gaskohlen-Konti, für die auf den Anstalten tov- 
handenen Yorrftte an Steinkohlen und Benaol 

Koke-Konti, Yorrftte uod Aufienstftnde 

Teer- und Ammoniak-Konti, einschließlich der 
chemischen Anlagen in Warschau, Yorrftte und 
Aufienstftnde 

Gas-Konti usw., Aufienstftnde fttr Terkauftes Gas, 
Yorrftte in den Ghasometem 

Magaain- und Werkatatts-Konti, gesamte Werk- 
statts-Utensilien und Werkzeuge sowie Yox^ 
rftte ui Metidlen, Bohren, Yerbindungsstfloken, 
BUlhnon, Beleuchtungsgegenstftnden, Fittings 
und Materialien aller Art, in Ausführung be- 
griffene FriTatleitungen 

Bau-Konti, Gesamtwert der Anlagen (Grundstücke, 
Gebftude, Apparate, Böhrwnsysteme usw., der 
Gasanstalten 

Giefierei- und Schleiferei-Konti, Wert der Appa- 
rate und Yorrftte 

Konti pro DiTerse, Torausbesahlte Steuern, Gut* 
haben aus Lieferungen, Yorschttssen, Bank- 
Guthaben usw 

Summe 



Konti pro DiTene, Guthaben Ton Lieferanten,, 
noeh an aahlende Abgaben nsw. 

Konti der IXirektoxial^Hauptkaese für die Tom 
Zentralbureau für den Bau und Betrieb der 
Gasanstalten Texansgabten Summm: 

a) Saldi am II. Deaember des Yoijahrea . . . 

b) Saldi der Speaial-Gewinn- u. Yerlast*KotttL 



Snmne 



einzelnen Anlagen nicht gesondert^ vielmehr sind die Saldi aller 15 An- 
lagen hier zu einem einzigen Posten zusammengezogen. 

Dieses Verfahren ist nicht ganz korrekt. Nach dem Gesetze soll 
der Vorstand der Generalversammlung ^^eine^' Bilanz vorlegen, die G^ 
neralversammlung soll beschließen über die Genehmigung ^^der^ Jahres- 
bilanz^), dann soll „die^* Bilanz veröffentlicht werden.*)*) 

1) § 260 HGB. 2) § 266 HGB. 

3) Simon ist allerdings auch hier anderer Meinung. Da er die Bilanz mit 
dem Bilanzkonto identifiziert, so folgert er, daß in solchen Fällen die Vorlage 
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Debet. 



Generalbilanzkonto. 



Kredit. 



K»8s»-E(mto, KMseabestand 

Inunobilien-Konto, Wert des DirektorüJgebftndes 

Mobüien-Konto, InrentariTim des Zentralbureans 

Konto des Laboratoxinnu , Wraii das Laborato- 
xinins und der ph.» sikalisohen n. ohemisohen 
Apparate 

Konto der geleisteten Kautionen, hinterlegte 
Kautionen 

Eifekten-Konto 

Konto der Beteiligungen 

Konti der Gasanstalten. Bau- und Be- 
triebs-Kapitalien 



Summe 



Aktien-Kapital-Konto. 

Obligationen-Konto 

Diridenden-Konti, noch nicht erhobene Diri- 

denden 

Obligations-Zinsen-Konti, noch nicht erhobene 

Zinsen 

Konto der ausgelosten Obligationen, noch nicht 

eingelöste Obligationen 

Konto-Korrent-Konto 

Beamten- Pensionskassen-Konto 

Yersioherungd-Konto 

Beservefonds-Konto 

Ergänzungsfonds-Konto 

Spesial-Beservefonds-Konto 

Emeuerungsfonds-Konto 

Gewinn- und Verlust-Konto, Gewinn 

Summe 



Absolut einwandsfrei ist es aber natürlich^ wenn eine Aktien- 
gesellschaft einerseits eine alles umfassende Bilanz für den Gesamtbetrieb 
au&tellt and danebfo für einen oder einige Teilbetriebe noch eine 
besondere Bilanz anfertigt. Im Sinne des Gesetzes wäre dann nur die 
erste Bilanz >,die^' Bilanz. Die Teilbilanz kann aber zur Klarstellung 
der Yerhaltnisse bei einem Teil des Unternehmens sehr wesentlich 
beitragen und deshalb allen Interessenten sehr erwünscht sein. 

Im Auslande werden solche Teilbilanzen bisweilen gesetzlich ge- 
fordert. So verlangen die österreichische Kaiserliche Verordnung vom 
29. Nov. 1865 (Art. V) und das ungarische Handelsgesetz § 214, 
daß auslandische Aktiengesellschaften, die in Österreich resp. Ungarn 
eine Zweigniederlassung oder Agentur unterhalten, alljährlich der 
zuständigen Behörde neben der Hauptbilanz noch eine Spezialbilanz 
über den Geschäftsbetrieb in Osterreich resp. Ungarn vorlegen.^) 
Haupt- und Spezialbilanz sind außerdem zu veröffentlichen. 



Die Aktiva. 

Gesetzliche Bewertnngsvorschrifben. Allgemeines. Die 

speziellen Vorschriften, die das deutsche Recht für den Inhalt der 
AktiengeseUschaftsbilanz gibt, werden vor allem beherrscht von dem 



getrennter Spezial- und Generalbilanzen sogar notwendig sei. „Falls die Ge- 
sellschaft in ihren Büchern derartige geteilte Bilanzen aufstellt, so ist sie auch yer- 
pflichtet, dieselben in dieser Form der Generalversammlung zur Beschlußfassung 
Yorzulegen. Denn es soll „die^^ Bilanz, d. h. [!] die buchmäßige, vorgelegt wer- 
den** (S. 99). Infolge dieser Auffassung, daß die Bilanz mit den Büchern über- 
einstimmen müsse, wendet er sich aber gegen den Brauch, eine Reihe von 
Spezi albilanzen zu einer einzigen kondensierten Spezialbilanz zusammenzufassen. 
„Wollen die Gasgesellschaften nicht eine einzige Sammelbilanz veröffentlichen, 
so müssen sie für jede einzelne Anstalt eine Spezialbilanz veröffentlichen** 
(S. 101). 

1) Ähnlich Art. 246 des rumänischen Handelsgesetzbuches. 

16* 
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Wunsche, die Bindung des Grundkapitals (und des gesetzlichen Reserve- 
kapitals) zu sichern. Das gilt insbesondere von den für einzelne Aktiva 
gegebenen Bewertungsvorschriften. 

Das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch enthielt noch keine 
Spezialvorschriften über den Inhalt der Bilanz der Aktiengesellschaft. 
Art. 209 besagte nur, daß der Gesellschaftsvertrag ,,die Grundsätze, nach 
welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu berechnen ist*^, 
bestimmen müsse. ^) Weitere Vorschriften über diesen Punkt hielt man 
wohl vor aUeni deshalb für unnötig, weil die Begründung einer Aktien- 
gesellschaft und die Festsetzung des Gesellschafts veiirages staatlicher 
Genehmigung bedurfte. Allerdings haben auch diejenigen Staaten, die 
die Aktiengesellschaften ganz oder teilweise von der Eonzessionspfiicht 
befreiten (Baden, Würtemberg, Oldenburg, Lübeck, Bremen, Hamburg, 
Sachsen) trotzdem keine Sondervorschriften erlassen. 

Als durch die Aktiennovelle vom 11. Juni 1870 die staatliche 
•Genehmigung des Statuts allgemein in Wegfall kam, wurde im Inter- 
esse der Erhaltung des Grundkapitals folgende Bewertungsvorschrifb 
für die Bilanzen der Aktiengesellschaften in Art. 239 a aufgenommen: 

Karshabende Papiere dürfen höchstens zn dem Kurswerte, welchen dieselben 
zur Zeit der Bilanzaufstellung haben, angesetzt werden.*; 

1) Trotzdem fehlen in den meisten älteren Statuten nähere Fest:«etzungen 
über die Bewertung. 

2) Ähnliche Yorschriften waren übrigens schon früher vielfach einzelnen 
Aktiengesellschaften, insbesondere Banken auferlegt. So schrieb der Minister 
von der Heydt unter dem 11. April 1852 an den Regierung^kommissar der Ritter- 
schaftlichen Privatbank in Stettin, daß die Kurssteigerungen angekaufter Effekten, 
solange diese der Bank noch gehörten, bei der Berechnung der Dividende nicht 
berücksichtigt werden dürften. „Denn die zur Begründung geltend gemachte 
Ansicht, daß das Vermögen de» Bankinstituts um den Belauf der Differenz, um 
welche die Kurse bei Aufstellung der Bilanz die Ankauf8kur>e übersteigen, sich 
wirklich verbessert habe, i^t schon deshalb unhaltbar, weil bekanntlich Bestände 
an Effekten, sobald sie eine irgend beträchtliche Höhe erreichen, sich keineswegs 
jederzeit zu dem gewöhnlichen Tageskurse veräußern lasaen. Ferner liegt die 
Gefahr nahe, daß die Bankverwaltungen, welchen darum zu tun ist, ihre Admini- 
stration in den Augen des Publikums durch reichliche Dividendenverteilung in 
einem gunstigen Lichte erscheinen zu lassen, den Kurs der Effekten für den- 
jenigen Tag, an welchem die Bilanz aufgenommen wird, künstlich steig(.>m, und 
auf diese Weise Rechnunsrsresultate zuwege bringen, welche mit dem wir blichen 
Werte der vorhandenen Yermögensobjekte keineswegs übereinstimmen. Endlich 
dürfte es dem wohlverstandenen Interesse der Aktionäre selbst entsprechen, daß 
nicht durch die Verteilung noch nicht realisierter Gewinne bei späterem Sinken 
des Kurses die Notwendigkeit herbeigeführt werde, die Bilanz des nächsten 
Jahresschlusses mit Verlusten zu belasten, und daß nicht auf diese Weise eine er- 
hebliche Schwankung in den Jahresdividenden und demzufolge in dem Börsen- 
werte der Aktien des Instituts veranlaßt werde. Ich muß daher Gewicht darauf 
legen, daß bei Aufstellung der Jahresbilanzen der verschiedenen Bankinstitute 
und Berechnung der Zinsen und Dividende noch nicht realisiette Effekten nie- 
mals höher als zu dem Ankaufspreise — und nur, wenn der Tageskurs ein 
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Die Aktiennovelle von 1884 erweiterte diese Bestimmung erheb- 
lich. Sie bestimmte:^) 

Für die Anfotellnng der Bilanz kommen die allgemeinen .VorBchriften des 
Art. 31 mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Wertpapiere nnd Waren, welche einen Börsen- «der . Marktpreis haben^ 
dürfen höchstens zu dem Börsen oder Marktpreise zur Zeit der BilauzaufsteUnng, 
sofern dieser jeioch den Andcbaffongs- oder üerBtellung^preis übersteigt, höch- 
stens zu Iftzterem angesetzt werden; 

2. andere Yermö);enE>gegen8tände sind höchstens zu dem Antichaffungs- oder 
Herstellungspreifie anzusetzen. 

Bei der Nenredaktion des Handelsgesetzbuches im Jahre 1897 
wurden nur kleinere redaktionelle Änderungen an den vorstehenden 
Bestimmungen vorgenommen. Sie haben jetzt folgenden Wort- 
laut:«) 

§ 261. Für die Aufstellung der Bilanz kommen die Vorschriften 
des § 40 mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder Marktpreis 
haben, dürfen höchstens zu dem Börsen- oder Marktpreise des Zeit- 
punktes, für welchen die Bilanz aufgestellt wird, sofern dieser Preis 
jedoch den Anschafifungs- oder Herstellungspreis übersteigt, höch- 
stens zu dem letzteren angesetzt werden; 

2. Andere Yermögensgegenstände sind höchstens zu dem An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis anzusetzen. 

Auch für die Aktiengesellschaften soll demnach die allgemeine 
Bewertungsvorschrift des § 40 H6B. maßgebend sein, soweit der 
§261 nicht ausdrücklich Ausnahmen von dieser Regel begründet. 

. Zu den erwähnten Bestimmungen tritt eine weiterhin näher zu 
erörternde Vorschrift über die „Kosten der Errichtung und Ver- 
waltung*' hinzu, und außerdem die bereits früher^) erwähnte wich- 
tige Norm: 

Anlagen und sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiterveräuße- 
rungy vielmehr dauernd zum Geschäftsbetriebe der Gesellschaft be- 
stimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf einen geringeren Wert zu 
dem Anschafifungs- oder Herstellungspreis angesetzt werden, sofern 
ein der Abnutzung gleichkommender Betrag in Abzug gebracht 



niedrigerer als der Ankaufspreis ist, nach dem Ta^reskurs — in Ansatz gebracht' 
werden/^ (H. von Poschinger, Bankwesen und Bankpolitik in Preußen. Bd. 2. 
Berlin 1879, 8. 97 f.) 

1) Die fragliche Vorschrift findet sich in Art. 185 a, d. h. unter den Be- 
stimmungen über die KommanditgesellHchait auf Aktien, wird aber durch Art. 289 b 
anf die Aktiengesellschaften auRgedehnt. 

2) Seit 1^97 stehen die Bewertungsvorschriften wieder unter den Bestim-. 
mongen über die Aktiengesellschaft. 

8) Siehe oben S. 125 ff. 
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oder ein ihr entsprechender Emeneningsfonds in Ansatz gebracht 
wird. 

Mit Rücksicht auf das im allgemeinen Teil hierüber Gesagte 
braucht an dieser Stelle nicht von neuem auf diese letztere Vorschrift 
eingegangen zu werden. Es sei nur nochmals hervorgehoben^ daß hierin 
nicht eine besondere Verschärfung, sondern eine Milderung gegenüber 
den sonstigen strengen Vorschriften liegen sollte. 

Bie eiiiselnen Vorschriften: 1. Ansohaftings- oder Her- 
stellungspreis als Höchstgrenxe. Zunächst ist für alle der Aktien- 
gesellschaft gehörigen Gegenstände (also auch für die zu dauerndem 
Gebrauch bestimmten) vorgeschrieben, dafi der Anschaffungs- oder 
Herstellungspreis stets die Maximalgrenze für die Bewertung bildet. 
Der Grund liegt darin^ daß alle etwaigen Wertsteigerungen erst dann 
bei der Gewinnermittlung berücksichtigt werden sollen, wenn sie 
auch tatsächlich realisiert sind.^) Mag also der Wert eines der Aktien- 
gesellschaft gehörigen Grundstückes sich im Laufe der Jahre und 
Jahrzehnte noch so sehr erhöhen, mag der Wert ihrer Effekten noch so 
sehr steigen^ mag der Verkaufswert der Produkte den Betrag der Her- 
stellungskosten noch so sehr übertreffen, in die Bilanz darf, solange 
die betreffenden Aktiva nicht veräußert sind, immer höchstens der An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis eingesetzt werden. 

Dieses Prinzip erscheint auf den ersten Blick sehr einfach, aber 
bei der Durchführung ergeben sich große Schwierigkeiten. Wir haben 
schon im allgemeinen Teil (S. 128 ff.) gesehen, daß in der Praxis be- 
züglich dessen, was als Herstellungs- und Anschaffungskosten anzusehen 
ist, sehr verschiedene Auffassungen bestehen. Wegen dieser Unklar- 
heit ergeben sich auch bei den Aktiengesellschaften vielfach Meinungs- 
verschiedenheiten darüber, was mit Rücksicht auf die erwähnte gesetz- 
liche Vorschrift als Maximum der Bewertung zu gelten hat. Von 
den hier entstehenden Streitfragen seien die wichtigsten kurz hervor- 
gehoben. 

Zunächst ist es nicht ohne weiteres klar, ob die von einer Aktien- 
gesellschaft gezahlten sog. Bauzinsen den übrigen Anschaffungs- 
kosten hinzugezählt werden dürfen. § 215 HOB. bestimmt: „Für den 
Zeitraum, welchen die Vorbereitung des Unternehmens erfordert, 
können den Aktionären Zinsen von bestimmter Höhe bedungen wer- 
den." Macht eine Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch und 
zahlt sie während der Bauperiode solche „Zinsen", so würde, falls die 
Bauzinsen nicht den Anlagekosten hinzugerechnet werden, bilanzmäßig 

1) Wie wir oben (S. 188) gesehen haben, ist zn dem Begriff der BealisiernDg 
nicht nötig, daß der Kaufpreis in bar eingegangen ist. Als realisiert wird eine 
solche Werterhöhnng auch dann angesehen, wenn der Preis gestundet ist, denn 
schon dann wird die entsprechende Forderung regelmäßig mit dem vollen Nominal- 
betrage eingesetzt. 



BewertungsTorschriften für die Aktiva. 2.47 

sich ein Verlust in Höhe eben dieser Zahlungen ergeben. Ist eine 
^solche bilanzmäßige Behandlung nun yorgeschrieben, oder ist es der 
^resellschaft gestattet^ einen solchen bilanzmäßigen Verlust dadurch zu 
Termeiden, daß sie die Bauzinsen als Aufwendungen im Interesse der Her- 
stellung der Anlagen betrachtet und behandelt? Die juristische Literatur 
<and die Praxis haben das letztere allgemein als zulässig erachtet. Man 
^argumentiert so: Das Gesetz hat für Unternehmungen^ die zunächst 
eine längere^ evtl. mehrjährige Bauperiode durchmachen müssen^ in der 
natürlich Gewinne noch nicht entstehen können (gedacht wurde ins- 
besondere an Eisenbahnen), um auch ihnen die Kapitalbeschaffung 
durch die Ausgabe von Aktien zu ^ermöglichen, von der Regal, daß 
nur deijenige Teil des Rein Vermögens, der den Betrag des Grund- 
kapitals überschreitet, zur Gewinnverteilung herangezogen werden darf, 
eine ausdrückliche Ausnahme für die Bauzinsen gemacht. Wenn nun 
die Bauzinsen den Anlagekosten nicht zugeschlagen werden dürften, 
so würde sich bilanzmäßig ein Verlust in entsprechender Höhe er- 
geben. Aus dem Prinzip der Bindung des Grundkapitals folge aber, 
daß, wenn dann tatsächlich Gewinne gemacht würden, diese Gewinne 
«olange nicht verteilt werden dürften, als bis der durch die Zahlung 
von Bauzinsen entstandene Verlust wieder gedeckt ist. Die Aktionäre 
vTürden also gewissermaßen getäuscht: solange noch keine Gewinne 
gemacht werden, erhalten sie Bauzinsen; sobald aber Gewinne gemacht 
Virerden, werden diese solange einbehalten, bis der Betrag der früher 
gezahlten Bauzinsen wieder gedeckt sei. Eine solche bloß zeitliche 
Verschiebung der Zahlungen könne nicht die Absicht jener Bestimmung 
des § 215 HGB. sein, und deshalb müsse es erlaubt sein, die Bau- 
zinsen als Anlagekosten zu behandeln. Die Auffassung muß wohl als 
zutreffend anerkannt werden. Die Praxis rechnet regelmäßig die Bau- 
zinsen den übrigen Anlagekosten hinzu.^) 

Sehr bestritten ist in der Literatur, was bei Halb- und Fertig- 
fabrikaten als Herstellungskosten anzusehen ist. Viele Autoren 
behaupten, bei der Bewertung der Fabrikate dürften nur die sog. direk- 
ten, besonderen Herstellungskosten berücksichtigt werden, d. h. in der 
Hauptsache die Ausgaben für Material und Arbeitslöhne, nicht di^egen 
die sog. allgemeinen Unkosten wie Abschreibungen und Gehälter der 
leitenden Personen.^) Insbesondere stützt man sich dabei auf die Be- 
stimmung des § 261 Nr. 4, daß „Verwaltungskosten" nicht als Aktivum 
in die Bilanz eingestellt werden dürften. 

1) In letzter Zeit haben zwei Aktiengesellschaften bei der Ausgabe von jungen 
Aktien, deren Erlös für die Erbauung neuer Anlagen bestimmt ist, den neuen 
Aktionären für die jungen Aktien Bauzinsen zugesichert. Ob solche Zusicherung 
Ton Bauzinsen auf junge Aktien zulässig ist, ist in der juristischen Literatur 
bestritten. 

2) So Simon S. 848ff., Behm S. 711ff. und die meisten anderen Autoren. 
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Dieser Meinung kann nicht zugestimmt werden.^) Da das Gesetz 
das Wort Herstellungskosten ohne jeda nähere Erläuterung gebraucht^ 
so kann es auch nicht anders interpretiert werden^ als dem allgemeinen 
Sprachgebrauch und dem Sinne entspricht. Herstellungskosten sind 
die Gesamtheit der für die Herstellung aufgewendeten Kosten^ und 
dazu gehören Abschreibungen^ soweit sie nicht unangemessen hoch 
sind^)^ und sonstige allgemeine Unkosten, soweit sie tatsächlich für 
die Herstellung^) aufgewendet wurden, genau so gut wie Material- und 
Lohnkosten. Nur die Kosten der Verwaltung, also z. B. die Gehälter 
der obersten Angestellten (Abschreibungen sind keine Verwaltungs- 
kosten) müssen wegen des § 261 Nr 4 unberücksichtigt bleiben. 

Die Denkschrift zum Entwurf des neuen Handelsgesetzbuches gehi 

auch auf dieses Problem ein, vermeidet aber eine klare Entscheidung. 

Es heißt dort:^) 

„Was die bestrittene Frage betrifiPt, ob bei der Berechnung des Herstellungs^ 
Preises von Waren auch ein entsprechender Teil der Generalunkosten des Unter- 
nehmens mit in Ansatz gebracht werden kann, so erscheint es nicht angängige 
eine ' solche Berechnungsweise durch ausdrückliche Vorschrift ohne jede Ein- 
schränkung zu gestatten, weil alsdann der Vorschrift der Nr. 4 entgegen die^ 
sämtlichen Kosten der Verwaltung auf einem Umwege doch als Aktivum in di» 
Bilanz eingesetzt werden könnten. Ks muß dem verständigen Ermessen im ein- 
zelnen Falle überlassen bleiben, inwieweit ohne Verletzung der erwähnten Vor- 
schrift gewisse allgemeinere Kosten als Bestandteil der Heistellungskosten be- 
rücksichtigt werden.^* 

Diese Äußerung ist ja sehr wenig bestimmt, aber jedenfalls er- 
gibt sich daraus, daß die Denkschrift die Berücksichtigung der all- 
gemeinen Unkosten bei Berechnung des Herstellungspreises nicht für 
pruizipiell unzulässig ansah. 

In der Praxis werden die allgemeinen Unkosten, vor allem die- 
Abschreibungen, vielfach ganz oder wenigstens teilweise berücksichtigt,, 
und es würden sich äußerst unzweckmäßige Konsequenzen ergeben,, 
wenn man anders verfahren woUte. 

Mit Recht sagt Lilienthal:^) 

„Die Abschreibungen auf Gebäude, Werkzeugmaschinen, Werkzeuge, Kräne^ 
Motoren, Dampfmaschiuen, Utensilien usw. werden vorgenommen , weil der Wert 

1) Ebenso Esser, Aktiengesellschaft S. 171 f. Schmalenbach in Ztschr.. 
f. handelsw. Forsch. Bd. 2S. IClff. Greißl, Die Bilanzaufstellung der Aktien- 
gesellschaften. München 1887. S. 20fiP. 

2) Wenn die Abschreibungen übermäßig hoch sind, so dürfen sie nicht ia 
voller Höhe als Herstellungskosten behandelt werden. Sind keine Abschreibungen 
vorgenommen, weil der Gegenstand bereits völlig abgeschrieben war, so ist e& 
trotzdem zulässig, einen Abschreibungsbetrag in der Höhe, wie er sich bei nor- 
malen Abschreibungen ergeben haben würde, in die Herstellungskosten einzurechnen. 

3) Nicht natürlich diejenigen allgemeinen Unkosten, die sich auf die Lage-r 
rung und den Absatz der fertigen Fabrikate beziehen. 

4) Denkschrift S. 185. 

5) Fabrikorganisation, Fabrikbuchfiihrung und Selbstkostenberechnung der 
Firma Ludw. Loewe & Co. Berlin 1907, S. 188 ff. 
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dieser Objekte durch die Benutzung herabgemindert wird. Diese Wortverminde- 
rung ist durch die Fabrikation hervorgerufen und ist gleichbedeutend mit den. 
Kosten, die für Reparatur und Ersatz der Gebäude, Inventarien und Utensilien 
ausgegeben werden imd die als Betriebsunkosten ebenfalls in den Selbstkosten, 
der Fabrikate anteilig enthalten sind. Ein Grund dafür, daß beide Faktoren 
verschieden zu behandeln sind, dürfte schwer zu finden sein. 

Gebäude, Maschinen, Werkzeuge u. dgl. sind zur Herstellung der Waren 
unumgänglich notwendig; deren Wertverminderung durch Verschleiß bildet ebenso 
unzweifelhaft einen Bestandteil der Herstellungskosten , als dies hinsichtlich der 
Miete der Fall ist, die ein Fabrikant für derartige^ ihm nicht gehörende, sondern 
gemietete Einrichtungen ausgibt. Wenn nun die sonst völlig gleichen Be- 
stände im Falle der Miete nur unter Berücksichtigung des Mietbetrages richtig- 
bewertet werden, so können sie im Falle der eigentümlichen Beschaffung der 
Gebäude, Maschinen u. dgl. ohne Berücksichtigung der Abschreibungen unmög- 
lich richtig bewertet sein. — 

Hat ein Fabrikant einen großen Auftrag erhalten von angenommen 1 Mil- 
lion Mark, für dessen Ausführung zirka ein Jahr gebraucht wird, und beschafft; er 
für diesen Auftrag zwecks rationeller Herstellung der Waren eine Spezialeinrich- 
tung, die nach Beendigung des Auftrages wertlos ist, so muß dieselbe in einem 
Jahre abgeschrieben werden. Am Jahresschluß ist der Auftrag zu Neunzehntel 
fertig. Der Fabrikant ist nun verpflichtet, die geschaffene Einrichtung ent- 
sprechend dem Umfange der bereits ausgeführten Arbeiten, also mit 90 7o abzu- 
schreiben, ohne ein Äquivalent für diesen Unkostenbetrag in seiner Bilanz zu 
haben. Sollte es nun nicht gestattet sein, diese Abschreibungen mit den übrige^ 
Fabrikationsunkosten aU Selbstkostenbestandteil zu veixechnen, so würde der 
Fabrikant eventuell seine Bilanz mit Verlust abschließen, während er tatsächlich 
und gerade infolge der geschaffenen ISpezialeinrichtung einen großen Verdienst 
an dem Auftrage haben wird. 

Berücksichtigt man ferner, daß in Fabriken, die mehrere Abteilungen untere 
scheiden, jede Abteilung die für eine andere Abteilung ausgeführte Arbeit während 
des Jahres mit Selbstkosten (also einschließlich Abschreibungen) berechnet, so 
würde z. B. bei der Inventur der von der Eisengießerei dem Maschinenbau be- 
rechnete Eisenguß und die hierin enthaltenen Abschreibungsquoten reduziert 
werden müssen, wenn diese in den Aktiva nicht mit enthalten sein dürften. 
Hätte man dagegen den Eisenguß von einer fremden Firma bezogen, so könnte 
dieser Betrag, der die Herstellungskosten der eigenen Gießerei noch übersteigen 
würde, voll in die Inventur eingesetzt werden. — — — 

Es muß daher ganz unbegreiflich erscheinen, warum der richtig kalkulie- 
rende Kaufmann, der lt. § 261 des Handelsgesetzbuches seine Erzeugnisse mit 
den „Herstellungskosten" bewerten darf, dem Begriffe „Herstellungskosten" bei 
Aufstellung seiner Inventur eine andere Auslegung geben sollte, als dieser Be- 
griff nach richtiger und allgemeiner kaufmännischer Auffassung hat.*^ 

Häufig wird die Frage aufgeworfen: Dürfen auch diejenigen 
Gegenstände, die schon verkauft, aber noch nicht abgehe^ 
fert sind, höchstens mit dem Betrage der Herstellungskosten 
bewertet werden, oder ist es bei ihnen zulässig, als Wert den be^ 
reits vereinbarten Kaufpreis einzusetzen? Diese Frage ist so zu bcT 
antworten: Stehen die fraglichen Gegenstände noch im Eigentum der 
Aktiengesellschaft^ so dürfen sie höchstens mit den HerstelluDgskosten 
bewertet werden. Ist aber schon ein Lieferungsvertrag abgeschlossen, 
so steht juristisch nichts im Wege, in der auf S. 187 geschilderten 
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Weise einerseits die daraus sich ergebende Forderung als Aktivuiu^ 
andererseits die Lieferungsverpflichtung mit einem entsprechend niedri> 
^eren Betrage als Passivum einzusetzen. Auf diese Weise würde YöUig 
korrekt der durch den Abschluß des Lieferungsvertrages erzielte 6er 
winn in der Bilanz zum Ausdruck kommen. 

Ein solches Vorgehen entspricht aber nicht der allgemeinen ge- 
schäftlichen Übung, denn wie die früheren Ausführungen ergeben, 
wird der infolge von Verträgen erhofite Gewinn frühestens dann be- 
rücksichtigt, wenn von einer Seite geleistet ist. Will man von diesem 
Grundsatz nicht abweichen, so müssen auch Aktiva der erwähnten Art 
wie alle anderen Halb- und Fertigfabrikate behandelt werden. 

Zweifelhaft ist weiter, wie Gegenstände, die einer Aktien- 
gesellschaft geschenkt sind, von dieser in der Bilanz zu bewerten 
sind. Diese Frage ist durchaus nicht müßig, denn es kommt gar 
nicht so selten Tor, daß einer Aktiengesellschaft wertvolle Aktiven 
geschenkt werden. So erhalten z. B. Eisenbahnen, insbesondere Elein- 
hahnen, von den Anliegern häufig einen großen Teil der benötigten 
Orundstücke unentgeltlich. Ein Teil der Schriftsteller meint nun, daß 
auf solche Aktiva die Vorschriften des § 261 keine Anwendung fänden, 
denn bei Gegenständen, die keinen Anschaffungs- oder Herstellungs- 
preis hätten, könnte auch kein solcher als Bewertungsgrenze dienen. 
Die Mehrzahl ist jedoch der Ansicht^ daß auch hierfür § 261 maß- 
gebend sei; wenn kein Anschaffungs- oder Herstellungspreis vorhanden 
sei, dann dürften diese Aktiva eben überhaupt nicht in der Bilanz auf- 
geführt werden. Dieser letzteren Ansicht kann ich mich nicht an- 
schließen, denn soll vielleicht auch das einer Aktiengesellschaft ge- 
schenkte bare Geld nicht als Aktivum in der Bilanz erscheinen dürfen? 
Es wird in solchen Fällen von Schenkungen, soweit es sich nicht 
um bares Geld handelt, nichts andres übrig bleiben als eine Schätzung 
vorzunehmen. 

Ist es nun zulässig, daß eine derartige Vermehrung der Aktiven 
zu einer entsprechenden Erhöhung des Jahresertrages führt? Auch 
das kann nicht als prinzipiell unzulässig erachtet werden. Es ist 
durchaus nicht bedenklich, wenn z. B. einzelne Großaktionäre oder der 
Vorbesitzer der Aktiengesellschaft, die sonst eine Unterbilanz aus- 
weisen müßte, eine Geldsumme schenken, damit die ünterbilanz ver- 
mieden wird.^) In den meisten Fällen wird indessen die Schenkung 
unter der Voraussetzung erfolgt sein, daß bei der Berechnung des für 
die Gewinnverteilung zur Verfügung stehenden Reinvermögensbetrages 
die Schenkung nicht in Betracht gezogen werden solL Das ist z. B. 

bei den Eisenbahnen regelmäßig der Fall. Das gleiche gilt, wenn bei* 

• 

1) Wohl aber müßte das ev. im Geschäftsbericht hervorgehoben werden, 
damit nicht die Aktionäre über die Höhe des eigentlichen Betriebserfolges ge- 
täuscht werden. 
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«pielsweise ein Staat oder eine Gemeinde einer Aktiengesellschaft einen 
Xapitalbeitrag a fonds perdu stiftet. Auch dabei ist die Absicht 
Tegelmäßig nicht^ daß der geschenkte Betrag etwa gleich als Divi- 
•dende an die Aktionäre ausgeschüttet werden darf, sondern daß das 
Kapital dem unternehmen dauernd zur Verfügung bleiben soll. Aus 
•dieser besonderen Voraussetzung, unter der die Schenkung er- 
folgt, nicht aus § 261 folgt dann, daß die geschenkten Aktiven nicht 
^ur. Erhöhung des Beingewinns herangezogen werden dürfen. 

Die Praxis trägt diesem Gesichtspunkt auch durchweg Rechnung. 
Sie stellt meist die geschenkten Gegenstände mit ihrem geschätzten 
Werte unter den Aktiven ein, führt dann aber gleichzeitig einen Passiv- 
posten in gleicher Höhe auf.^) So finden wir in den Bilani^en von 
Bahngesellschaften häufig Posten nach folgendem Muster: 



<jrraxid- und Bodenkonto: . 
Geschätzter Wert des un- 
entgeltlich zu Eigentum 
abgetretenen Grund und 
Bodens 



JC 100.000 



Grund- und Bodenkapital- 
kouto:*) 

Gegenwert des unentgelt- 
lich hergegebenen Grund 
und Bodens 



JC 100.000 



In anderen Fällen erscheinen die geschenkten Grundstücke nicht als 
besondere Aktivposten, sondern ihr geschätzter Wert wird dem Posten 
-,,Baukonto^' hinzugerechnet. Auch in diesem Falle wird natürlich ein 
•entsprechender Passivposten eingeführt. 

Ganz ähnlich wird bei den ä fonds perdu geleisteten Kapital- 
beiträgen verfahren. Das geschenkte Geld resp. die dafür angeschafften 
Oegenstände erscheinen (gesondert oder mit anderen Beträgen zu- 
sammengefaßt) unter den Aktiven, dafür wird aber ein entsprechender 
Posten auf der Passivseite eingeführt. 

So hat man einen Ausweg gefunden, um einerseits den Wert der 
hinter solchen Voraussetzungen geschenkten Gegenstände unter den 
Aktiven aufzuführen, anderseits aber einen Einfluß dieser Posten auf 
•die Höhe des rechnungsmäßigen Reingewinnes zu vermeiden. 

Erwähnt sei endlich noch die Bewertung der einer Aktiengesell- 
schaft bei Eapitalserhöhungen als Sacheinlagen zufließenden Aktiven. 
Nicht nur bei der Gründung, sondern auch bei der Kapitalserhöhung 
einer Aktiengesellschaft; kommt es ja überaus häufig vor, daß nicht 
auf alle Aktien bare Einzahlungen geleistet werden, sondern daß sie 
zum großen Teil durch Sacheinlagen beglichen werden. Insbesondere 
kommt hier auch der Fall der in § 305 H6B. erwähnten Fusion in 
Betracht, der FaU nämlich, daß eine Aktiengesellschaft ganz in eine 
hindere aufgeht, wobei die Aktionäre der aufgenommenen Gesellschaft 
durch Aktien der aufnehmenden Gesellschaft entschädigt werden. 

1) Bisweilen werden beide Posten nur vor dem Strich aufgeführt. 

2) Anderer Ausdruck: „Ausgleichsfondskonto für unentgeltlich erworbenen 
Orundbeaitz." 
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Hat die Aktiengesellscbaft^ die ihr Kapital erhöht, bis dahin hohe 
Dividenden verteilt^ so wäre sie an sich in der Lage^ neue Aktien, 
mit einem Agio zu begeben. Dieser Umstand wird natürlich auch 
bei der Berechnung des Umtauschyerhältnisses zwischen den Sachein- 
lagen und den dafür hinzugebenden Aktien berücksichtigt. Beträgt 
der Wert der Sacheinlagen 2000000 JL und wäre die übernehmende- 
Gesellschaft in der Lage^ ihre neuen Aktien zu einem Kurse von 
2007o zu begeben, so wird sie für die Sacheinlagen nicht nom. 2^ 
sondern nur nom. 1 Million neue Aktien gewähren. Da nach Durch- 
führung der Transaktion die Aktiven sich um 2 Millionen Jl^ der 
Passivposten „Grundkapital" aber nur um 1 Million JL erhöht hat, 
so entsteht ein sog. Buchgewinn von 1 Million Jl. 

Vereinzelt wird in solchen Fällen beschlossen, daß die neuen 
Aktien als mit einem Agio von 1007o ausgegeben betrachtet werden 
sollen. Dann muß auch der Passivposten „gesetzliches Reservekapital'^ 
um den Betrag des Agios erhöht werden. Meist wählt man aber 
nicht diesen Weg, sondern betrachtet die neuen Aktien als zu pari 
ausgegeben und bewertet dann die neu erworbenen Sacheinlagen nur 
mit 1 Million Jt. Statt also, wie im ersten Falle die offene Reserve zu 
dotieren, schafft man hier eine hohe stille Reserve.^) 

2. Börsen- oder Marktpreis als Höchstgrenze. Neben der 
in dem Anschaffungs- oder Herstellungspreise bestehenden Höchstgrens^e^ 
ist für „Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder Marktpreis 
haben^' noch eine zweite Maximalgrenze gegeben, nämlich der Börsen- 
oder Marktpreis des Bilanztages. Ist der Anschaffungs- oder Herstellungs^ 
preis niedriger als der Börsen- oder Marktpreis, so ist der erstere maß* 
gebend, steht dagegen der Börsen- oder Marktpreis unter dem An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis, so gilt der Börsen- oder Marktpreis. 
Hat eine Gesellschaft börsengängige Wertpapiere im Nominalbetrage von 
100000 JC zu pari erworben, so darf sie sie zunächst mit 100000 JC 
in die Bilanz einsetzen. Steht am nächsten Bilanztage der Kurs auf 
98 7o? so dürfen dieselben Papiere nur noch mit 98 000 Jl bewertet 
werden. Ist der Kurs am nächsten Bilanztage gar auf 92% gesunken^ 
so ist — auch wenn es sich um eiüe vorübergehende Kurssenkung^ 
handelt — der Betrag von 92000 Jl das Maximum des Bilanz^ 
ansatzes.^) Ganz ähnliches gilt beispielsweise von den Rohstoffen, für 
die ein Börsen- oder Marktpreis existiert.*) 

1) Vgl.dazuSchmalenbach in derZeitschr.f.haDdelsw.ForschungBd.-iS.ßOff^ 

2) Steigt der Kurs in den nächäten beiden Jahren wieder und steht er an. 
den bilanztagen auf 99 und 102%, so dürfen im ersteren Falle die Effekten 
wieder anf 99 000 Ji^ im zweiten Falle wieder auf 100000 JC (Anschaifungspreis !)• 
hinaufgesetzt werden. Das geschieht denn auch häufig. Bisweilen aber behält 
man auch den niedrigen Bilanzansatz bei, nm so eine stille Reserve zu schaffen. 

3) Sobald jedoch die Verarbeitung der Brohstoffe angefangen hat und an^ 
Bilanztage ein Halb- oder Fertigfabrikat vorliegt, braucht eine Senkung des Roh- 
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Der Zweck dieser gesetzlichen Bestimmung ist klar: Während die 
Torher erörterte Bestimmung verhindern wollte, daß noch nicht reali- 
sierte Gewinne bei der Gewinnverteilung berücksichtigt werden, will 
•diese zweite Vorschrift bewirken, daß voraussichtliche Verluste auch 
schon bevor sie realisiert sind, in vollem Umfange berücksichtigt 
werden. 

Während die erstere Vorschrift, daß der Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreis die Höchstgrenze der Bewertung bilde, für alle Aktiva 
gilt, gilt die zweite, das ergibt § 261 Nr. 3, nur für diejenigen Gegen- 
stände, die nicht zu dauerndem Geschäftsgebrauch bestimmt sind. Sind 
also z. B. börsengängige Wertpapiere nicht zum Zwecke der Wieder- 
veräußerung, sondern zu dauerndem Besitz erworben worden, wie das 
insbesondere bei den sog. finanziellen Trustgesellschaften, aber auch 
bei allen anderen Aktiengesellschaften, die sich durch Aktienbesitz an 
fremden Unternehmungen beteiligen woUen oder die dauernd Effekten 
zu Kautionszwecken gebrauchen, vielfach vorkommt, so ist auch für 
diese Wertpapiere immer der Anschaffungspreis als Höchstgrenze maß- 
gebend, dagegen braucht ein etwaiges Öinken des Kurses unter den 
Anschaffungspreis nicht zu einer niedrigeren Bewertung zu führen.^) 
Tatsächlich kommt es denn auch vor, daß deutsche Aktiengesell- 
schaften aus dem erwähnten Grunde einen Teil ihrer Effekten zu dem 
Anschaffungspreis in die Bilanz einsetzen, trotzdem dieser höher ist 
als der Kurs des Bilanztages. 

3. Die Kosten der Errichtung uüd Verwaltung. Ziffer 4 
des § 261 bestimmt: „Die Kosten der Errichtung und Verwaltung 
•dürfen nicht als Aktiva in die Bilanz eingesetzt werden." 

Diese Vorschrift ist ebenfalls diktiert von dem Wunsche, die 
Erhaltung des Grundkapitals zu sichern, die Verteilung fiktiver Divi- 



«toffmarktpreises nicht oiehr berücksichtigt zu werden (soweit nicht etwa auch 
für die Fabrikate ein Marktpreis existiert). Ein Werk, das z. B. viel Kupfer 
.verarbeitet, kann sich bei sinkender Kntwicklung des Kupferpreises der Not- 
wendigkeit, dieses Heruntergehen des Kupferpreises bei der Bilanzbewertung be- 
rücksichtigen zu müssen, dadurch entziehen, daß es möglichst alles Kupfer in 
Bearbeitung nimmt. Sehr leacbtenswert ist deshalb folgende im Gründungsstatut 
des Aachener Hätten- Aktiea Vereins enthaltene Bestimmung: „§ 36. Bei Auf- 
stellung des Inventars werden die Rohstoffe und Materialienvorräte nach dem 
laufenden Werte, die Halbfabrikate und Fabrikate aber nach dem auf den 
laufenden Wert der Rohstoffe basierten Fabrikationspreise berechnet." 
1) Ebenso Simon, Bilanzen S. 330 ff.; Esser, S. 16(). Zahlreiche Autoren 
sind aber abweichender Meinung. Sie behaupten, § 261 Nr. 3 beziehe sich nur 
auf solche Aktiva, die der Abnutzung unterliegen. Davon steht aber nichts im 
Gesetze. Dage>;en wird es bisweilen in der Praxis recht schwierig sein zu ent- 
scheiden, ob bestimmte Effekten „nicht zur Weiterveräußerun^, vielmehr dauernd 
zum Geschäftsbetriebe" bestimmt sind. Gerade bei börsengängigen Effekten, 
und nur um solche handelt es sich ja hier, wird vielfach auch der Gedanke an 
«ine etwaige spätere Veräußerung mitbestimmend für den Erwerb sein. 
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denden zn verhindern. Ihren Ursprung hat sie in der Aktiennovelle- 

von 1870. Diese bestimmte in Art. 239a: 

Die Kosten der Organisation nnd Verwaltung dürfen nicht unter den Aktiva- 
aufgeführt werden, müssen vielmehr ihrem vollen Betrage nach in der Jahres- 
rechnung als Ausgabe erscheinen. 

Die Aktiennovelle von 1884 behielt diese Bestimmung mit einer 
stilistischen Änderung bei (im Art. 185 a), und 1897 erhielt sie dann 
die zuerst erwähnte Fassung. 

Was unter Errichtungs- und Verwaltungskosten zu verstehen sei^ 
ist nicht ganz klar^ insbesondere ist es zweifelhaft, ob die 1897 ohne 
Motivierung erfolgte^) Ersetzung des Ausdrucks „Organisation^ durch 
,;Errichtung^ irgendwelche sachliche Änderung oder lediglich eine 
redaktionelle Verbesserung bedeuten sollte. Vielfach wird im An-^ 
Schluß an Simon*) die Meinung vertreten, daß hier nur ein Druck- 
oder Schreibfehler vorliege und daß es gar nicht y^Errichtung^' sondern 
^^Einrichtung'^ habe heißen soDen. 

Kosten als solche bilden natürlich^ wie schon dargelegt, an sich 
kein Aktivum und gehören deshalb an sich auch nicht in die Bilanz. 
Wenn trotzdem derartige Posten früher häufig in den Bilanzen der 
Aktiengesellschaften auftraten, so geschah das, weil man annahm, daß> 
durch die betreffenden Aufwendungen ein inmaterieUes Aktivum, ein 
rein tatsächliches Verhältnis vom Vermögenswert geschaffen sei, da& 
deshalb die Aufwendungen nicht einem einzigen Jahre zur Last fallen,, 
sondern auf mehrere verteilt werden sollten. Insbesondere handelt es sich 
um die Gründungskosten. Die Gründung einer Aktiengesellschaft 
bringt erhebliche Ausgaben mit sich für notarielle Verhandlungen, 
Druck der Aktien, Steuern, insbesondere Aktienstempel u. dgl. mehr. 
Diese Beträge, die regelmäßig mehrere Prozent des Grundkapitals aus- 
machen, setzte man zunächst als Aktivum in die Bilanz ein und 
schrieb den Posten dann in einer Reihe von Jahren allmählich ab. 
Dieser Praxis, die durch eine Reihe ausländischer Gesetze*) ausdrück-^ 
lieh zugelassen wird und deshalb im Auslande allgemein geübt wird, trai 
die AktiennoveUe von 1870 durch die erwähnte Bestimmung entgegen. 

Die Motive*) bemerkten: 

„Die Organisationskosten der Aktiengesellschaften sind häufig ohne all» 
Beschränkung nicht als Ausgaben, sondern als Aktiva betrachtet und in der 
Rechnung, sowie in der Bilanz als solche aufgeführt worden. Nur etwa eine 
allmähliche Minderung und Beseitigung derselben ist dann vorgesehen. Dies ist 
in Preußen seit längerer Zeit für unzulässig erklärt worden, weil die Organi- 
sationskosten an sich kein wirkliches Aktivum darstellen. Der in Gang gebrachte 
Betrieb hat zwar seine Bedeutung, allein diesen nach einem bestimmten Werte 



1) Durch die Eeichstagskommission S. Simon S. 164. 

2) S. 165. 

3) Vgl. die Angaben weiter unten S. 260 f. 

4) Yerhandl. des Reichstages 1870 Bd. 4, S. 657. 
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abzumessen, dafür fehlt es um so mehr an allem Maßstabe, als der Wert nicht 
sowohl von dem Geschäftsbetriebe für sich, als vielmehr von dem Resultate 
desselben abhängig ist. Gestaltet sich das Geschäft schlecht, so sind die Aus- 
gaben nutzlos gemacht, und selbst, wenn* es einen günstigen Verlauf nimmt, läßt 
sich ein bestimmter reeller Wert für dieselben nicht annehmen. Ähnlich wie 
mit den Organisationskosten verhält es sich mit den laufenden Yerwaltungskosten.^^ 

Das Gebot, die Organisationskosten ganz aus der Bilanz fortzu- 
lassen, fand vielfachen Widerspruch. So führten die Ältesten der 
Kaufmannschaft in Berlin in einem Gutachten folgendes aus'): 

„Die Vorschrift unter Nr. 2 des Art. 289a, wonach die Kosten der Organi- 
sation ihrem vollen Betrage nach in Ausgabe erscheinen müssen, finden wir 
ebenso unmotiviert als in vielen Fällen nachteilig. Die Kosten der Organisation, 
können unter Umständen sehr bedeutend sein und sind eine Ausgabe, die not- 
wendig gemacht werden muß, um das Unternehmen zur Existenz zu bringen. 
Es erscheint daher richtiger, sie auf eine Reihe von Jahren zu verteilen, als sie 
den Aktionären des ersten Jahres allein aufzubürden. Wir glauben, daß die- 
Bestimmung hierüber dem wohl verstandenen eigenen Interesse der Aktionär» 
durch eine Festsetzung im Statut lediglich anheimgegeben werden kann.^^ 

Trotz dieser Bedenken glaubte aber die Begründung zur Aktien- 

novelle von 1884 an dem Verbot festhalten zu sollen. Dort wurde 

ausgeführt:*) 

„In betreff der Yerwaltungskosten rechtfertigt sich diese Bestimmung von. 
selbst, da Beingewinn nicht vorhanden ist, bevor nicht die Kosten, welche zur 
Erzielnng desselben notwendig haben aufgewendet werden müssen, gedeckt sind. 
Dagegen hat man in der Vorschrift, soweit sie die Organisationskosten betrifft, 
von fachmännischer wie juristischer Seite mehrfach eine ungerechtfertigte Häite^ 
erblickt und die Zulassung einer Verteilung dieser Kosten auf einen mehijähri- 
gen Zeitraum, so daß jährlich nur ein bestimmter Betrag derselben unt^ die 
Passiva aufzunehmen ist, wenigstens insoweit, sAa dieselben einen dauernden Er- 
trag zu sichern bestimmt sind, als wünschenswert bezeichnet. Man hebt hervor, 
daß die Organisationskosten, welche von der Aktiengesellschaft so wenig wie^ 
vom Einzelkaufinann oder der offenen Handelsgesellschaft vermieden werden 
können, in dem rationell organisierten Betriebe das Äquivalent für das zu ihrer 
Bestreitung verausgabte Grundkapital ßUiden. Daher könne nur die Amortisation 
solcher Kosten binnen kurz bemessener Frist gefordert werden. Der Entwurf 
hat sich dieser Ansicht nicht anzuschließen vermocht. Zunächst fehlt es an 
einem Einverständnis darüber, welche Kosten zu den Organisationskosten zu 

rechnen sind. Daß sich durch die Praxis in kurzer Zeit der Begriff der 

Organisationskosten feststellen werde, steht bei der Verschiedenartigkeit der ein- 
zelnen Unternehmungen nicht zu hoffen. Außerdem bleibt zweifelhaft, ob die 
Zulassung einer solchen Verteilung auf die Kosten der ersten Organisation zu 
beschränken oder auch auf die durch eine spätere Erhöhung des Grundkapitals 
notwendig gewordenen Einrichtungskosten zu erstrecken und ob es nicht gebo- 
ten sein würde, den Betrag derselben im Verhältnis zum Grundkapital oder 
dessen späterer Erhöhung prozentual zu begrenzen. Prinzipiell aber bleibt nicht, 
zu verkennen, daß die Organisationskosten kein eigentliches Gesellschaftsaktivum 
bilden, da ihr Wert erst aus den durch sie herbeigeführten Erträgnissen erhellt. 
Einem so wenig geklärten Verlangen vermag der Entwurf daher nicht Folge zu 
geben. Seine Berücksichtigung könnte leicht eine Handhabe zur Verteilung un- 

1) Abgedruckt bei F. Hecht, das Börsen- und Aktienwesen der Gegenwart. 
Mannheim 1874. S. 858. 2) S. 804 f. 
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gerechtfertigter Dividenden und zur Anfachung der Spekulation bieten, während 
-die Vorschrift des bestehenden Rechts zu wirklichen Härten und Übelst^Jiden 
nicht geführt hat/^ *) 

Die einfache Befolgung der gesetzlichen Vorschrift würde nun 
für Aktiengesellschaften sehr unerwünschte Konsequenzen haben. 
Wenn die Gründungskosten 5 und mehr Prozent des Grundkapitals 
ausmachen und in voller Höhe als Unkosten des ersten Geschäfts- 
jahres behandelt werden müßten, so würde dies das Erträgnis des 
ersten Jahres sehr erheblich beeinträchtigen; bevor noch die geschäft- 
liche Tätigkeit überhaupt aufgenommen ist, wäre schon ein Verlust 
in Höhe von Y20 ^®^ Grundkapitals oder noch mehr eingetreten. Die 
dadurch bedingte niedrige Dividende würde es den Gründern sehr er- 
schweren, die Aktien zu emittieren, die Gesellschaft würde schwer 
Kredit erlangen u. dgl. m. Infolgedessen übernehmen jetzt regel- 
mäßig die Gründer alle Kosten, der Aktiengesellschaft selbst fallen 
also keine Gründungskosten mehr zur Last, und damit sind jene un- 
günstigen Konsequenzen verhindert. 

Soweit Kosten der Errichtung doch von der Aktiengesellschaft zu 
tragen sind, müssen sie und ebenso die Verwaltungs kosten als Betriebs- 
ausgaben des betrefiPenden Jahres behandelt werden. Bei der Unbestimmt- 
heit des Ausdrucks wird es allerdings vielfach sehr schwierig sein zu 
-entscheiden, ob bestimmte Ausgaben für Errichtung oder Verwaltung 
gemacht sind. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der gesetzlichen Be- 
stimmungen. Die drei erwähnten gesetzlichen Bestimmungen sind^ 
wie wir gesehen haben, nicht von dem Wunsche diktiert, bei den 
Aktiengesellschaften eine möglichst zutreflFende Darstellung des Ver- 
mögensstandes zu garantieren, sondern sie verfolgen ausschließlich den 
Zweck, eine möglichst vorsichtige Gewinnermittlung herbeizuführen. 
Dieses Bestreben ist bei der Eigenart der Aktiengesellschaft, insbe- 
4Sondere im Interesse der Durchführung des Prinzips der Bindung des 
Grundkapitals, durchaus berechtigt. Auch die Wege, die man zur Er- 
reichung dieses Zieles eingeschlagen hat, können wenigstens im großen 
Tind ganzen*) gebilligt werden. 

1) Für die Versicherangsvereine auf Gegenseitigkeit hat das Reichsgesetz 
über die privaten Versicherungsantemehmungen in seinem § 36 bestimmt: 

„Die Autsichtsbehörde kann bei der Erlaubnis zum Geschäftsbetriebe ge- 
statten, daß die Kosten der Errichtung und die im ersten (ireschäftsjahr entste- 
henden Kosten der Einrichtung, soweit sie weder die Hälfte des gesamten 
firündungsfonds noch den bar eingezahhen Teil übersteigen, auf mehrere, böch- 
ßtens jedoch auf die ersten fünf Geschäftsjahre verteilt werden und der jedes- 
mal verbleibende Rest als Aktivum in die Bilanz eingestellt wird.^^ 

2) Bezüglich der Organisationskosten hätte nach Analogie der ausländischen 
Gesetzgebung wohl zugelassen werden können, daß der Wert der Organisation 
-als Aktivum behandelt würde, wenn nur die Abschreibung dieses Postens inner- 
halb weniger Jahre vorgeschrieben wäre. 



Bewertungsvorschriften für die Aktiva. 257 

Andererseits darf aber auch nicht verkannt werden^ daß durch 
^iese Vorschriften der Wert der Bilanz als Vermögensübersicht ev. 
•erheblich beeinträchtigt wird und daß die Vorschriften — wie alle 
generellen Normen — im einzelnen Falle große Härten mit sich 
bringen. 1) 

Die Vorschrift, daß unter allen Umständen der AnschafFungs- 
resp. Herstellungspreis die Höchstgrenze bilde, fuhrt häufig zu sehr 
erheblichen ünterbe Wertungen^ sog. stillen Reserven. Beispielsweise 
bei industriellen Unternehmungen^ die vor Jahrzehnten inmitten großer 
Städte begründet sind, ist der Wert der Fabrikterrains oft auf das 
Vielfache gestiegen. In der Bilanz darf das aber unter keinen Um- 
ständen berücksichtigt werden. Ahnliches gilt bisweilen von Patenten, 
dauernden Beteiligungen u. dgl. mehr. Überall aber, wo in einer 
Bilanz starke stille Reserven stecken, gibt sie nicht mehr ein zu- 
treffendes Bild der Vermögenslage. 

Daß die Vorschriften des § 261 unter Umständen den Effekt 
haben, die Richtigkeit der Bilanzaufstellung zn beeinträchtigen, erkennt 
das Gesetz auch selber dadurch an, daß es für diejenigen Fälle, in 
denen es sich in erster Linie um die genaue Ermittlung des Aktiv- 
und des Reinvermögens handelt, seine speziellen Bewertimgsvorschriften 
^ußer Kraft setzt. Auf die Liquidationsbilanzen, so bestimmt § 299 
BGB., finden die Vorschriften des § 261 keine Anwendung.*) 

1) Man darf deshalb nicht, wie das häufig geschieht, sagen, daß es auch 
für alle anderen Unternehmungen zweckmäßig wäre, unter allen Umständen die 
besonderen Bewertungsvorschriften des Aktienrechts zur Anwendung zu bringen. 
Der Gesetzgeber selbst hat ja nicht einmal für die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung alle diese Vorschriften für nötig gehalten. 

2) Wie aber liegt die Sache bei den im § 240 erwähnten Bilanzen? Dort 
ist nämlich bestimmt: 

„Erreicht der Verlust, der sich bei der Aufstellung der Jahresbilanz oder 
einer Zwischenbilanz ergibt, die Hälfte des Grundkapitals, so hat der Vorstand 
unverzüglich die Generalversammlung zu berufen und dieser davon Anzeige 
zu machen. 

Sobald Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft eintritt, hat der Vorstand die 
Eröffnung des Konkurses zu beantragen; dasselbe gilt, wenn sich bei der 
Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt, daß das Ver- 
mögen nicht mehr die Schulden deckt.^* 
Wie wir gesehen haben, wird eine nach den besonderen Bewertungsvor- 
schriften des § 261 aufgestellte Bilanz in vielen Fällen ein nicht ganz zutreffendes 
Bild von der Höhe des Aktivvermögens ergeben, da einzelne Vermögensgegen- 
stände infolge gesetzlicher Bestimmung zu niedrig angesetzt sind. Muß nun der 
Vorstand einer Aktiengesellschaft eine Generalversammlung auch dann einberufen, 
resp. die Konkurserö&ung beantragen, wenn eine solche Bilanz ergibt, daß die 
Hälfte des Grundkapitals verloren ist resp. das Vermögen die Schulden nicht 
mehr deckt, wenn aber bei Außerachtlassung der besonderen Vorschriften des 
§ 261 sich ein ganz anderes, günstigeres Besultat ergeben würde? 

Diese Frage ist auch bei Abfassung des neuen Handelsgesetzbuches mehr- 
iibch aufgeworfen worden. [Fortsetzung der Fußnote s. nächste Seite.] 

Pftiiow, Bilansen. 17 
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Wie so viele gesetzliche Vorschriften^ so läßt sich übrigens aucb 
das Verbot^ den Anschaffiingspreis immer als Höchstgrenze zu be* 
handeln^ umgehen. Ist der wirkliche Wert sehr viel höher als der 
Anschaffungspreis^ so kann darin für die GeseUschafb ein Anreiz liegen, 
das betreffende Aktivum zu dem höhern Wert zu verkaufen und kurz 
darauf zu dem gleichen Betrage zurückzukaufen. Ist der Wert von 
EflFekten, die die Gesellschaft für 100000 Jl gekauft hat, auf 150000 JC 
gestiegen, so darf sie sie an sich immer nur mit 100 000 Jl bewerten. 
Verkauft sie sie aber für 150 000 Jl und kauft sie sie zu dem gleichen. 
Betrage wieder zurück, so ist der Anschaffungspreis nunmehr 150000 JC 
und darf auch in der Bilanz als Wert der Effekten eingesetzt werden. 

Der Entwurf des Jahres 1896 enthielt in § 220 Abs. 3 folgende Bestimmung- 
Für die Festi^tellung, ob der Verlust die Hälfte des Grandkapitals errreicht 

oder ob eine Überschuldung vorliegt, sind die für die Aufnahme der 

Jahresbilanz geltenden Vorschriften nicht maßgebend. 

Die Denkschrift I S. 140 bemerkte dazu: ,,Die Verpflichtung des Vorstandes,, 
im Falle des Verlustes der Hälfte des Grundkapitals unverzüglich der General- 
Versammlung Mitteilung zu machen und im Falle der Überschuldung der Ge- 
sellschaft die Konkurseröffnung zu beantragen, ist im Art. 240 des Handels- 
gesetzbuches davon abhängig gemacht, daß sich der Verlust oder die Überschuldung^ 
aus der Jahresbilanz oder einer im Laufe des Geschäftsjahres aufgestellten Bilanz 
ergibt. Nach dieser Fassung könnte es scheinen, daß für die fragliche Bilans. 

auch die besonderen Vorschriften über die Wertsansätze maßgebend seien^ 

Es ist jedoch einleuchtend, daß diese im wesentlichen nur zur Verhütung der 
vorzeitigen Verteilung unsicherer Gewinne bestimmten Vorschriften hier nicht 
maßgebend sein können. Im Entwurf ist der erwähnte Zweifel durch die aus- 
drückliche Vorschrift des § 220 Abs. 3 beseitigt." 

In dem Entwurf von 1897 ist die ausdrückliche Bestimmung, daß die be- 
sonderen Bewertungsvorschriften nicht maßgebend sein sollten, gestrichen, die Denk- 
schrift II S. 151 f. führt jedoch aus, daß trotzdem an der früheren Auffassung- 
festgehalten sei: „Die Vorschriften der Nummer 1 und 2 [der besonderen Be- 
wertungsvorschrift] haben im wesentlichen nur den Zweck, die vorzeitige Ver- 
teilung unsicherer Gewinne zu verhüten; dagegen kann es nicht die Absicht sein^ 
den Vorstand zur Stellung des Antrags auf Eonkurseröfhung zu verpflichten und 
eine Unterlassung des Antrags mit Strafe zu bedrohen, wenn eine Bilanz, in die- 
nach dem Gesetze die zur Veräußerung bestimmten Gegenstände nur mit dem 
ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungspreis eingestellt werden dürfen,, 
lediglich den äußeren Anschein einer Überschuldung hervorruft, während in 
Wirklichkeit ein solches Ergebnis durch den gesteigerten Wert der betreffenden, 
Vermögensbestandteile vollständig ausgeschlossen ist. Die Fassung der Vorschrift 
im § 235 des Entwurfs wird genügen, um der bezeichneten Auffassung vorzu- 
beugen. Eine ausdrückliche Bestimmung dahin, daß der § 264 des Entwurfs- 
hier nicht anwendbar sei, ist vermieden, da sie nach anderen Richtungen Zweifel 
hervorrafen könnte." 

In der Tat wird man, auch nachdem jene ausdrückliche Bestimmung des- 
ersten Entwurfs in Wegfall gekommen ist, annehmen müssen, daß die besonderen 
Bewertungsvorschriften für die Entscheidung, ob gemäß § 240 HGB. eine General«* 
Versammlung zu berufen oder Eonkurseröffnung zu beantragen ist, nicht maß- 
gebend sind, da das Gesetz nicht von dem Verlust, der sich aus der Bilanz, 
sondern von dem Verlust, der sich „bei" Aufstellung der Bilanz ergibt, spricht» 
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Ähnliches gilt auch von sonstigen Aktiven^ wenngleich bei manchen 
von ihnen, z. B. bei Grundstücken, wegen der Umständlichkeit des 
Verfahrens und wegen der Kosten eine derartige Manipulation sehr 
viel schwieriger wäre. 

Zu Härten kann die Vorschrift führen, daß bei den nicht zu 
dauerndem Gebrauch bestimmten Wertpapieren und Waren unter allen 
Umständen der Börsen- oder Marktpreis des Bilanztages die Höchst- 
grenze der Bewertung bildet. Es kann aus ganz zufälligen Gründen 
gerade am Bilanztage der Börsen- oder Marktpreis ein niedriger sein, 
und es kann die Erwartung berechtigt erscheinen, daß die Preise in 
dem Moment, wo die Gesellschaft zum Verkaufe schreiten wird, min- 
destens den Betrag des Anschaffungspreises wieder erreicht haben: 
trotzdem muß der zufällige Preis des Bilanztages zugrunde gelegt 
werden. Dieser Zwang, auf den Kurs des Bilanztages so weitgehende 
Rücksicht zu nehmen, legt es daher Unternehmungen, die z. B. große 
Posten von Wertpapieren besitzen, nahe, den Kurs so zu beein- 
flussen, daß er am Bilanztage die gewünschte Höhe erreicht 
oder wenigstens nicht unter den bisherigen Kurs sinkt. Das 
geschieht denn auch wohl nicht ganz selten. 

Andererseits kann die Vorschrift dahin führen, daß Dritte, die 
gleiche Wertpapiere besitzen, diese Situation zum Nachteile der Aktien- 
gesellschaft ausnutzen. Wenn sie ihre Effekten kurz vor dem Bilanz- 
tage zum Verkaufe bringen, so zwingen sie damit gewissermaßen die 
Aktiengesellschaft, die große Posten dieses Papiers besitzt, auch diese 
neu an den Markt kommenden Effekten anzukaufen, damit nicht in- 
folge des Angebots der Kurs gerade am Bilanztage heruntergeht.^) 

Bewertungsvorsohriften fftr das Aktivvermögen in der 
anßerdeutsohen Ctosetzgebung. Die Bedeutung, die die Be- 
wertungsgrundsätze für die Gewinnberechnung und damit für die 
praktische Durchführung der Bindung des Grundkapitals besitzen, 
hat auch im Ausland häufig die Gesetzgebung veranlaßt, spezielle 
Bewertungsvorschriften für die Bilanzen der Aktiengesellschaften zu 

1) Löwen feld sagt S. 430 f.: ,,Die Erfahrung lehrt, daß solche Ausbeutungen 
zu gewissen Zeiten den Charakter einer förmlichen Spekulation annehmen können. 
Die Banken haben in den Geschäftsjahren nach der Gründerperiode unter solchen 
Manövern schwer gelitten. Besaß eine Bank große Massen unveräußerlicher Ak- 
tien einer anderen Gesellschaft, so wußte jeder, daß es ihr am Ende des Jahres 
darum zu tun war, das sonstige Resultat ihrer eigenen Bilanz nicht durch über- 
triebene Kursrückgänge jenes Papiers beeinträchtigt zu sehen. Dieser Sachlage 
bemächtigte sich die Spekulation, indem sie am letzten Tage des Geschäftsjahres 
möglichst große Quantitäten des betreöenden Papiers zu einem relativ niedrigen 
Kurse an den Markt brachte und jene Bank als Besitzerin der Hauptmasse 
nötigte, entweder die angebotene Ware zu einem noch höheren als dem ge- 
forderten Kurse zu kaufen, oder den niedrigeren Kurs des Angebots als Tages- 
kurs des letzten Tages gelten zu lassen und demgemäß an ihrem ganzen Aktien- 
besitz einen neuen wesentlichen Verlust zu verzeichnen.^^ 

17* 



260 Bewertungsvorschrifien des Auslands. 

geben y die vielfach den deutschen Bestimmungen nachgebildet sind. 
Bei der großen Bedeutung dieser Materie sei im folgenden eine Übersicht 
über einige dieser Bestimmungen gegeben. 

In Österreich gilt noch heute das Allgemeine Deutsche Handels- 
gesetzbuch in seiner ursprunglichen Fassung^ die keine spezielle Be- 
wertungsvorschrifben für Aktiengesellschaften enthielt^ sondern nur in 
Art. 209 bestimmte^ daß der Gesellschaftsvertrag ,,die Grundsätze, nach 
welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu berechnen ist^', 
enthalten müsse. Das österreichische Aktienregulativ vom 20. September 
1899, das allerdings nicht für alle Aktiengesellschaften gilt, wieder- 
holt in seinem § 49 diese Bestimmung und fügt dann noch hinzu: 

„Die Aufstellung des Rechnungsabschlusses, welchei die ganze Gebarung 
der Gesellschaft zu umfassen hat, muß unter Beobachtung der gesetzlichen Yor- 
schriften und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes erfolgen. Ins- 
besondere sind sämtliche Aktiven und Passiven nach dem Werte anzusetzen, 
welcher ihnen zur Zeit der Aufnahme der Bilanz tatsächlich bei- 
zulegen ist. 

Bei Yermögensstücken, welche nach ihrer Beschaffenheit einer Abnützung 
oder Wertverminderung unterliegen, ist eine der sachgemäßen Veranschlagung 
entsprechende Abschreibung an dem Buchwerte derselben vorzunehmen und in 
dem Rechnungsabschlüsse entsprechend zum Ausdrucke zu bringen. Die Vornahme 
der notwendigen Abschreibungen ist statutarisch zu regeln und erforderlichen- 
falls auch der Schlüssel, nach welchem diese Abschreibungen zu erfolgen haben, 
im Statute festzusetzen.^^ 

Dazu kommt in § 51 des Aktienregulatives noch folgende Be- 
stimmung über die ^^Gründungskosten'^ 

„Bei der* Errichtung der Gesellschaft kann im Statute bestimmt werden, 
daß die in demselben zu spezialisierenden GrSndungskosten als Auslagen auf die 
ersten Geschäftsjahre, und zwar auf höchstens fünf Jahre verteilt werden. Als 
solche amortisierbare Gründungsauslagen können nur die baren, bei der Er- 
richtung der Gesellschaft notwendig zu bestreitenden Kosten einschließlich der 
aus Anlaß der Gründung zu leistenden öffentlichen Abgaben zugelassen werden.** ') 

Das Ungarische Handelsgesetz bestimmt: 

§ 199. Für die Aufstellung der Bilanz sind folgende Vorschriften maß- 
gebend: 

1. Das Gesellschaftsvermögen ist in dem Werte aufzunehmen, welcher dem 
Werte der einzelnen Gegenstände am letzten Tage des Geschäftsjahres ent- 
spricht; 

2. Papiere, die einen Börsenkurs haben, können höchstens zu jenem Kurse 
aufgenommen werden, welchen sie am letzten Tage des Geschäftsjahres haben; 

3. von den Kosten der ersten Organisation kann nur soviel unter die Forde- 
rungen aufgenommen werden, als bei einer Verteilung derselben auf höchstens 
fünf Jahre nach dem betreffenden Geschäftsjahre übrig bleibt; 

5. zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte in 
Rechnung zu bringen, uneinbringliche Forderungen aber abzuschreiben. 



1) „Mit dem Eechnungäabschlusse für das erste Geschäftsjahr ist eine de- 
taillierte Schlußabrechnung über den gesamten Gründungsaufwand der General- 
versammlung vorzulegen.^* 
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Ähnlich heißt es in dem Handelsgesetz für Bosnien-Herze- 
gowina: 

Art. 214. Für die AnfstelluDg der Bilanz sind folgende Vorschriften maßgebend : 

1. Das Gesellschaftsyermögen ist nach dem Werte aufzunehmen, welcher 
den einzelnen Gegenständen am letzten Tage des Geschäftsjahres entspricht. 

2. Eurshabende Papiere sind in der Begel zu jenem Kurse in die Bilanz 
aufzunehmen, welchen sie am letzten Tage des Geschäftsjahres haben; jedoch 
dürfen verlosbare Papiere höchstens zu dem Betrage, welcher für 
die zunächst bevorstehende Verlosung als geringster Einlösungs- 
betrag der gezogenen Papiere festgesetzt ist, andre kurshabende Papiere 
dagegen höchstens zum Ankaufskurs in die Bilanz aufgenommen werden. 

8. Von den Kosten der ersten Organisation kann nur so viel unter die 
Aktiven aufgenommen werden, daß bei gleichmäßiger Repartition dieser Kosten 
die vollständige Tilgung derselben längstens nach Ablauf der ersten fünf Ge- 
schäftsjahre bewirkt wird. 

6. Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte in 
Rechnung zu bringen, uneinbringliche Forderungen aber abzuschreiben. 

Das Schweizerische Bundesgesetz über das Obligationenrecht 
schreibt in Art. 656 vor^): 

1. Gründungs-, Organisations- und Verwaltungskosten sind in der Jahres- 
rechnung vollständig in AusgQ>be zu bringen. Ausnahmsweise dürfen Organi- 
sationskosten, welche in den Statuten oder in den Beschlüssen der Generalver- 
sammlung, sei es für die ursprüngliche Einrichtung, sei es für einen später hin- 
EUgekommenen Geschäftszweig oder eine Geschäfbsausdehnung^ vorgesehen sind, 
auf einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren in dem Sinne verteilt werden, daß in 
jedem Jahre mindestens der entsprechende Bruchteil als Ausgabe zu verrechnen ist. 

2. Grundstücke, Gebäude, Maschinen sind höchstens nach den Anschaffungs- 
kosten mit Abzug der erforderlichen und den Umständen angemessenen Abschrei- 
bungen anzusetzen. 

8. Kurshabende Papiere dürfen höchstens zu dem Kurswerte angesetzt wer- 
den, welchen dieselben durchschnittlich in dem letzten Monate vor dem 
Bilanztage gehabt haben. 

4. Warenvorräte dürfen höchstens zum Kostenpreis und, falls dieser höher 
als der Marktpreis stehen sollte, höchstens zu diesem angesetzt werden. 

In vielen anderen Ländern, so in Frankreich^), Belgien*), Holland, 



1) Vgl. dazu G. Brauchlin, Die Bilanz der Aktiengesellschaften nach 
schweizerischem Obligationenrecht. Zürich 1905. 

2) Vgl. Jacques Verley, Le bilan dans les societes anonymes. These. Paris 
1906. Für die Einführung von Bewertungsvorschriften: L^autey^ S. XLIXff. 
Wie Verley S. 9 berichtet, hat eine 1902 zur Reform des Aktienrechts eingesetzte 
außerparlamentarische Kommission von Bewertungsvorschriften abgesehen, weil 
sie fürchtete, „d'une part, de ne pouvoir formuler une loi assez comprähensive 
et assez pr^cise pour d^jouer la fraude, de Tautre, d'entraver par Tinsertion 
de regles et de sanctions le däveloppement des affaires sejrieuses, d^eloigner d'elles 
les hommes honorables et comp^tents, qui, par crainte de lourdes responsabilitäs 
qu'eux-m^mes ne sanraient prävoir, refaseraient toutes fonctions d^administrateurs 
dans une soci^tä/* Daß diese letztere Befürchtung vollständig unberechtigt war, 
lehrt die Entwicklung des deutschen Aktiengesellschaftswesens. 

3) Einen interessanten Gesetzentwurf einer mit Prüfung dieser Frage beauf- 
tragten Kommission nebst deren Begründung s. bei L^autey, S. 189 ff. Vgl. de 
Harven, Bilans et comptes de profits et pertes. Bruzelles 1906. 
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Italien^), Spanien^ Portugal, England, Schweden'), Norwegen, Dänemark, 
Bußland, Japan usw. fehlen allgemeine gesetzliche Bewertungsvor- 
Schriften für die Bilanzen der Aktiengesellschaften vollständig. Das 
hängt manchmal damit zusammen, daß die Gründung einer Aktien- 
gesellschaft der Konzessionspflicht unterliegt und daß die Regierung 
dadurch von Fall zu Fall in der Lage ist, die ihr nötig erscheinenden 
Bewertongsvorschrifken in das Statut aufzunehmen. In anderen Fällen 
erklärt sich das Fehlen von Bewertungsvorschriften daraus, daß der 
Grundsatz der Bindung des Grundkapitals nicht so strenge durchge- 
führt ist wie im deutschen Recht. Das letztere gilt insbesondere von 
England. 

Über die englische Rechtsprechung zu diesem. Punkt bemerkt 
Goldschmidt'): 

„Nach englischer AnffaBsung ist die Frage, ob Gewinn vorhanden ist, nicht 
durch den Gesetzgeber zu entscheiden, sondern muß der kaufmännischen Einsicht 
überlassen bleiben. Immerhin unterliegt die Buchführung der Kompagnie inso- 
fern einer gewissen Beschränkung, als dem Gericht die Nachprüfung des ypn 
ihr für die Gewinnermittlung verwendeten Systems freisteht. Die bei Ausübung 
dieses Eontrollrerhtes durch die Rechtsprechung festgelegten Grundsätze haben 
im Laufe der Zeit erhebliche Schwankungen erfahren. Ursprünglich ging die 
Rechtsprechung von der vom kaufmännischen Standpunkt allein als richtig zu 
bezeichnenden Anschauung aus, daß bei Berechnung des Reingewinnes nicht nur 
die ordentlichen Ausgaben und Unkosten, sondern auch die Wertverringerungen 
an Sachen und Forderungen, und die außerordentlichen Verluste zu berücksich- 
'tigen seien, welche die Kompagnie in der laufenden Geschäftsperiode erlitten 
hiat. Eine völlige Aufgabe dieses strengen, den deutschrechtlichen Bilanzvor- 
schriften entsprechenden Standpunktes bedeutet die Entscheidung in Lee v. 
Neuchat el Co. Dort wird vom Berufungsgericht ein neues System aufgestellt, 
nach dem unter Reingewinn ohne Rücksicht auf etwaige Wertver- 
lingerungen und Kapitalsverluste der Überschuß der ordentlichen 
Einnahmen über die ordentlichen Ausgaben zu verstehen ist. 

um die bedenkliche wirtschaftliche Tragweite dieser Entscheidung abzu- 
schwächen, macht das Berufungsgericht in- einer späteren Eutscheidung Yemer 
V. General and Commercial Co. einen Unterschied zwischen den Vermögensgegen- 
ständen der Kompagnie^ welche zum Gebrauch, und denen, welche zur Veräuße- 
rung bestimmt sind. 

Für Betriebsgegenstände (fixed capital) werden die früheren Grundsätze 
aufrechterhalten. Dagegen wird hinsichtlich der Yeräußerungsgegenstände (cir- 
culating capital) bestimmt, daß eine Wertverringerung derselben oder ein auf sie 
entfallender Verlust die Höhe der Dividenden schmälern soll. Die Bilanz einer 
Kompagnie kann demgemäß nach dem heute bestehenden Rechtszustande nicht 
angefochten werden, wenn bei der Bewertung der einzelnen Bilanzposten zum 
mindesten die nachstehenden Grundsätze beobachtet werden: 

1) Vgl. de Gregorio, I bilanci delle societä anonime. Milano, o. J. 

2) Wie Seid 1er in seinem Aufsatz „Die Vermögensbewertung in den Bilanzen 
dei: Aktiengesellschaften^^ (Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Ver- 
waltung Bd. 14, S. 403) erwähnt, ist in einem neueren schwedischen Kommissions- 
bericht gesagt, „daß man Vorschriften über die Aufstellung der Bilanz unterließ, 
weil die Kommission sich diesbezügliche Vorschläge nicht zutraute.^^ 

3) Bei Borchardt, Bd. XL Abt. L Teil 1, S. X98flF. 
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1. Betriebsgegenstände können ohne Rücksicht auf ihren wahren Wert mit 
ihrem AnschatFungswert eingesetzt werden. Der Verlust derselben, eine auf sie 
•entfallende Wertverringerung oder Abnutzung braucht deshalb nicht vom Rein- 
^winn in Abzug gebracht zu werden. Ein in absehbarer Zeit erschöpftes Berg- 
werk, ein im Kurse dauernd fallendes Anlagepapier, ein nach Ablauf gewisser 
2eit verfallenes Patent und ein im Wert sinkendes Grundstück kann deshalb 
Jahr für Jahr in derselben Höhe als Aktivum eingesetzt werden. Dasselbe gilt 
hinsichtlich der Brauchbarkeitsveränderung gewisser Betriebsgegenstände durch 
Abnutzung. Auch dieser braucht weder durch Abschreibung noch durch Ein- 
^fltellung eines Erneuerungsfonds auf der Passivseite der Bilanz Rechnung getragen 
2u werden. 

2. Yeräußerungsgegenstände sind mit ihren^ wahren Werte einzusetzen. Auf 
;8ie entfallende Yeisluste oder Yerringerungien vermindern deshalb den Betrag des 
iur die Gewinnverteilung zugrunde zu legenden Reingewinnes. 

3. Ein Verbot, Wertsteigerungen über den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
preis hinaus zu berücksichtigen, besteht weder für Betriebs- noch für Veräuße- 
j^^^uigsgegenstände. Immerhin muß jedoch das gesamte Grundkapital als Einheit 
betrachtet werden. Es ist deshalb nicht angängig, wenn einzelne Eompagnie- 
bestände wertvoller geworden, andere im Wert gesunken sind, lediglich die 
Wertsteigerungen zu berücksichtigen, die Wertverringerungen hingegen außer 
Acht zu lassen.*^ 

Die Bewertung in der Praxis. Die Bewertung der Aktiven 
ißt im den Bilanzen der Aktiengesellschaften noch sehr viel weniger 
«xakt^ als das schon ohnehin im allgemeinen der Fall ist. Mehr als 
hei allen anderen Unternehmungen zeigt sich hier, daß man bei der 
Bilanzaufstellung in erster Linie den rechnungsmäßig sieh ergebenden 
'Gewinn im Auge hat. Wünscht man diesen möglichst hoch, so be- 
wertet man auch die Aktiven hoch; wQnscht man, daß der rechnungs- 
mäßige Gewinn niedriger sei als der tatsächliche, so wählt man eine 
niedrige Bewertung, macht ganz unverhältnismäßige Abschreibungen 
tind führt vielleicht alle NeuanschafiPungen des Bilanzjahres, auch wenn 
sie Hunderttausende, ev. Millionen ausmachen, überhaupt nicht als 
Aktiva auf. 

Auch wo nicht direkt die Rücksicht auf die Gewinnzififer, „die 
herauskommen soU'^, maßgebend ist, wird meist sehr schematisch und 
•oberflächlich vorgegangen. Die Abschreibungen werden nicht indivi- 
-duell berechnet, sondern es werden für sämtliche Maschinen, sämtliche 
"Gebäude usw. einheitliche Prozentsätze in Abzug gebracht, und diese 
usancemäßigen Prozente werden dann meistens auch nicht vom An- 
«chaffungswert, sondern von dem jeweiligen Buchwert in Abzug gebracht. 

Bisweilen geht man in der Schematisierung so weit, daß schon 

im Statut die Abschreibungssätze ein für allemal festgesetzt werden. 
So heißt es im Statut der Vereinigten Eunstseidefabriken A.-G. zu Fran!k- 
fürt a. M.: ,,Bei Aufstellung des Inventars haben folgende Abschreibungen yom 
Originalwert stattzufinden : 

Z% an den Liegenschaften 
57o an Kraft- und elektrischen Anlagen 
10% an Utensilien und Betriebsmaschinen 
107^ an Patentkonto." 
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Die Hauptwillkür bei der Aufstellung der Bilanzen von Aktien- 
gesellschaften liegt aber in den übermäßigen Abschreibungen^ die ganz, 
besonders weit verbreitet sind. Vielfach wird die Bilanz ihres Cha- 
rakters als Yermögensübersicht dadurch völlig beraubt, denn welche^ 
Bedeutung hat die Bilanz noch, wenn große Yermögenskomplexe ent- 
weder überhaupt nicht oder nur als sog. Erinnerungsposten aufgeführt^ 
d. h. mit 1 Jl bewertet werden? Einige Beispiele mögen das zeigen^ 

In der Bilanz einer großen Sektfirma findet sich folgender AktiT- 

posten: 

Immobilien, Fabrikgebäude und Weinberge 1.359.517 JC 

Abschreibungen 1.359.516 Jt 1 J6 

Die Internationale Bohrgesellschaft führte in ihrer Bilanz per 
31. März 1907 folgende Aktivposten auf: 



1. Bohrkräne und Motoren Vortrag 

Zugang 

Abschreibung 

2. Bohrrohre und Gestänge Vortrag 

Zugang 

Abschreibung . 

3. Bohrwerkzeuge und Bohrutensilien Vortrag 

Zugang 

Abschreibung 

4. Modelle Vortrag 

Zugang 

Abschreibung 

5. Bureauinventar Vortrag 

Zugang 



Abschreibung 
6. Patentkonto . . . 



JC 
10 
100 075 


14 


JC 

10 

10 

15 

5 

10 
10 


100 085 
100 075 


14 
14 


10 
1 141 548 


56 


1 141 558 
1 141 548 


Ö6 
56 


16 
392 541 


97 


392 556 
392 541 


97 
97 


5 

18 902 


74 


18 907 
18 902 


74 
74 


10 
20 326 


89 


20 336 
20 32G 


89 
89 







In der Generalversammlung der Allgemeinen Elektrizitätsgesell- 
schaft vom Dezember 1908 erklärte ein Mitglied der Verwaltung^ 
daß es den Anschaffungswert der Maschinen^ Apparate usw., die mit 
wenigen Mark in der Bilanz aufgeführt wurden, auf etwa 30 Millionen 
Mark schätze! 

In anderen Fällen schafft man ebenfalls starke stille Reserven, schreibt 
die betr. Aktiven aber nicht auf 1 J( ab, so daß der Femerstehende nichi 
einmal ersehen kann, daß hier überhaupt stille Reserven vorliegen. 

In neuerer Zeit hat diese Praxis sogar eine gewisse gesetzliche 
Sanktion erfahren, nämlich durch folgende, bei der Neuredaktion des 
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Handelsgesetzbuches im Jahre 1897 eingefügte Bestimmung des § 271 
HGB. Von der allgemeinen Regel, daß jeder Aktionär^) einen Be- 
schluß der Generalversammlung wegen Verletzung des Gesetzes oder 
des Gesellschaftsvertrags im Wege der Klage anfechten kann, wird 
dort folgende Ausnahme gemacht: 

„Eine Anfechtung, die darauf gegründet wird, daß durch den 
Beschluß Abschreibungen oder Bücklagen über das nach dem Ge- 
setz oder nach dem Gesellschaftsvertrage statthafte Maß hinau» 
angeordnet seien, ist nur zulässig, wenn die Anteile des Aktionär» 
oder der Aktionäre, welche die Anfechtungsklage erheben,, 
den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen/' 

Bezüglich der Bedeutung solcher übermäßiger Abschreibungen, 
und der dadurch geschaffenen stillen Reserven gilt für Aktiengesell- 
schaften das gleiche, was schon im allgemeinen Teile ausgeführt 
wurde. Sicherlich ist es in sehr vielen Fällen zweckmäßig und an- 
gebracht, nicht den ganzen Gewinn an die Aktionäre auszuschütten,, 
sondern einen mehr oder weniger beträchtlichen Teil der Gesellschaft 
dauernd zu reservieren, ihr Reinvermögen dadurch zu stärken. Der 
gegebene Weg dafür ist aber die Einsetzung eines entsprechenden 
Reservekapitalpostens in die Passivseite der Bilanz, also die Schaffung 
einer offenen, einer sichtbaren Reserve. Wenn man dagegen einwendet,, 
daß die Aktionäre solcher Reservenhäufung Widerspruch entgegen- 
setzen würden und daß man den gewünschten Erfolg nur durch stille 
Reserven erreichen könne, so mag das in vereinzelten FäUen zu- 
treffen. In der Mehrzahl der Fälle ist diese Rechtfertigung der stillen 
Reserven nicht zutreffend, da die Verwaltung ganz regelmäßig auch 
in der Generalversammlung über die Mehrzahl der vertretenen Aktien, 
verfügt und dadurch auch dort der ausschlaggebende Faktor ist. 
Es muß deshalb immer wieder energisch betont werden, daß da& 
Bestreben, einen Teil der Gewinne als Reserve zurückzu- 
behalten, nicht als Rechtfertigung der stillen Reserven an- 
gesehen werden kann. Der ordnungsmäßige Weg dafür ist die 
Schaffung offener Reserven. Wenn statt dessen stille Reserven vor- 
gezogen werden, so ist der Grund für sie nicht in dem Wunsche nack 
Reservenbildung überhaupt, sondern in ganz anderen Dingen zu suchen. 

Der wahre Grund dafür, daß statt der offenen stille Reserven 
gewählt werden, liegt vielmehr darin, daß die Verwaltung sich von 
den übrigen Aktionären und der Öffentlichkeit nicht in ihre Karten 

1) Vorausgesetzt, daß der Aktionär in der Generalversammlung erschienen 
ist und gegen den Beschluß Widerspruch zum Protokoll erklärt hat, oder daß er 
zu der Generalversammlung unberechtigter Weise nicht zugelassen worden ist^ 
oder daß die Anfechtung sich darauf gründet, daß die Berufung der General- 
Versammlung oder die Ankündigung des Gegenstandes der Beschlußfassung nicht 
gehörig erfolgt sei. 
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gucken lassen will nnd daß sie für ihre Operationen möglichst freie 
Hand zu behalten wünscht.^) Hat eine Gesellschaft hohe stille Reserren, 
so kann der Außenstehende die Geschäftsführung nicht mehr kontrol- 
lieren. Werden bei gewissen Geschäften^ z. B. Verkäufen, Verluste er- 
hielt, so braucht das noch lange nicht in der Bilanz zum Ausdruck 
zu gelangen. Das kann unter Umstanden dahin fQhren, daß die 
Direktion in der Führung der Geschäfte lässiger wird, daß sie sich 
leichter zu spekulativen Geschäften mit großem Bisiko veranlassen 
läßt, denn sie weiß, daß wenn die Spekulation fehlschlägt, der Ver- 
lust trotzdem nicht in der Bilanz erscheint. Stille Reserven haben 
weiter den Effekt, daß in schlechten Jahren ohne Verletzung der ge- 
setzlichen Bestimmungen ein höherer Gewinn ausgewiesen werden 
kann als den Tatsachen entspricht, u. dgl. mehr. 

Will man der Verwaltung eine solche weitgehende Vollmacht, 
•eine solche unkontrollierbare Geschäftsführung zugestehen, dann, aber 
auch nur dann kann mau sich mit dem Prinzip der stillen Reserven 
•einverstanden erklären. In diesem Falle muß man sich aber darüber 
klar werden, daß die Bilanz ihre eigentliche Bedeutung zum größten 
Teile verliert, daß sie weder die wirkliche Höhe des Aktivvermögens 
noch des Reinvermögens ersehen läßt. 

Kontinuität der Bilanzans&tze. Ist die Unternehmung ver- 
pflichtet, die einmal vorgenommenen übermäßigen Abschreibungen in 
6päteren Bilanzen aufrecht zu erhalten? 

Es ist behauptet worden, die „Kontinuität^^ zwischen den einzelnen 
Jahresbilanzen einer Aktiengesellschaft müsse insoweit gewahrt werden, 
als alle einmal vorgenommenen, also auch die offenbar übermäßigen 
Abschreibungen nicht wieder rückgängig gemacht werden dürften. So 
nagt Simon: bei den Gegenständen, die nicht zum dauernden Geschäfts- 
betriebe bestimmt seien, sei es zweifellos erlaubt, den Wert einzelner 
Aktiven, die in früheren Bilanzen zu niedrig eingesetzt seien, in der 
späteren wieder mit dem höheren Betrage aufzuführen. Bei den Ge- 
brauchsgegenständen dagegen sei die Gesellschaft an einmal gemachte 
Abschreibungen dauernd gebunden. 

Dieser Meinung kann nicht beigepflichtet werden. An keiner 
Stelle des Gesetzes findet sich eine derartige Bestimmung, und deshalb 
kann nicht davon die Rede sein, daß rechtlich ein solches Prinzip der 
Kontinuität gelte. Wenn eine solche Vorschrift bestände, so wäre 
nicht abzusehen, weshalb sie sich nur auf die Gebrauchsgegenstände, 
nicht auch auf die sonstigen Aktiva beziehen soUte. 

In der Regel hält allerdings die Praxis an den einmal vorge- 
nommenen Abschreibungen fest, aber sicherlich kommt es auch vor, 

1) Über die Gefahren^ die speziell eine zn niedrige Bewertung der Effekten, 
mit sich bringt^ vgl. auch Liefmann, BeteiiigongB- und Finanzierungsgesell- 
Schäften. Jena 1909. S. 466 ff. 
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^aß in kritischen Zeiten die zu niedrig bewerteten Gegenstände wieder 
liöher angesetzt werden. Meist allerdings sucht man das nach Mög- 
lichkeit zu verbergen. Daß insbesondere Wertpapiere, die auf Grund 
des § 261 Ziffer 2 oder freiwillig unter dem Ankaufspreise angesetzt 
•wurden, in späteren Jahren bei günstigeren Kursen wieder höher be- 
'"wertet werden, kommt auch dann, wenn diese Wertpapiere zum Anlage- 
vermögen gehören, sehr häufig vor. 

Die Passiva. 

▲Ugemeiues. Besondere gesetzliche Bewertungsvorschriften 
-für die Passiva der Aktiengesellschaft kennt das deutsche Recht nicht. 
Auch im außerdeutschen Becht finden sie sich nur ausnahmsweise. So 
wäre hier hervorzuheben aus Art. 656 des schweizerischen Obligationen- 
rechts die Bestimmung: 

„Von der Gesellschaft ausgegebene Obligationen sind zn dem vollen Betrage, 
'jzn weichem sie zurückbezahlt werden müssen, anzusetzen. Dagegen kann die 
Differenz zwischen dem Emissionskurse und dem Bückzahlungsbetrage, welche 
•durch jährliche Abschreibungen bis zum Verfalltage zu amortisieren ist, unter 
•die Aktiva aufgenommen werden/^ 

A uch bezüglich der Praxis der Bewertung ist für Aktiengesellschaften 
nichts Besonderes zu bemerken. Dagegen sei die Bedeutung einzelner Schuld- 
posten, die den Aktiengesellschaften eigentümlich sind, kurz erläutert: 

Aktieneinzahlungskonto. Wenn Aktiengesellschaften, deren 
Grundkapital noch nicht völlig eingezahlt ist, weitere Einzahlungen 
ifordern, so kommt es häufig vor, daß sie sich bereit erklären, von den 
Aktionären auch schon vorher (als Darlehen) die Einzahlungsbeträge 
in Empfang zu nehmen und sie bis zu dem Fälligkeitstage der Ein- 
zahlungen entsprechend zu verzinsen. Die daraufhin eingehenden 
<jelder sind zunächst noch keine eigentlichen Einzahlungen, sondern 
rstellen bis zum Fälligkeitstage eine Schuld der Gesellschaft dar.^) Es 
ist also völlig korrekt, wenn es in einer Bilanz beispielsweise heißt:*) 



Ausstehende 25 % des Grund- 
kapitals ./^ 250000 



Grundkapital ^iC 1 000 000 

Im yoraus eingegangene Be- 
träge auf die einberufene 
letzte Einzahlung . . , JC 189 000 



1) Wären sie keine Schuld, sondern Einzahlung auf das Grundkapital, so 
•dürften dafür nach § 215 HGB. keine Zinsen gezahlt werden. 

2) Nicht korrekt dagegen ist es, wenn in der Bilanz einer Bank auf der 
Aktivseite steht 

EinZahlungsverpflichtungen auf unsere neuen Aktien (fällig 

am 20. Februar 1906) .^8 250 000 

Hiervon im Jahre 1904 im voraus eingegangen „ 6 661 376 

1 598 625 

Es ist nicht die Differenz zwischen bestimmten Forderungen und bestimmten 

Schulden in die Bilanz einzusetzen, sondern es gehört der Gesamtbetrag der 

'Forderungen auf die Aktiv-, der Gesamtbetrag der Schulden auf die Passivseite. 
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Sflokst&ndige Dividenden. In einer richtig aufgestellten Schluß- 
bilanz erscheinen die für das abgelaufene Geschäftsjahr zu zahlenden 
Dividenden noch nicht als Schuldposten, denn erst nachdem die Bilanz, 
genehmigt ist, ist darüber Beschluß zu fassen, welcher Teil des in der 
Bilanz ausgewiesenen Reingewinnes an die Aktionäre verteilt werden 
soll. Dagegen kommt es häufig vor, daß Dividenden aus früherea 
Jahren nicht gleich abgehoben werden. Diese Beträge sind natürlich 
bis zu der Verjährung als Schuld in den Bilanzen aufzuführen. 

Aktienerlösdepotkonto. § 290 HGB. bestimmt: 

Ist zur Ausführung der Herabsetzung des Grundkapitals eine Verminderung" 
der Zahl der Aktien durch Umtausch, Stempelung oder durch ein ähnliches Ver- 
fahren vorgesehen, so kann die Gesellschaft die Aktien, welche trotz erfolgter 
Aufforderung nicht bei ihr eingereicht sind, für krafdos erklären. Das gleiche 
gilt in Ansehung eing^ereiehter Aktien, welche die zum Ersätze durch neue- 
Aktien erforderliche Zahl nicht c^eichen und der Gesellschaft nicht zur Ver- 
wertung für Rechnung der Beteiligten zur Verfügung gestellt sind. 

Entsprechendes gilt auch für den Umtausch von Aktien in den» 
FaU, daß eine Aktiengesellschaft von einer anderen in der Weise über- 
nommen wird, daß die Aktionäre der übernommenen durch Aktien 
der übernehmenden Gesellschaft entschädigt werden.^) 

Auch in solchen Fällen müssen die Besitzer der für krafüos er- 
klärten Aktien natürlich durch neue Aktien entschädigt werden. Da sie- 
sich aber nicht gemeldet haben, oder da die alten Aktien die dem fest- 
gesetzten Umtauschyerhältnis entsprechende Zahl nicht erreichen, so 
kann die Aushändigung der auf sie entfallenden neuen Aktien nicht 

direkt erfolgen. § 290 HGB. bestimmt deshalb für diesen Fall: 

„Die an Stelle der für kraftlos erklärten Aktien auszugebenden neuen 
Aktien sind für Rechnung der Beteiligten durch die Gesellschaft zum Börsenpreis- 
und in Ermangelung eines solchen durch öffentliche Versteigerung zu verkaufen. 
Der Erlös ist den Beteiligten auszuzahlen oder, sofern die Berechtigung zur- 
Hinterlegung vorhanden ist, zu hinterlegen/* 

Solange der erzielte Erlös nicht ausgezahlt ist, stellt er natürlich, 
eine Schuld der Gesellschaft dar und wird dann unter den angegebenen 
Bezeichnungen auch unter den Schulden in der Bilanz aufgeführt. 

Nicht in der Bilanz erscheinen regelmäßig die Verpflichtungen 
aus sog. OeilnßBcheixien. Unter Genußscheinen versteht man ge- 
wöhnlich*) Papiere^), die, ohne Mitgliedschaftsrechte zu gewähren^ 

1) § 306 Abs. 3 HGB. 

2) Es sei aber darauf aufmerksam gemacht, daß das Wort „GenuBschein*^ 
zu denjenigen Ausdrücken gehört, die von der Praxis für die verschiedenartigsten. 
Dinge angewendet werden. So werden als Gennßscheine vielfach diejenigen. 
Anteilsrechte bezeichnet, die an die Stelle angeblich amortisierter Aktien treten. 
Wie noch darzulegen sein wird, handelt es sich hierbei um richtige Aktien. 
Vgl. dazu auch Fuhrmann, Genußaktien (actions de jouissance) und Genuß- 
scheine (bons de jouissance). Bern 1907. 

3) Ausnahmsweise werden gar keine Urkunden über diesen Anspruch auf' 
einen Gewinnanteil ausgefertigt, sondern es wird nur ein Genußscheinbach nach 
Art des Aktienbuches für Namenaktien angelegt. 
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Anspruch auf einen Teil des Reingewinnes zusichern.^) Manchmal 
-erhalten die Genußscheininhaber einen Teil des Reingewinnes vor den 
Aktionären^ in anderen Fällen erhalten zunächst die Aktionäre aus 
"dem Reingewinn eine Dividende von 4, 5, 6 %; ^i^d die Genußschein- 
inhaber partizipieren dann nur an dem darüber hinausgehenden Teil 
«des Reingewinnes. Regelmäßig behalten die Gesellschaften sich das 
Recht vor^ die Genußscheine gegen eine bestimmte Entschädigung 
wieder einzulösen und damit den Anspruch auf einen Teil des 
Reingewinnes wieder zu beseitigen. Solche Genußscheine werden 
bisweilen schon bei der Gründung an aUe oder einen Teil der 
Gründer ausgegeben, noch häufiger erhalten bei Sanierungen die- 
jenigen Aktionäre, die freiwillige Zuzahlungen geleistet haben, der- 
artige Genußscheine. ^) 

Trotzdem die Genußscheine regelmäßig über einen bestimmten 
Betrag lauten und trotzdem ihr Vorhandensein für die Beurteilung 
der finanziellen Verhältnisse der Aktiengesellschaft von größter Be- 
deutung ist, erscheinen sie doch nicht als Schuldposten in der Bilanz. 
Der Grund liegt darin, daß es sich hier um eine Verpflichtung han- 
<ielt, die von der Höhe des eigenen Jahresertrages abhängig ist, und 
43olche Verpflichtungen werden, wie wir sahen (S. 207 f.), nicht in die 
Bilanz aufgenommen. 

In manchen Fällen ist die Gesellschaft nicht nur berechtigt, son- 
dern auch verpflichtet, die Genußscheine gegen einen bestimmten 
Betrag einzulösen. Wenn die Einlösung aus dem Gewinn stattzufinden 
hat, so erscheint die Verpflichtung zur Einlösung trotzdem nicht in 
•der Bilanz.^) 



1) Solche Genußscheine können an sich von jeder Unternehmung ausgegeben 
w^erden. Praktisch kommen sie aber fast nur bei Aktiengedellschaften vor. 

2) Vgl. Passow, Aktiengesellschaft, S. 34f., 67f. 

3) Beispiel: Die Generalversammlung der Aktiengesellschaft Hochofenwerk 
Lübeck vom 30. Juni 1908 faßte folgenden Beschluß: 

,,Die Gesellschaft gibt bis zu 6000 Genußscheine zu je 160 JC aus. Den 
Aktionären ist der Bezug eines Genußscheines auf je eine Aktie gegen Zahlung 
▼on 160 Jt anzubieten. Die Genußscheine werden mit 6 % jährlich nach Maß- 
gabe der folgenden Bestimmungen verzinst und eingelöst: 

Die Verzinsung erfolgt nur aus dem Reingewinn und nur so weit dieser 
nicht nach gesetzlicher Vordchrit't für den Reservefonds zu verwenden ist. Die 
Auszahlung der Zinsen erfolgt nach Genehmigung der Bilanz für das abgelaufene 
Geschäftsjahr. Soweit der fdr die Zinszahlung verfügbare Reingewinn in einem 
Jahre nicht zur Zahlung der 6 % Zinsen ausreicht , sind die Zinsen aus dem 
Reingewinn der späteren Jahre zu bezahlen. 

Der nach Zahlung der Zinsen der Genußscheine verbleibende Reingewinn 
•eines jeden Jahres ist zur Einlösung von Genußscheinen zu verwenden. 
Die Einlösung erfolgt zu je 160 Ji(. Der Gesellschaft bleibt das Recht vor- 
behalten, die Genußscheine jederzeit sämtlich oder zum Teil mit 170 JC zuzüg- 
lich etwa rückständiger Zinsen der abgelaufenen Geschäftsjahre einzulösen. Vor 
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Sind am Bilanztage einzelne Genußscheine zur Einlösung aus> 
gelost^ hat die Einlösung aber noch nicht stattgefunden^ so muß der 
dafür zu verwendende Betrag natürlich als Schuldposten eingesetzt 
werden. 

Das Beinvermögen. 

Allgemeines, über die Gliederung des Reinvermögens in der 
Bilanz der Aktiengesellschaft enthält das deutsche Handelsgesetzbuch 
in seinem § 261 zwei Vorschriften, nämlich 

a) ,,Der Betrag des Grundkapitals und der Betrag eines jeden 
Reservefonds sind unter die Passiva aufzunehmen." 

b) „Der aus der Vergleichung sämtlicher Aktiva und sämtlicher 
Passiva sich ergebende Gewinn oder Verlust muß am Schlüsse der 
Bilanz besonders angegeben werden." 

Diese Vorschriften haben Wilhelm Oechelhäuser zu folgender 

spöttischen Bemerkung veranlaßt: 

„Die Bestimmung, daß Grundkapital und Reservefonda unter den PassiTi» 
der Bilanz zu figurieren haben, und daß die Differenz zwischen den Aktivis und 
Passivis den Gewinn oder Verlust ausmacht, überlassen wir dem satirischen 
Lächeln jedes Lehrlings der doppelten Buchführung; man vermißt dabei nur, 
wenn einmal ein kaufmännisches ABC -Buch geschrieben werden sollte, die er- 
gänzende Bestimmung, daß Immobilien, Yermögensstücke imd Guthaben unter 
die Aktiva aufzunehmen seien I^^^) 

Der Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen ist zweifellos sehr 
ungeschickt und unsachgemäß, aber doch ist jener Spott nicht ganz ge- 
rechtfertigt, denn jene Bestimmungen haben doch noch einen speziellen 
Sinn. Daß das Reinvermögen in die Passivseite der Bilanz aufzu- 
nehmen ist, ist selbstverständlich und geschieht auch bei allen anderen 
Unternehmungen, aber nicht selbstverständlich ist die durch § 261 
gegebene Vorschrift, daß Grundkapital, jede Reserve und der Gewinn 
(resp. Verlust) gesondert in der Bilanz aufzuführen sind. 

Weiter soll die Wendung, daß Grundkapital und Reserven „unter 
die Passiven aufzunehmen" sind, nicht nur besagen, daß sie auf der Passiv- 
seite stehen sollen, sondern auch daß die Berechnung des Erfolges in 
der auf S. 63 ff. dargestellten Weise zu geschehen hat, daß als Rein- 
gewinn also nicht, wie bei anderen Unternehmungen, die ganze im Ver- 
gleich mit dem Vorjahr eingetretene Reinvermögensmehrung, sondern 
lediglich jener Teil der Aktiven, der nach Abzug der Schulden, des 

Einlösung sämtlicher Genußscheine darf auf die Aktien eine Divi- 
dende nicht gezahlt werden.^^ 

Auf Grund dieses Beschlusses wurden 5211 Genußscheine bezogen. Die 
der Gesellschaft dafür zufließenden 781 650 JC wurden als Betriebsgewinn be- 
handelt und ein Schuldposten wurde für die ausgegebenen Genußscheine nicht 
in die Bilanz eingestellt, trotzdem die Gesellschaft zu deren späterer Einlösung 
verpflichtet ist, allerdings nur so weit der Reingewinn dafür ausreicht. 

1) Die Nachteile des Aktienwesens. Berlin 1878. S. 80. 



Grundkapital. 27 L 

Grandkapitals und der Reserven übrig bleibt, anzusehen ist. Es ist 
zwar wenig zweckmäßig, daß man dafür die Ausdrucksweise des § 261 
Nr. 5 und 6 wählt, aber jedenfalls soll dadurch jener sachliche Zweck 
der Bindung des Gnindkapitals und der Reserven erreicht werden. 

Im einzelnen ist zu den Bestandteilen des Reinvermögens der 
Aktiengesellschaft folgendes zu bemerken: 

Grundkapital. Nicht immer erscheint das Grundkapital unter 
seinem gesetzlichen Namen in der Bilanz. Außer dem unvermeidlichen 
Grundkapitalskonto finden wir Bezeichnungen wie: Aktienkapital, Konto- 
der Aktionäre, Grundvermögen, Garantiekapital, Aktienstammkapital. 
Vielfach erfolgt auch die Einstellung der Summe nicht korrekt. 
So findet man z. B. statt des einheitlichen Grundkapitals getrennte 
Posten für Vorzugs- und Stammaktien, für alte und neue Aktien, für 
Aktien L, II., III. usw. Emission, für Aktien Serie A, B, C, bei Bahn- 
geseUschaften vielfach getrennte Posten für Haupt- und Nebenbahn. 
Alle diese Angaben sind inkorrekt. Das Grundkapital stellt einen, 
einheitlichen Betrag dar und ist deshalb auch in einem Posten aus- 
zuweisen. Dagegen steht natürlich nichts im Wege, daß vor dem 
Strich eine Spezifizierung vorgenommen wird.^) 

Nur in einem Falle kann das Grundkapital nicht direkt in die- 
Bilanz eingesetzt werden, wenn nämlich, was bei älteren GeseUschaften 
vorkommt, die Aktien und damit auch das Grundkapital auf eine fremde- 
Währung lauten. Soweit diese GeseUschaften von der MögUchkeit, ihre 
Gulden- usw. Aktien in Markaktien umzuwandeln^, keinen Gebrauch ge- 
macht haben, müssen sie das Grundkapital in Reichswährung umrechnen,, 
denn nach § 40 HGB. muß die Bilanz in Reichswährung aufgestellt werden- 
ist das Grundkapital noch nicht vöUig eingezahlt, so sind an sich 
zwei Methoden der BilauzdarsteUung möglich. Wenn beispielsweise 
bei einer AktiengeseUschaft mit einem Grundkapital von 1 MiUion 
Mark erst 25% eingezahlt sind, so könnte sie unter die Passiven 
einfach au&ehmen: „Eingezahltes Grundkapital') 250000 Jl^\ und so* 
wird vielfach verfahren. Der andere Weg ist der, unter den Passiven 
das ganze Grundkapital, unter den Aktiven die noch ausstehenden 
Einzahlungen aufzuführen, also z. B. so 



Noch ausstehende Einzah- Grundkapital JC \ 000 000- 

lungen anf das Grand- 

kapiial*) ./Ä 760 000 

1) Vereinzelt wird das Grundkapital zusammen mit der Reserve in einem 
Posten aufgeführt. Das ist natürlich unzulässig. 

2) Erleichtert wurde das durch das Reichsgesetz vom 16. Dezember IST^- 
betr. die Umwandlung von Aktien in Reichswährung. 

8) Gelegentlich wird das eingezahlte Grundkapital auch als Emissionskapital 
bezeichnet. 

4t) Andere Ausdrücke: Aktienkapitaleinzahlungskonto, rückständige Ein- 
zahlung. Wenn, wie das bei zahlreichen Versicherungsgesellschaften der Fall 
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Da das Gesetz ausdrücklich vorschreibt^ daß ,,das^^ Grundkapital^ 
«Iso nicht nur der bereits eingezahlte Teil, unter die Passiven aufzu- 
nehmen ist, so ist lediglich diese zweite Form korrekt.^) 

Wird das Grundkapital erhöht oder herabgesetzt, so tritt die 
Änderung nicht schon mit dem Beschlüsse, sondern erst dann ein, 
wenn er tatsächlich durchgeführt ist.*) 

Bis zur Aktiennovelle von 1884 kam es vielfach, insbesondere 
bei Eisenbahngesellschaften, vor, daß man bei Erhöhung des Grund- 
kapitals die neuen Aktien unter pari ausgab. Hätte man in solchen 
Fällen das Grundkapital um den vollen Nominalbetrag der neuen 
Aktien erhöht, so würde das bei strenger Wahrung des Prinzips der 
Bindung des Grundkapitals zur Folge gehabt haben, daß der tatsächlich 
erzielte Reingewinn so lange hätte aufgespeichert und von der Verteilung 
als Dividende ausgeschlossen werden müssen, bis er die Differenz 
zwischen Nominalbetrag und Ausgabepreis der neuen Aktien erreichte. 
Das wollten natürlich die Gesellschaften nicht, und deshalb setzten sie 
nicht den Nominalbetrag, sondern nur den Emissionspreis der Aktien 
in die Passivseite der Bilanz ein. Oder aber sie setzten den vollen 
Nominalbetrag unter die Passiven ein, errichteten dann aber auf der 
Aktivseite ein entsprechendes Disagiokonto oder erhöhten einfach den 
Betrag des Baukontos um den Betrag des bei der Ausgabe der Aktien 
-entstandenen Disagios. Zur Rechtfertigung erklärte man dann: das 
Disagio stelle einen Aufwand dar, der im Interesse der Kapital- 
beschaffung, indirekt also im Interesse der Herstellung der Anlage 
gemacht sei, und deshalb müsse das Disagio auch den übrigen Her- 
-steUungskosten zugerechnet werden. Dieser Brauch wurde dann auch 
<lurch die Rechtsprechung des höchsten Gerichtshofes sanktioniert. 
Heute hat dieser FaU bei uns keine praktische Bedeutung mehr, da 
Aktien nie imter pari ausgegeben werden dürfen. 

Eine besondere Erwähnung verdient noch der im § 227 HGB. be- 
handelte FaU der Einziehung (Amortisation) von Aktien. Danach kann 
-eine Aktiengesellschaft im Gesellschaftsvertrag anordnen oder gestatten, 
4aß die Aktien allmählich mittels Auslosung, Kündigung oder in ähn- 
licher Weise amortisiert werden sollen. Ist dabei bestimmt, daß die Ein- 
ziehung nur aus dem nach der jährlichen Bilanz verfügbaren Gewinn 
erfolgen soU, so finden die für die Herabsetzung des Grundkapitals 
maßgebenden Vorschriften keine Anwendung. Dieser FaU hat für 
Deutschland keine große praktische Bedeutung, immerhin mag 

ist, die Aktionäre in Höhe des noch nicht eingezahlten Grundkapitals Wechsel 
bei der Gesellschaft hinterlegen müssen, so wird dieser Posten in den Bilanzen 
häufig einfach als „Wechsel der Aktionäre" bezeichnet. 

1) Ebenso Simon S. 208. 

2) Über den Zeitpunkt^ in dem eine Eapitalherabsetzung durchgeführt ist, 
vgl. Simon S. 211 ff. 
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noch kurz darauf eingegangen werden. Es ist in der juristischen 
Literatur nämlich außerordentlich bestritten, wie in solchen Fällen zu 
verfahren sei. Von den meisten Autoren wird behauptet, daß durch 
solche Einziehung von Aktien zwar das Grundkapital herabgesetzt 
werde, daß aber trotzdem auch der Betrag der amortisierten Aktien 
dauernd in der Bilanz unter den Passiven weiterzuführen sei. Dieser 
auf der Passivseite stehende Betrag der eingezogenen Aktien habe 
dann zwar nicht den Charakter eines Bestandteils des Grundkapitals, 
aber den einer gesetzlichen Reserve.^) Eine ausdrückliche Vorschrift, 
die die Schaffung einer Reserve in Höhe der amortisierten Aktien 
fordert, findet sich im Handelsgesetzbuch nicht, und deshalb halte ich 
jene Ansicht für irrig. M. E. hat die Einziehung von Aktien einfach 
den Erfolg, daß das Grundkapital dadurch entsprechend herabgesetzt 
wird*); aber das ist, wie gesagt, sehr bestritten. 

Zu beachten ist, daß in den meisten Fällen, in denen das 
Statut und die Praxis von Amortisation oder Einziehung von Aktien 
sprechen, tatsächlich gar keine Amortisation stattfindet und statt- 
finden soll. 

Es werden nämlich meist zwar nominell die ausgelosten usw. 
Aktien amortisiert, aber die betreffenden Aktionäre erhalten an Stelle 
ihrer für kraftlos erklärten Aktien sogenannte Genußscheine. Diese 
Genußscheine gewähren nun nicht wie die auf S. 268 f. erwähnten 
lediglich Gläubigerrechte, sondern sie sind tatsächlich weiter nichts 
als eine besondere Art von Aktien. Die Genußscheininhaber erhalten 
nicht nur einen Teil des Reingewinnes und des Liquidationserlöses, 
sondern sie haben auch Stimmrecht in der Generalversammlung, sind 
also wirkliche Gesellschafter. Liegt dieser Tatbestand vor, so hat 
also lediglich eine Umwandlung der Aktie stattgefunden. Der Besitzer 
der ausgelosten Aktie hat unter der unzutreffenden Bezeichnung 
„Rückerstattung der Aktieneinlage" eine besondere Vergütung aus 
dem Reingewinn erhalten, dafür muß er nun hinsichtlich der künf- 
tigen Dividendenansprüche usw. etwas hinter diejenigen Aktionäre, die 
jene Extravergütung noch nicht erhalten haben, zurücktreten. 

In diesem Falle sind also die Aktien gar nicht amortisiert^ son- 
dern die an deren Stelle tretenden „Genußscheine" haben ebenfalls den 
Charakter von Aktien. So liegt der FaU nun meist, wenn von Amorti- 
sation der Aktien die Rede ist.*) Die Gesellschaften, die dieses Ver- 



1) So Simon S. 222. Vgl. auch Lehmann, Aktienrecht, Bd. ü, S. 188ff. 

2) Vgl. anch Passow, Aktiengesellschaft S. 82 ff. 

3) Auch das österreichische Aktienregulativ sieht diesen Fall als den nor- 
malen an, denn es bestimmt in § 33: 

„Im Statute kann ausnahmsweise die sukzessive Einlösung der Aktien tarn. 
Nominalbeträge vorgesehen werden, wenn die der Gesellschaft gehörige Ver^ 
mögenssubstanz durch den Geschäftsbetrieb naturgemäß ganz oder großenteils 

PasBow, Bilanzen. 18 
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fahren einschlagen^ vermindern den Posten Grundkapital gewöhnlich 
um den Betrag der ^^amortisierten'^ Aktien^ führen dann aber daneben 
ein Oenußscheinkonto in entsprechender Höhe auf, so daß far das 
Ergebnis kein unterschied entsteht. Immerhin ist die Bezeichnung 
einer bestimmten Kategorie von Aktien als Genußscheine irreführend 
und inkorrekt und würde besser yermieden. Als Euriosum sei an> 
geführt, daß es eine deutsche Gesellschaft [Bazar Aktiengesellschaft 
in Berlin] gibt, die auf die beschriebene Weise ihre sämtlichen 
Aktien „amortisiert^^ und dafür „Genußscheine" ausgegeben hat. In- 
folgedessen erscheint in der Bilanz formell auch gar kein Posten. 
Grundkapital, sondern nur ein Genußscheinkonto. Rechtlich ist das 
aber weiter nichts als ein unzutreffender Ausdruck für Grundkapital. 
Keine Amortisation lag auch in den Fällen vor, bei denen da& 
preußische Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 von Amortisation 
der Aktien spricht. Die §§ 38 und 39 dieses Gesetzes bestimmten 
nämlich, daß die privaten Eisenbahnen eine besondere Abgabe ent- 
richten sollten und daß der Ertrag dieser Abgabe zu keinem anderen 
Zwecke als „zur Entschädigung der Staatskasse für die ihr durch die 
Eisenbahnen entzogenen Einnaiimen und zur Amortisation des in 
dem Unternehmen angelegten Kapitals" verwendet werden 
sollte. Das sollte gar nicht bedeuten, daß Aktien amortisert und da& 
Grundkapital demgemäß herabgesetzt werden solle, sondern der Staat 
woUte einfach mit diesen Mitteln Aktien ankaufen und dadurch als- 
Aktionär an die SteUe der privaten Aktionäre treten. § 6 des Ge- 
setzes betr. die von den Eisenbahnen zu entrichtende Abgabe vom 
30. Mai 1853 erklärte ausdrücklich: „Der Ertrag der Abgabe ist be- 
hufs Amortisation der in dem Eisenbahnuntemehmen angelegten 
Aktien -Kapitalien in der Art zu verwenden, daß mittelst desselben 
Stammaktien der bezüglichen Gesellschaft im Wege des freien Ver- 



anfgezehrt werden muß oder das Yermögen der Gesellschaft aus zeitlich be- 
schränkten Rechten besteht. 

Die Modalitäten einer solchen Einlösung sind im Statute genau festzusetzen^ 
und sind hierbei insbesondere folgende Vorschriften zu beobachten: 

1. Die Einlösung der Aktien kann nur aus dem nach der jährlichen Bilanz 
verfügbaren Beingewinn erfolgen. 

2. Eine derartige sukzessive Einlösung der Aktien ist in der Eegel im Wege 
der Verlosung zu bewirken. 

3. Für die im Wege der Verlosung eingelösten Aktien können den Be- 
sitzern derselben Genußscheine ausgefolgt werden. Diesen Genußscheinen^ 
welche an Stelle der eingelösten Aktien treten, sind im Statute aus- 
drücklich die Rechte von Aktien, jedoch mit der Maßgabe zuzugestehen, daß 
ein im Statute zu bezeichnender Teil des jährlichen Reingewinnes zunächst zur 
Zahlung von Dividenden an die nicht eingelösten Aktien bestimmt und für den 
Fall der Auflösung der Gesellschaft den noch nicht eingelösten Aktien ein Vor- 
recht in der Höhe des Nennbetrages der Aktien auf den Liquidationserlös ein- 
geräumt wird." Vgl. dazu auch § 49 Abs. 6. 
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kehrs angekauft und die Zinsen und Dividenden^ welche auf die 
angekauften Aktien fallen, zu gleichem Zwecke benutzt werden. Die 
angekauften Aktien werden für immer außer Kurs gesetzt und bei 
der Hauptverwaltung der Staatsschulden niedergelegt." Auch an 
diiese letztere Bestimmung, daß eine Wiederveräußerung der Aktien 
ausgeschlossen sein solle, hielt der Staat sich später nicht. 

Gesetzliches Seservekapital (in der Praxis: Reservefonds, 
gesetzlicher Reservefonds, Hauptreservefonds, Kapitalreserve, Reserve- 
fonds I oder A, ordentlicher Reservefonds, Zwangsreservefonds, Bilanz- 
reservefonds, Gesetzliche Rücklage, Kapitaler^nzungsfonds). Das Ge- 
setz begnügt sich bei Aktiengesellschaften nicht damit, die Bindung 
des Grundkapitals zu statuieren, sondern es fordert, daß neben dem 
Grundkapital bei allen Gesellschaften noch weitere Reinvermögens- 
beträge für die Zwecke der Gesellschaft dauernd zurückbehalten, reser- 
viert werden. § 262 HGB. bestimmt: 

„Zur Deckung eines aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes 
ist ein Reservefonds zu bilden. In diesen ist einzustellen: 

1. von dem jährlichen Reingewinne mindestens der zwanzigste 
Teil so lange, als der Reservefonds den zehnten oder den im Ge- 
sellschaftsvertrage bestimmten höheren Teil des Grundkapitals^) nicht 
überschreitet; 

2. Der Betrag, welcher bei der Errichtung der Gesellschaft oder 
bei einer Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe der Aktien 
für einen höheren als den Nennbetrag über diesen und über den 
Betrag der durch die Ausgabe der Aktien entstehenden Kosten hin- 
aus erzielt wird; 

3. Der Betrag von Zuzahlungen, die ohne Erhöhung des Grund- 
kapitals von Aktionären gegen Gewährung von Vorzugsrechten für 
ihre Aktien geleistet werden, soweit nicht eine Verwendung dieser 
Zahlungen zu außerordentlichen Abschreibungen oder zur Deckung 
außerordentlicher Verluste beschlossen wird." 

Diese Bestimmungen ergeben, daß hier zwei ganz verschiedene 
Dinge miteinander vermengt sind: einerseits handelt es sich (in Nr. 2 
und 3) um Kapitaleinzahlungen, die den Betrag des Grund- 
kapitals übersteigen, und andererseits (in Nr. 1) um gewisse Be- 
standteile des erzielten Jahresgewinnes. Da es für die Beurteilung 
einer Bilanz von Bedeutung ist zu wissen, wie die Reserven zustande 
gekommen sind, so wäre es zweckmäßiger gewesen, wenn das Gesetz 
bestimmt hätte, daß die Reserven je nach den verschiedenen Quellen 
in getrennten Posten anzugeben seien. Zu beachten ist, daß, wenn 
ein Agio bei Ausgabe von Aktien erzielt wird oder wenn Zuzahlungen 



1) Ist nicht das ganze Grundkapital eingezahlt, so ist für die Berechnung 
der Grewinnreserve trotzdem der volle Nominalbetrag maßgebend. 

18* 
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der erwähnten Art vorliegen, das gesetzliche Reservekapital stets um 
den Betrag ohne Bücksicht auf eine Maximalgrenze erhöht werden 
muß. Dagegen braucht das Reservekapital aus dem Jahresgewinn nur 
dotiert zu werden, bis es die Höhe von 10% des Grundkapitals er- 
reicht hat. Infolgedessen gibt man neuerdings die Aktien häufiger 
gleich bei der Gründung mit einem Agio von 10% aus. Dann ist 
von Anfang an ein Reservekapital von 10% des Grundkapitals vor- 
handen, und es braucht von dem Gewinn nichts mehr zurückbehalten 
zu werden. Die Dotierung des Reservejkapitals infolge von Zuzahlungen 
der Aktionäre spielt übrigens keine große RoUe, da solche Zuzahlimgen 
regelmäßig zur Beseitigung einer Unterbilanz oder zu Abschreibungen 
verwandt werden. 

Die Zuweisung des bei der Ausgabe von Aktien erzielten Agios 
zur gesetzlichen Reserve bringt dadurch formelle Schwierigkeiten mit 
sich, daß von dem Agiobetrage die Kosten der Aktienausgabe in Ab^ 
zug zu bringen sind, diese Kosten bei Aufstellung der Bilanz aber 
bisweilen noch nicht ziffernmäßig feststehen. Die GeseUschaften helfen 
sich da auf verschiedene Weise. In einem Prospekt der Württem- 
bergischen Bankanstalt vorm. Pflaum & Gie. vom Mai 1906 heißt es: 

„Das aus der Begebung erzielte Agio abzügl. der bis Ende des Jahres 1905 
bezahlten Emissionskosten wurde mit rund JC 304600 dem gesetzlichen Beserve- 
fonds zugeführt. Dieser Betrag wird ftich aber im laufenden Jahr um den 
Best der noch zu bezahlenden Kosten der Emission verringern/^ 

Andere GeseUschafben setzen zunächst einen besonderen Posten 

„Agiokonto^^ in die Bilanz ein. So besagt ein Prospekt der Feiten 

und Guilleaume-Lahmeyerwerke vom Juni 1906: 

„Das aus der Eapitalserhöhung erzielte Agio wurde mit JC 1900000 auf 
Agiokonto verbucht und wird nach Deckung sämtlicher Unkosten im Betrage 
von ca. «^ 600000 dem ordentlichen Reservefonds zugeführt werden.*^ " 

Manche GreseUschaften setzen das Reservekapital mit einem hö- 
heren Betrage in die Bilanz ein, als an sich nötig wäre. So bestimmen 
die Statuten bisweilen, daß ein höherer Teil des jährlichen Rein- 
gewinns als 5% der Reserve zu überweisen ist^), andere schreiben vor, 
daß Dividenden, die nicht rechtzeitig abgehoben werden und deshalb 
der Gesellschaft verfallen, das Reservekapital erhöhen sollen. Bis- 
weilen wird auch festgesetzt, daß die Reserve verzinst werden soll, 
d. h. daß ein entsprechender Prozentsatz des Reservekapitals diesem 
jährlich zuzuschreiben ist. So ist bei der Mittelrheinischen Bank in 
Goblenz bestimmt: 

,,Die auf die Höhe von lOy^^ des Grundvermögens zu bringende gesetzliche 
Bücklage wird mit 5% verzinst. Sobald dieselbe die Höhe von 10 7^ erreicht 
hat, hören die Überweisungen und die Verzinsung derselben auf. Im Falle der 
Verminderung ist die gesetzliche Bäcklage nach den vorstehenden Bestimmungen 
wieder zu ergänzen/' 

1) Beispiel: Pas so w, Aktiengesellschaft S. SS. ' 
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Bindung des Beseirvekapfttals. Die im § 262 erwähnten 
Kapitalbeträge sollen gleich dem Grundkapital dauernd für die 6e- 
seUschaftszwecke reserviert werden. Nur in einem Falle darf eine 
Herabsetzung des gesetzlichen Reservekapitals stattfinden, nämlich 
,,zur Deckung'^, besser zur Beseitigung eines aus der Bilanz sich er- 
gebenden Verlustes, d. h. nur wenn eine ünterbilanz vorhanden ist. 

Abgesehen von dem Falle der ünterbilanz ist das gesetzliche 
Reservekapital genau so gebunden wie das GrundkapitaL^) 

Die Bezeichnung der gesetzlichen Reserve als Reserve- 
fonds. Leider wählt das Handelsgesetzbuch für die gesetzliche Be^ 
serve den schon früher*) getadelten Ausdruck „Reservefonds" und er- 
weckt durch diese unglückselige Bezeichnung immer wieder die 
unzutreffende Vorstellung, als ob bei den Aktiengesellschaften ein für 
Fälle der Not bestimmter besonderer Fonds vorhanden oder doch 
vorgeschrieben sei. Auch von solchen, die diesen Dingen näher stehen, 
kann man häufig den Vorwurf hören: Trotzdem das Gesetz die Er- 
richtung eines Reservefonds vorschreibe, sei vielfach gar kein beson- 
dei^er Fonds vorhanden, man beschränke sich lediglieh auf buchmäßige 
Operationen. Das ist eine falsche Auffassung. Das Gesetz schreibt 
die Anlegung eines besonderen „Fonds" nicht vor. 

Die Aktiennovelle von 1884, durch die der „Reservefonds" obli- 
gatorisch wurde, enthielt (Art. 185 c Abs. 2) die ausdrückliche Be- 
stimmung, daß die Grundsätze, nach welchen die Reservefonds anzu- 
legen seien, durch den Gesellschaftsvertrag zu bestimmen seien. Die 
Begründung bemerkte hierzu: 

„Bestimmungen über die Anlegung des Reservefonds entziehen sich der 
Gesetzgebung, der Wert von solchen ist je nach dem konkreten Falle ein ver- 
schiedener. Der Entwurf hat deshalb die Feststellung der hinsichtlich der An*: 
legung inne zu haltenden Grundsätze dem Gesellschaftsvertrage überlassen. 
Dabei wird es die Aufgabe der verantwortlichen Gesellschaftsorgane sein, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Anlage des Reservefonds, soweit dies nach den 
Umständen notwendig ist, nicht lediglich in einer bloßen Buchoperation 
besteht, sondern daß derselbe in Wirklichkeit und in leicht realisierbaren Werten 

1) Wenn aus dem Gewinn höhere Rücklagen als 10% des Grundkapitals 
gemacht sind, so sind die über 10% hinausgehenden Beträge nicht gebunden, 
auch wenn nur ein einheitlicher Reserveposten in der Bilanz steht. Das ist in 
der juristischen Literatur sehr bestritten, aber durch die Rechtsprechung (vgl. 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 28, S. 45) für erlaubt er- 
klärt worden*. Es ist deshalb durchaus zulässig, wenn beispielsweise das Statut 
der Allgemeinen deutschen Creditanstalt in Leipzig bestimmt (§ 29): 

„Soweit der Reservefonds den Betrag von 10 V^ des Grundkapitals über- 
schreitet und nicht aus Gewinnen besteht, die durch Ausgabe von Aktien zu 
einem höheren als dem Nennbetrage erzielt sind, kann derselbe auf Vorschlag 
des Aufsichtsrates und Beschluß der Generalversammlung zur Deckung von an- 
deren Verlusten oder zur Erhöhung einer Jahresdividende von weniger als 4 7^ 
des Nennwertes einer Aktie bis auf diesen Betrag verwendet werdep.'^ 
,2) Vgl. oben S. 68. 
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vorhanden ist, um jederzeit auch den sachlichen Zweck, zu welchem er bestimmt 
ist, erfüllen zu können. *'^) 

Hier ist es also als wünschenswert^ aber nicht als unbedingt not- 

wendig bezeichnet, daß der ßeserrefonds besonders angelegt wird. 

Auch der Kommissionsbericht hebt ausdrücklich hervor: 

„Der von dem Entwurf erforderte Reservefonds ist ein lediglich buch- 
mäßiger, so daß derselbe also, falls nicht in dem GeselJschaftsvertrage oder sonst 
etwas anderes bestimmt ist, nicht besonders angelegt und verwaltet zu werden 
braucht. Auch fordert die Torlage nicht, daß die vom Reservefonds aufgekom- 
menen Zinsen wieder zum Fonds fließen. Dagegen, daß der Reservefonds nur 
ein Bilanzposten zu sein braucht, ist geltend gemacht, daß derselbe dann in der 
Zeit der Not keine rechte Hilfe gewähren könne, während auf der anderen Seite 
hervorgehoben ist, daß es namentlich für Industriegesellschaften geradezu un- 
wirtschaftlich sein würde, wenn man sie verpflichten wollte, Geld für den 
Reservefonds dem Geschäfte zu entziehen und selbständig anzulegen, während 
sie vielleicht in der Lage seien, sich das notwendige Betriebskapital gegen hö- 
heren Zins leihen zu müssen, und daß der Reservefonds auch als bloßer Bilanz- 
posten für die sichere Fundierung der Gesellschaft dadurch von Bedeutung sei, 
daß er die Verteilung von Dividenden einschränke.^^ 

Ein in der Kommission gestellter Antrags wenigstens noch folgende 
Bestimmung in das Gesetz aufzunehmen: 

Reservefonds, welche den Zweck haben, bare Geldmittel für be- 
stimmte Fälle bereit zu stellen, müssen in sicheren zinstragenden 
Papieren angelegt werden. Die Zinsen dieser Fonds fließen diesen 
selbst zu. 

wurde abgelehnt, weil die Ordnung dieser Verhältnisse dem Gesell- 
schaftsvertrage zu überlassen und die vorgeschlagene gesetzliche Re- 
gelung überdies nicht ausreichend sei.') 

Das Gesetz schreibt also jedenfalls die Anlegung eines solchen 
besonderen Fonds nirgends vor, aber selbst wenn dies der Fall sein 
würde, könnte auf der Passivseite der Bilanz immer nur ein Reserve- 
kapitalposten, ein Reinvermögensbestandteil stehen. Die der Gesellschaft 
gehörigen Fonds müssen unter den Aktiven aufgeführt werden. Wir 
wollen deshalb an Stelle des unzweckmäßigen gesetzlichen Ausdrucks 
Reservefonds') stets die Bezeichnung Reserve oder Reservekapital 

1) Stenogr. Ber. des Reichstags 5. Leg.-Per. IV. Sess. 1884. Bd. 3, S. 806. 

2) Ebenda Bd. 4, S. 1821. 

3) Der Ausdruck ,,Re8ervefonds^* scheint übrigens nur durch ein Versehen 
(und zwar bei Gelegenheit der Aktiennovelie von 1870) in das Handelsgesetzbuch 
hineingekommen zu sein. Das Allgemeine Deutsche Handelsgedctzbuch spricht 
in Übereinstimmung mit dem preußischen Entwurf Art. 179 Abs. 2 zunächst 
nur von „Reservekapita^^ In Art. 217 heißt es: 

,,Es darf nur dasjenige unter sie [die Aktionäre] verteilt werden, was sich 
nach der jährlichen Bilanz, und wenn im Gesellschaftsvertrage die Inne- 
behaltung eines Reserve kapitals bestimmt ist, nach Abzug desselben als 
reiner Überschuß ergibt." 

Der gleiche Ausdruck „Reservekapital^^ findet sich in der analogen Be- 
stimmung für die Aktienkommanditgesellschaften (Art. 197). Auch bei den Be- 
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gebrauchen. Ahnlich meint Simon^): „Am klarsten würde für dieses 
Konto die Bezeichnung Zusatzkapital gewesen sein; hierdurch würde 
zum Ausdruck gebracht werden^ daß es sich um eine Eapitalansamm- 
lung handle^ welche andere Aufgaben habe^ als das Aktienkapital, 
aber doch nicht minder Gesellschaftskapital darstelle." Bei einer Neu- 
redaktion des Handelsgesetzbuches muß deshalb unbedingt gefordert 
werden, daß der unsachgemäße Ausdruck „Reservefonds*^, der übrigens 
auch im Ausland vielfach üblich ist, beseitigt wird. 

Natürlich steht es den Aktiengesellschaften frei, einen Reserve- 
fonds im eigentlichen Sinne des Wortes zu begründen, d. h. einen 
bestimmten Teil ihrer Aktiven von dem übrigen Gesellschaftsvermögen 
2u scheiden, als Reservefonds besonders anzulegen und zu verwalten 
und bezügKch seiner Verwendung besondere Vorschriften zu treffen. 
Von dieser Möglichkeit hat aber nur eine verschwindend kleine Zahl 
Ton Unternehmungen Gebrauch gemacht. 

Sehr viele Statuten enthalten überhaupt keine Bestimmungen über 
diesen Punkt. Man darf annehmen, daß nahezu in allen diesen Fällen 
von der Bildung eines effektiven Reservefonds abgesehen ist. 

Von denjenigen Statuten, die auf diese Frage eingehen, heben 

die meisten ausdrücklich hervor, daß ein Unterschied zwischen den 

(gesetzlichen und freiwilligen) Reserven und dem übrigen GeseUschafts- 

reinvermögen nicht gemacht werden soU. 

Wir finden da Bestimmungen wie: „Die Reservefonds werden nicht be- 
sonders angelegt und verwaltet." „Eine besondere Anlegung oder Verzinsung 
der Reservefonds findet nicht statt/^ „Beide Reservefonds werden in gleicher 
Weise wie das Aktienkapital verwaltet." „Der Reservefonds wird gleich dem 
Grundkapitale zu den statutengemäßen Geschäften verwendet." ,,Die sämtlichen 



ratungen der Nürnberger Kommission wurde von Reservekapitalien gesprochen 
<Lutz I, 313). 

Die Aktiennovelle von 1870 ließ in den Art. 197 und 217 den Ausdruck 
Reservekapital unverändert, führte aber in Art. 239 a plötzlich das Wort „Re- 
iservefonds" ein, indem dort bestimmt wurde: 

,,Der Betrag der Grundkapitals und des etwa im Gesellschaftsvertrage vor- 
geschriebenen Reserve- oder Erneuerungsfonds ist unter die Passiva aufzu- 
nehmen." 

Daß mit dem Reservefonds etwas anderes gemeint sein sollte als mit dem 
Reservekapital, ist weder gesagt, noch ist es irgendwie anzunehmen. Vielleicht 
ist den Verfassern der Novelle der Unterschied der Ausdrucksweise gar nicht 
zum Bewußtsein gekommen, denn in der Begründung wird auf S. 666 der Art. 
197 falsch zitiert (!), indem das im Gesetz stehende Wort Reservekapital durch 
Reservefonds ersetzt wird, und auf S. 657 der Begründung, wo die neue Vor- 
schrift des Art. 239 a umschrieben wird, ist nur von der „Reserve" die Rede. 

Infolge dieser Flüchtigkeit der Redaktion ergab sich das merkwürdige 
Resultat, daß von 1870 bis zu der Neuredaktion des Handelsgesetzbuches dieses 
«n zwei Stellen (Art. 197, 217) von Reservekapital, an einer dritten Stelle aber 
i(Art. 239 a) von Reservefonds sprach. 

1) Bilanzen S. 80. 
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Reservefonds bilden einen Teil der Betriebsmittel der Gesellschafb und werden 
daher nicht getrennt verwaltet.'^ ,J)ei Hauptreservefonds bleibt als arbeitende» 
Kapital in dem GeschSite; gleiches gilt der Begel nach fEir die übrigen Reserve- 
fonds/^ „Eine von dem übrigen Vermögen der Gesellschaft getrennte Yerwal- 
tang des Reservefonds und des Reserve-Assekuranzfonds findet nicht statt, und 
kOimen beide Fonds für den Neubau und Ankauf von Schiffen oder für andere 
Zwecke im Interesse der Gesellschaft verwendet werden/* 

Andere Statuten bestimmen das gleiche^ nur mit der Maßgabe^ 
daß für die Reserven besondere Rechnung zu führen ist, was ja ganz 
selbstverständlich ist, da Grundkapital und Reservekapital in der 
Bilanz getrennt aufgeführt werden müssen. 

So heißt es bei der Bayerischen Yereinsbank in München: „Über den 
Reservefonds der Gesellschaft werden besondere Bücher geführt. Derselbe bildet 
übrigens einen Teil des werbenden Gesellschaftskapitals und wird ohne besondere 
Zinsvergütung zum Geschäftsbetriebe verwendet (§ 37)/^ 

Allgemeine Deutsche Greditanstalt in Leipzig: ,,Über den Reserve- 
fonds ist auf den Büchern der Gesellschaft besondere Rechnung zu führen, doch 
bildet derselbe einen Teil des werbenden Kapitals der Gesellschaft und wird 
ohne besondere Zinsvergütung zum Geschäftsbetriebe mit verwendet (§ 30). Der 
Pensionsfonds für die Beamten wird von einem besonderen Komitee der Beamten 
unter Leitung des Vorstandes verwaltet. Wie der Reservefonds, so dient auch 
der Pensionsfonds mit zum Greschäfbsbetriebe der Gesellschaft, wird aber von 
derselben jährlich mit 4^^ oder nach Ermessen des Aufsichtsrats mit einem, 
höheren Prozentsatze verzinst (§ 33).^^ 

Wieder andere Statuten überlassen es dem Aufsichtsrate oder 

der Generalversammlung, ob die Reserven gesondert verwaltet werden 

sollen. 

Nationalbank für Deutschland: „Die zu den Reservefonds gehörigen 
Gelder dürfen im Geschäftsverkehr der Gesellschaft verwendet werden. Lisoweit 
ihre 'getrennte Anlegung vom Aufsichtsrate verfügt wird, fließen die aufkommen«- 
den Zinsen dem Reingewinne zu (§ 83)." 

Frankfurter Hypotheken- Kredit- Verein: „Insolange die Generale 
Versammlung nicht anders bestimmt, können die Reservefonds und die Reserven 
unverzinslich zum Betriebsfonds verwendet werden, unbeschadet jedoch besonderer 
Buchung/* 

Auch in diesen Fällen, wo die Verwendung der Reserven dem 
Ermessen des Aufsichtsrats anheimgestellt ist, wird meistens eine ge- 
sonderte Verwaltung der Reserven nicht angeordnet. 

:_ Nachdem wir so festgestellt haben, daß die Anlegung eines be- 
sonderen Reservefonds im deutschen Aktiengesellschaftswesen zu gan:& 
seltenen Ausnahmen gehört, woUen wir diese Ausnahmen noch etwa» 
naher betrachten. Zunächst seien aus den Statuten solcher Gesell- 
Schäften einige Beispiele angeführt: 

Coburg-Gothaische Creditgesellschaft zu Coburg: „Der gesetzliche 
Reservefonds wird in deutschen Staatspapieren angelegt, doch fließen seine Be» 
träge dem Gewinn- und Verlustkonto zu (§ 24)." 

Große Berliner Straßenbahn: „Der Reservefonds ist besonders zu verr 
walten. Die Zinsen wachsen demselben dauernd, auch nach eingetretener Höchst^ 
höhe zu (§ 41)/' Darüber, wie der Reservefonds anzulegen ist, bestimmen die 
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Statuten nichts. Es ist dort nur gesagt, daß dem Aufsichtsrate die Genehmigung^ 
der Belegung der Fonds der Gesellschaft zusteht (§ 24). 

Auch wo ausnahmsweise ein solcher besonderer Reservefonds er- 
richtet wird, ist er keineswegs mit dem auf der Passivseite stehenden 
Reservekapital identisch. Es ist auch in diesen FäUen völlig falsch^ 
von einer Anlegung des vom Gesetz Reservefonds genannten Passiv- 
postens zu sprechen. Man kann weder Passiven anlegen noch Fonds, 
die der Gesellschaft gehören, unter den Passiven verbuchen. Ent- 
schließt man sich, einen wirklichen Reservefonds einzurichten, so hat 
idas nur die Bedeutung, daß ein dem Reservekapital entsprechender 
Aktivposten aus dem übrigen Vermögen ausgesondert^ ev. besonders 
angelegt und nach besonderen Bestimmungen verwaltet wird. Auf 
Höhe und bilanzmäßige Behandlung des Reservekapitals ist es aber 
völlig ohne Einfluß, ob ein solcher Reservefonds errichtet wird 
oder nicht. ^) 

In beiden FäUen muß in gleicher Weise und Höhe ein Reserve- 
kapitalposten unter die Passiva aufgenommen werden, der die Aufgabe 
und den Erfolg hat, einen bestimmten Teil des Reingewinnes und 
außerdem gewisse außerordentliche der Gesellschaft zufließende Kapi- 
talien (Agio und Zuzahlungen) von der Gewinnverteilung auszuschließen 
und das GeseUschafts-Rein vermögen um diese Beträge dauernd zu ver- 
mehren. Der Unterschied der beiden Methoden tritt in der Bilanz 
nur auf der Aktivseite hervor. Besteht ein besonderer Reservefonds, 
so werden die dazu gehörenden Werte gesondert aufgeführt (unter 
der Bezeichnung: Effekten des Reservefonds oder dgl.); besteht ein 
Reservefonds nicht, so entspricht auch nicht ein spezieller Aktiv- 
posten dem Reservekapital. 

Hieraus folgt weiter, daß, wenn ein besonderer Reservefonds be- 
gründet wird, rechtlich keine direkten Beziehungen zwischen ihm 
und. dem Reservekapitalsposten bestehen.*) W^enn beispielsweise die 
Wertpapiere des Reservefonds eine Kurseinbuße erleiden, so sinkt 
zwar der Wert des Reservefonds entsprechend, das gesetzliche Re- 
servekapital darf aber deshalb auch nicht um einen Pfennig er- 
mäßigt werden. Wird andererseits bei einem Verkauf von Effekten^ 

1) Ein kleineres Kreditinstitut macht in seiner Bilanz folgende Angaben: 



Effekten des Reservefonds . JC 47 433 
Restzinsen „ 205 

Hypothek des Reservefonds. „ 10000 
Restzinsen 108 



» 



Reservefonds in bar , . , JC 11191 

Reservefonds in Effekten . . ,, 47 433 

Reservefonds in Restzinsen . ,, 205 

Reservefonds in Hypothek . „ 10000 

Reservefonds in Restzinsen . ,, 108 

Selbstverständlich ist diese Ausdrucksweise sehr ungeschickt. Auf der 
Passivseite müßten die fünf verschiedenen Posten zu einem einheitlichen Posten 
^Reservekapital'^ zusammengefaßt werden. 

2) Vgl. Simon, S. 229ff., 281f. 
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4ie zu dem Reservefonds gehören, ein Gewinn erzielt, so ist nicht 
etwa ohne weiteres auch das ßeservekapital in gleichem Maße zu er- 
höhen. Eine Wertsteigerung oder Wertverminderung der Effekten des 
Reservefonds läßt vielmehr an sich das Reservekapital völlig unberührt. 
Die aus solchen Wertschwankungen entstehenden Gewinne und Ver- 
luste sind an sich allgemeine Geschäftsgewinne und -Verluste, ebenso 
wie die aus den übrigen Effekten der Gesellschaft herrührenden. Frei- 
lich wird bisweilen im Statut bestimmt, daß die Zinsen und sonstigen 
Erträgnisse ev. auch die Kursgewinne des Reservefonds wieder „dem 
Reservefonds zufließen"; das soU heißen: Ergeben die Effekten des 
Reservefonds Zinsen, oder werden bei einem Verkaufe gegenüber dem 
Buchwert Gewinne gemacht, so soUen diese Gewinne nicht verteilt, 
jsondem zur Bildung von Reserven verwendet werden. Das ist aber 
immer erst die Folge eines besonderen Beschlusses, aus der Errichtung 
«ines effektiven Reservefonds ergibt sich das noch nicht. 

Die Verschiedenheit zwischen Reservefonds und Reservekapital 
tritt auch in den Bilanzen vielfach in die Erscheinung. Auch wenn 
festgesetzt ist, daß Aktiven in Höhe des Reservekapitals als besonderer 
Fonds verwaltet werden soUen, ist es doch nicht immer möglich, 
7,. B. Effekten genau zu dem Betrag des Reservekapitals zu erwerben. 
In solchen Fällen bleibt häufig der Betrag des wirklichen Reserve- 
fonds hinter dem Betrag des Reservekapitals etwas zurück. Es hat 
deshalb gar nichts Wunderbares, wenn sich in einer Bilanz z. B. folgende 
Posten finden: 



Reservefonda-Eifekten , . . ^k- 98287 | Reservefonds o^ 104168 

Wo ein besonderer Reservefonds besteht, ist damit noch nicht 
gesagt, wie er zusammengesetzt ist. Es ist durchaus nicht notwendig — 
was der Laie annehmen wird — , daß er immer in leicht realisierbaren 
Effekten oder gar in barem Gelde besteht. Es steht ganz im Ermessen 
der Gesellschaft, ob sie den Reservefonds vielleicht aus Hypotheken, 
Aktien, Forderungen u. dgl. mehr zusammensetzen will. Das letztere 
geschieht denn auch sehr häufig. 

Endlich sei noch folgendes bemerkt: Wenn eine Gesellschaft 
«inen besonderen Reservefonds angelegt hat, so ist das an sich 
noch in keiner Weise ein Zeichen von besonderer Solidität 
oder geschäftlicher Vorsicht. Es kommt vielmehr bei der Be- 
urteilung dieser Frage ganz darauf an, wie die Gesellschaft den 
Reservefonds angelegt hat und ob sie dafür Aktiva beschafft hat, die 
sie nicht ohnehin schon hatte. 

Wenn eine Bank oder eine Versicherungsgesellschaft — haupt- 
sächlich bei diesen beiden Kategorien kommt gelegentlich ein be- 
sonderer Reservefonds vor — also Unternehmungen, die ohnehin 
immer größere Mengen von Effekten besitzen, eines Tages erklären: 
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Wir woUen einen Teil dieser Eflfekten als Reservefonds bezeichnen 
und in der Bilanz aufführen^ so ist damit praktisch natürlich 
^ar nichts Neues und Bedeutsames geschaffen. Sachlich 
bleibt alles beim alten, nur ein neuer Name ist eingeführt, der auf 
Uneingeweihte den Eindruck besonderer Solidität macht. Durch die 
Einrichtung eines solchen Reservefonds ist die GeseUschafb aber nicht 
um eine Spur sicherer geworden als sie auch vorher war. Selbst- 
Terständlich kann sie auch über diese Effekten genau so frei verfügen 
wie vorher. 

Das gleiche gilt, wenn eine Gesellschaft ohnehin Aktivhypotheken 
besitzt oder zum Zweck dauernder Beteiligung Aktien eines anderen 
Unternehmens erworben hat und nun diese Hypotheken oder Aktien 
oder gar irgendwelche Warenforderungen u. dgl. stolz als Anlagen 
4es Reservefonds bezeichnet. Im günstigsten Falle kann man sagen, 
•es sei ein recht harmloses Vergnügen, den Namen Reservefonds in 
solchen Fällen einzuführen. Ich halte diesen Brauch allerdings direkt 
für schädlich, denn er weckt bei Laien unzutreffende Vorstellungen. 
So fällt also der scheinbare Wert des besonderen Reservefonds in 
vielen Fällen vollständig in sich zusammen. ^Von allen größeren 
<jesellschaften, die einen besonderen Reservefonds besitzen, 
ist mir keine einzige bekannt, bei d^r der Reservefonds 
nicht zur Hauptsache in solchen Anlagen besteht, die der 
normale Geschäftsbetrieb des Unternehmens mit sich bringt. 

Freiwillige BeservekapitaUen. Allgemeines. Neben dem 
-gesetzlichen Reservekapital finden wir in der Praxis außerordentlich 
häufig noch freiwillige „Reservefonds" verschiedenster Art. Abgesehen 
davon, daß sie auf freier Entschließung der Gesellschaft, nicht auf 
gesetzlichem Zwang beruhen, unterscheidet ein solches Reservekapital 
sich von dem gesetzlichen vor allem durch den Unterschied in der 
Bindung. Das gesetzliche Reservekapital darf, wie wir sahen, nur 
^ur Beseitigung einer Unterbilanz herabgesetzt werden, über die Herab- 
minderung oder gänzliche Auflösung eines freiwilligen Reservekapitals 
dagegen kann die Gesellschaft nach eigenem Ermessen beschließen. 
Darin liegt die große Bedeutung der freiwilligen Reserven, denn es 
besteht bei den Aktiengesellschaften neben dem Bedürfnis, durch 
Zurückbehaltung von Teilen des Gewinnes das Eigenvermögen dauernd 
zu stärken, auch vielfach ein Bedürfnis, vorübergehend Mittel auf- 
zuspeichern, um damit künftige Ausgaben oder Verluste zu decken. 
Eine solche Verwendung des gesetzlichen Reservekapitals ist nicht 
möglich und deshalb ist man, seit die AktiennoveUe von 1884 diese 
strenge Vorschrift aufstellte, dazu übergegangen, neben dem gesetz- 
lichen noch weitere freiwillige Reservekapitalien in die Bilanz auf- 
zunehmen resp. das schon vorhandene Reservekapital als freiwilliges 
iveiterzuführen, das nun entweder allgemein für besondere Ausgaben 



284 Freiwillige Reserven. 

und Verluste^ oder für bestimmte^ genauer angegebene Zwecke verwend- 
bar ist. 

Als Beispiel diene die Lübeck-Büchener Eisenbahngesellschaft. In § 23^ 
ihres Statuts hieß es ursprünglich : „Zur Deckung der im Etat nicht aufgeführten 
und daraus nicht zu bestreitenden außerordentlichen Ausgaben wird, so lang& 
Ausschuß und Direktion über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der An> 
Sammlung eiuTerstanden sind, ein Beseryefonds durch Einbehaltung einer Quote 
des Beinertrags gebildet." 

Als dann das Aktiengesetz von 1884 bestimmte, daß jede Aktiengesellschaft 
ein Beservekapital, das ausschließlich zur Deckung eines aus der Bilanz sich er- 
gebenden Verlustes vermindert werden dürfe, anzusammeln habe, da beschloß- 
die Generalversammlung vom 9. März 1885, den oben zitierten § 23 ruhig be- 
stehen zu lassen, daneben aber noch folgende Vorschrift in das Statut aufzu- 
nehmen: 

„Zur Deckung eines ans der Bilanz sich etwa ergebenden Verlustes ist der 
durch § 239 b des Handelsgesetzbuches vorgeschriebene Reservefonds — Bilanz- 
reservefonds — zu bilden, und in denselben von dem jährlichen Reingewinne^ 
und zwar erstmalig für das Geschäftsjahr 1886, der zwanzigste Teil zurückzulegen^ 
so lange der Fonds den zehnten Teil des Aktienkapitals nicht überschreitet." 

Hier entspricht also der sogenannte Bilanzreservefonds dem gesetzlichen 
B«servekonto, der Reservefonds des § 23 aber ist ein freiwilliger. ^) 

In ähnlicher Weise baben aus Anlaß der Novelle von 1884 eine 
^aJK)ze Reihe von Aktiengesellschaften damals bestimmt^ daß sämtliche 
bis dahin angesammelten Reserven als freiwillige weiterzuführen seien«. 
Neben diesem freiwilligen Reservekapital muß dann natürlich noch ein 
gesetdiches Reservekapital eingerichtet und dotiert werden. 

Manche Gesellschaften haben eine ganze Musterkarte von solchen 
freiwilligen Reservekapitalien. Bei ihnen allen steht es der Gesellschaft 
frei, über die Reserven nach Belieben zu verfügen, sie zu verringern 
oder ganz aufzubrauchen usw. 

Vielfach bestimmen schon die Statuten^ daß bestimmte Reserve^ 
kapitalien anzusammeln sind. Beispiele dafür werden weiterhin gef 
geben werden. 

In anderen Fällen ist durch die Statuten der Aufsichtsrat er-^ 
mächtigt; selbständig die Errichtung von freiwilligen Reserven an- 
zuordnen. 

Siemens & Halske A.-G., § 36: ,^Der Aufsichtsrat bestimmt über die 
Bildung und Dotierung besonderer Bücklagen.^^ 

Deutsche Continental-Gas-Ges. Dessau, § 18: „Dem Aufsichtsrat- 
steht die Beschlußfassung über die außerhalb des gesetzlichen Eeservefonds zu 
bildenden Reserven zu.^^ 

Wieder in anderen Fällen ist die Beschlußfassung über die Er- 
richtung von Sonderrücklagen ausdrücklich im Statute der General- 
versammlung vorbehalten. 

Dresdner Bank, § 13: „Die Bildung von Speziaireservefonds kann auf 
Antrag des Aufsichtsrats durch die Generalversammlung beschlossen werden/*- 

1) Später sind die oben aufgeführten Bestimmungen noch weiter abgeändert 
worden. Das interessiert aber hier nicht. ' 
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Rheinische Hypotheken-Bank, Mannheim, § 85: „Die Qeneral- 
Tersammlnng beschließt, so weit nicht kraft Gesetzes Rücklagen zn machen 
sind, nach freiem Ermessen über die Verwendung des Reingewinnes und ist 
befugt, einen Teil desselben von der Verteilung auszuschließen. Sie setzt ins- 
besondere auf Vorschlag des Aufsichtsrats und der Direktion die Höhe und Art 
der Abschreibungen und Rücklagen, den Gewinnvortrag usw. fest.^^ 

Auch da^ wo die Statuten die Errichtung freiwilliger Reserven 
gar nicht vorsehen, wird sie doch vielfach von der Generalversamm- 
lung beschlossen^ bisweilen so, daß die Verwaltung die Reservekapi- 
talien einfach in die Bilanz einsetzt und daß die Generalversammlung 
durch die Genehmigung dieser Bilanz dann stillschweigend auch die 
Reservenerrichtung billigt. Die rechtliche Möglichkeit zu der Errich- 
tung von Reserven auf dem einfachen Wege des Generalversammlungs- 
beschlusses ist dadurch gegeben, daß der Aktionär einen Anspruch 
auf den Reingewinn nur insoweit hat, als die Statuten nicht etwas 
anderes bestimmen, die Statuten aber meist, auch wenn sie von frei- 
willigen Reserven nicht reden, den Satz enthalten, daß der über 4^0 des 
Grundkapitals hinausgehende Reingewinn „zur Verfügung der General- 
Tersammlung stehe'^ 

Auch da aber, wo freiwillige Reserven durch das Statut nicht zu- 
gelassen sind, wird deren Errichtung doch in sehr wirksamer Weise 
geschützt durch die schon in anderem Zusammenhange (S. 265) zitierte 
Bestimmung des § 271 HGB. 

XJber die spätere Herabsetzung der von Aufsichtsrat oder General- 
versammlung beschlossenen freiwilligen Reserven hat meist die Ver- 
waltung selbständig zu verfugen. 

In vielen FäUen entscheidet der Aufsichtsrat, bisweilen Aufsichts- 
rat und Vorstand gemeinsam. 

Gelsenkirchener Bergwerks- A.-G., §11: ,,Der Aufsichtsrat kann beschließen, 
die Speziaireserve zu außergewöhnlichen Ausgaben und zur Deckung außergewöhn- 
licher Verluste zu verwenden." 

Landgräfl. Hess. konz. Landes-Bank, Homburg, § 29: „Der bisher angesam- 
melte Speziaireservefonds bleibt zur Deckung etwaiger Verluste oder zur Auf- 
fallung des gesetzlichen Reservefonds bestimmt und steht zu diesen Zwecken dem 
Vorstände und Aufsichtsrate, sofern dieselben über seine Verwendung überein- 
stimmend beschließen, zur Verfügung." 

Andere Statuten geben dem Aufsichtsrat das Verfügungsrecht über 
die Sonderrücklagen, soweit nicht die Generalversammlung sich die 
Entscheidung vorbehalten hat. 

National-Bank für Deutschland: „Falls sich die Generalversammlung nicht 
hinsichtlich der Reserve- und Erneuerungsfonds die Verfügung vorbehält, kann 
der Aufsichtsrat über die Verwendung derselben innerhalb des von der General- 
versammlung festgesetzten Zweckes bestimmen.*' 

Im allgemeinen tritt das Bestreben hervor, den Verwendungs- 
zweck der Sonderreserven nicht scharf zu begrenzen und sich bezüg- 
lich der Verwendung einen möglichst freien Spielraum zu sichern. 
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Daher sind mit Absicht genauere Bestimmungen über die Sonder- 
reserren regelmäßig nicht in die Statuten aufgenommen^ sondern den 
Beschlüssen des Aufsichtsrats oder der Generalyersammlung vor- 
behalten. 

Das Fehlen von statutarischen Bestimmungen und die ebenfalls 
absichtlich gewählte allgemeine und ungenaue Benennung der Reserven 
hat weiter auch den Erfolge daß man über die Bestimmung dieser 
Reserven vielfach im Unklaren bleibt und in manchen Fällen aus der 
Bezeichnung überhaupt nicht ersehen kann^ ob hier Reserven vorliegen 
oder nicht. Die scheinbaren Reserven können lediglich Korrekturen 
für zu hohe Bewertung von Aktiven sein, so vor allem bei „Erneue- 
rungs^^- und „Amortisationsfonds'^, aber auch z. B. bei dem sogenannten 
Delkrederefonds. Bisweilen ist es dem Femerstehenden daher unmög- 
lich, auf Grund der Benennung der Posten die Grenze zwischen Re- 
serven und Schulden richtig zu ziehen. (Vgl. S. 53 f., 7 7 ff.) 

Regelmäßig werden auch die freiwilligen Reserven in der Bilanz 
als Reservefonds bezeichnet, natürlich ist das ebenso unrichtig wie bei 
der gesetzlichen Reserve. Auch für die freiwilligen Reserven wird 
nur ganz ausnahmsweise ein besonderer Aktivfonds gebildet. Im 
übrigen gilt hierfür ganz Analoges, wie bezüglich der gesetzlichen 
Reserve ausgeführt wurde. 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen seien die wichtigsten in 
der Praxis vorkommenden freiwilligen Reserven hier kurz erörtert. 
Es handelt sich dabei einerseits um allgemeine Reserven, über deren 
Zweck nichts Näheres bestimmt ist, und anderseits um Reserven für 
spezielle Zwecke. 

1. An erster Stelle steht die allgemeine Sonderreserve (Re- 
servefonds U, oder B, Allgemeiner Reservefonds, Betriebsfonds, Be- 
sondere Reserve, Extrareserve, Statutarische Reserve, Zweiter Reserve- 
fonds, Sonderrücklage, Außerordentlicher Reservefonds, Bilanzreserve- 
fonds, Spezialreservefonds, Allgemeiner Betriebsreservefonds, Rückstel- 
lungen für besondere Ausgaben, Inventurgarantiefonds, Yorsichtsfonds, 
Sicherheitsrücklage, Hilfsreservefondskonto, Freie Rücklage, Disponible 
Reserve, Freier Reservefonds, Vorsorgefonds, Separatreserve, Fakul- 
tatives Reservekonto, Nebenreservefonds, Verfügbare Reserve, Verlust- 
reservekonto, Reservefonds für Bilanzverluste). Diese Reserve, die nicht 
für einen bestimmten Zweck eingerichtet ist, sondern allen möglichen 
Zwecken dienstbar gemacht werden kann, findet sich am häufigsten 
in den Bilanzen. Sie dient meist der dauernden Ansammlung von 
Kapitalien, doch steht nichts im Wege, daß sie auch zum Zwecke der 
Dividendenzahlung u. dgl. wieder herabgemindert wird. 

2. Dividenden-Erganzungsfonds (Dividenden -Ausgleichsfonds, 
Dividenden-Ergänzungsreserve, Dividenden-Auf besserungsfonds, Gewinn- 
anteil-Ergänzungsmittel). Um die Höhe der Jahresdividenden möglichst 
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gleichmäßig gestalten zu können oder um auch in schlechten Jahren 
wenigstens eine bescheidene Dividende verteilen zu können^ werden 
in ertragreichen Jahren vielfach TeUe des Gewinnes zurückbehalten 
mit der ausdrücklichen Bestimmung, daß sie in späteren Jahren für 
die Dividendenverteilung herangezogen werden sollen. 

Unternehmungen, die besondere Vorzugsaktien ausgegeben haben,, 
schaffen bisweilen eine Dividenden- Ergänzungsreserve für die 
Vorzugsaktien. 

3. Emeuerungsfonds (Erneuerungskonto, Reservekonto für Neu- 
beschaffungen, Reparaturenkonto, Kessel-Erneuerungskonto, Brunnen- 
Emeuerungsfonds, Maschinen -Erneuerungsreservekonto u. dgl.). Der 
Zweck dieser Reserven ist ohne weiteres aus dem Namen ersichtlich. 
Im einzelnen Falle ist aber stets zu prüfen, was freilich an der 
Hand der Statuten und der Geschäftsberichte nicht immer durch* 
fUhrbar ist, ob der Emeuerungsfonds eine wirkliche Reserve darstellt 
oder ein sogenannter Korrektivposten ist. Wie wir sahen (vgl. S. 49, 169), 
gebraucht das HGB. und meist wohl auch die Praxis das Wort Er- 
neuerungsfonds im letzteren Sinne. Tatsächlich werden aber auch wirk- 
liche Reserven vielfach so genannt. 

Es kommt auch vor, daß ein solcher Erneuerungsfonds gleich- 
zeitig die Aufgaben einer Reserve und eines Korrektivpostens erfüllen 
soll. Dieser Fall liegt beispielsweise vor bei dem „Amortisations- 
und Emeuerungsfonds'^ der Allgemeinen Gas -Aktien -Gesellschaft zu 
Magdeburg. 

Das Statut dieser Gesellschaft bestimmt in § 7: 

„Der Amortisations- und Emeuerungsfonds umfaßt die Bücklagen für 
etwaige Verluste, welche bei dem Übergang von der Gesellschaft gehörigen An- 
lagen in anderen Besitz, sei es auf Grund vertragsmäßiger Bestimmungen oder 
durch freibändigen Verkauf, entstehen können, sowie die in § 261, Absatz 11 f, 
HGB. vorgeschriebenen Abschreibungen. Aus demselben können Aufwendungen 
für Erneuerungen und Erweiterungen der Anlagen und Ausgaben bestritten 
werden, welche zum Zweck von Prolongationen oder Abänderungen der bezug- 
lichen Verträge gemacht werden müssen.^) 

4. Versicherungsfonds. Manche Gesellschaften unterlassen es 
ganz oder teilweise, sich bei einem Versicherungsunternehmen gegen 
Schaden zu versichern, weil die Zahl ihrer in Frage kommenden Ob- 
jekte so groß ist, daß dadurch schon innerhalb der Gesellschaft eine 
ausreichende Verteilung des Risikos gegeben erscheint. Sie schaffen 
dann aber gewöhnlich zum Ersatz für die unterlassene Versicherung 
besondere Reserven für Schadensfälle. Zur Bildung dieser Reserven 
werden in erster Linie diejenigen Summen oder ein Teil derselben 



1) Bei derselben Gesellschaft dient übrigens auch der Dispositionsfonds 
gleichzeitig zwei Zwecken. Das Statut bestimmt: ,,Der Dispositionsfonds dient 
zur Deckung von Verlusten und außerordentlichen Ausgaben, sowie Abschreibungen 
von den Aktiven der Gesellschaft.'' 
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verwendet; die sonst als Prämie an die Yersicheningsgesellschaft ab- 
zuführen gewesen wären. Tritt ein Schadensfall ein, so werden die 
Reserven in Höhe des eingetretenen Verlustes verringert. 

Diese Praxis spielt eine besonders große Rolle in der Seeschiffahrt. 
Fast alle großen Reedereien unterlassen ganz oder teilweise die Versiche- 
rung ihrer Schiffe und schaffen zur Deckung etwaiger Verluste besondere 
Reserven, die dann in den Bilanzen bezeichnet werden als: Ver- 
sicherungsfonds, Assekuranzfonds, Konto selbstverdienter 
Versicherungsprämien, Assekuranzreserve, Reserve- Asse- 
kuranzfonds, Reservefonds für Selbstversicherung und ähnlich. 

über die Ansammlung dieser Reserven bestimmt z, B. das Statut 
4es Norddeutschen Lloyd:^) 

Art. 29. Der durch die Selbstveräicherung der Schiffe erzielte Überschuß 
^er Prämiengelder über die daraus zu bestreitenden Havarien, Schäden und 
Kosten fließt in den Versicherungsfonds, solange derselbe weniger als 
■5 Millionen Mark beträgt. Hat der Versicherungsfonds diese Höhe erreicht, so 
werden 40 7^ des Überschusses zu seiner weiteren Dotierung verwendet; solange 
der Versicherungsfonds 16 Millionen Mark oder mehr beträgt, sind ihm 20 7o 
•des Überschusses zu überweisen. 

Der Versicherungsfonds dient zur Deckung der Havarien, Schäden und Kosten 
der in Selbstversicherung versicherten Schiffe, soweit dieselben nicht durch die 
dagegen zu verrechnenden Prämiengelder des laufenden Jahres gedeckt werden. 
Der Aufsicbtsrat ist berechtigt, wenn der Versicherungsfonds mehr als 5 Milli- 
onen Mark beträgt, zu beschließen, daß etwaige Schäden und Havarien ganz 
oder teilweise aus dem Versicherungsfonds und nicht aus den Prämiengeldera 
des laufenden Jahres gedeckt werden, jedoch nur, soweit der Versicherungdfonds 
dadurch nicht unter 5 Millionen sinkt. 

Nach der Bilanz für Ende 1908 betrug der Versicherungsfonds 15899623 JC, 

Ahnliches findet sich bei Brauereien, Eiswerken, Transport- 
gesellschaften und anderen Unternehmungen, die yiele Pferde besitzen. 
Auch hier wird deren Versicherung vielfach unterlassen, zur Deckung 
von Verlusten infolge Eingehens oder Wertminderung der Pferde aber 
^ine Reserve Pferdeversicherungskonto, Pferdeselbstversiche- 
rungsfonds geschaffen. 

Damit ist das Vorkommen solcher Reserven aber nicht erschöpft. 
Oelegentlich kommt eine derartige „Selbstversichening" auch bei an- 
deren Unternehmungen vor, z. B. für Gebäude chemischer Fabriken, 
deren Prämie besonders hoch sein würde u. dgl. mehr. So weist die 
Bilanz einer großen Gasgesellschaft auf der Passivseite ein Versiche- 
rungskonto auf, das lt. Prospekt zur Deckung von Materialschäden, 



1) In den Bilanzen des Norddeutschen Lloyd findet sich neben dem Ver- 
glich erungsfonds noch ein Assekuranz-Reservefonds, der aber ganz anderen Zwecken 
dient. Der Norddeutsche Lloyd betreibt auch selbst aktiv Versicherungs- 
geschäfte. Zur Deckung von Verlusten aus diesem Geschäftszweige ist der 
Assekuranzreservefonds eingerichtet. Ihm sollen jährlich von dem Überschuß der 
Versicherungsabteilung 10 7o solange zufließen, bis er JC 200000, — beträgt (§ 30 
4es Statuts). 
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welche durch Feuer, Wasser, Hagel, Unfälle usw. entstehen können, 
dienen soll. Bei chemischen Fabriken finden wir ein „Selbstversiche- 
rungskonto'^, einen Posten „Feuerassekuranzprämienreserve für teilweise 
Selbstversicherung" u. dgl. mehr. Vielfach übernehmen die Feuer- 
versicherungsanstalten bei Betrieben, deren Anlagen einem besonders 
großen Brandrisiko ausgesetzt sind, überhaupt nicht die Versicherung 
des Gesamtwerts der Anlagen, sondern sie verlangen, daß der Inhaber 
zu 10, 20, auch mehr Prozent das Risiko mitträgt. In solchen Fällen 
ist die Schaffung einer Versicherungsreserve zur Deckung der aus dem 
Kisiko sich etwa ergebenden Verluste besonders zweckmäßig.^) 

5. Reserve ffir Kursverluste. Unternehmungen, die viele 
Effekten besitzen und an Emissionen beteiligt sind, schaffen manch- 
mal unter diesem Namen eine Reserve, die bestimmt ist, etwaige künf- 
tige Verluste aus solchen Geschäften zu decken. Es sei jedoch an das 
S. 55 Angeführte erinnert, wonach sich unter dieser Bezeichnung 
vielfach ein bloßer Korrektivposten verbirgt. 

6. Wohlfahrtsfouds (Pensions- und Unterstützungskasse, Grati- 
fikationsfonds, Beamten- und Arbeiter-Pensionskonto, Reserve für Be- 
amtenpensionen, Unterstützungsfonds zur Bestreitung der Kosten für 
ärztliche Behandlung der Angehörigen hilfsbedürftiger Arbeiter u. dgl.).^) 

Diesesog. Wohlfahrtsfonds verdienen eine ausführlichere Erörterung, 
da gerade ihre Bedeutung besonders häufig verkannt wird. Es handelt 
fiich dabei regelmäßig nicht um besondere Fonds, die aus dem übri- 
gen Vermögen der Gesellschaft ausgesondert sind und lediglich für 
Wohlfahrtszwecke zur Verfügung stehen, sondern diese Bilanzposten 
bedeuten in den meisten Fällen nichts anderes als Reserven, die 
Wohlfahrtszwecken dienen sollen, über die die Gesellschaft 
a,ber auch zu jedem anderen Zwecke völlig frei verfügen 
kann. 

Anders liegt die Sache, wenn zugunsten der Beamten oder Ar- 
i)eiter eine besondere Stiftung errichtet ist. Dann liegt eine besondere 
juristische Person mit besonderem Vermögen vor, und dann gehört 
dieses Vermögen an sich*) überhaupt nicht in die Bilanz der Aktien- 
gesellschaft. 

Anders würde die Sache auch dann liegen, wenn den Angestellten 
und Arbeitern ein rechtlicher Anspruch auf Alterspensionen u. dgl. 

1) Vgl. dazu Lewin, in der Zeitschr. f. Handelsr. und Handelspr. Bd. I, 
S, 241 ff. 

2) Aucli der häufig auf der Paesivseite auftauchende Posten ^^Disposi- 
tionsfonds'' stellt nicht selten eine Wohlfahrtsreserve dar. Bisweilen wird 
dieser unklare Ausdruck aber auch verwendet, um alle möglichen anderen Dinge 
zu verdecken. 

8) Natürlich kann in solchen Fällen die Aktiengesellschaft gegen die selb- 
ständige Stiftung Forderungen . oder Verbindlichkeiten haben. Diese dürfen dann 
in ihrer Bilanz nicht fehlen. 

P»88ow, Bilanzen. 19 
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gewährt wäre. Wenn in solchem Falle nach yersichernngstechnischen 
Grundsätzen der gegenwärtige Wert der späteren Verpflichtungen als 
Passivurn in die Bilanz eingesetzt würde, so läge, auch wenn dafür 
die unzutreffende Bezeichnung Pensionsfonds u. dgl. gewählt wäre, 
ein richtiger Schuldposten vor. Da Fälle, in denen ein einzelnes 
Unternehmen seinen Angestellten rechtliche Pensionsansprüche ein- 
räumt, außerordentlich selten sind, so spielt diese Möglichkeit keine 
große Bolle. 

Regelmäßig handelt es sich vielmehr bei diesen sog. Wohlfahrts- 
fonds um gewöhnliche Reserven, die an die Wohlfahrtszwecke nicht 
gebunden sind. Dieser Charakter der Wohlfahrtsfonds als Reserven,, 
d. h. als Reinvermögensbestandteile, tritt besonders klar hervor im 
Konkurse und bei der Liquidation der AktiengeseUschafb. Weder in 
dem einen noch in dem anderen Falle haben die Angestellten irgend- 
welche rechtlichen Ansprüche auf diese Beträge. 

Solange die Gesellschaft in Tätigkeit ist, wird es ja nur aus- 
nahmsweise vorkommen, daß die Zweckbestimmung der Reserven ge- 
ändert wird, aber rechtlich steht dem nichts im Wege, und gelegentlich 
kommt das auch vor. So hat vor kurzem eine deutsche Feuerver- 
sicherungsgesellschaft ihren Beamtenpensions- und Unterstützungsfonds 
zur Deckung der aus der Katastrophe in San Franzisko entstandenen 
Verluste herangezogen. 

Die Ideen, die bei der Begründung solcher Wohlfahrtsreserven 
den maßgebenden Persönlichkeiten vorschweben, sind übrigens auch 
noch wieder sehr verschieden. In manchen Fällen wird geplant, daß 
diese reservierten Beträge allmählich für Wohlfahrtszwecke (vorbe- 
haltlich späterer neuer Reservierungen) aufgebraucht werden soUen,. 
in zahlreichen anderen Fällen, insbesondere wenn es sich um hohe 
Summen handelt, bedeutet die Einrichtung einer Wohlfahrtsreserve 
nur, daß die Gesellschaft alljährlich die Zinsen, die ein Kapital in 
Höhe der Reserven abwerfen würde, für Wohlfahrtszwecke ver- 
wenden will. 

7. G-ebühren-Äquivalentkonto. In Bayern und in einigen 
außerdeutschen Ländern wird von den Aktiengesellschaften (und anderen 
juristischen Personen) alle zehn Jahre für den Immobiliarbesitz ein sog. 
GebühreurAquivalent erhoben, d. h. eine Ausgleichsabgabe dafür, daß 
diese Immobilien nicht so häufig den Besitzer wechseln wie die im 
Besitz von physischen Personen befindlichen, und daß deshalb auch 
die beim Eigentumsübergang fälligen Abgaben nicht so häufig zur Er- 
hebung kommen. Wo derartige Abgaben erhoben werden, errichten 
die Aktiengesellschaften regelmäßig eine entsprechende Reserve, die 
jährlich mit Y^q der Abgabe dotiert wird, damit die Abgabe gleich- 
mäßig auf alle zehn Jahre verteilt wird und nicht das bilanzmäßige 
Ergebnis des Erhebungsjahres übermäßig schmälert. 
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8. Ganz ähnlich steht es mit der Talonsteuerreserve. Die 
Reichsfinanzreform des Jahres 1909 hat den Aktiengesellschaften die 
sog. Talonsteuer gehracht^ die ebenfalls alle zehn Jahre erhoben wird. 
Damit nicht der ganze Betrag dem Erhebungsjahre zur Last fäUt^ 
haben einzelne Gesellschaften schon jetzt eine solche Reserve errichtet, 
und die meisten anderen werden ihnen voraussichtlich darin folgen. 

9. Beserve ffir den ersten Aufsichtsrat. Nach § 245 HGB. 
kann den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats eine Vergütung für 
ihre Tätigkeit nur durch einen Beschluß der Generalversammlung, und 
frühestens am Ende ihrer Amtsperiode ^) bewilligt werden. Danach 
haben also diejenigen, die im ersten Geschäftsjahre der Aktiengesell- 
schaft als Aufsichtsratsmitglieder fungieren^ niemals einen rechtlichen 
Anspruch auf eine Vergütung. Wohl immer aber besteht die Absicht, 
daß sie für das erste Jahr dieselbe Entschädigung erhalten sollen, 
die das Statut für die spätere Zeit vorsieht. Es wird deshalb be- 
rechnet, wieviel die Aufsichtsratsmitglieder nach den gewöhnlichen 
Sätzen erhalten würden, und dieser Betrag wird dann in der ersten 
Jahresbilanz als Reserve eingestellt. 

10. Aktien-, Obligationstilgnngsfonds. Wenn solche Posten 
auf der Passivseite der Bilanz auftauchen, muß man besonders vor- 
sichtig sein, denn darunter werden sehr verschiedene Dinge aufgeführt. 
Gewöhnlich handelt es sich um einen der folgenden Fälle: 

a) Manche Gesellschaften amortisieren ihre Aktien allmählich aus 
dem Reingewinn und schaffen dann eine Reserve in Höhe der getilg- 
ten Aktien^), die als Aktientilgungsfonds bezeichnet wird. Einzelne 
Gesellschaften, insbesondere ältere Eisenbahnuntemehmungen, tilgen 
ihre Obligationen aus dem Reingewinn und schaffen dann unter der 
erwähnten Bezeichnung eine Reserve in Höhe der amortisierten Obli- 
gationen, weil sie davon ausgehen, daß dem Unternehmen dauernd 
das gleiche Aktivkapital zur Verfügung stehen muß und daß deshalb, 
wenn das Leihkapital durch Rückzahlung vermindert wird, das Eigen- 
kapital entsprechend erhöht werden muß. 

b) Wenn eine Gesellschaft Aktien oder Obligationen aus dem 
Reingewinn tilgen will, so wird bisweilen nicht jedes Jahr eine teil- 
weise Amortisation vorgenommen, sondern die dafür in Betracht kom- 
menden Reingewinnteile werden einige Jahre lang angesammelt, bis 
dann eine Amortisation in größerem Umfang stattfindet. Diese Ge- 
winnreserven, die also erst zu künftiger Amortisation dienen soUen, 

1) § 243 HGB. bestimmt: ,,Die Wahl des ersten Aufsichtsrats gilt für die 
Zeit bis zur Beendigung der ersten Generalversammlung, welche nach dem Ab- 
lauf eines Jahres seit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister 
zur Beschlußfassung über die Jahresbilanz abgehalten wird.'' 

2) Ob eine solche Beservenbildung unter allen Umständen erforderlich ist, 
ist, wie S. 273 dargelegt wurde, bestritten. 

19* 
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nicht wie die unter a) behandelten Folge einer bereits durchgeführten 
Amortisation sind, werden ebenfalls häufig als Aktien- resp. Obliga- 
tionentilgungsfonds ^) bezeichnet. 

11. Reinvermögensmehrung infolge von Schenkungen. 
Wie schon erwähnt wurde (S. 250), kommt es häufiger Yor, daß Aktien- 
gesellschaften von öffentlichen Körperschaften oder privaten Interessen- 
ten bares Geld oder andere Aktiven, vor allen Dingen Grund und 
Boden erhalten, daß diese Zuwendungen aber nicht zur Erhöhung des 
Reingewinnes herangezogen werden dürfen, sondern als Vermehrung 
des Stammkapitals zu betrachten sind. Da das Grundkapital nicht 
um den Betrag dieser Zuwendungen erhöht werden darf, so bleibt 
nichts anderes übrig, als einen besonderen Reinvermögensposten dafür 
einzuführen. So finden sich in den Bilanzen von Aktiengesellschaften 
Posten wie: Staatszuschußkonto. ^) Die gleiche Bedeutung hat das 
S. 251 erwähnte Grund- und Boden kapitalkonto. 

12. Neben den erwähnten finden wir nun auch noch Reserven 
für alle möglichen anderen Ausgaben oder Verluste. So 
weisen die Bilanzen auf: Fonds für außergewöhnliche Ausgaben im 
Betriebe, Konto zur Deckung außergewöhnlicher Bedürfnisse, Konto 
für unvorhergesehene größere Ausgaben, Konto für Deckung unvorher- 
gesehener Verluste, Konto für Versuche, Speziaireservefonds für Bank- 
notenanfertigung, Rücklage für Prozeßkosten, für Bergschäden, für 
Unfälle, Reservefonds für Mietsausfälle, für Unglücksfälle, Verfügungs- 
fonds zum Erwerb von Grubenfeldern, Rücklage für den Bau von 
Arbeiterhäusern, Speziaireserve für diverse Risiken, Baureserve, Neubau- 
Reservefondskonto, Rücklage für Explosionsschäden, Haftpflichtreserve, 
Rücklage zur Deckung von Haftpflichtabfindungen, Falliment- und Prozeß- 
konto, Betriebs-Erweiterungfondskonto, Güterwagen-Beschaffungsfonds, 
Fonds für außerordentliche Verwaltungszwecke, Wagen-Erneuerungs- 
konto , Wagenanstrich-E rneuerungskonto , Gasmesserreparaturenkonto, 
Rückstellung für Reparaturen, Rennkonto*), Rückstellungskonto für 
Kosten einer Schuldverschreibungsanleihe, Rücklage für neue Bauvor- 
schriften*), Reserve für Schachtumbau, Reservebaufondskonto, Kellerei- 
Erweiterungsfondskonto , Umbaukonto, Spezialreservefondskonto für 
Wasserbau, Kioskbaukonto, Rückstellung für die Jubiläumsfeier, Rück- 
stellung für MoselkanaP), Reserve für Laboratoriumsumbau, Filialen- 
reservefondskonto, Reserve für Kommanditen, Betriebsmittelmehr ungs- 

1) Häufig werden auch die bereits ausgelosten, aber noch nicht eingelösten 
Obligationen unter dieser Bezeichnung aufgeführt (s. S. 80). Dann handelt es 
sich bei diesem Posten also nicht um eine Reserve, sondern um eine Schuld. 

2) Sind die Beträge nicht ä fonds perdu, sondern als Darlehen, wenn auch 
als unverzinsliches gegeben, so stellt der betreffende Posten natürlich nicbt einen 
Teil des Beinvermögens, sondern eine Schuld dar. 

3) Bei Automobilfabriken. 4) Grermanischer Lloyd 1906. 
6) Bombacher Hüttenwerke. 
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kontOy Reorganisationskonto der Feuerwelir, Konjunkturreserve, Reserve- 
fonds für die Sparkasse^ für die Eonsumanstalt, Reservefonds für die 
Beseitigung von Brand- und Explosionsschäden. ^) 

13. Vortrag aus dem Voxjahre. Endlich sei noch erwähnt^ 
daß auch der Posten „Vortrag aus dem Vorjahre^ der allerdings 
häufig nicht gesondert in der Bilanz erscheint^ vielmehr — weil er 
bestimmungsgemäß mit zur Gewinnverteilung zur Verfügung stehen 
soll — mit dem Jahresreingewinn in einen Posten zusammengefaßt 
ist, eine Reserve darstellt. Der am Schlüsse eines Jahres nach Abzug 
der anderen Rücklagen für die Verteilung bereitstehende Betrag wird 
regelmäßig nicht vollständig zur Dividendenzahlung, zu Tantiemen 
und Gratifikationen verwendet, sondern ein Teil davon wird als „Ge- 
winnvortrag" oder als „Vortrag für neue Rechnung'* u. dgl. reserviert, 
um im nächsten Jahre zur Verfügung zu stehen. Diese Übung findet 
ihre Erklärung z. T. darin, daß die Dividende meist in ganzen oder 
doch halben Prozenten des Grundkapitals festgesetzt wird. Der über- 
schießende Teil des Reingewinns kommt dann dem nächsten Jahre 
zugute. Oft aber werden auch wesentlich höhere Beträge auf das 
nächste Jahr vorgetragen, Beträge, die eine Erhöhung der Dividende 
um mehrere Prozent ermöglicht hätten. Es ist ganz zweifellos, daß 
es sich auch bei diesem Vorgang um die Rückstellung eines Teiles 
des Reingewinnes, also um wirkliche echte Reserven handelt. Die 
Praxis erkennt das auch dadurch an, daß sie den Vortrag gelegentlich 
als „Vortrag-Reserve'^ bezeichnet.*) 

Ctewinn oder Verlust. Gnmdkapital und Reservekapitalien 
zusammen ergeben noch nicht den Gesamtbetrag des Rein Vermögens. 
Ist ein Gewinn erzielt, so muß man diesen noch den erwähnten 
Bestandteilen des Reinvermögens hinzurechnen; ist ein Verlust ein- 
getreten, so muß dieser (ev. zuzüglich der Verlustvorträge aus den 
Vorjahren) von jenen Beträgen in Abzug gebracht werden. 

Da der im Laufe eines Jahres erzielte Gewinn oder Verlust für 
die AktiengeseUschaft von besonderer Bedeutung ist, so schreibt 
§ 261 Nr. 6 vor, daß der Gewinn oder Verlust am Schlüsse der Bilanz 
besonders anzugeben ist, damit man den Erfolg des Geschäftsjahres 



1) Ancli das sog. Interimskonto stellt bisweilen eine Keserve, die etwas 
verschleiert werden soll, vor. In anderen Fällen handelt es sich dabei um einen 
Schuldposten. 

2) Die Anerkennung des Vortrags als Reserve ist von erheblicher praktischer 
Bedeutung. Die §§287 und 245 HQB. bestimmen nämlich, daß für die Berech- 
nung der Yorstands- und Aufsichtsrats-Tantieme nur der Teil des Keingewinnes 
zugrunde gelegt werden darf, der nach Vornahme sämtlicher AbschreibuDgen 
und Bücklagen (beim Aufsichtsrat außerdem nach Abzug von mindestens 4 7o 
des Grundkapitals für die Aktionäre) übrig bleibt. Aus dem oben Gesagten er- 
gibt sich also, daß der Vortrag für das neue Jahr „tantiemefrei^^ bleiben muß. 
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mit einem Blick zu übersehen vermag. Auch gegen diese ausdrückliche 
Vorschrift wird sehr häufig gefehlt.^) 

Viele Gesellschaften*) stellen die Bilanz so auf, wie sie nach der 
Beschlußfassung über die Verteilung des Reingewinns aussehen würde, 
d. h. die Bilanzen enthalten nicht mehr einen einheitlichen Posten 
Reingewinn, sondern dieser Betrag ist bereits verteilt auf die Posten: 

Tantieme (als Schuldposten) 

Dividende (als Schuldposten). 

Vortrag auf neue Rechnung und auf die verschiedenen Reserven, 
die aus dem Reingewinn dotiert werden. Eine solche Bilanz^) wider- 
spricht der ausdrücklichen Bestimmung des Gesetzes; sie ist außer- 
dem auch insofern falsch, als bei Aufstellung der Bilanz ein Anspruch 
der Aktionäre auf eine bestimmte Dividende noch gar nicht besteht. 
Ein solcher Anspruch entsteht erst, nachdem in der Generalversamm- 
lung die Bilanz und damit auch der Gewinn festgesetzt ist. Fest- 
setzung der Bilanz und Beschlußfassung über die Gewinnverteilung 
sind zwei verschiedene Akte, die man wohl voneinander trennen muß. 

Will man gleichzeitig auch zeigen, wie sich die Bilanz nach der 
Beschlußfassung über die Verteilung des Reingewinnes gestalten würde, 
so kann man ja, wie das manche Gesellschaften tun, neben der gesetz- 
lichen (Brutto-)Bilanz noch eine besondere Nettobilanz aufstellen, oder 
man kann in die gesetzliche Bilanz noch eine besondere, diese Angaben 
enthaltende Spalte einfügen, wie das beispielsweise in folgendem Bei- 
spiele geschehen ist (siehe Tabelle nächste Seite oben). 

Bei dieser Gesellschaft sind also die Reservekapitalien nicht er- 
höht, sondern der Reingewinn ist lediglich für Dividendenzahlung, 
Tantiemezahlung und Vortrag auf neue Rechnung bestimmt. 

Wieder andere Gesellschaften verstoßen gegen die gesetzliche 
Vorschrift dadurch, daß sie überhaupt nicht den Reingewinn, sondern 
einen Bruttogewinn am Ende der Bilanz ausweisen. Nicht ganz selten 
werden alle Abschreibungen in der Bilanz unterlassen, und dann 
wird als Gewinn der um die Abschreibungen noch nicht verminderte 
Bruttogewinn ausgewiesen. Diese Methode muß auf das Schärfste 
zurückgewiesen werden, denn sie erweckt durch die viel zu hohe 
Gewinnziffer irrige Vorstellungen. Häufig wird sie verwandt, um eine 
Unterbilanz zu verdecken. Wenn der Bruttogewinn niedriger ist als 
der Betrag der notwendigen Abschreibungen, dann läßt sich auf diese 



1) Daß der Vortrag aus dem Vorjalire sehr häufig mit dem Jahresreingewinn 
zu einem einheitlichen Posten zusammengezogen wird, wurde schon erwähnt. 

2) Schon Simon S. 93 hebt hervor, daß dieser Brauch besonders bei Ham- 
burger Aktiengesellschaften üblich ist. Das ist auch heute noch so. Aber auch 
viele andere Gesellschaften setzen sich über die gesetzliche Bestimmung hinweg. 

3) Man nennt sie Nettobilanz und bezeichnet die vom Gesetz geforderte 
Bilanz mit einheitlichem Gewinnposten als Bruttobilanz. 
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Passivseite einer Bilanz. 



Aktienkapitalkonto 

Anleihekonto 

Anleiheamortisationskonto : 

zur Rückzahlutig noch nicht präsentierte ausgeloste 
Teilschuldverschreibungen 

Eontokorrentkonto : 

Kreditores 

Beservefondskonto 

Disposition sfondskonto 

Pensionsfondskonto 

Dividendenkonto : 

noch unerhobene Dividende 

47o Vordividende pro 1907 JC 120 000,— 

10 7o Superdividende pro 1907 .... . „ 300000,— 

Anleihezinsenkonto : 

rückständige Zinskoupons 

Tantiemekonto 

Gewinn- und Verlustkonto: 

Vortrag aus 1906 . • JC 8 288,01 

Gewinn pro 1907 „ 474 324,41 

Vortrag auf neue Rechnung 



Vor der 
Gewinn- 
verteilung 



3 000 000 
680 000 



4120 

174 480 

300 000 

300 000 

20 000 

226 



6 920 



482 612 



I 4 968 859 



Nach der 
Gewinn- 
verteilung 



8 000 000 
680 000 



4120 

174 480 

300 000 

300 000 

20 000 

226 

420 000 

6 920 
53 840 



8 771 



4 968 359 



Weise der Anschein erwecken, als ob ein Gewinn vorläge, während 
€ich tatsächlich ein Verlust ergeben hat. 

Inkorrekt ist es auch, schon bei der Bilanzaufstellung einen Ver- 
lust dadurch zu beseitigen, daß man das gesetzliche Reservekapital 
entsprechend vermindert. Wohl ist dieses dazu bestimmt, eine Unter- 
bilanz zu beseitigen, aber zunächst muß die Unterbilanz in der Bilanz 
ausgewiesen werden. 

Auch da, wo der Gewinn (oder Verlust) formell ordnungsmäßig 
in einem Posten in der Bilanz ausgewiesen ist, stellt er nun regelmäßig 
infolge ungenauer Bewertung und ev. eingetretener Veränderungen hin- 
sichtlich der stillen Reserven nicht die tatsächlich gerade in dem be- 
treffenden Jahre eingetretene Reinvermögensmehrung (oder Minderung) 
d. h. den Reingewinn im ökonomischen Sinne dar. 

Weiter ist folgendes zu beachten: Bei den meisten Aktiengesell- 
schaften erhalten die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichts- 
rates, vielfach auch einzelne Beamte, eine Beteiligung am Reingewinn. 
Vom Standpunkt der Aktiengesellschaft und der Aktionäre stellen die 
Summen, die auf Grund solcher Vereinbarungen zu zahlen sind, na- 
türlich keinen Reingewinn, sondern Geschäftsunkosten dar, ganz genau 
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so wie die den Betreffenden gezahlten festen Entschädigungen. Der 
in der Bilanz ausgewiesene Gewinn enthält aber vielfach noch die 
Bris Tantieme zu zahlende Summe^ und deshalb ist er nicht identisch 
mit dem Reingewinn. Dabei gehen die GeseUschaffcen auch noch ver- 
schied en Yor. Die den Beamten zustehenden Tantiemen, soweit sie 
noch nicht ausgezahlt sind, werden meist als Schulden verzeichnet, 
das gleiche gilt vielfach von den Tantiemen der Vorstandsmitglieder^ 
weil man ihre Höhe nicht gerne bekanntgeben will. Die Tantieme 
des Aufsichtsrats dagegen ist meist in dem Posten Gewinn mit ent- 
halten und wird dann bei der Beschlußfassung über die Verteilung 
des Gewinns extra aufgeführt. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß auch aus diesem Grunde der 
bilanzmäßige Gewinn regelmäßig nicht den wahren Reingewinn ergibt. 
Man muß das berücksichtigen, wenn man die Gewinnziffem zweier 
Gesellschaften, die in dieser Hinsicht verschieden verfahren, miteinander 
vergleichen will, oder auch die Gewinnziffern derselben Gesellschaft 
aus verschiedenen Jahren, wenn die bilanzmäßige Behandlung der 
Tantiemen gewechselt hat. 

Ganz ähnliches gilt nun auch für die Fälle, in denen Dritte An- 
spruch auf einen Teil des Reingewinns haben. So ist bei Straßen- 
bahnen, Gaswerken u. dgl. häufig der Stadt, die die Konzession ge- 
geben hat, eine solche Gewinnbeteiligung zugesichert, bei Lebens- 
versicherungs- Aktiengesellschaften erhalten die Versicherten einen Anteil 
am Gewinn u. dgl. m. Solche Gewinnanteile sind für die Gesellschaft 
weiter nichts als Unkosten, als Ausgaben, und sie werden nur deshalb 
mit dem eigentlichen Reingewinn in einem Posten zusammen aufge- 
führt, weil die Höhe dieser Ausgaben nicht von vornherein feststeht» 

Ergebnis bezüglich der Exaktheit der Bilanzen der 
Aktiengesellschaften. Wenn wir schon im allgemeinen Teile 
dieser Arbeit feststellen mußten, daß die Bilanzen in bezug auf Voll- 
ständigkeit und Zuverlässigkeit sehr viel zu wünschen übrig lassen, so 
ergibt das jetzt Ausgeführte, daß auf die Bilanzen der AJvtiengesell- 
schaften dieses Urteil noch in erheblich höherem Maße Anwendung 
findet. Die Notwendigkeit, die Bilanzen zu veröffentlichen, veranlaßt 
in zahlreichen Fällen die maßgebenden Persönlichkeiten, die Vermögens- 
verhältnisse möglichst undurchsichtig darzustellen; vor allem aber 
veranlaßt die Rücksicht auf die Gewinnverteilung sie, die Verhältnisse 
auch direkt falsch anzugeben. Bisweilen wird der Vermögensstand 
zu günstig angegeben, um Außenstehende zu täuschen, um unberech- 
tigte Dividenden verteilen zu können u. dgl.; in den meisten Fällen 
aber wird die Bilanz — mit Hilfe übermäßiger Abschreibungen, durch 
Weglassung wertvoller Aktiva, durch übermäßige Angabe der Schul- 
den usw. — ungünstiger aufgestellt, als den Tatsachen entspricht. 
Es kann daher jedem, der die Bilanz einer Aktiengesellschaft zum 
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Ausgangspunkt geschäftlicher Maßnahmen oder wissenschaftlicher 
S<;udien macht, nicht dringend genug geraten werden, mit dem 
äußersten Mißtrauen zu Werke zu gehen. Daß die Bilanz ganz richtig 
aufgemacht ist, wii^d nur ausnahmsweise zutreffen, meist wird sie nach 
fder einen oder nach der anderen Richtung von der Wahrheit ab* 
weichen. Auch die gesetzlichen Bewertungsvorschriften zwingen, wie 
wir sahen, unter Umstanden zu einer zu ungünstigen Darstellung dei: 
Vermögensverhältnisse. 

Das ist beispielsweise auch bei allen auf Grund der Bilanzen 
aufgestellten Rentabilitätsstatistiken zu berücksichtigen. Auch wenn 
die Statistik methodisch einwandfrei gearbeitet ist, wird sie doch nie 
ein ganz zuverlässiges Bild gewähren können, weil eben ihre Unter- 
lagen nicht zuverlässig sind. Damit soll der hohe Wert solcher Ren- 
tabilitötsstatistiken keineswegs in Frage gestellt werden; insbesondere 
für den Vergleich zwischen verschiedenen Jahren sind sie sehr wichtig j 
aber nie darf, wie gesagt, bei ihrer Verwertung die Kritik außer acht 
gelassen werden. 

Anhang I. 

Die Bilanzen der Eommanditgesellschaften auf Aktien. 

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien ist heute lediglich eine (nur 
noch selten angewendete) Abart der Aktiengesellschaft. Infolgedessen 
gilt für ihre Bilanzen im großen und ganzen das gleiche wie für die 
Aktiengesellschaft. An die Stelle des Vorstandes der Aktiengesell- 
schaft treten hier die persönlich haftenden Gesellschafter. Nur in 
zwei Punkten ergeben sich hinsichtlich der Bilanzen Besonderheiten. 

Einmal liegt bei der AktienkommanditgeseUschaft die Feststellung 
der Bilanz nicht lediglich in der Hand der Generalversammlung (in 
der die persönlich haftenden Gesellschaften, auch wenn sie Aktien 
besitzen, kein Stimmrecht haben), sondern die Bilanz bedarf hier der 
Zustimmung sowohl der persönlich haftenden Gesellschafter, als auch 
der Generalversammlung der Kommanditisten. 

Eine zweite Besonderheit ergibt sich daraus, daß die persönlich 
haftenden Gesellschafter außer ihrem etwaigen Aktienbesitz auch noch 
weitere Kapitaleinlagen machen können, die also nicht zum Grund- 
kapital gehören. Wird von dieser Möglichkeit — ein Zwang zu 
solchen Kapitaleinlagen liegt keineswegs vor — Gebrauch gemacht, 
dann ist also das Reinvermögen der Aktienkommanditgesellschaft 
= Grundkapital + besondere Kapitaleinlagen der persönlich haftenden 
Gesellschafter + sämtliche Reserven + Reingewinn (resp. — Gesamt- 
verlust). Es erhebt sich nun die Frage, ob auch diese Kapitaleinlagen 
ebenso gebunden sind wie das Grundkapital, ob sie also ebenso einen 
festen, stets gleichbleibenden Posten auf der Passivseite der Bilanz dar- 
stellen oder ob diese besonderen Kapitaleinlagen ohne weiteres erhöht, 
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yermindert oder auch ganz zurückgezogen werden dürfen. Das Gesetz 
hat diese letztere Frage bejaht. Da die persönlich haftenden Gesell- 
schafter unbeschränkt haften, so unterliegen ihre besonderen Kapital- 
einlagen keiner besonderen Bindung. Es dürfen daher Diyidenden ver- 
teilt und Gewinnanteile an die persönlich haftenden Gesellschafter gezahlt 
werden, auch wenn der Betrag der ursprünglichen besonderen Kapital- 
einlagen nicht mehr voll durch Aktiven gedeckt ist. Nur für den Fall, daß 
die XJnterbilanz größer ist als die Kapitaleinlagen, bestimmt § 329 HGB.: 

Ergibt sich für die persönlich haftenden (xesellschafter nach dem Jahres- 
erträgnis ein Gewinnanteil, der nicht auf ihre Aktien fällt, so hat die Auszahlung 
zu unterbleiben, falls eine Unterbilanz vorhanden ist, die ihre nicht in Aktien 
bestehenden Kapitalanteile übersteigt. Solange eine solche Unterbilanz besteht, 
ist auch eine sonstige Entnahme von Geld auf den Kapitalanteil ausgeschlossen. 

Endlich bestimmt § 329, daß die bis zur Höhe von 107o ^®^ Grund- 
kapitals jährlich zu reservierenden 5^0 des Reingewinns bei der Aktien- 
kommanditgesellschaft von dem gesamten Reingewinn, also einschließlich 
des auf die persönlich haftenden Gesellschafter entfallenden Gewinnes, zu 
berechnen sind. 

Anhang II. 
Die Bilanzen der Eolonialgesellschaften. 

Die deutschen Eolonialgesellschaften, die man praktisch wohl eben- 
falls als eine Abart der Aktiengesellschaft bezeichnen darf, sind bezüglich 
der Aufstellung ihrer Bilanzen keinerlei gesetzlichen Verpflichtungen 
unterworfen. Das ihre Verhältnisse regelnde Gesetz^) bestimmt nur, daß 
der vom Reichskanzler zu genehmigende Gesellschaftsvertrag Be- 
stimmungen über die Jahresrechnung zu enthalten hat. Regelmäßig 
enthalten aber auch die Statuten keine genaueren Bestimmungen, ins- 
besondere keine Bewertimgsvorschriften^), so daß die Kolonialgesell- 
schaften in dieser Hinsicht ganz frei sind. Auch die Frist für die 
Vorlegung der Bilanz ist häufig auf mehr als sechs Monate erstreckt. 



Elftes Kapitel. 

Die Bilanzen der Gresellschaften mit beschr. Haftung. 

Allgemeiues. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, in den ersten 
drei Monaten des Geschäftsjahres die Bilanz für das verflossene Ge- 
schäftsjahr nebst einer Gewinn- und Verlustrechnung aufzustelleu. 

1) Schutzgebietsgesetz in der Fassung des Gesetzes vom 26. Juli 1900. § 11 ff. 

2) Vgl. Lehmann, in der Zeitschrift f. d. ges. Handelsrecht Bd. 68, S. 10. 
Über die Genußscheine besonderer Art, die einzelne Kolonialgesellschaften aus- 
gegeben haben, vgl. die Äußerungen verschiedener Juristen in den Beiträgen 
zur Kolonialpolitik und Kolonialwirtschaft Jahrg. 1, S. 267 ff., 821 ff. 
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Die Frist zur AufstelluDg der Bilanz kann aber durch den Gresell- 
schaftsvertrag auf sechs Monate, bei Gesellschaften, deren Unternehmen 
den Betrieb von Geschäften in überseeischen Gebieten zum Gegen- 
stande hat, bis auf neun Monate erstreckt werden.^) Wie bei der 
Aktiengesellschaft, so ist auch hier die von den Geschäftsführern auf- 
gestellte Bilanz lediglich ein Entwurf, ein Vorschlag an die Gesell- 
schafter.^) Die Feststellung der Bilanz erfolgt durch die Gesell- 
schafter^), die also die von den Geschäftsführern vorgelegte Bilanz 
beliebig abändern können. Ein Aufsichtsrat oder ein anderes Revisions- 
organ ist für die Gesellschaften mit beschränkter Haftung nicht obli- 
gatorisch. Das Gesetz sagt nur: 

§ 52. Ist nach dem GeseUschaftsvertrage ein Anfsiclitsrat zu bestellen^ so 
^finden auf denselben, soweit nicht im GeseUschaftsvertrage ein anderes 
bestimmt ist, die für den Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft geltenden 
'Vorschriften entsprechende Anwendung. 

Trotzdem ein Zwang nicht besteht, ist doch bei vielen, ins- 
besondere größeren Gesellschaften mit beschränkter Haftung, ein Auf- 
sichtsrat bestellt. Auch werden die Bilanzen nicht selten durch be- 
sondere Revisoren oder durch Treuhandgesellschaften revidiert. 

Eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Bilanz liegt nicht 
Tor, nur die Gesellschaften, bei welchen der Gegenstand des Unter- 
nehmens im Betriebe von Bankgeschäften besteht, haben die Bi- 
lanz*) innerhalb von drei, resp. sechs oder neun Monaten nach Ablauf des 
<jeschäftsjahres in den für die Bekanntmachungen der Gesellschaft in 
Betracht kommenden Blättern zu publizieren. Die Publikationspflicht 
obliegt den Geschäftsführern. Ein Abdruck der Bekanntmachung ist 
zum Handelsregister einzureichen^) und ist also auch dort allgemein 
zugänglich. Infolge dieser Bestimmung ist die Form der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung für den Betrieb von Bankgeschäften nur 
Terhaltnismäßig selten angewendet worden. 

Bisweilen haben aber auch andere Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung sich aus freien Stücken entschlossen, ihre Bilanzen regelmäßig 
:zu veröffentlichen, besonders wenn sie Teilschuldverschreibungen aus- 
geben, und zumal wenn diese zum Börsenhandel zugelassen sind. Im 
letzteren Falle stellen wohl auch die Zulassungsstellen eine dahin- 
gehende Bedingung. Bei einer Reform des Gesetzes wäre es wohl 
angebracht, die Bilanzpublikation allen Gesellschaften mit beschränkter 



1) § 41. Soweit in diesem Kapitel Paragraphen ohne weiteren Hinweis zitiert 
«ind, beziehen sie sich auf das Beichsgesetz betr. die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung. 

2) Strafvorschriften : § 82, 83. 

3) § 46. Hier ist der zutreffende Ausdruck „Feststellung'* gebraucht, während 
■die Gesetze sonst wenig zweckmäßig von „Genehmigung** sprechen. 

4) nicht auch die Gewinn- und Verlustrechnung. 

5) § 41. 
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Haftung, die TeilsclmldTerBchreibimgen ausgegeben haben, zur Pflicht 
zu machen. 

Da es für die Gesellschaften mit beschränkter Haftung nicht wie 
für die Aktiengesellschaften eine Vorschrift gibt, daß nur der auf 
Grund der jährlichen Bilanz ermittelte Gewinn yerteilt werden darf,. 
80 ist in den Statuten der G. m. b. H. bisweilen bestimmt, daß für 
den Schluß eines jeden halben Jahres die Bilanz aufgestellt wird und 
daraufhin ebenfalls halbjährlich die Gewinnverteilung stattfindet.^) 

BewertungSTorschriften. Da auch bei den Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung im Interesse der Gläubiger das Prinzip der 
Bindung des Grundkapitals, das hier Stammkapital^) genannt wird, auf- 
gestellt ist'), so sind zur Sicherung der Durchführung dieses Prinzips 
auch einige spezielle Bewertungsvorschriften gegeben, die aber weniger 
weitgehend sind als bei der Aktiengesellschaft. Sie lauten: 

§ 42. Für die Aufstellung der Bilanz kommen die Vorscbriften des § 40 
des Handelsgesetsbuches mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Anlagen und sonstige Vermögensgegenstände, welche nicht zur Weiter- 
Veräußerung, sondern dauernd zum Betriebe des Unternehmens bestimmt sind, 
dürfen höchstens zu dem Anschaffungs- oder Herstellungspreise angesetzt werden ;- 
sie können ohne Bücksicht auf einen geringeren Wert zu diesem Preise ange- 
setzt werden, sofern ein der Abnutzung gleichkommender Betrag in Abzug oder 
ein denselben entsprechender Emeuerungsfonds in Ansatz gebracht wird; 

2. Die Kosten der Organisation und Verwaltung dürfen nicht als Aktiva in^ 
die Bilanz eingesetzt werden. 

Vergleicht man diese Bewertungsvorschriften mit den für die^ 
Aktiengesellschaften geltenden, so fällt vor allem auf, daß hier ein. 

1) Vgl. z. B. die Statuten des Verbandes deutscher Jute-Industrieller, G. m. 
b. H., Braunschweig, und des Verbandes deutscher Druckpapierfabrikanten G. m. 
b. H., Berlin (abgedruckt Kartelldenkschrift Bd. 1 S. 668, 625). 

2) Ein Grund für diese abweichende Bezeichnung ist nicht zu finden. Es- 
wäre besser gewesen, wenn das Gesetz auch hier von Grundkapital gesprochen: 
hätte. Unter Stammkapital versteht man regelmäßig etwas anderes. Auch in. 
diesem Buche wird der Ausdruck Stammkapital in anderem Sinne gebraucht 
(vgl. S. 61 ff.). 

3) § 80. Das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen der 
Gesellschaft darf an die Gesellschafter nicht ausgezahlt werden. 

§ 31. Zahlungen, welche den Vorschriften des § 30 zuwider geleistet sind,, 
müssen der GeseUschaft erstattet werden. 

War der Emp^biger in gutem Glauben, so kann die Erstattung nur insoweit 
verlangt werden, als sie zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger erforder- 
lich ist. 

Ist die Erstattung von dem Empfänger nicht zu erlangen, so haften für 
den zu erstattenden Betrag, soweit er zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger 
erforderlich ist, die übrigen Gesellschafter nach Verhältnis ihrer Geschäftsanteile. 
Beiträge, welche von einzelnen Gesellschafkern nicht zu erlangen sind, werden, 
nach dem bezeichneten Verhältnis auf die übrigen verteilt. 

Für die in den Fällen des Absatz 3 geleistete Erstattung einer Zahlung 
sind den Gesellschaftern die Geschäftsführer, welchen in betreff der geleisteten» 
Zahlung ein Verschulden zur Last fällt, solidarisch zum Ersätze verpflichtet. 
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allgemeines Verbot, die Aktiya höher als zu dem Anschaffungs- oder 
Herstellungspreise zu bewerten, fehlt. Nur für die Bewertung von 
Aktiven, die dauernd zum Geschäftsbetriebe bestimmt sind, gilt der 
Anschaffungs- oder Herstellungspreis als Höchstgrenze; alle anderen 
Aktiven, also sowohl Rohstoffe, als zur Veräußerung bestimmte Waren, 
als zu Spekulationszwecken erworbene Terrains u. dgl., dürfen eventuell 
mit einem höheren Betrage in die Bilanz eingesetzt werden, soweit 
"das nach der allgemeinen Bewertungsvorschrift des § 40 H6B. zu- 
lässig ist. 

Die Begründung des Gesetzentwurfs^) bemerkt dazu: Die Vor- 
schrift des Aktienrechts, daß alle Aktiva höchstens zu ihrem An- 
schaffungs- und Herstellungspreise in die Bilanz eingesetzt werden 
dürfen, habe „den Zweck, der Verteilung noch nicht realisierter, bloß 
möglicher Gewinne vorzubeugen, wozu bei der Aktiengesellschaft die 
Versuchung wegen des Einflusses der Dividende auf den Aktienkurs 
besonders nahe liegt. Bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
kommt ein derartiges Motiv nicht in Betracht, und die weitgehende 
Erstattungspflicht, welche nach § 31 bei Beeinträchtigung des Stamm- 
kapitals durch Auszahlung fiktiver Gewinne eintritt, wird von selbst 
«inen wirksamen Beweggrund zu vorsichtiger Bewertung der Aktiven 
bUden." 

Das SeinvermSgen. Da das Stammkapital dauernd an die 
Gesellschaftszwecke gebunden sein soll, so bestimmt das Gesetz, daß 
„der Betrag des im Gesellschaftsvertrage bestimmten Stammkapitals^^ ^) 
unter die Passiven der Bilanz aufzunehmen ist. Es ist also ausdrücklich 
gesagt, daß stets das volle Stammkapital in die Bilanz einzusetzen ist, 
auch dann, wenn es noch nicht vollständig eingezahlt ist. 

Die Ansammlung von Reserven ist den Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung nicht vorgeschrieben. Doch errichten viele Ge- 
sellschaften freiwillig eine oder mehrere Reserven nach Art der Aktien- 
gesellschaften. Hinsichtlich der ausdrücklichen Vorschrift des Gesetzes, 
daß der Betrag jedes Reservefonds unter die Passiven aufzunehmen 
ist'), gilt dasselbe, was für die Aktiengesellschaft ausgeführt wurde. 

Der „aus der Vergleichung sämtlicher Aktiva und Passiva sich 
ergebende" Gewinn oder Verlust muß am Schlüsse der Bilanz besonders 
angegeben werden.*) 

Besonderheiten bei den G-esellsohaften mit beschränkter 
Haftnng mit NaohsohuBpflioht. ®) Bei der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung ist es im Gegensatz zu der Aktiengesellschaft 
möglich, durch das Statut festzusetzen, daß die Gesellschafter über 
den Betrag der Stammeinlagen hinaus zur Zahlung von Nachschüssen 

1) Sten. Ber. des Reichstags. 8. Leg.-Per. I. Sess. 1890/92, Anlageband 5, 
8. 3749. 

2) § 42. 3) Vgl. hierzu Rehm, S. 116 ff. 
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yerpflichtet sind, und zwar kann die Nachschußpflicht unbeschränkt 
oder auf einen bestimmten Betrag beschränkt sein.^) Ist die Nach- 
schußpflicht unbeschränkt, so hat jeder Gesellschafter, falls er die Stamm- 
einlage vollständig eingezahlt hat, das Recht, sich von der Zahlung des 
eingeforderten Nachschusses dadurch zu befreien, daß er innerhalb eines 
Monats nach der Aufforderung zur Einzahlung den Geschäftsanteil der 
Gesellschaft zur Befriedigung aus demselben zur Verfügung stellt.^) 

In der Praxis ist von dieser Möglichkeit, eine Nachschußpflicht 
zu statuieren, nur ganz ausnahmsweise Gebrauch gemacht. Wir 
brauchen deshalb nur kurz darzustellen, welche Behandlung derartige 
Nachschüsse bilanzmäßig zu erfahren haben.') 

Zunächst ist zu betonen, daß das Recht der Gesellschaft, Nach- 
schüsse von den GeseUschaftem einzufordern, keineswegs als Aktivum 
in die Bilanz eingestellt werden darf, solai^e die Einziehung nicht 
ausdrücklich beschlossen ist. 

Auch wenn ein solcher Beschluß gefaßt ist, darf aber der An- 
spruch auf die Nachschüsse solange nicht als Aktivum behandelt 
werden, als den GeseUschaftem in dem eben erwähnten Falle noch 
das Recht zusteht, sich durch Verweisung auf den Geschäftsanteil von 
der Zahlung der Nachschüsse zu befreien. 

Werden die Nachschußansprüche unter die Aktiven der Bilanz auf- 
genommen, oder sind die Nachschüsse bereits eingezahlt und haben 
so die Aktiven vermehrt, dann muß natürlich auch eine Erhöhung der 
Reinvermögensposten um den gleichen Betrag*) stattfinden. Das ge- 
schieht aber nicht etwa dadurch, daß der Posten „Stammkapital'^ um 
den Betrag der eingeforderten oder eingezahlten Nachschüsse erhöht 
wird, sondern dadurch, daß in Höhe der Nachschüsse ein besonderer 
Reinvermögensposten in die Passivseite aufgenommen wird. Das er- 
klärt sich daraus, daß das Stammkapital dauernd an die Gesellschafts- 
zwecke gebunden ist und deshalb dauernd in gleicher Höhe in der 
Bilanz erscheinen muß, während die eingezahlten Nachschüsse, unter 
der Voraussetzung, daß das Stammkapital voU eingezahlt ist, nach dem 
Ermessen der Gesellschaft wieder an die Gesellschafter zurückgezahlt 
werden dürfen.^) Nur wenn ein Verlust am Stammkapital eingetreten 



1) § 26. 

2) Allerdings kann auch bei unbeschränkter Nachschußpflicht das Gesell- 
schaftsstatut festsetzen, daß dieses Befreiungsrecht bis zu einem im voraus be- 
stimmten Betrage von Nachschüssen nicht ausgeübt werden darf. § 27. 

3) Vgl. dazu § 42. 

4) „Soweit nicht die Verwendung eine Abschreibung der betreffenden 
Passivposten begründet/* Vgl. dazu Neukamp, Das Reichsgesetz betr. die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 3. u. 4. Aufl. Berlin 1907. S. 181 ff. 

6) Die Zurückzahlung darf nicht vor Ablauf von drei Monaten erfolgen, 
nachdem der Bückzahlungsbeschluß in bestimmten öffentlichen Blättern bekannt 
gemacht ist. § 30. 
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ißt, dürfen die Nact^sehüsse in Höhe dieses Verlustes nicht zurück- 
gezahlt werden. 

Findet eine Rückzahlung statt, so ist der in Höhe der Nach- 
schüsse errichtete Rein Vermögensposten natürlich entsprechend zu kürzen. 

Bewertungsvorsohriften des Ssterreiohisoheu Rechts. 
Bekanntlich ist Österreich vor kurzem dem deutschen Beispiel gefolgt 
und hat durch Gesetz vom 6. März 1906 die Gründung von Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung ermöglichst. Auch hier sind be- 
sondere Bewertungsvorschriften gegeben, doch hat man sich in diesem 
Punkte nicht an das deutsche G. m. b. H.- Gesetz, sondern an die Be- 
stimmungen des deutschen Aktienrechts angelehnt. § 23 des öster- 
reichischen Gesetzes bestimmt: 

,,Far die Aufstellung des Rechnungsabschlusses, der die ganze Gebarung der 
Gesellschaft zu umfassen hat, kommen folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1. Börsen- oder marktgängige Gegenstände dürfen höchstens zum Börsen- 
odei Marktpreise des Zeitpunktes, für den der Rechnungsabschluß aufgestellt 
wird, wenn aber dieser Preis den Anschaffungs- oder Herstellungspreis übersteigt, 
höchstens zu dem letzteren angesetzt werden; 

2. andere Yermögensstücke sind höchstens zu dem Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreise anzusetzen; 

3. solche Vermögensstücke, die nicht zur Weiterveräußerung, sondern dauernd 
zum Geschäftsbetriebe der Unternehmung bestimmt sind, dürfen höchstens zu 
dem Anschaffangs- oder Herstellungspreise angesetzt werden. Sie können ohne 
Rücksicht auf den gegenwärtigen geringeren Wert zu diesem Preise angesetzt 
werden, sofern ein der Wertverminderung gleichkommender Betrag unter die 
Passiven eingestellt oder ein der Wertverminderung entsprechender Fonds als 
Passivposten angesetzt wird." 

Dazu kommt noch die Bestimmung des § 7: 

„Die Kosten der Errichtung und Verwaltung dürfen nicht als Aktiva in di& 
Bilanz eingesetzt werden, sie müssen vielmehr ihrem vollen Betrage nach al& 
Ausgabe in der Jahresrechnung erscheinen/^ 

Wie man sieht, sind hier die Bestimmungen des deutschen Aktien- 
rechts fast wörtlich kopiert, und so ergibt sich das Resultat, daß in 
Osterreich die Bewertungsvorschriften für die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung strenger sind als für die Aktiengesellschaft, wäh- 
rend man in Deutschland absichtlich das umgekehrte Verhältnis ge- 
wählt hat. 

Zwölftes Kapitel. 

Die Bilanzen der Erwerbs- und Wirtschafts- 

genossenschaften. 

Allgemeines. Da die eingetragenen Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften als Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches gelten*), 

1) § 17. Soweit in diesem Kap. Paragraphen ohne weiteren Zusatz zitiert sind, 
ist stets dasEeichsgesetz betr. die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften gemeinte 
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80 finden auch auf sie dessen allgemeine Bilanzvorscliriften Anwen- 
<lung. An Besonderheiten ist folgendes zu bemerken: 

Notwendige Organe der Genossenschaft sind wie bei der Aktien- 
gesellschaft Vorstand^ Aufsichtsrat und Generalversammlung. Der Yor- 
istand hat, wenn das auch nicht ausdrücklich im Gesetz zum Ausdruck 
gebracht ist^), alljährlich die Bilanz aufzustellen. Der Aufsichtsrat hat 
die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vorschläge zur Verteilung 
Ton Gewinn und Verlust zu prüfen und darüber der Generalversamm- 
lung vor Genehmigung der Bilanz Bericht zu erstatten.^) Die Ge- 
nehmigung der Bilanz gehört immer zu den Aufgaben der General- 
versammlung.^) 

Binnen sechs Monaten nach Ablauf jedes Geschäftsjahres muß der 
Vorstand die Bilanz sowie die Zahl der im Laufe des Jahres einge- 
tretenen oder ausgeschiedenen, sowie die Zahl der am Jahresschlüsse 
der Genossenschaft angehörigen Genossen veröffentlichen. Ein Abdruck 
vder Veröffentlichung ist zum Genossenschaftsregister, das ebenso wie 
das Handelsregister allgemein zugänglich ist, einzureichen.^) 

Besondere Bewertnngsvorschriften existieren für die Genossen- 
schaften nicht. Das Gesetz sagt in seinem § 7 nur, daß das Statut 
^,die Grundsätze für die Aufstellung der Bilanz^' zu bestimmen hat. 

SeinvermSgeu. Die Genossenschaften besitzen kein festes Grund- 
kapital, das dauernd d^m Betriebe erhalten bleiben muß. Die sog. 
Geschäftsanteile der Genossen dürfen nicht mit den Aktien der Aktien- 
-geseUschaft oder den Stammeinlagen der G. m. b. H. verwechselt wer- 
den, denn die Höhe des Geschäftsanteiles gibt nur den Betrag an, 
bis zu dem sich die einzelnen Genossen mit Einlagen beteiligen 
können. Es besteht also kein Zwang, die Geschäftsanteile sofort 
oder später voll einzuzahlen. Das Gesetz verlangt nur, daß für min- 
destens ein Zehnteil der Geschäftsanteile eine Einzahlungsverpfiichtung 
nach Betrag und Zeit festgesetzt wird.^) 

Auch die Einlagen, die tatsächlich gemacht oder zu denen die 
Genossen verpflichtet sind, werden nicht als festes Grundkapital be^ 
handelt. Sie können beliebig erhöht werden dadurch, daß die Genossen 
freiwillig ihre Einlagen erhöhen, daß der erzielte Gewinn den Einlägen 

1) § 83 verpflichtet den Vorstand nur, ,,die erforderlichen Bncher^^ zn führen. 

2) § 38. Strafvorschriften; § 147 und KO. § 244. 

3) Die Bilanz sowie eine den Gewinn und Verlust des Jahres zusammen- 
stellende Berechnung (Jahresrechnung) sollen mindestens eine Woche vor der Ver- 
sammlung in dem Geschäftsiokale der Genossenschaft oder an einer anderen, 
durch den Vorstand bekannt zu machenden geeigneten Steile zur Einsicht der 
Genossen ausgelegt oder sonst denselben zur Kenntnis gebracht werden. Jeder 
Genosse ist berechtigt, auf seine Kosten eine Abschrift der Bilanz sowie der 
Jahresrechnung zu verlangen. § 48. 

4) § 33. 
6) § 7. 
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zugeschrieben wird^), daß neue Genossen eintreten. Andererseits wer- 
den sie auch vermindert dadurch, daß Verluste entstehen, oder daß Ge- 
nossen ausscheiden.^) 

Eine gewisse Bindung bestimmter Reinvermögensbeträge wird 
indessen durch folgende Vorschriften herbeigeführt: 

1. Das Geschäftsguthaben eines Genossen (in Höhe seiner Ein- 
lagen, vermehrt um die zugeschriebenen Gewinne, vermindert um die 
Verluste) darf, solange er nicht ausgeschieden ist, von der Genossen- 
schaft nicht ausgezahlt oder im geschäftlichen Betriebe zum Pfände 
genommen, eine geschuldete Einzahlung darf nicht erlassen werden. 
Gegen die letztere kann der Genosse eine Aufrechnung nicht geltend 
machen.*) 

. 2. Auf das Geschäftsguthaben dürfen Zinsen von bestimmter Höhe 
nicht vergütet werden, auch wenn der Genosse Einzahlungen in höheren 
aIs den geschuldeten Beträgen geleistet hat.^) 

3. Ist ein Geschäftsguthaben durch Verlust vermindert, so darf 
der auf den Genossen entfallende Gewinn nicht ausgezahlt werden, 
sondern muß bis zur Wiederergänzung des Guthabens auf die alte 
Höhe diesem zugeschrieben werden.^) 

4. Außer den Geschäftsguthaben muß auch eine Reserve ange- 
sammelt werden. Nähere Vorschriften über deren Höhe enthält das 
Gesetz allerdings nicht. Es sagt nur, das Statut müsse bestimmen 
^,die Bildung eines Reservefonds, welcher zur Deckung eines aus der 
Bilanz sich ergebenden Verlustes zu dienen hat, sowie die Art dieser 
Bildung, insbesondere den Teil des jährlichen Reingewinns, welcher 
in den Reservefonds einzustellen ist, und den Mindestbetrag des 
letzteren, bis zu dessen Erreichung die Einstellung zu erfolgen 
hat^«) 

5. Eine Herabsetzung des Geschäftsanteils oder der auf denselben 
izu leistenden Einzahlungen oder eine Verlängerung der für die letz- 
teren festgesetzten Fristen kann nur unter Beobachtung der Bestim- 

1) Soweit nicht das Statut etwas anderes bestimmt, wird der ganze auf 
«inen Genossen entfallende Gewinn seinem Geschäftsguthaben so lange zuge- 
schrieben, bis der Geschäftsanteil erreicht ist. 

2) § 65. Jeder Genosse hat das Recht, mittels Aufkündigung 
seinen Austritt aus der Genossenschaft zu erklären. 

Die Aufkündigung findet nur zum Schlüsse eines Geschäftsjahres statt. Sie 
muß mindestens drei Monate vorher schriftlich erfolgen. Durch das Statut kann 
eine längere, jedoch höchstens zweijährige Kündigungsfrist festgesetzt werden. 

Ein den vorstehenden Bestimmungen zuwiderlaufendes Abkom- 
men ist ohne rechtliche Wirkung. 

Vgl. auch § 67. Auch ein Gläubiger des Genossen kann unter Umständen 
das EündiguDgsrecht ausüben (§ 66), ebenso kann die Genossenschaft einen Ge- 
nossen ausschließen (§ 68). Über das Ausscheiden beim Tode des Genossen 
vgl. § 77. 

3) § 22. 4) § 21. 5) § 19. 6) § 7. 

Pftssow, Bilaiusen. 20 
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mungen erfolgen, welche för die Verteilung des Genossenscliaftsyer- 
mögens im Falle der Auflösung^) maßgebend sind.^) 

Das Beinvermögen der Genossenschait setzt sicli demgemäß in 
der Bilanz aus folgenden Posten zusammen: 

1. der Summe aller Geschäftsguthaben. Dieser Betrag darf, falls 
nicht Verluste eintreten oder Genossen ausscheiden, nicht verringert 
werden. Er kann sich aber dadurch erhöhen, daß die Genossen frei- 
willige Einzahlungen machen, daß Gewinne zugeschrieben werden oder 
daß neue Genossen eintreten. 

2. der gesetzlich vorgeschriebenen Reserve. Sie darf nur zur 
Beseitigung einer Unterbilanz herabgesetzt werden. 

3. etwaigen freiwilligen Reserven. 

4. dem bilanzmäßigen Gewinn oder Verlust. 

Nur wenn man alle diese Beträge zusammenfaßt, erhält man das 
Rein vermögen. Dem ausscheidenden Genossen wird allerdings nicht 
ein entsprechender Anteil des Reinvermögens ausgezahlt, sondern nur 
der Betrag seines Geschäftsguthabens.^) Er wird also in gewissem 
Sinne durch das Ausscheiden benachteiligt. 

Besondere Sevision.^) Mit Rücksicht darauf, daß die Genossen- 
schaften zum großen Teile von Personen geleitet werden, die nicht 
besonders geschäftskundig sind, die ihre Amter, vielfach unentgeltlich^^ 
im Nebenamt verwalten^ ist bestimmt worden, daß alle Genossenschaften 
von Zeit zu Zeit-durch außenstehende Personen revidiert werden müssen. 
Diese Revisionen beziehen sich auf die gesamte Geschäftsführung, nicht 
nur auf die Bilanzen, aber sie beschäftigen sich regelmäßig speziell auch 
mit ihnen, so daß diese besondere Institution des Genossenschaftsrechts 
hier noch kurz erörtert sei. Die grundlegenden Bestimmungen lauten: 

§ 53. Die Einrichtungen der Genossenschaft und die Geschäftsführung der- 
selben in allen Zweigen der Verwaltung sind mindestens in jedem zweiten Jahre 
der Prüfung durch einen der Genossenschaft nicht angehörigen sachverständigen 
Revisor zu unterwerfen.*) 

1) Vgl. § 90. 2) § 22. 

3) § 73 bestimmt: Die Auseinandersetzung des Ausgeschiedenen mit der 
Genossenschaft bestimmt sich nach der Vermögenslage derselben und dem Be- 
stände der Mitglieder zur Zeit seines Ausscheidens. 

Die Auseinandersetzung erfolgt auf Grund der Bilanz. Das Geschäftsgut- 
haben des Genos^^en ist binnen sechs Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen; 
an den Reservefonds und das sonstige Vermögen der Genossenschaft 
hat er keinen Anspruch. Reicht das Vermögen einschließlich des Reserve- 
fonds und aller Geschäftsguthaben zur Deckung der Schulden nicht aus, so hat 
der Ausgeschiedene von dem Fehlbetrage den ihn treffenden Anteil an die Gc" 
nossenschaft zu zahlen; der Anteil wird in Ermangelung einer anderen Bestim- 
mung des Statuts nach der Koptzahl der Mitglieder berechnet. 

4) Vgl. dazu Parisius-Crüger, Das Reichsgesetz betreffend die Erwerbs-: 
und Wirtschaftsgenossenschalten. 6. Aufl. Berlin 1908. S. 40ff., 34.»$ ff. 

5) Die Kost« n der Revision hat die Genossenschaft zu tragen. Über deren, 
Feststellung vgl. § 62. 
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§ 68. Der Vorstand der Genossenscbafb hat dem Revisor die Einsicht der 
Bücher and Schriften der Grenossenschaft und die üntersnchnng des Bestandes 
der Genossenschaftskasse, sowie der Bestände an Effekten, Handelspapieren und 
Waren zu gestatten. Zu der Revision ist der Aufsichtsrat zuzuziehen. 

Der Vorstand hat eine Bescheinigung des Revisors, daß die Revision statt- 
gefunden hat, zum Genossenschaftsregister einzureichen und den Bericht über 
die Revision ^) bei der Bemfang der nächsten Generalversammlung als Gegenstand 
der Beschlußfashung anzukündigen. In der Generalversammlung hat der Auf- 
sichtsrat sich über das Ergebnis der Revision zu erklären. 

Die Bestellung des Revisors erfolgt auf yerschiedene Weise. Ein- 
mal ist es nämlich den Genossenschaften freigestellt^ sich zu sog. 
Revisionsverbänden zusammenzuschließen, die dann von sich aus die 
Revisoren für die ihnen angeschlossenen Genossenschaften bestellen. 
Der Revisionsverband darf außer der Revisionstätigkeit auch sonst die 
gemeinsame Wahmehmimg der Interessen der ihm angeschlossenen 
Genossenschaften, insbesondere die Unterhaltung gegenseitiger Ge- 
schäftsbeziehungen zum Zwecke haben. Andere Zwecke dagegen darf 
er nicht verfolgen.*) 

Das Recht zur Bestellung von Revisoren muß dem Verbände 
besonders verliehen werden, und zwar, wenn sein Bezirk sich über 
mehrere Bundesstaaten erstreckt, durch den Bundesrat, andernfalls 
durch die Zentralbehörde des Bundesstaates.®) Erweist sich der Ver- 
band als unzuverlässig, so kann ihm das Recht zur Bestellung von 
Revisoren wieder entzogen werden.*) Die höhere Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirk die Generalversammlungen des Verbandes stattfinden, 
hat das Recht, einen Vertreter dazu zu entsenden.^) Damit der Ver- 
band von den Verhältnissen der ihm angeschlossenen Verbände in- 
formiert wird, macht das Gesetz dem vom Verbände bestellten Revisor 
zur Pflicht, eine Abschrift des Revisionsberichtes dem Verbandsvor- 
stande einzureichen.^) 

Für diejenigen Genossenschaften, die einem solchen Verbände 
nicht angehören, wird der Revisor von dem Gericht, in dessen Bezirk 
die Genossenschaft ihren Sitz hat, bestellt, und zwar hat der Vorstand 
einen Antrag auf Ernennung des Revisors zu stellen. Die Bestellung 
erfolgt, nachdem die höhere Verwaltungsbehörde über die Person des 
Revisors gehört ist. Erklärt die Behörde sich mit einer von der 
Genossenschaft vorgeschlagenen Person einverstanden, so ist diese zum 
Revisor zu bestellen.^) Sicherlich hat sich dieser Revisionszwang im 
großen und ganzen und insbesondere für die kleineren nebenamtlich 
geleiteten Genossenschaften als sehr zweckmäßig erwiesen, aber man 
darf seine Bedeutung auch nicht überschätzen, darf jedenfalls nicht 



1) Der Reichskanzler ist nach § 64 ermächtigt, allgemeine Anweisungen zu 
erlassen, nach welchen die Revisionsberichte anzufertigen sind. Er hat aber 
bisher von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht. 

2) § 55. 3) § 57. 4) § 60. 5) § 59. 6) § 63. 7) § 61. 

20* 
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glauben^ daß hier ein Allheilmittel gefunden sei, das man nur auf 
andere Gesellschaftsformen zu übertragen brauche, um dort alle Un- 
regelmäßigkeiten auszuschließen. Die Fachleute des Genossenschafts- 
wesens sind darin ziemlich einig , daß die vom Gericht bestellten 
Revisionen regelmäßig wertlos sind und daß auch dieVerbandsrevisionen 
noch mancher Verbesserung bedürfen. 



Dreizehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der bergrechtlichen Grewerkschaften.') 

Allgemeines. Da die Gewerkschaften des Bergrechts') nicht 
zu den Handelsgesellschaften im Sinne des Handelsgesetzbuches ge- 
hören, und da Bergwerksbetriebe als solche*) bis zum 1. Januar 1900 
nicht als Handelsgewerbe galten, so waren die Gewerkschaften bis zu 
diesem Termine nicht zur Aufstellung von Bilanzen verpflichtet, und 
sie haben denn auch regelmäßig eigentliche Bilanzen nicht aufgestellt. 
Auch die Steuergesetzgebung nahm darauf Rücksicht, daß bei den 
Gewerkschaften regelmäßig ordentliche Vermögensaufstellungen nicht 
vorlagen. 

§ 15 des preußischen Einkommensteuergesetzes bestimmt, daß bei Aktien- 
gesellschaften für die Steuerberechnung von dem nach Vorschrift des Gesetzes 
ermittelten Einkommen in Abzug gebracht werden rfi^l^^lf^ des eingezahlten 
Aktienkapitals. An Stelle des letzteren tritt .... bei Berggewerkschaften das 
aus dem Erwerbspreis und den Kosten der Anlage und Einrichtung bezw. Er- 
weiterung des Bergwerks sich zusammensetzende Grundkapital^) oder, soweit 
diese Kosten vor dem 1. April 1892 aufgewendet sind, nach Wahl der Pflichtigen 
der zwanzigfache Betrag der im Durchschnitt der letzten vier Jahre vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes verteilten Ausbeute." 

Die Gründe dafür lagen zum großen Teil in der Eigenart des 
Bergwerksbetriebes und den dieser Eigenart angepaßten rechtlichen 
Bestimmungen über die Gewerkschaft. 

Der Betrieb eines Bergwerks ist regelmäßig nicht so auf die 
Dauer berechnet, wie ein industrielles Unternehmen. Es handelt sich 

1) Vgl. dazu insbesondere Simon, Staatseinkommensteuer, S. 166 ff.; ders. 
Gutachten. 

2) Im Gegensatz zu den bisher behandelten üntemehmungsformen sind die 
Verhältnisse der Gewerkschaften nicht durch ein einlieitliches Reichsgesetz, son- 
dern durch die verschiedenen Landesgesetze geregelt. Soweit nicht etwas anderes 
bemerkt ist, sind dem Text die preußischen Verhältnisse zugrunde gelegt (und 
zwar die sog. Gewerkschaften neueren Rechts). 

3) Vgl. oben S. 12, Anm. 1. 

4) Dieser Ausdruck ist inkorrekt, denn Grundkapital bedeutet nach der 
allgemein anerkannten und besonders durch das Aktienrecht gestützten 
Terminologie einen Bestandteil des Rein Vermögens. Gemeint ist das „Anlage- 
kapital''. 
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darum, ein begrenztes Quantum von Bodenschätzen zu gewinnen und 
zu verwerten. Mit der Erschöpfung der (mit Aussicht auf wirtschaft- 
lichen Erfolg) zu gewinnenden Bodenschätze hat auch der Betrieb 
sein Ende erreicht. 

Ein sehr wichtiges Aktivum des Betriebes ist das Recht zur 
Gewinnung der Bodenschätze, oder, wie wir der Kürze halber sagen 
woUen, die zu gewinnende Substanz. In dem Maße, wie der Betrieb 
fortschreitet und Teile der Substanz veräußert werden, fließen dem 
Betriebe bare Mittel zu. Während nun im industriellen Unternehmen 
die beim Verkauf der Fabrikate erzielten Barmittel zum größten Teil 
immer wieder neu in den Betrieb zur BeschaflFang neuen Rohstoffes, 
zur Bezahlung neuer Löhne und Unkosten gesteckt werden, ist das 
beim Bergwerk nicht in gleichem Maße notwendig. Hier wird zu- 
nächst für den Erwerb der Substanz, für die Erstellung der Schächte, 
der maschinellen Anlagen, der Anschlußgleise usw. ein bestimmtes 
Kapital investiert, und dieses Kapital soU im Preise der gewonnenen 
Mineralien nach und nach dem Betriebsinhaber wieder zurückfließen, 
bis am Ende des Betriebes, wenn die Substanz erschöpft und die An- 
lagen infolgedessen wertlos oder wenigstens stark entwertet sind, der 
größte Teil des Kapitals wieder herausgezogen ist. 

Aus diesem Grunde ist es nicht notwendig, daß einem solchen 
Bergwerksbetriebe das einmal vorhandene Reinvermögen dauernd er- 
halten bleibt, es kann vielmehr das Reinvermögen nach und nach 
ermäßigt werden. Während der Industrielle regelmäßig das im Unter- 
nehmen steckende Reinvermögen nicht verringern und höchstens den 
erzielten Reingewinn herausziehen kaun, ist der Bergwerksbesitzer in 
der Lage, nach und nach das Reinvermögen immer mehr zu ver- 
ringern, die freigewordenen Beträge herauszuziehen und anderweitig 
zu verwenden. Er braucht deshalb nur in Erwägung zu ziehen, 
welche Mittel er für den laufenden Betrieb, für etwaige Neuanschaf- 
fungen oder Reparaturen von Maschinen u. dgl. gebraucht und kann 
über den ganzen Rest der jeweilig vorhandenen baren Mittel zu anderen 
Zwecken verfügen. Er hat daher für seine finanziellen Dispositionen 
nicht in dem Maße wie ein anderer Geschäftsmann eine bilanzmäßige 
Berechnung des Reingewinnes nötig. 

Dazu kommt, daß eine solche Berechnung gerade beim Bergbau 
besonders schwierig ist. Der Umfang der vorhandenen Substanz läßt 
sich in zahlreichen Fällen nicht genau feststellen und auch nicht mit 
einiger Sicherheit schätzen.^) Infolgedessen ist es ganz ungewiß, in 
welchem Verhältnis der im Laufe eines Jahres gewonnene Teil der 
Substanz zu dem anfänglichen Substanzvorrat steht, welcher Betrag 
also auf die Substanz abzuschreiben ist. Solange aber über diesen 



1) Vgl. S. 173. 
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Punkt keine Klarheit herrscht, schwebt eine Gewinnbereohnung — 
zumal wenn die Substanz das wertvollste Aktivum ist — in der Luft. 

Diesen Umständen hat s. Z. auch die Gesetzgebung Rechnung 
getragen und den Gewerkschaften weder vorgeschrieben, daß sie ein 
festes Grundkapital haben müßten und nur die wirkliche Reinver- 
mögeusmehrung verteilen dürften, noch ihnen die Pflicht zu regelmäßigen 
BilanzaufsteUungen auferlegt. 

§ 102 des Berggesetzes bestimmt zwar, daß die Gewerken nach 
dem Verhältnis ihrer Kuxe ,,an dem Gewinne'^ [und Verluste] teil- 
nehmen, aber unter Gewinn wird hier nicht die eingetretene Rein- 
vermögensmehrung, sondern der jeweilig verfügbare, d. h. für die Zwecke 
des Unternehmens nicht benötigte Aktivbestand verstanden. Bei der 
Gewerkschaft werden also unbekümmert um die Frage, ob ein Rein- 
gewinn oder ein Reinverlust vorliegt, Ausbeuten verteilt. 

Bei der Betrachtung der Finanzgebarung einer Gewerkschaft ist 
deshalb stets folgendes zu beachten: Die Tatsache, daß Ausbeute ver- 
teilt wird, beweist noch gar nicht, daß und in welcher Höhe Reingewinne 
erzielt sind. Es kann durchaus sein, daß tatsächlich dauernd Ver- 
luste entstehen, aber trotzdem Ausbeuten verteilt werden. Aus den 
geschilderten Gründen liegt darin auch keineswegs irgend etwas Un- 
solides. Zwischen der Ausbeute einer Gewerkschaft und ihrem Rein- 
gewinn besteht eben — gesetzlich und geschäftlich — keinerlei not- 
wendige Beziehung. 

Umgekehrt deutet der Umstand, daß eine Gewerkschaft noch 
nach Eröflhung des Betriebes von ihren Gewerken Nachschüsse, „Zu- 
bußen", einfordert, keineswegs darauf hin, daß Verluste entstanden 
sind. Es kann ganz gut sein, daß Gewinne erzielt sind; aber trotzdem 
kann die Gewerkschaft — z. B. wenn eine wesentliche Erweiterung 
des Betriebes beabsichtigt ist — statt Ausbeute zu verteilen, Zubuße 
einfordern. 

Diese Art der Finanzgebarung gilt auch heute noch für die 
Gewerkschaften, aber seit dem 1. Januar 1900 gelten Bergwerks- 
betriebe, und damit auch Gewerkschaften, regelmäßig^) als Kaufleute, 
und somit besteht seit diesem Datum auch für sie die Pflicht zu regel- 
mäßigen Bilanzaufstellungen nach Maßgabe der §§ 39 ff. HGB. Als 
diese Änderung der Gesetzgebung in Kraft trat, hat der „Verein für 
die bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk Dortmund'* sich 
das große Verdienst erworben, Herm. V. Simon zu einem Gutachten 
über die mit dem 1. Januar 1900 eintretenden rechtlichen Änderungen 
aufzufordern und Musterstatuten für Gewerkschaften von ihm aus- 
arbeiten zu lassen.^) Diese Musterstatuten sind dann, mit geringen 
Abänderungen, vom Verein seinen Mitgliedern mit dem Erfolge zur 

1) Vgl S. 13 Anm. 1. 

2) Abgedruckt bei Simon ^ Gutachten S. 49 ff. 
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Anwendung empfohlen worden, daß die Statuten der meisten preußi- 
iichen Gewerkschaften danach abgeändert sind nnd daß speziell anch 
die darin enthaltenen Vorschläge über die nun notwendig gewordenen 
Bilanzaufstellungen zur Richtschnur genommen sind. 

Die Feststellung der Bilanz. Bevor wir auf die einzelnen 
Bilanzposten, die bei den Gewerkschaften Besonderheiten aufweisen, 
eingehen, ist einiges darüber zu sagen, in welcher Art bei ihnen die 
Bilanz festgestellt wird. Da das Berggesetz keine Bilanz vorschreibt, 
enthält es auch keine Bestimmung darüber, wer sie festzusetzen hat. 
Das zu regeln ist deshalb lediglich Aufgabe der Satzung. An sich 
ist vor allem nicht notwendig, daß die Gewerkenversammlung die 
Bilanz feststellt, sondern es wäre auch denkbar, daß dem Gruben- 
vorstand oder den Repräsentanten oder dem Verwaltungsrät diese 
Aufgabe zugewiesen würde. 

Das Musterstatut^) sagt hierüber: 

Die Inventur und die Bilanz sind von den Direktoren zu entwerfen und vom 
Orabenyorstande zu errichten. Die Bilanz ist der Grewerkenyerdammlung mit 
dem Bericht der Rechnungsprüfer zur Genehmij^ung yorzul^gen. Alsbald nach 
Genehmigung der Bilanz durch die Gewerkenversammlung haben der Vorsitzende 
des Grubenvorstands und die Direktoren Inventur und Bilanz unterschriftlich zu 
vollziehen. 

Danach soll die Gewerkenversammlung also die Bilanz „geneh- 
migen". Simon hatte in seinem Entwurf statt dessen von der 
,,Festsetzung" der Bilanz gesprochen, aber der Sonderausschuß des 
bergbaulichen Vereins ersetzte dies Wort durch „Genehmigung'*.*) 
Das ist ein sehr unzweckmäßiger Beschluß, denn auch nach der neuen 
Fassung muß man annehmen, daß die Gewerkenversammlung unbe- 
schränkt ist inbezug auf die Festsetzung der Bilanz.^) Nur ist (das, 
was nach der Simonschen Fassung klar war, jetzt weniger klar zum 
Ausdruck gekommen.*) 

Wie die erwähnte Bestimmung ergibt, sieht das Musterstatut vor, 
daß alljährlich Rechnungsprüfer gewählt werden, die die Bilanz vor der 
•Gewerkenversammlung prüfen und ihr darüber Bericht erstatten sollen. 

Eine Veröffentlichung der Bilanz ist nicht vorgeschrieben, auch 
sagt das Musterstatut nicht ausdrücklich, daß diejenigen Gewerken, 
die an der Gewerkenversammlung nicht teilgenommen haben, eine 
Abschrift der Bilanz beanspruchen können. 

1) Ebenda S. 64. Die wiedergegebene Fassung gilt für den Fall, dafi ein 
GrubeuTorstand den gesetzlichen Vertreter der Gewerkschaft bildet. Bei anders- 
artiger Organisation der Verwaltung gilt ganz Analoges. 

2) Ebenda S. 70 unter 10. S. auch S. 68 unter 5. 

3) Vgl. das oben S. ^aiS über die „Genehmigung" der Bilanz durch die 
Aktiengesellschaft Gesagte. 

4) Andererseits ist auch der Ausdruck, der Grubenvorstand solle die Bilanz 
^errichten", unzweckmäßig, wo es sich rechtlich nur um die Aufstellung des 
Bilanzentwurfes haadelt. 
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Die einielnen Bllausposten: Aktiva. Die Bewertung der 
Aktiven bot besondere Schwierigkeiten^ als die Gewerkschaften zum 
ersten Male eine Bilanz aufstellen mußten, da die Erwerbspreise viel- 
fach nicht mehr festzustellen waren. Das galt vor allem von dem 
wichtigen Aktivum Berg werkssubs tanz. Simon bemerkte darüber 
in seinem Gutachten^): 

„Die Möglichkeit, den Erw^erbspreis festzustellen, ist regelmäßig nicht ge- 
geben. Da sind Zubußen eingezogen, Schulden aufgenommen, die inzwischen 
aus dem Betriebe zurückgezahlt sind, Betriebsgewinne verwandt, aus den laufen- 
den Einnahmen Leistungen gemacht u. dgl. Nach den zahlreichen Korrespon- 
denzen, die ich im Laufe der Jahre über die Ermittelung derartiger Eigenwerte 
aus Anlaß von Steuerfragen mit Gewerkschaften geführt habe, ergibt sich für 
mich mit völliger Sicherheit, daß der Versuch, den Eostenwert der Substanz fest- 
zustellen, regelmäßig scheitert/^ 

Da es nun einen sicheren Maßstab für die Bewertung der Substanz 
nicht gebe^ so empfahl Simon ^)^ für die Bewertung der Substanz in 
der ersten Bilanz diejenigen Grundsätze anzuwenden^ welche das Ober- 
verwaltungsgericht (für die Berechnung der jährlichen Substanz- 
minderung) aufgestellt habe und an die sich die Gewerkschaften daher 
allmählich bereits gewöhnt hätten. 

„Hiernach soll zunächst die gesamte bei Beginn der in Betracht kommen- 
den Periode vorhandene Eohlenmenge berechnet werden. Sodann ist der Wert 
der jährlichen Kohlenförderung zu ermitteln und hiervon ein Abzug für die Ver- 
zinsung des in den Bergwerksanlagen angelegten Kapitals zu machen. Nach 
Maßgabe des so ermittelten Wertes der verkauften Kohlen wird dann bei der 
Einkommensteuer mit Hilfe der üblichen Bentenformel, bei der der Zinsfuß meist 
mit vier Prozent berechnet wird, der Wert der vorhandenen Kohlenmenge für 
die bei der Steuerveranlagung maßgebenden drei Jahre festgestellt.*^ 

Dieser Vorschlag fand die prinzipielle^) Billigung des vom Berg- 
bauverein eingesetzten Ausschusses^ und so wurde in die Mustersatzung 
folgende Bestimmung aufgenommen: 

„Bei der Feststellung des Wertes der Bergwerkssubstanz für die Eröffnungs- 
bilanz sind die in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 11. Juli 
1896 (Entscheidungen in Staatssteuersachen lY, S. 38 — 42) festgesteUten Grund- 
sätze mit der Maßgabe zugrunde zu legen, daß der Zinsfaß mit 4 7o berechnet 
wird und die Durchschnittsberechnung nach dem Ergebnisse der Jahre 1897^ 
1898 und 1899 erfolgt." 

Auch die Bewertung der übrigen Aktiva, insbesondere der zum 
dauernden Gebrauche bestimmten, konnte bei der ersten Bilanzauf- 
stellung Schwierigkeiten machen, doch war es hier leichter, den Er- 
werbspreis festzustellen, resp. eine Abschätzung vorzunehmen. 

Hinsichtlich der Bewertung der Substanz und der sonstigen 
Bestandteile des Anlagekapitals in den späteren Bilanzen weisen die 
Bilanzen der Gewerkschaften keine Besonderheiten auf. Es sind hier 
eben, soweit eine Entwertung in Betracht kommt, Abschreibungen. 

1) S. 43. 

2) Gutachten S. 69, 70. 
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vorzunehmeo, genau wie bei anderen Unternehmungen auch. Das 

Musterstatut bemerkt übrigens ausdrücklich: 

„Auf den Buchwert der Bergwerkssubstanz und der dauernd dem Betrieb 
gewidmeten Gegenstände ist alljährlich eine der Abnutzung entsprechende ^) Ab- 
schreibung vorzunehmen.'* •) 

Das Reinvermögen. Bezüglich der Schulden der Gewerk- 
schaften gilt nichts Besonderes, dagegen ist über das Reinvermögen 
noch einiges zu bemerken. 

Wurde die Bilanz einer Gewerkschaft nach den eben geschilderten 
Grundsätzen erstmalig aufgestellt, so ergab sich als Reinvermögen, 
natürlich die Differenz zwischen den Aktiven und den Schulden.*) 
Fordert die Gewerkschaft neue Zubußen ein, so erhöht sich natürlich 
auch der Bilanzposten Rein vermögen entsprechend. Ergibt sich ein 
Verlust, so ist das Reinvermögen entsprechend herabzusetzen. Ergibt 
sich ein Reingewinn, so wächst der Posten Reinvermögen an, oder es 
wird neben dem alten Posten Reinvermögen (Stammkapital) ein be- 
sonderer Posten Reingewinn eingestellt. 

Dabei ist jedoch folgendes zu beachten: Auch nach der Einfüh- 
rung regelmäßiger Bilanzaufstellungen sind die Gewerkschaften meist 
nicht dazu übergegangen, nur den nach der jährlichen Bilanz sich 
ergebenden Reingewinn an die Gewerken zu verteilen, sondern sie 
sind aus den geschilderten sachlichen Gründen bei der alten Art der 
Ausbeutezahlung geblieben, und zwar wird die Ausbeute regelmäßig 
schon vor der Bilanzfeststellung verteilt.*) Da nun der Betrag der 
verteilten Ausbeute keineswegs mit dem erzielten Gewinn überein- 
zustimmen braucht, sind bei tatsächlich erzieltem Gewinn folgende 
drei Fälle denkbar: 

1. Die bereits vor der Bilanzaufstellung verteilte Ausbeute ist 
genau gleich dem erzielten Reingewinn. Dann erscheint in der Bilanz 
das Reinvermögen einfach in alter Höhe. Daß ein Gewinn erzielt ist^ 
ist aus der Bilanz nicht zu ersehen. 

2. Die bereits vor der Bilanzaufstellung verteilte Ausbeute ist 
niedriger als der erzielte Reingewinn. Dann erscheint als bilanz- 
mäßiger Gewinn lediglich die Differenz zwischen dem tatsächlichen 
Reingewinn und der verteilten Ausbeute. 

1) Vgl. dazu das oben S. 138 ff. Gesagte. 

2) Völlig verschieden von der geschäftsüblichen Berechnung der Substanz- 
minderung ist aber die bei den Steuerbehörden übliche. Vgl. S. 173 Anm. 1. 

3) Bei den nach dem 1. Januar 1900 begründeten Gewerkschaften ist da& 
Eeinvermögen zunächst natürlich gleich dem Betrage der eingeforderten Zubußen. 

4) Das Musterstatut sagt: „Die gewerkschaftlichen Grubenrechnungen werden 
in zwölf Monatanschnitten geführt. Nach Maßgabe dieser Anschnitte wird viertel- 
jährlich eine zusammenfassende Rechnung gefertigt und ein Abdruck dieser 
Rechnung jedem Gewerken übersandt. Auf Grund dieser Anschnittrechnung* 
wird der Betrag der zu verteilenden Ausbeute vierteljährlich vom 
Grubenvorstand festgestellt." 
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3. Die bereits vor der Bilanzaufstellung verteilte Ausbeute ist 
größer als der erzielte Reingewinn. In diesem Falle^ der besonders 
häufig vorkommen kann, ist also nicht nur der ganze Reingewinn^ 
sondern auch ein Teil des Stammkapitals an die Gewerken verteilt 
worden. Infolgedessen erscheint in der Bilanz nicht nur kein Rein- 
gewinn, sondern es ist auch das Stammkapital um den Überschuß der 
Ausbeute über den Reingewinn zu kürzen. Auch das ist in dem 
Musterstatut berücksichtigt worden. Es heißt dort: 

„Soweit die verteilten Ausbeuten den in der Gewinn- und Verlustrechnung 
ausgewiesenen Reingewinn übersteigen, ist ihr Betrag in der Bilanz auf Eapital- 
konto abzuschreiben/^ 

Bei der Beratung des Sonderausschusses des Bergbauvereins 
-schlug ein Mitglied vor, daß, soweit die verteilten Ausbeuten den 
ausgewiesenen Reingewinn überstiegen, der Betrag nicht auf Kapital- 
konto abzuschreiben sei, „daß vielmehr für diese Beträge ein besonderes 
Eapitaltilgungskonto gebildet werde^ welches in der Bilanz unter den 
Aktiven aufzuführen sei. Auf diese Weise würde der Betrag des am 
1. Januar 1900 festgestellten Kapitalkontos unverändert bleiben und 
die mit den Ausbeuten verteilten Amortisationen stets in einer Ziffer 
«US der Bilanz ersichtlich sein.'^ 

Da dieser Vorschlag für zweckmäßig angesehen wnrde, so wurde 
beschlossen, der eben wiedergegebenen Bestimmung des Musterstatuts 
noch die Worte beizufügen : „oder einem auf der Aktivseite zu buchenden 
Kapitaltilgangskonto gutzuschreiben." ^) 



Vierzehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der Notenbanken. 

Allgemeines. Die Bedeutung, die die Notenbanken für die ge- 
samte Volkswirtschaft besitzen, hat wohl in allen Staaten dahin ge- 
führt, die Bilanzen dieser Institute besonderen Vorschriften zu unter- 
werfen. Insbesondere ist regelmäßig für eine möglichst weitgehende 
Publizität gesorgt, damit die Öffentlichkeit laufend über den finanziellen 
Stand der Notenbanken sich zu informieren vermag. In Deutschland, 
auf dessen Verhältnisse wir hier allein eingehen wollen, sind die 
grundlegenden Bestimmungen in dem Reichsbankgesetz enthalten, dazu 
treten Bestimmungen des Bundesrats und der einzelnen Bankstatuten. 

Festsetzung der Bilanz. In Deutschland sind die Privat- 
notenbanken in der Form der Aktiengesellschaft errichtet, nicht da- 
gegen die Reichsbank, deren Organisation auf den Spezialvorschriften 

1) Ebenda S. 70. Der betreffende Posten auf der Aktivseite würde dann 
«inen Eorrektivposten für die zu hohe Bewertung des Reinvermögens darstellen. 
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-des Bankgesetzes beruht. Infolgedessen gelten für die Feststellung 
ihrer Bilanz auch nicht die aktienrechtlichen Vorschriften, vielmehr 
ist folgendes bestimmt: Nach Ablauf des Geschäftsjahres stellt das 
Keichsbankdirektorium eine Bilanz auf, zu der sich zunächst der 
Zentralausschuß gutachtlich zu äußern hat. Mit dem Gutachten des 
2eiitralausschu8ses geht die Bilanz an den Reichskanzler, und dieser, 
nicht etwa die Generalversammlung der Anteilseigner, stellt 
<lie Bilanz definitiv fest. Der Generalversammlung wird die fest- 
gestellte Bilanz, nur zur Kenntnisnahme mitgeteilt.^) 

Für alle Notenbanken gilt die Vorschrift, daß die Bilanz spätestens 
^rei Monate nach Schluß des Geschäftsjahres im Reichsanzeiger ver- 
öffentlicht werden muß.*) 

Vorschriften betr. G-liederung und Ausführlichkeit der 
Silauz. Sollen die Bilanzen der Notenbanken einen genaueren Ein- 
blick in ihre finanziellen Verhältnisse gewähren, so darf man es ihnen 
nicht überlassen, nach eigenem Ermessen und vielleicht von Jahr zu 
-Jahr wechselnd, die Gliederung der Bilanz vorzunehmen, sondern es 
muß ihnen ein bestimmtes Schema vorgeschrieben werden. Diesen 
Weg ist man auch in Deutschland gegangen. Wenn die bei uns 
geltenden Vorschriften auch nicht so weit gehen, wie früher vielfach 
gefordert wurde ^), so geben sie doch die Gewähr, daß die Bilanzen 
Mar und durchsichtig aufgestellt werden. Das Bankgesetz selbst gibt 
nur die Vorschrift, daß „die aus weiterbegebenen im Inlande zahl- 
baren Wechseln entsprungenen eventuellen Verbindlichkeiten" in der 
Bilanz ersichtlich zu machen sind. Daneben aber bestimmt es: „Welche 
Kategorien der Aktiva und Passiva in der Jahresbilanz gesondert 
nachzuweisen sind, bestimmt der Bundesrat."*) 

Auf Grund dieser Ermächtigung hat der Bundesrat dann be- 
schlossen, daß in den Jahresbilanzen der Notenbanken gesondert auf- 
:2uführen sind*) 

I. auf Seite der Passiva: 

1. Das Grundkapital. 

2. Der Reservefonds, — und zwar, sofern derselbe die vorgeschriebene Höhe 
noch nicht erreicht hat, unter Angabe: 

a) des Bestandes am Schlüsse des Vorjahres, 

b) des für das Geschäftsjahr statutenmäßig überwiesenen Betrages und 
des aus a) und b) sich ergebenden Bestandes. 

3. Der etwa angelegte Reservefonds für zweifelhatte Forderungen (Delkredere- 
Konto). 



1) Bankgesetz § 32. 

2) Ebenda § 8. 

3) Vgl. das von Adolf Wagner in seinem System der Zettelbankpolitik, 
J'reiburg i. Br. 1873, S. 81 ff. vorgeschlagene Schema. 

4) Bankgesetz § 8. 

5) Vgl. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 15. Januar 1877 (Zentral- 
iblatt für das Deutsche Reich 1877 S. 24f.). 
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4. Der Gesamtbetrag der emittierten (in den Betrieb gegebenen) Banknoten^ 
unter Angabe der Beträge, welche hiervon auf die einzebien Notenabschnitte 
entfallen. 

5. Das Guthaben der Giro- und Eontokorrentgläubiger. 

6. Der Betrag der Depositen, und zwar: 

a) der verzinslichen, unter Sonderung der Beträge nach Zinssatz und 
Kündigungsfrist, 

b) der unverzinslichen. 

7. Der Betrag der schuldigen Depositenzinsen. 

8. Der Betrag der nach §§ 9, 10 des Bankgesetzes an die Beichskasse etwa 
abzuführenden Notensteuer. 

9. Der Betrag des aus dem gleichzeitig zu veröffentlichenden Jahresabschlüsse 
des Gewinn- und Verlustkontos sich ergebenden Reingewinnes. 

n. auf Seiten der Passiva. 

1. Der Bestand an Gold in Barren oder ausländischen Münzen, das Pfund fein, 
zu 1392 Ji gerechnet. 

2. Der Kassenbestand, und zwar an: 

a) kursfähigem, deutschen geprägten Gelde, 

b) Reichskassenscheinen, 

c) eigenen Banknoten, unter Angabe der Beträge, welche hiervon auf die^ 
einzelnen Notenabschnitte entfallen, 

d) Reichsbanknoten, 

e) Noten anderer Banken. 

3. Der Bestand an Silber in Barren und Sorten. 

4. Die Wechselbestände ausschließlich der unter Ziffer 8 bezeichneten, und 
zwar: 

a) Platzwechsel, 

b) Rimessenwechsel auf deutsche Plätze (zu a) und b) unter gesonderter 
Angabe der innerhalb der nächsten fünfzehn Tage fälligen), 

c) Wechsel auf außerdeutsche Plätze, nach den Valuten gesondert. 

5. Der Betrag der Lombardforderungen ausschließlich der unter Ziffer 8 be- 
zeichneten, und zwar: 

a) auf Gold und Silber, 

b) auf Effekten (einschließlich Wechsel) der in § 18 Ziffer 3 Buchstaben b^ 
c, d des Bankgesetzes bezeichneten Art, 

c) auf andere Effekten, 

d) auf Waren. 

6. Der Bestand an Effekten, und zwar: 

a) an diskontierten Wertpapieren, 

b) an eigenen Effekten, 

c) an Effekten des Reservefonds 

zu b und c unter Angabe der einzelnen Sorten und des Wertes, zit 
welchem sie in die Bilanz aufgenommen worden sind. 

7. Das Guthaben der Bank im Kontokorrentverkehr unter Sonderung der 
Beträge nach Art der gewährten Deckung (Bürgschaft, Faustpfand in 
Effekten, Waren, Hypotheken usw.). 

8. Der Betrag der fälligen, aber unbezahlt gebliebenen Wechsel- und Lombard- 
forderungen. 

9. Der Wert der der Bank gehörigen Grundstücke. 

Besondere Bewertungsvorschriften, die für alle Notenbanken 
gelten^ gibt es nicht. Die Privatnotenbanken haben als Aktiengesell- 
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schafiien einfach die aktienrechtliclien Bestimmungen zu beachten. Für 
die Reichsbank dagegen bestimmt deren Statut^): 

§ 13. Für die Aufstellung der Jahresbilanz sind folgende Vorschriften maß- 
gebend : 

1. Eurshabende Papiere dürfen höchstens zu dem Kurswerte, welchen sie 
zur Zeit der Bilanzaufstellung haben, angesetzt werden. 

2. Von den Kosten der Organisation und Verwaltung dürfen nur die Aus- 
gaben für die Herstellung der Banknoten auf mehrere Jahre verteilt werden. 
Alle übrigen Kosten sind ihrem vollen Betrage nach in der Jahresrechnung unter 
den Ausgaben aufzuführen.') 

Danach sind also die Bewertungsvorschriften für die Bilanz der 
Reichsbank weniger streng als für die Aktiengesellschaften. Ins- 
besondere fehlt hier für die Effekten wie für die sonstigen Aktiva 
die Vorschrift, daß der Erwerbspreis unter allen Umständen die 
Höchstgrenze der Bewertung darstelle. 

Beinvermögen. Auch bezüglich der Reserven der Reichsbank 
sind einige Bestimmungen getroffen, die von den Aktienrechtlichen 
Vorschriften abweichen. § 24 des Bankgesetzes sagt: 

Aus dem beim Jahresschlüsse sich ergebenden Reingewinn derBeichsbank wird : 

1. zunächst den Anteilseignem eine ordentliche Dividende von sy^Yo des 
"Grundkapitals berechnet, sodann 

2. von dem Mehrbetrage eine Quote von 20 % dem Reservefonds zugeschrieben, 
«0 lange derselbe nicht ein Viertel des Grundkapitals beträgt 

Erreicht der Reingewinn nicht volle sy^y^ des Grundkapitals, so ist das 
Fehlende aus dem Reservefonds zu ergänzen. 

Das bei Begebung von Anteilscheinen der Reichsbank etwa zu gewinnende 
Aufgeld fließt dem Reservefonds zu. 

Erweitemng der Pablizit&t. Häufiger als einmal im Jahr 

brauchen auch die Notenbanken eine Bilanz nicht aufzustellen und 

2u veröffentlichen. Dagegen ist ihnen die wöchentliche Publikation 

eines sog. Status vorgeschrieben. § 8 des Bankgesetzes bestimmt: 

Banken, welche Noten ausgeben, haben den Sfcand ihrer Aktiven und 
Passiven vom 7., 15., 23. und Letzten jeden Monats, und zwar spätestens am 
fünften Tage nach diesen Terminen, durch den Reichsanzeiger zu veröffentlichen. 
Die wöchentliche Veröffentlichung muß angeben: 

1. auf Seiten der Passiva: das Grundkapital, den Reservefonds, den Betrag 
der umlaufenden Noten, die sonstigen täglichen falligen Verbindlichkeiten, die 
an eine Kündigungsfrist gebundenen Verbindlichkeiten, die sonstigen Passiva; 

2. auf Seiten der Aktiva: den Metallbestand, den Bestand an Reichskassen- 
scheinen, an Noten anderer Banken, an Wechseln, an Lombardf'orderungen, an 
Effekten, an sonstigen Aktiven. 

Außerdem sind die aus weiterbegebenen im Inlande zahlbaren Wechseln 
entsprungenen eventuellen Verbindlichkeiten ersichtlich zu machen. 

1) Reichsgesetzblatt 1875, S. 203 ff. 

2) Außerdem bestimmt § 12: „Der Wert der von der Preußischen Bank 
übernommenen Grundstucke ist in die für den 1. Januar 1876 aufzustellende 
Bilanz mit dem Betrage von zwölf Millionen Mark zuzüglich der in der Zeit 
vom 1. April bis 31. Dezember 1876 auf die Grundstücke noch zur Verwendung 
gelangenden Kosten aufzunehmen.*' 
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Fünfzehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der Hypothekenbanken. 

Allgemeines. Seit dem 1. Januar 1900 gelten auf Grund des 
Hjpothekenbankgesetzes vom 13. Juli 1899 in Deutschland auch fär die 
Bilanzen der Hypothekenbanken^ d. h. derjenigen Aktiengesellschaften^)^ 
,^bei welchen der Gegenstand des Unternehmens in der hypothekarischen 
Beleihung von Grundstücken und der Ausgabe von Schuldverschrei- 
bungen auf Grund der erworbenen Hypotheken besteht", besondere 
Vorschriften. Der Grund hierfür liegt, ähnlich wie bei den Noten- 
banken, in der gewaltigen Rolle, die die Hypothekenbanken als Kredit- 
nehmer spielen. Mit Rücksicht hierauf ist die Geschäftsführung der 
Hypothekenbanken genauer geregelt, und es sind zum Schutze der 
Pfandbriefinhaber spezielle Bilanzvorschriften getrofiPen, die einerseits 
eine möglichst durchsichtige B.lanzaufstellung herbeiführen, vor allem 
aber (durch besondere Bewertungsvorschriften) eine solide Finanz- 
gebarung garantieren sollen.^) 

Über die für die Hypothekenbanken in Deutschland geltenden 
besonderen Bilanzvorschriften sei kurz folgendes angeführt. 

▼orschriften betr. O-liedernng nnd AusfOhrlichkeit der 
Bilanz. Zunächst bestimmt § 24 des Hypothekenbankgesetzes: 

Die Jahresbilanz einer Hypothekenbank hat in getrennten Posten 
namentlich zu enthalten: 

1. den Gesamtbetrag der zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe be- 
stimmten Hypotheken und Wertpapiere; 



1) Rechtlich könnte eine Hypothekenbank auch als Kommanditgesellschaft 
auf Aktien begründet werden, doch gibt es zurzeit derartige Hypothekenbanken 
in Deutschland nicht. Einzelpersonen, offene Handelsgesellschaften, einfache 
Eommandit^esellschafteD , Gesellschaften mit beschränkter Haftung und ein- 
getragene Genossenschaften dürfen nach § 2 des Hypothekenbankgesetzes 
Hypothekenbankuntemehmungen nicht betreiben. 

2) Keine Anwendung finden diese Vordchriften auf die sog. Land- 
schaften, da diese als genossenschaftliche Organisationen der kreditnehmenden 
Grundbesitzer keinen Erwerbscharakter haben, deshalb nicht als Kaufleute im 
Sinne des Handelsgesetzbuches gelten und somit ül)crhaupt nicht zur Aufstellung 
von Bilanzen verpflichtet bind. Tatsächlich stellen sie denn auch gar keine 
geschäftsmäßigen Bilanzen auf, sondern begnügen sich mit wenig übersichtlichen, 
in antiquierter Sprache abgefaßten Vermögensberechnungen. Selbst diese zu 
veröffentlichen sind sie nicht verpflichtet, und da die Zulassung ihrer Pfand- 
briefe zum Börsenhandel nicht an die Zustimmung der Zulassungsstellen und 
die Veröffentlichung eines Prospektes gebunden ist, so sind sie auch für diesen 
Fall der Notwendigkeit einer Bilanz Veröffentlichung enthoben. Diese Ausnahme- 
stellung kann nicht als berechtigt anerkannt werden, und mau wird de lege 
ferenda fordern müssen, daß auch diese Kreditinstitute trotz ihrer Sonderart zu 
regelmäßigen Bilanzaufstellungen nach Art der Hypoihekenbankcn und zu Bilanz- 
veröffentlichungen verpflichtet werden. 
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2. den Gesamtbetrag der rückständigen Hypothekenzinsen; 

3. den Gesamtwert der Grundstücke der Bank unter gesonderter Angabe 
des Wertes der Bankgebäude; 

4. die Gesamtbeträge der Bestände an Geld, an Wechseln und an Wert- 
papieren unter gesonderter Angabe des Betrages der eigenen Hypothekenpfand- 
briefe und Schuldverschreibungen der Bank; 

6. den Gesamtbetrag der Forderungen der Bank aus Lombardgeschäften ;^. 

6. den Gesamtbetrag der Guthaben bei Bankhäusern; 

7. den Gesamtbetrag der im Umlaufe befindlichen Hypothekenpfandbriefe 
nach ihrem Nennwerte, bei verschieden verzinslichen Hypothekenpfandbriefea 
den Gesamtbetrag jeder dieser Gattungen; 

8. den Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten der Bank aus der Annahme- 
von Geld zum Zwecke der Hinterlegung. 

Dazu tritt noch folgende Bestimmung des § 28: 

In dem Geschäftsbericht oder in der Bilanz sind ersichtlich zu< 
machen : 

1. die Zahl der zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe bestimmten Hypo- 
theken und deren Verteilung nach ihrer Höhe in Stufen von hunderttausend 
Mark; 

2. die Beträge, welche davon auf Hypotheken an landwirtschaftlichen und 
auf solche an anderen Grundstücken, auf Amortisationshypotheken und auf 
andere Hypotheken, auf Hypotheken an Bauplätzen und an unfertigen, noch 
nicht ertragsfahigen Neubauten fallen; 

3. die Zahl der Zwangsversteigerungen und die Zahl der Zwangsverwal» 
tungen, welche in dem Geschäftsjahr auf Antrag der Bank bewirkt worden sind, 
sowie die Zahl der in dem Geschäftsjahre bewirkten Zwangsversteigerungen und 
Zwangsverwaltungen, an welchen die Bank sonst beteiligt war; 

4. die Zahl der Fälle, in welchen die Bank während des Geschäftsjahres 
Grundstücke zur Verhütung von Verlusten an Hypotheken hat übernehmen 
müssen, sowie den Gesamtbetrag dieser Hypotheken und die Verluste oder Ge-> 
winne, welche sich bei dem Wiederverkauf übernommener Grundstücke er- 
geben haben; 

6. die Jahre, aus welchen die Bückstände auf die von den Hypotheken- 
Schuldnern zu entrichtenden Zinsen herrühren, sowie der Gesamtbetrag der 
Rückstände eines jeden Jahres; 

6. der Gesamtbetrag der im Geschäftsjahr erfolgten Rückzahlungen auf die 
Hypotheken, getrennt nach den durch Amortisation und den in anderer Weise 
ei^olgten Rückzahlungen; 

7. die Beschränkungen, welche sich die Bank hinsichtlich der Rückzahlung 
der Hypothekenpfandbriefe unterworfen hat, getrennt nach den einzelnen Gattungen 
der Bypothekenpfandbriefe. 

Die unter Nr. 3 — 6 bezeichneten Angaben sind getrennt nach landwirt- 
schaftlichen und anderen Grundstücken und nach den Haupt gebieten zu machen,, 
auf welche sich die Geschäftstätigkeit der Hypothekenbank erstreckt. 

Eine in kurzen Zwischenräumen erfolgende Statutveröffentlichung 
wie hei den Notenhanken ist den Hypothekenhanken nicht vor- 
geschrieben, doch hestimmt § 23: 

Innerhalb des zweiten Monats eines jeden Kalender halb Jahres hat die 
Bank den Gesamtbetrag der Hypothekenpfandbriefe, welche am letzten Tage 
des vergangenen Halbjahres im Umlaufe waren, und den nach Abzug aller Rück- 
zahlungen oder sonstigen Minderungen sich ergebenden Gesamtbetrag der am 
letzten Tage des vergangenen Halbjahres in das Hypothekenregister eingetragenen. 



-320 Hypothekenbanken. 

Hypotheken, sowie den Gesamtbetrag der an diesem Tage in das Register ein- 
getragenen Wertpapiere und des in der Verwahrung des Treuhänders befind- 
lichen Geldes im Deutschen Reichsanzeiger und in den für die Veröffentlichungen 
der Bank bestimmten Blättern bekannt zu machen. Sind in dem Register Wert- 
papiere oder solche Hypotheken eingetragen, die nicht ihrem vollen Betrage 
nach zur Deckung von Hypothekenpfandbriefen geeignet sind, so ist in der 
Bekanntmachung anzugeben, mit welchem Betrage die Wertpapiere oder die 
Hypotheken als Deckung nicht in Ansatz kommen. 

Bewertungsvorschriften: 1. für die Aktiven. Für die 

bilanzmäßige Berechnung des Aktivvermögens gibt § 25 folgende 
Vorschriften: 

Die durch die Ausgabe der Hypothekenpfandbriefe entstandenen Kosten, 
mit Einschluß der für die Unterbringung gezahlten Provisionen, sind ihrem 
vollen Betrage nach zu Lasten des Jahres zu verrechnen, in welchem sie ent- 
standen sind. 

Ansprüche der Bank auf Jahresleistungen der Hypothekenschuldner für die 
.auf das Bilanzjahr folgende Zeit dürfen nicht in die Aktiven der Bilanz auf- 
genommen werden. 

Bei der zweiten Vorschrift hat der Gesetzgeber an die sog. Ver- 
^waltungskostenbeiträge gedacht. Das Hypothekenbankgesetz gestattet 
nämlich den Hypothekenbanken, bei Amortisationsdarlehen sich außer 
Zinsen und Amortisationsbeiträgen noch weitere Zahlungen auszu- 
bedingen.^) Machen sie von dieser Möglichkeit in der Weise Ge- 
brauch, daß sie den Darlehnsnehmer für eine Reihe von Jahren zur 
-Zahlung solcher Extrabeiträge (die man in der Praxis als Verwaltungs- 
kostenbeiträge bezeichnet) verpflichten, so soll der Anspruch auf die 
künftigen Zahlungen dieser Art nicht als Aktivum in der Bilanz be- 
handelt werden dürfen.^) 

2. Bewertungsvorschriften für die Passiven.^) Wichtiger 
als die Vorschriften für die Berechnung des Aktivvermögens sind die 
Bestimmungen für die Bewertung der Schulden, denn bei allen Hypo- 
thekenbanken macht der Betrag der ausgegebenen Pfandbriefe ein 
Vielfaches des Aktienkapitals aus. Um welch gewaltige Summen es sich 
-dabei handelt, geht daraus hervor, daß beispielsweise Ende 1908 bei den 
38 in Deutschland bestehenden Hypothekenbanken das Aktienkapital 
769 Millionen Mark, der Pfandbriefumlauf aber (ohne Kommunal- 
obligationen usw.) 9311 Millionen Mark betrug. Diese Pfandbriefe 
werden nun regelmäßig nicht zu dem Nennbetrage ausgegeben, son- 

1) § 20 des Gesetzes besagt,: „Der Betrag der Amortisation darf für einen 
zehn Jahre nicht übersteigenden Zeitraum hinausgeschoben werden. Ist in einem 
solchen Falle infolge der Hinausschiebung der Amortisation außer den be- 
dungenen Zinsen ein Betrag an die Bank zu entrichten, so ist dieser in der 
Darlehnsurkunde ersichtlich zu machen." 

2) Das geschah früher häufig, weil man diese Verwaltungskostenbeiträge 
als Äquivalent für das bei Ausgabe der Pfandbriefe entstehende Disagio ansah. 

ii) Vgl. dazu Em. Leser, Die Hypothekenbanken und ihre Jahresabschlüsse. 
Heidelberg 1879. 
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dem je nach dem Zinsfuß und der Lage des Geldmarktes zu einem 
etwas höheren oder geringeren Betrage^ also mit Agio oder mit Dis- 
agio. Spielt die Frage, wie in solchen Fällen die Obligationsschuld 
in der Bilanz zu bewerten sei, schon bei anderen Unternehmungen 
eine besonders wichtige Rolle, so natürlich erst recht bei den Hypo- 
thekenbanken, bei denen der Betrag der Pfandbriefe eine so außer- 
ordentliche Höhe erreicht. Das Gesetz hat denn auch gerade diesen 
Punkt als einer festen Normierung bedürftig angesehen und bestimmt: 

§ 25. Sind Hypothekenpfandbriefe zu einem geringeren Betrag als 
•dem Nennwert ausgegeben worden, so darf in die Aktiven der Bilanz ein Be- 
trag aufgenommen werden, der Vg des Mindererlöses gleichkommt; von dem 
MindererlöB ist der Gewinn abzuziehen, den die Bank durch einen Bückkauf von 
Hypothekenpfandbriefen zu einem geringeren Betrage als dem Nennwert erzielt 
hat. Der demgemäß in die Bilanz eingestellte Aktivposten muß jährlich zu 
mindestens y^ abgeschrieben werden. 

In keinem Jahre dürfen die nach den Vorschriften des Absatz 1 in die 
Bilanz aufgenonmienen Aktivposten zusammen mehr betragen als das Doppelte 
des Überschusses, den die Hypotheken zinsen für das Bilanzjahr ergeben, wenn 
Yon ihnen die Pfandbriefzinsen und außerdem y^ % der Gesamtsumme der Hypo- 
theken abgezogen werden; auch dürfen die bezeichneten Aktivposten zusammen 
nicht den Betrag des ausschließlich zur Deckung einer Unterbilanz bestimmten 
Reservefonds übersteigen. 

§ 26. Sind Hypothekenpfandbriefe zu einem höheren Betrag als dem 
Nennwert ausgegeben worden und hat die Bank auf das Recht verzichtet, die 
Hypothekenpfandbriefe jederzeit zurückzuzahlen, so ist der Mehrerlös, soweit er 
•den Betrag von 1°/J des Nennwertes übersteigt, in die Passiven der Bilanz ein- 
zustellen. Die Bank darf über ihn während der Jahre, fiir welche die Bück- 
zahlung der Hypothekenpfandbriefe ausgeschlossen ist, alljährlich nur zu einem 
der Zahl dieser Jahre entsprechenden Bruchteile verfügen. Die Verfügung ist 
ausgeschlossen, solange ein Mindererlös der im § 26 Abs. 1 bezeichneten Art als 
Aktivposten in der Bilanz steht; zur Tilgung eines solchen Mindererlöses, sowie 
zur Deckung des Verlustes, der für die Bank durch den Bückkauf von Hypo- 
thekenpfandbriefen zu einem den Nennwert übersteigenden Betrag entstanden 
ist, darf der Mehrerlös jederzeit verwendet werden. 

Wie man sieht, sind diese Vorschriften ziemlich kompliziert. Zu- 
nächst ergibt sich daraus, daß das Gesetz keineswegs prinzipiell die 
Bewertung der ausgegebenen Pfandbriefe mit ihrem Rückzahlnngs- 
betrage, der bei den Hypothekenbanken infolge gesetzlicher Vorschrift 
Tegelmäßig mit dem Nominalbetrage zusammenfällt^), fordert. Völlig 
zutreffend^) führt die Begründung zu dem Entwürfe des Hypotheken- 
bankgesetzes aus^): 



1) § 9 des Hypothekenbankgesetzes bestimmt: „Die Ausgabe von Hypo- 
thekenpfandbriefen, deren Einlösungswert den Nennwert übersteigt, ist nicht ge- 
stattet."' Dagegen existieren noch aus der Zeit vor Erlaß des Hypothekenbank- 
gesetzes Pfandbriefe, die mit einem erheblichen Zuschlag (vereinzelt 10%) ein- 
zulöäen sind 

2) Vgl. das oben S. 191, 193 ff. Gesagte. 

3) Sten. Ber. des Reichstages. 10. Leg.-Per. I. Seds. 1898/1900. Anlage- 
band 2, S. 946. 

P«s80w, Bilanzen. 21 
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„Disagio oder Agio entsteht jedesmal, weDn die nach dem Nennwert der 
Pfandbriefe festgesetzten Zinsen nicht genan mit den der Lage des Geldmarkt» 
entsprechenden Zinsen im Einklang stehen; je nachdem die Pfandbriefzinsen 
niedriger oder höher sind als dieser Zins, findet ein Abschlag oder ein Zuschlag 
statt, der den Unterschied des Ausgabepreises gegenüber dem Nennwerte dar- 
stellt. Die Höhe des bezüglichen Kursunterschieds bestimmt sich aber nicht 
einfach nach dem Verhältnisse des Zinsfußes der Pfandbriefe zu dem der Lage 
des Geldmarktes entsprechenden Zinse, vielmehr ist zugleich der Umstand von 
Einfluß, daß die Pfandbriefe nicht mit dem bei der Ausgabe erzielten Betrage^ 
sondern mit dem Nennwerte zurückzuzahlen sind. Dieser Einfluß macht sich in 
der umgekehrten Richtung geltend wie der Zinsfuß der Pfandbriefe. Denn die 
Aussicht auf den Mehrbetrag oder Minderbetrag, den, verglichen mit dem Aus- 
gabepreise, die Bank bei der Rückzahlung der Pfandbriefe zu entrichten hat, 
führt stets zu einer Erhöhung beziehungsweise Verminderung des Preises, der 
für die Pfandbriefe bei der Ausgabe zu bezahlen sein würde, wenn nur das Ver~ 
hältnis der Pfandbriefzinsen zu dem Marktzinse maßgebend wäre. Daraus er- 
gibt sich wiederum, daß die Pfandbriefzinsen allein auch für den Ausgabepreis 
noch nicht die richtigen Zinsen darstellen. Sie sind vielmehr bei Disagio zu 
niedrig, bei Agio zu hoch; die Ausgleichung erfolgt eben erst nachträglich durch 
die Rückzahlung der Pfandbriefe zum Nennwert.^' 

Aus dieser Erkenntnis werden nun aber hinsichtlich der Bilanz 
nicht die vom theoretischen Standpunkt aus sich ergebenden Konse- 
quenzen^) gezogen, sondern das Gesetz schlägt aus praktischen Er- 
wägungen einen Mittelweg ein. 

Was zunächst die Ausgabe unter pari anlangt^ so wird zwar 
anerkannt, daß das Disagio zur Ausgleichung tür die niedrigen 
Zinsen, welche die Bank bis zur Rückzahlung der Pfandbriefe zu ent- 
richten hat, dient; die Begründung fährt aber dann fort:-) 

„Daraus folgt allerdings nicht, daß es den Hypothekenbanken freigegeben 
werden müßte, das Disagio auf die ganze Ümlaufszeit der Pfandbriefe zn ver- 
teilen. Abgesehen von den Schwierigkeiten, die sich für die häufigen Fälle er- 
geben würden, in denen durch die Emissionsbedingungen überhaupt keine be- 
stimmte Zeit für die Rückzahlung der Pfandbriefe festgesetzt ist, fehlt bei einer 
auf Jahrzehnte sich erstreckenden Tilgung des Disagio die erforderliche Sicher- 
heit, daß aus der Verwendung des durch die Ausgabe der Pfandbriefe erlangten 
Kapitals fortgesetzt die zur Bestreitung der jährlichen Abschreibungen erforder- 
lichen Überschüsse zu erzielen sind. Die Tilgung muß sich jedenfalls in einem 
beschränkteren Zeitraum vollziehen. Allerdings werden durch den Zwang zu be- 
schleunigter Tilgung des Disagio die Banken in die Lage versetzt, ein Opfer 
zugunsten der Zukunft zu bringen, da infolge dieses Zwanges die Kosten- 
ersparnis, die mit der niedrigen Verzinsung der Pfandbriefe erzielt wird, aus- 
schließlich den späteren Jahren zugute kommt. Es erscheint aber durchaus 
gerechtfertigt, auf solche Weise dahin zn wirken, daß die Vermögenslage der 
Banken sich möglichst sicher gestaltet. 

Andererseits verlangt der eben hervorgehobene Zweck keineswegs, daß die- 
Tilgung des Disagio gerade in dem einen Jahre erfolge, in welchem die Pfand- 
briefe ausgegeben sind. Die Erstreckung der Tilgung auf eine beschrankte Zahl 
weiterer Jahre ist mit jenem Zweck wohl vereinbar, und es empfiehlt sich um 
80 mehr, sie zuzulassen, als die Belastung eines einzigen Jahres mit dem ganzen 
Disagio unter Umständen nachteilige Schwankungen in den Jahreserträgen der 

1) S. oben S. 193 ff. 2) Sten. Ber. a. a. 0. S. 946. 
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Hypothekenbanken herbeiführen und zugleich die Ausgabe von niedrig verzins- 
lichen Pfandbriefen mehr als wünschenswert erschweren würde. Die Ausgabe 
solcher Pfandbriefe liegt, wenn das Disagio mäßige Grenzen nicht überschreitet, 
im Interesse aller Beteiligten, namentlich auch der Hypothekenschuldner, da im 
allgemeinen auf diesem Wege die Geldbeschaffung für die Banken am billig- 
sten wird." 

So ist man denn dazu gekommen zu fordern^ daß bei einer 
Emission unter pari die ausgegebenen Pfandbriefe zwar zu ihrem 
Nennbetrage als Passiven einzusetzen seien^ daß aber als Korrektiv 
für die zu hohe Bewertimg das entstandene Disa^^io unter den Aktiven 
aufgeführt werden dürfe^ daß dieses Disagio jedoch im Emissionsjahre 
und den darauffolgenden vier Jahren völlig abzuschreiben sei. 

Auch dieser Grundsatz ist aber nicht völlig durchgeführt, viel- 
mehr hat er noch drei Einschränkungen erfahren: 

Erstens darf das unter die Aktiven aufzunehmende Disagio (und 
zwar die Summe des im abgelaufenen Jahre neu entstandenen und des 
aus früheren Jahren herrührenden Disagios) nicht mehr betragen als das 
Doppelte des Überschusses der auf das Bilanzjahr entfallenden Hypo- 
thekenzinsen über die Pfand briefzinsen plus 7^% ^^^ Gesamtsumme 
der Hypotheken. [Dieser letztere Betrag von ^4^% soll die Verwaltungs- 
kosten der Bank berücksichtigen.] Das Disagio soll also nur dann 
berücksichtigt werden dürfen, wenn die Überschüsse der Jahresein- 
nahmen aus den Hypotheken so groß sind, daß die auf das Disagio 
entfallende Abschreibung dadurch gedeckt wird.^) 

Zweitens darf der Gesamtbetrag des unter die Aktiven aufzu- 
nehmenden Disagio niemals den Betrag des ausschließlich zur Deckung 
einer ünterbilanz bestimmten Reservefonds übersteigen. 

Drittens ist von dem unter die Aktiven aufzunehmenden Disagio 
unter allen Umständen der Gewinn abzuziehen, den die Bank durch 
den Rückkauf von Hypothekenpfandbriefen zu einem geringeren Betrag 
als dem Nennwert erzielt hat. 

Hinsichtlich des bei der Ausgabe von Pfandbriefen über pari 
entstehenden Agios wird unterschieden, ob die Bank für eine be- 
stimmte Reihe von Jahren auf das Recht der Rückzahlung der Pfand- 



1) Die Begründung bemerkt a. a. 0. S. 946: „Obwohl es [nach dem Ge- 
setze] nur auf den in dem Bilanzjahre selbst erzielten Überschuß der Hypotheken- 
Zinsen über die Pfand briefzinsen ankommt, so berechtigt doch eine solche Regelung 
za der sicheren Erwartung, daß in den nächsten vier Jahren auch ohne Heran- 
ziehung der Reservefonds oder des Grundkapitals die zur Abschreibung des Dis- 
agio erforderlichen Mittel stets vorhanden sein werden. Denn in jedem dieser 
Jahre genügt es unter allen Umständen, wenn auch nur die Haltte des in dem 
Bilanzjahr erzielten Überschusses für die Abschreibung zu Gebote steht, und es 
darf als ausgeschlossen gelten, daß die Einnahmen einer Hypothekenbank aus 
den Hypothekenzinsen im Laufe von vier Jahren eine Verminderung erfahren, 
die nicht einmal mehr den hiemach erforderlichen Bruchteil übrig läßt.*^ 

21* 
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briefe yerzichtet hat ^) oder nicht Hat die Bank das Recht, jederzeit 
die Pfandbriefe zurückzuzahlen, bo braucht sie das Tereinnahmte Agio 
bei der Bihtnzaufstellung nicht zu berücksichtigen, sondern kann die 
Pfandbriefe einfach mit dem Nennbetrage auffuhren. In diesem Falle^ 
sagt die Begründung '), ,,braucht der Bank eine gesetzliche Beschran- 
kung hinsichtlich der Verwendung des Agio nicht auferlegt zu werden, 
da sie sich von der Verpflichtung zur Bezahlung der Terhältnismäßig 
hohen Pfandbrie£dnsen jederzeit durch Einziehung der Pfandbriefe 
befreien kann.^ 

Hat die Bank dagegen das Recht zu jederzeitiger Rückzahlung 
nicht, so muß sie die mit Agio ausgegebenen Pfandbriefe in der Bilanz 
entsprechend höher bewerten. Ein Agio bis zur Höhe Ton 17o des 
Nominalbetrages braucht sie auch dann nicht zu berücksichtigen, da 
das Gesetz annimmt, daß in dieser Höhe durch die Ausgabe der 
Pfandbriefe Unkosten entstanden sind. Das über 1% hinausgehende 
Agio dagegen muß für die Zeit, während der eine Rückzahlung aus- 
geschlossen ist, in die Passiven eingestellt werden; denn „das Agio 
bildet seinem Wesen nach eine Eapitalyermehrung, die zum mindesten 
während der Zeit, für welche auf die Einziehung der Pfandbriefe ver- 
zichtet ist, zur Aufbringung der Pfandbriefzinsen herangezogen und 
demgemäß zurückbehalten werden muß.^'^) Jährlich kann jedoch ein 
entsprechender Teil gekürzt werden, so daß am Schiasse der Zeit, 
während der nicht zurückgezahlt werden konnte, auch dieser Posten 
wieder aus der Bilanz verschwunden ist. 

Auch diese Regel hat wieder eine Ausnahme: Solange unter den 
Aktiven ein Disagioposten steht, darf das unter den Passiven aufge- 
führte Agio nicht gekürzt werden, ausgenommen den Fall, daß der 
Hypothekenbank Verluste dadurch entstehen, daß sie Pfandbriefe zu 
einem den Nominalwert übersteigenden Betrage zurückkauft. Im 
letzteren Falle darf das Agio um den Betrag des beim Rückkauf ent- 
standenen Verlustes vermindert werden. Endlich darf der Agioposten 
stets heruntergesetzt werden, wenn gleichzeitig auch ein unter den 
Aktiven stehender Disagioposten in gleicher Höhe gekürzt wird. 



Sechzehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der übrigen Bankantemelunnngen. 

Allgemeines. Mit Rücksicht auf die große und immer 
noch wachsende Bedeutung, die die übrigen Kreditinstitute für die 
gesamte Volkswirtschaft haben, ist vielfach die Forderung aufgestellt 

1) Nach § 8 des Hypothekenbankgesetzes darf eine Hypothekenbank auf 
das Recht zur Rückzahlung ihrer Pfandbriefe höchstens für einen Zeitraum von 
10 Jahren yerzichten. 2) Begründung a. a. 0. S. 947. 
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worden^ daß auch ihre Bilanzen einer besonderen Regelung zu unter- 
werfen seien. Allerdings beschrankt man diese Forderung meist auf 
die in der Form yon Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung betriebenen Banken und sieht von einer Aus- 
dehnung auf die Privatbankiers ab. 

In verstärktem Maße gilt der Ruf nach besonderen Bilanzvor- 
Schriften denjenigen Banken^ die Depositen annehmen. Die Befür- 
wortung dieses Oedankens hatte zur Folge^ daß bei der kürzlich 
abgehaltenen Bank-Enquete den Sachverständigen u. a. auch folgende 
Fragen vorgelegt wurden: 

Erscheint es im öffentlichen Interesse geboten (und aus welchen Gründen?), 
für die Sicherheit und Liquidität der Anlage von Depositen und 
Spargeldern auf dem Wege der Gesetzgebung Sorge zu tragen? 
Welche Maßnahmen würden zu diesem Zweck in Betracht kommen und welche 
Wirkungen wären von ihnen zu erwarten? Würde sich insbesondere eine gesetz- 
liche Vorschrift empfehlen, welche denjenigen Kredit- Instituten (Banken, Ge- 
nossenschaften und Sparkassen), die sich mit der Annahme 7on Depositen und 
Spargeldem befassen, die Verpflichtung auferlegt: innerhalb bestimmter Zeit- 
räume ausführliche Bilanzen nach vorgeschriebenen Mustern aufzustellen und zu 
veröffentlichen? Bejahendenfalls: Wie wären diese Zeiträume zu bemessen? 
(jährlich, halbjährlich, vierteljährlich, monatlich?) Wie wären die Muster für 
die Bilanz- Aufstellung zweckmäßig zu formulieren? 

Die Enquetekommission hat die Erörterung dieser Fragen s. Z. 
von der Tagesordnung abgesetzt^), aber bei der Fortsetzung der Ver- 
handlungen im November 1909 hat auch dieses Problem eine ein- 
gehende Behandlung erfahren. Ein genauerer Bericht über diese 
Besprechung ist noch nicht erschienen. Zeitungsnachrichten zufolge 
ging die Meinung der Majorität der Kommission dahin^ daß von einem 
gesetzgeberischen Eingreifen zunächst abzusehen sei, daß vielmehr 
abgewartet werden sollte, ob die Banken nicht aus eigener Initiative 
für größere Klarheit der Bilanzaufstellungen sorgen würden. 

Die bisher laut gewordenen Wünsche beziehen sich weniger auf 
besondere Bewertungsvorschriften, die überhaupt für Banken weniger 
wichtig sind als z. B. für Industrie- und Transportuntemehmungen^ 
als vielmehr auf häufigere Bilanzveröffentlichung, Aufstellung eines ver- 
bindlichen Bilanzschemas und bisweilen außerdem auf Schaffung einer 
besonderen Staatskontrolle. 

H&uflgere Bilanz-Publikation. Sehr angebracht erscheint es, 
daß die Banken sich nicht mit der jährlichen Veröffentlichung ihrer 
Bilanzen begnügen, sondern in kürzeren Zwischenräumen (etwa viertel- 
jährlich oder zweimonatlich) eine Bilanz oder wenigstens, nach Art 
der Notenbanken, eine abgekürzte Vermögensübersicht publizieren. 
V^enn eine Verpflichtung dazu in Deutschland z. Z. auch nicht besteht, 
so sind doch zahlreiche große Bankinstitute dieser Forderung in letzter 



1) Bankenquete 1908. Stenographische Berichte. Berlin 1909. S. 166 ff. 
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Zeit dadurch entgegengekommen, daß sie regelmäßig alle zwei Monate 
einen sog. Status veröffentlichen. 

Zweifellos sind diese Publikationen von Bedeutung und die 
Banken haben dadurch den Beweis geliefert^ daß es möglich ist, der- 
artige Angaben in kürzeren Zwischenraumen zu liefern. Solange die 
Veröffentlichung freiwillig ist, besteht natürlich die Möglichkeit, daß 
einzelne Bankinstitute diese Veröffentlichungen nicht mitmachen — 
so hat z. B. die Berliner Handelsgesellschaft bisher davon abgesehen 
— und daß die Banken ev. die Veröffentlichung auch wieder ein- 
stellen können. 

Der größte Mangel der gegenwärtigen Status-Publikationen liegt 
aber darin, daß die einzelnen Bezeichnungen nicht genügend um- 
schrieben sind und daß die Zuteilung insbesondere der einzelnen 
Schulden zu den Hauptkategorien von den einzelnen Banken ganz 
verschieden gehandhabt wird. Wenn daher durch freiwillige Einigung 
der Beteiligten oder durch gesetzliche Vorschrift diese Bezeichnungen 
in ihrer Bedeutung ganz klargestellt würden, so würde dadurch der 
Wert der Status -Veröffentlichungen wesentlich erhöht werden. 

Im Ausland ist vielfach gesetzlich oder durch die Eonzessions- 
bedingungen den Banken eine häufigere Publikation von Vermögens- 
übersichten vorgeschrieben. 

So bestimmt für England Art. 44 der Companies Act von 1862: 

,^Every Limited Banking Company and every Insurance Company, and 
Deposit, Provident, or Benefit Society nnder this Act shall, before it commences 
Business, and also on the First Monday in February and the First Monday in 
August in every Year during which it carries on Business, make a Statement 
in the Form marked D in the First Schedule hereto, or as near thereto as 
Circumstances will admit, and a Copy of such Statement shall be put in a 
conspicuous Place in the registered Office of the Company, and in every Brauch 
Office or Place where the Business of the Company is carried on. 

Every Member and every Creditor of any Company mentioned in this 
Section shall be entitied to a copy of the above - mentioned Statement on 
Payment of a sum not exceeding Sixpence. 

Das erwähnte Schema (First schedule^ Table D.) hat folgen- 
den Text: 

The Capital of the Company is . . . . , divided into .... shares of each. 

The Number of shares issued is 

Calls to the Amount of . . . Pounds per Share have been made, under which 
the sum of . . . . Po and s has been received. 

The Liabilities of the Company of the First Day of January (or July) 
were, — 

Debts owing to sundry Persons by the Company. 

On Judgment, £ 

On Specialty, £ 

On Notes or Bills, £ 

On Simple Contracts, £ 

On estimated Liabilities, £ 
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The Assets of the Company on that Day were — 

Government Securities [stating them] 
Bills of Exchange and Promissory Notes, £ 
Cash at the Bankers, £ 
Other Securities, £ 

Das italienische Handelsgesetzbueli bestimmt in § 177: 

Die [Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien], welche 
lianptsächlich die EreditgewähruDg znm Zwecke haben, müssen bei dem Handels- 
bericht innerhalb der ersten acht Tage eines jeden Monats eine Darstellung ihrer 
Lage, die sich auf den vorhergehenden Monat bezieht, nach dem durch König- 
liche Verordnung^) vorgeschriebenen Formular abgefaßt und wahrheitsgemäß 
durch eine von wenigstens einem Verwalter oder einem Aufsichtsratsmitglied 
unterschriebene Erklärung bescheinigt sein muß, hinterlegen.') 

Bilanzschema. Wie schon früher betoot wurde, wird die Be- 
deutung der Verpflichtung zur Bilanzpublikation zu einem erheblichen 
Teile dadurch illusorisch gemacht, daß es den betrefiPenden Unter- 
nehmungen freisteht, dia Zusammenfassung der einzelnen Aktiva und 
Schulden zu Bilanzposten nach eigenem Ermessen vorzunehmen und 
evtl. von Jahr zu Jahr zu variieren, und daß diese Möglichkeit in 
der Absicht, die Bilanzen möglichst undurchsichtig zu machen, in 
w^eitgehendem Umfange ausgenutzt wird. Überall, wo auf die Bilanz- 
publikation besonderer Wert gelegt wird, muß deshalb gefordert 
werden, daß auch über die Gliederung der Bilanz bestimmte Vor- 
schriften ergehen. Nachdem bereits für Notenbanken und Hypotheken- 
banken derartige Bilanzschemata vorgeschrieben sind, ist es wohl nur 
eine Frage der Zeit, daß auch die übrigen Banken, soweit sie zur 
Bilanzpublikation verpflichtet sind, derartigen Vorschriften unterworfen 
werden. Unter den Vorschlägen, die bisher nach dieser Richtung ge- 
macht sind, scheint mir besonders bemerkenswert der zu sein, den 
Ernst Loeb am Schlüsse seiner Abhandlung über „die Berliner Groß- 
banken in den Jahren 1895 bis 1902 und die Krisis der Jahre 1900 
und 1901" formuliert hat.*) Loeb fordert: 

„Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung, welche 
Bankgeschäfte betreiben, haben ihre Bilanz nach folgendem Schema zu veröffent- 
lichen : 

I. Aktiva. 
1. Kassa. 

"2. Guthaben bei der Reichsbank und beim Berliner Kassenverein (entspr. Frank- 
furter Bank). 



1) Nach Art. 62 der Ausführungsverordnung zum Handelsgesetzbuch sind 
^ie Formulare durch Verfügung des Ministeriums für Ackerbau, Handel und 
Oewerbe festzusetzen. 

2) Ähnlich Art. 179 des rumänischen Handelsgesetzbuches. In Portugal 
müssen Aktienbanken allmonatlich der Regierung eine Bilanz einreichen und sie 
auch veröffentlichen (s. Borchardt, Bd. VII, S. 94). 

3) Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 110, S. 817 ff. 
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8. Wechsel: 

a) Markwechsel: 
Stückzahl; 
Betrag; 

b) Wechsel in fremder Währung: 
Stückzahl ; 

Betrag. 

4. Beportierte Effekten, d. h. monatlich kündbare Darlehen an Bankfirmen oder 
Börsenkauf leute gegen Unterlage von börsengängigen Wertpapieren, die ent- 
weder zum ültimohandel zugelassen sind oder im Oroßkassaverkehr an der 
Börse in typischen Minimalbeträgen gehandelt werden. 

5. Lombard Vorschüsse : 

a) gegen börsengängige Wertpapiere, 

b) gegen nicht börsengängige Wertpapiere, 

c) gegen Waren. 

6. Eigene Effekten: 

a) börsengängige: 

cc) deutsche Staats- und Eommunalanleihen, Pfandbriefe und Eisenbahn- 

Obligationen, 
ß) außerdeutsche Eisenbahnobligationen, 
y) Obligationen industrieller Unternehmungen 
d) Aktien deutscher Eisenbahnen und Transportuntemehmungen, 
s) Aktien ausländischer Eisenbahnen und Transportunternehmungen, 
() Bankaktien, 

ri) Aktien industrieller Unternehmungen, 
'9') Bergwerkskuxe und Bohranteile, 
i) sonstige Bestände. 

Für jede dieser Abteilungen sind der gesamte Nominalbetrag, die Zahl 
der Gattungen und die Bilanzwerte einzeln anzugeben. 

b) Nichtbörsengängige (Einteilung wie bei a). 

7. Eonsortialbeteiligungen. 

Hier sind alle Beteiligungen der Bank an Aktien und Obligationen von 
Aktiengesellschaften und Beteiligungen bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung zu buchen, auf denen noch eine eyentuelle Nachzahlungsverpflich- 
tung ruht, oder über welche der Bank das Recht freier Veräußerung nichi 
zusteht. 

Die Spezifikation des Konsortialkontos hat in gleicher Weise wie die de» 
EfPektenkontos zu erfolgen. 

8. Kommanditbeteiligungen: 

a) bei Bankfirmen (Angabe des Namens der Firma und des Betrages der 
Kommanditbeteiligung), 

b) bei anderen Unternehmungen (Angabe des Namens und des Betrages der 
Eommanditbeteiiigung). 

9. Dauernde Beteiligungen bei fremden Unternehmungen: 

a) bei Aktiengesellschaften, 

b) bei anderen Gesellschaften. 

10. Eontokorrentdebitoren: 

a) gedeckte 

a) durch börsengängige Wertpapiere, 

ß) durch nicht börsengängige Wertpapiere, 

y) durch Waren, 
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&) durch Wechsel, 

s) durch Handelsverbindlichkeiten, Hypotheken, Bürgschaften oder andere- 
Sicherheiten; 
b) nicht gedeckte. 
•11. Bürgschafts-Debitoren. 

n. Passiva. 

1. Aktienkapital, 

2. Gesetzlicher Reservefonds, 
8. Außerordentliche Reserven. 

4. Depositen (Zahl der Depositäre) : 

a) ohne Kündigung, 

b) mit Kündigung bis zu 8 Tagen, 

c) mit einmonatlicher Kündigung, 

d) mit mehrmonatlicher Kündigung. 

6. Kontokorrent-Kreditoren (Zahl, Betrag). 

6. Akzepte. 

7. Avale. 

8. Reingewinn. 

Die sehr wünschenswerte Übersicht über die durch Indossament eventuell 
entstehenden Verbindlichkeiten in der Bilanz zu geben, scheint mir nicht möglich^ 
obgleich bei ordnungsmäßiger Buchführung eine Bank sich selbst darüber jeder- 
zeit muß Rechenschaft geben können. Erforderlich scheint dagegen noch die 
Vorschrift, daß die Abschreibungen für die unter 3 — 11 bezeichneten Aktiv- 
posten für jeden dieser einzeln anzugeben sind.^* 

Diese Vorschläge^) scheinen nicht über dasjenige Maß von Aus- 
führlichkeit hinauszugehen ; das die Banken bei ihren Bilanzauf- 
stellungen zur Anwendung bringen können^ ohne ihre geschäftlichem 
Interessen zu schädigen. Denn das darf natürlich bei einer gesetz- 
lichen Regelung dieser Materie nie vergessen werden, daß es nicht 
angängig ist^ Außenstehenden einen zu tiefen Einblick in die Geschäfts- 
intema zu gewähren^ daß gewisse Einzelangaben niemals in der ver- 
öflFentlichten Bilanz gemacht werden können. Hier liegen die Ver- 
hältnisse wesentlich anders als bei den Noten- und Hypothekenbanken^ 
deren Geschäftsgang viel einfacher und schematischer ist und bei 
denen deshalb die Gefahr sehr viel geringer ist, daß die Konkurrenten 
oder die Börsenspekulanten die veröffentlichten Angaben zum Schaden 
des Institutes ausnutzen. 

Weiter ist auch zu bedenken, daß, wenn die Vorschriften zu 
strenge sind, dadurch den Banken der Anreiz gegeben wird, durch 
alle möglichen Manipulationen, z. B. vorübergehende Übertragung 
von Effekten und Forderungen auf Tochtergesellschaften, die einen 
anderen Bilanztag wählen, u. dgl. das Gesetz zu umgehen. 

Besondere Kontrolle. An dritter Stelle hat man vorgeschlagen, 
eine besondere Behörde, ein Reichsaufsichtsamt für Bankwesen, zu 
begründen und dieses Amt mit weitgehenden Kontrollbefugnissen 

1) Vgl. auch Adolf Weber, Depositenbanken und Spekulationsbanken. 
Leipzig 1902. S. 198ff., insbesondere S. 278ff. 
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gegenüber den Banken ansznstatten^)^ wobei wohl yielfach an das 
Kaiserliche Anfsichtsamt für Privatversicherung als Mnster gedacht 
ist. Mir scheint ein dringendes Bedürfnis für die Schaffung eines 
aolchen Amtes z. Z. nicht vorzuliegen. Wenn ein allgemein verbind-, 
liches Schema für die Bankbilanzen vorgeschrieben wird, so muß die 
Innehaltung einer solchen Bestimmung natürlich auch überwacht 
werden^ aber lediglich für diese Aufgabe braucht man nicht eine neue 
Behörde zu schaffen. Darüber hinaus aber in das innere geschäftliche 
Oetriebe der Banken einzugreifen, bestimmte Vorschriften für einzelne 
Geschäftszweige zu treffen u. dgl. scheint mir sehr erheblichen Be- 
denken zu unterliegen^ schon deshalb^ weil — im Gegensatz zu Ver- 
sicherungsuntemehmungen — die Geschäfte hier so kompliziert sind, 
daß nur ein ganz ungeheurer Beamtenapparat eine wirkliche Aufsicht 
über alle Banken ausüben könnte. 



Siebzehntes Kapitel. 

Die Bilanzen der Versicliermigs-Unternelminngen.") 

JUlgemeines. Neben den Noten- und Hypothekenbanken sind 
in Deutschland*) auch noch die Versicherungsunternehmungen hin- 
sichtlich ihrer Bilanzen einer eingehenden reichsgesetzlichen Regelung 
unterworfen. Die Vorschriften beziehen sich vor allem auf eine Er- 
weiterung der Publizität, auf die Gliederung der Bilanz, auf die Be- 
wertung einzelner Posten und auf eine besondere Kontrolle .*) Als 
Versicherungsuntemehmungen kommen im wesentlichen nur Aktien- 
gesellschaften und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit in Be- 
tracht, denn das Gesetz über die privaten Versicherungs- Unter- 
nehmungen bestimmt: 

1) Vgl. z. B. Georg Obst in der Zeitschr. f. Handelsw. u. Handelpr. Bd. 1, 
S. 387 ff., Bd. 2, S. 223. 

2) Wo in diesem Kap. Paragraphen ohne nähere Bezeichnung zitiert sind, 
beziehen sie sich auf das Beichsgesetz über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901. 

3) Auch im Ausland sind für die Bilanzen der Versicherungsuntemehmungen 
vielfach besondere Bestimmungen ergangen. Für Österreich vgl. das Versiche- 
rungsregulativ vom 5. März 1896; für die Schweiz das Bundesgesetz betr. Beauf- 
sichtigung von Privatuntemehmungen im Gebiete des Versicherungswesens vom 
26. Juni 1885; für Ungarn Handelsgesetzbuch § 453 ff., insbes. § 459, 460; für 
England hife Assurance Companies Act 1870. 

4) Keine Anwendung finden alle diese Vorschriften auf die durch landes- 
gesetzliche Vorschriften errichteten öffentlichen Versicherungsanstalten. Da 
diese keine Erwerbsunternehmungen sind, so brauchen sie an sich überhaupt 
keine Bilanzen aufzustellen. Dieser Zustand ist wenig erfreulich. Es wäre zu 
wünschen, daß auch alle öffentlichen Versicherungsanstalten verpflichtet würden, 
ganz wie die Privatuntemehmungen regelmäßige Bilanzen aufzustellen und zu 
veröffentlichen. 
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§ 4. Yersicherungs-Üntemehmangen bedürfen zum Geschäftsbetriebe der 
Erlaubnis der Aufsichtsbehörde. 

§ 6. Die Erlaubnis darf Personenvereinigungen, welche die Versicherung 
ihrer Mitglieder nach dem Grundsatze der Gegenseitigkeit betreiben wollen, nur 
erteilt werden, wenn diese Vereinigungen in der Form von Versicherungs vereinen 
Auf Gegenseitigkeit errichtet werden. 

Zum Betriebe der verschiedenen Arten der Lebensversicherung, sowie zum 
Betriebe der Unfall-, Haftpflicht-, Feuer- oder Hagelversicherung darf die Er- 
laubnis außer Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit nur an Aktiengesell- 
schaften erteilt werden. 

Als Lebensversicherung im Sinne dieses Gesetzes gilt auch die Livaliditäts-, 
Alters-, Witwen-, Waisen-, Aussteuer- und Militärdienstversicherung, gleichviel 
ob auf Kapital oder Renten. 

§ 117. Durch Beschluß des Bundesrats kann angeordnet werden, daß die 
Vorschrift des § 6 Abs. 2 auch für andere als die dort bezeichneten Versicherungs- 
^weige gilt. 

Allgemeines über die Bilanzen der Versicherungsgesell- 
schaften auf Oegenseitigkeit.^) Bevor wir dazn übergehen^ die 
besonderen Vorschriften über die Bilanzen der Versicherungs-Unter- 
nehmungen darzulegen^ ist noch auszuführen^ wie und nach welchen 
Vorschriften die Bilanzen der Gegenseitigkeitsvereine im allgemeinen 
aufzustellen sind. 

Da die in betreff der Eaufleute im ersten Buche des Handels- 
gesetzbuches gegebenen Vorschriften auch auf Gegenseitigkeitsvereine 
Anwendung finden^), so gelten die allgemeinen Bilanzvorschriften auch 
^ür sie. Außerdem sind auch die besonderen Bilanzregeln des Aktien- 
rechts (§ 261 HGB.) auf die Gegenseitigkeitsvereine ausgedehnt worden.') 

Die Organisation der Verwaltung ist der Aktiengesellschaft nach- 
•gebildet. Notwendige Organe sind: der Vorstand, der Aufsichtsrat 
und das „oberste Organ^^ Dieses letztere braucht nicht immer eine 
Generalversammlung sämtlicher Mitglieder zu sein, es kann auch in 
•einer Versammlung von bestimmten Kategorien von Mitgliedern oder 
von Vertretern der Mitglieder bestehen. Anstatt eines einheitlichen 
obersten Organes können auch mehrere über Vorstand und Aufsichts- 
rat stehende Organe geschaffen werden.*) Der Vorstand hat alljähr- 
lich innerhalb derselben Frist wie bei der Aktiengesellschaft die Bilanz 
Aufzustellen.^) Ebenso gilt auch für die Gegenseitigkeitsvereine die 
Vorschrift, daß der Aufsichtsrat die Bilanzen zu prüfen und darüber 
^em obersten Organ Bericht zu erstatten hat.^) Die Genehmigung 
-der Bilanz obliegt dem obersten Organ. 

Nach der Genehmigung ist die Bilanz — ganz wie bei der 
Aktiengesellschaft — unverzüglich zu veröffentlichen, und die Bekannt- 
machung ist zum Handelsregister einzureichen.^) 

1) Das Nachstehende gilt zum großen Teil nicht für die sog. kleineren 
Vereine, d. h. „Vereine, die bestimmungsgemäß einen sachlich, örtlich oder hin- 
sichtlich des Personenkreises engbegrenzten Wirkungskreis haben.^^ (§ 53.) 

2) § IG. 3) § 36. 4) § 29. 5) § 36. 6) § 35. 7) 86. 
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Was die einzelnen Bilanzposten anlangt^ so ist bezüglich der 

Aktiva nur die bereits erwähnte^) Vorschrift des § 36 hervorzuheben : 

Die AnfsichtflbehOrde kann bei der Erlaubnis zum Geschäftsbetriebe gestatten^ 
daß die Kosten der Errichtang nnd die im ersten Geschäftsjahre entstehendea 
Kosten der Einrichtung, soweit sie weder die Hälfte des gesamten Gründungs- 
fonds, noch den bar eingezahlten Teil überdteigen, auf mehrere, höchstens jedoch 
auf die ersten fOnf Geschäftsjahre verteilt werden und der jedesmal verbleibende- 
Rest als Aktivurn in die Bilanz eingestellt wird. 

Auf Seite der Schulden weist der Gegenseitigkeitsverein in der Ver- 
pflichtung zur Rückzahlung des ^^Gründungsfonds^ einen ganz eigen- 
artigen Posten auf. Da der Gegenseitigkeitsverein regelmäßig ohne 
eigenes Reinvermögen seine Tätigkeit beginnt^ da es aber wünschens- 
wert ist^ daß zur Bestreitung der ersten Ausgaben und außerdem als: 
Garantiesumme gewisse Mittel von vornherein vorhanden sind, so be- 
stimmt das Gesetz^ daß der Gegenseitigkeitsverein nur ins Leben 
treten darf, wenn ihm — gleichgültig von wem — ein (Jründungsfonds- 
zur Verfügung gestellt wird.*) Diejenigen, die den Gründungsfonds her- 
gegeben haben, erhalten dafür, regelmäßig eine Verzinsung oder sonstige- 
Vergütung. Später muß der (jründungsfonds zurückgezahlt werden» 

Im einzelnen schreibt das Gesetz vor: 

§ 22. In der Satzung ist die Bildung eines Gründungsfonds • vorzusehen^ 
der zur Deckung der Kosten der Errichtung des Vereins, sowie als Garantie- und 
Betriebsfonds zu dienen hat. Die Satzung soll die Bedingungen, unter denen 
der Fondd dem Vereine zur Verfügung steht, enthalten und insbesondere bestimmen^ 
in welcher Weise eine Tilgung des Gründungsfonds erfolgen, und ob und in 
welchem Umfange den Personen, welche den Gründungsfonds zur Verfügung 
gestellt haben, ein Becht zur Teilnahme an der Verwaltung des Vereins ein- 
geräumt werden soll. 

Der Gründungsfonds ist bar einzuzahlen, soweit nicht die Satzung an Stelle- 
der Barzahlung die Hingabe eigener Wechsel gestattet, als Barzahlung gilt nur 
die Zahlung in deutschem Gelde, in Reichskassenscheinen, sowie in gesetzlich 
zugelassenen Noten deutscher Banken. 

Denjenigen, welche den Gründungsfonds zur Verfügung gestellt haben, darf 
ein Kündigungsrecht nicht eingeräumt werden. In der Satzung kann ihnen außer 
einer Verzinsung aus den Jahreseinnahmen eine Beteiligung an dem aus der 
Jahresbilanz sich ergebenden Überschusse zugesichert werden; die Verzinsung 
darf vier, die .gesamten Bezüge dürfen sechs vom Hundert des bar eingezahlten 
Betrages nicht übersteigen. Der Gründungsfonds darf in Anteile zerlegt werden,, 
über welche Anteilscheine ausgegeben werden können. 

Eine Tilgung des Grund ungsfonds darf nur aus den Jahreseinnahmen er- 
folgen und nur in dem Maße, als die Bildung des in § 37 vorgesehenen Reserve- 
fonds fortgeschritten ist; sie muß beginnen, nachdem die Kosten der Errichtung 
und die im ersten Geschäftsjahr entstandenen Kosten der Einrichtung getilgt 
worden sind.') 



1) S. oben S. 266 Anm. 1. 

2) Ausnahmsweise kann die Aufsichtsbehörde gestatten, von der Bildung; 
eines Gründungsfonds Abstand zu nehmen (§ 23). 

3) Im Falle der Liquidation darf eine Tilgimg des Gründungsfonds erst 
erfolgen, nachdem die Ansprüche sämtlicher übrigen Gläubiger, insbesondere die^ 
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Ein Keinvermögen braucht der Gegenseitigkeitsverein bei seiner 
Entstehung nicht zu besitzen^ da die Mittel zur Bestreitung aller Aus- 
gaben durch im voraus gezahlte Beiträge^ durch Nachschüsse und 
•durch Umlagen von den Mitgliedern beschafft werden und da für die 
Deckung der Gründungs- und ersten Einrichtungsunkosten überdies 
•der erwähnte Gründungsfonds zur Verfügung steht. Anderseits steht 
-es dem Verein natürlich frei, gleich zu Anfang oder später auch ein 
ßeinvermögen zu schaffen. In gewissem Umfange wird ihm die all- 
mähliche Ansammlung eines Reinvermögens vom Gesetz zur Pflicht 
gemacht^), denn § 37 bestimmt: 

Die [der Genehmigung der Aufsichtsbehörde unterliegende] Satzung hat die 
Bildung einer Rücklage, die zur Deckung eines aus dem Geschäftsbetriebe sich 
•ergebenden außergewöhnlichen Verlustes zu dienen hat (Reservefonds), ins- 
besondere die Beträge zu bestimmen, welche hierzu jährlich zurückzulegen sind, 
und den Mindestbetrag, bis zu dessen Erreichung die Zurücklegung zu er- 
folgen hat.*) 



Ansprüche der Mitglieder aus dem Yersicherungsverhältnisse, befriedigt oder 
sichergestellt worden sind (§ 47). Auch im Eonkurüfalle stehen die Ansprüche 
a;uf Tilgung des Gründungsfonda allen übrigen Konkursforderuugen nach (^ 51). 

1) Ausnahmsweise kann die Aufsichtsbehörde gestatten, daß von der Bildung 
•eines Reservefonds abgesehen wird (§ 37). 

2) In der vom Aufsichtsamte ausgearbeiteten Mustersatzung für Yiehver- 
«icherungsvereine (s. Veröffentlichungen des Kaiserlichen Aufsichtsamts für Privat- 
Versicherung, Bd. 8, S. 31 ff), sind folgende Bestimmungen für den Reservefonds 
in Yorschlag gebracht: 

§ 39. Es wird ein Reservefonds bis zur Miodesthöhe von [4] % der ge- 
samten Yersicherungssumme angesammelt. Demselben fließen alljährlich zu: 

1. . . . Prozent der gesamten Einnahmen an Vorprämien; 

2. die Eintrittfigelder; 

3. der nach der Bilanz sich ergebende Jahresüberschuß; 

4. außergewöhnliche Einnahmen. 

§ 40. Hat der Reservefonds das Doppelte der im § 39 bezeichneten Höhe 
•erreicht oder im Falle seiner früheren Inanspruchnahme wieder erreicht, so kann 
<Ler darüber hinausgehende Betrag an die Mitglieder nach Maßgabe der im ab- 
gelaufenen Geschäftsjahre gezahlten Vorprämien verteilt werden. 

§ 41. Reichen die Einnahmen zur Deckung der nach dem Jahresabschlüsse 
sich ergebenden Ausgaben (einschließlich der Verwaltungskosten, Abschreibungen 
cmd Zuführungen zum Reservefonds) nicht aus, so ist zunächst der Reservefonds, 
falls er die in § 39 angegebene Mindesthöhe erreicht oder nach Inanspruchnahme 
wieder erreicht hat, mit einem [Drittel] seines Bestandes zur Deckung heran- 
zuziehen. Der dann noch verbleibende Fehlbetrag wird durch Nachschüsse 
gedeckt. 

Genügt hierzu nicht ein Nachschuß von [60] 7o der Vorprämie, so ist der 
Reservefonds mit einem weiteren [Drittel] seines Bestandes in Anspruch zu 
nehmen. Dies hat, wenn ein Nachschuß von [60] 7^ nicht ausreicht, auch dann 
zu geschehen, wenn der Reservefonds die in § 89 angegebene Mindesthöhe nicht 
erreicht. 

Inwieweit sonst der Reservefonds zur Deckung eines außergewöhnlichen 
Verlustes in Anspruch genommen werden kann, beschließt die Generalversamm- 
lung. Doch ist hierzu die Genehmigung der Aufsichtsbehörde erforderlich. 



334 Versicheraiigsiintemehmangen. 

Demgemäß setzt sich das ReinYermögen eines Gegejaseitigkeits- 
yereins aus folgenden Bilanzposten zusammen: 

1. der gesetzlich vorgeschriebenen, durch das Statut näher ge- 
regelten Rücklage, 

2. den freiwilligen Reinvermögensansammlungen, 

3. dem bilanzmäßigen Überschuß^) oder Defizit. 

Publizität und Oliederung der Bilanzen. Für die Aufstellung 
und Veröffentlichung der Bilanzen von Yersicheningsaktiengesellschaften 
und Gegenseitigkeitsvereinen gelten zunächst, wie wir sahen, gleichmäßig 
die allgemeinen Vorschriften im ersten Buche des Handelsgesetzbuches 
und die besonderen Vorschriften des Aktienrechtes. Darüber hinaus 
bestimmt das Gesetz über die privaten Versicherungsuntemehmungen 
für beide Kategorien von Betrieben in seinem § 55 das folgende: 

Die Bücher einer Versicherungsuntemehmung sind jährlich abzuschließen; 
auf Grund der Bücher ist für das verflossene Geschäftsjahi ein Rechnungsabschluß 
und ein die Verhältnisse, sowie die Entwicklung des Unternehmens darstellender 
Jahresbericht anzufertigen und der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

Soweit nicht in diesem Gesetz oder in sonstigen Beichsgesetzen oder durch 
den Bundesrat Vorschriften über die Buchführung und Bechnungslegung der 
Yersicherungsuntemehmungen getroffen sind, können nähere Vorschriften 
über die Fristen, sowie die Art und Form des Bechnungsabschlusses 
und des Jahresberichtes von der Aufsichtsbehörde erlassen werden. 

Versicherungsaktiengesellschaften und Versicherungsvereine auf Gegenseitig- 
keit sind verpflichtet, innerhalb des auf das Berichtsjahr folgenden Geschäfts- 
jahres jedem Versicherten auf Verlangen ein Exemplar desBechnungs- 
abschluBses und des Jahresberichtes mitzuteilen. Im übrigen kann die 
Aufsichtsbehörde darüber Bestimmung treffen, inwieweit und auf welche Weise 
alljährlich der Rechnungsabschluß und der Jahresbericht den Versicherten zu- 
gänglich zu machen und zu veröfl entlichen sind.^ 

Der Bundesrat hat von der ihm hierdurch®) erteilten Ermächtigung^ 
die Aufstellung und Veröffentlichung der Bilanzen durch besondere 
Vorschriften zu ordnen, bisher keinen Gebrauch gemacht. Dagegen 
hat das Kaiserliche Aufsichtsamt für Privatversicherung eine ganze 
Reihe von Rechnungsvorschriften erlassen, und zwar 

1. für die größeren Lebensversicherungsuntemehmungen vom 
2. Juni 1902.*) 

1) Über dessen Verwendung bestimmt § 38: Ein nach der Bilanz sich er- 
gebender Oberschuß kommt, soweit er nicht nach der Satzung dem Reservefonds 
oder anderen Rücklagen zuzuführen oder zur Verteilung von Tantiemen zu ver- 
wenden oder auf das nächste Geschäftsjahr zu übertragen ist, zur Verteilung 
unter die in der Satzung bestimmten Mitglieder. Die Verteilung darf erst er- 
folgen, nachdem die Kosten der Errichtung und ersten Einrichtung getilgt sind. 

2) Vor Erlassung von Vorschriften der in den Abs. 2, 3 bezeichneten Art 
hat die Aufsicht führende Reichsbehörde den Yersicherungsbeirat zu hören (§ 76). 
Über den Versicherungsbeirat vgl. § 72. 

3) Vgl. auch § 114. 

4) Veröffentlichungen des Kaiserlichen Aufsichtsamts für Privatversicherung. 
Bd. 1, S. 23 ff. 
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2. für die größeren Unfall- und Haftpflichtversicherungsunter- 
nehmungen, vom 2. Juni 1902.^) 

3. für die größeren Hagel- und Viehversicherungsunternehmungen^ 
vom 2. Juni 1902.«) 

4. für die größeren Feuerversicheruugsunternehmungen, vom 
2. Juni 1902.«) 

5. für die Sterbekassen und sonstigen kleinen Kapitalversiche- 
rungsunternehmungen, vom 28. Februar 1903.*) 

6. für die Pensionskassen und sonstigen kleineren Rentenversiche- 
rungsuntemehmungen, sowie die Krankenkassen, vom 28. Februar 
1903.Ö) 

7. für die kleineren Viehversicherungsuntemehmungen, vom 
1. Oktober 1906.«) 

8. für die Rückversicherungsunternehmungen, vom 5. Februar 
1909.^) 

Diese Rechnungsvorschriften enthalten nicht nur Bestimmungen 
über die Bilanz, sondern auch über die Gewinn- und Verlustrechnui^,. 
den Geschäftsbericht und eine ganze Reihe anderer Nachweisungen, 
die dem Aufsichtsamt einzureichen sind, damit dieses auf Grund der- 
selben einerseits eine ständige Kontrolle durchführen und andererseits 
die vorgeschriebene Veröffentlichungen^) abfassen kann. 

In neuerer Zeit sind zwischen den Regierungen von Deutschland, 
Österreich- Ungarn und der Schweiz Verhandlungen geführt worden,, 
die die Aufstellung einheitlicher Vorschriften für die Rechnungslegung 
der Versicherungunternehmungen herbeiführen soUen. Diese Verhand- 
lungen haben auch ein praktisches Resultat bereits insofern gehabt,, 
als die beteiligten Regierungen sich im Jahre 1907 auf einen Ent- 
wurf geeinigt haben, der den Fachkreisen zug§.nglich gemacht ist. 

Die Bewertung der einzelnen Bilanzposten. Da auch für 
die Bilanzen der Gegenseitigkeitsvereine die aktienrechtlichen Be- 
wertungsvorschriften gelten, so hat die deutsche Gesetzgebung*) davon 

1) Ebenda Bd. 1, S. 93 ff, 2) Ebenda Bd. 1, S. 127 ff. 

3) Ebenda Bd. 1, S. 151 ff. 4) Ebenda Bd. -2, S. ö.Hff. 

5) Ebenda Bd. 2, S. 67 ff. 6) Ebenda Bd. 5, S. 101 ff. 

7) Ebenda Bd. 8, S 2 ff. 

8) Das Kaiserliche Aufsicbtsamt hat jährlich Mitteilungen über den Stand 
der seiner Autsicht unterliegenden Versichernngsunternehmungen, sowie über 
seine Wahrnehmungen aut dem Gebiete des Verbicherungswesens zu veröffent- 
lichen (§ 83). Diese Jahresberichte werden in den j^Veröffentlichungen^* des 
Amtes abgedruckt. 

9) Wohl aber gibt das österreichische Versicherungsregulativ einige be- 
merkenswerte Vorschriften über die Bewertung der Aktiven in den Bilanzen der 
Versicherungsanstalten. Es heißt dort: 

§ 21. Neu errichteten Versicherungsanstalten kann gestattet werden, die 
Organisationskosten und Abschlußprovisionen in einer Reihe von Jahren zu^ 
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ubgesehen^ bezüglich der Bewertung der Aktiva noch weitere Begebi auf- 
TKUstellen. Dagegen ist die Bewertung eines Schuldpostens zum Gegen- 
43tand besonderer Vorschriften gemacht. Mit Bücksicht nämlich auf die 
^oße Bedeutung^ die eine richtige Berechnung der sog. Prämien- 
reserye^) für den ordnungsmäßigen Geschäftsbetrieb der Lebensversiche- 
rungs- und verwandten Unternehmungen besitzt^ sind darüber besondere 
Bestimmungen getroffen. Zwar hat man es vermieden, direkte Be- 

amortisieren and, bis dies erfolgt sein wird, den verbleibenden Best als Aktivnm 
vorzutragen. 

Die Statuten haben über die Objekte und die Modalitäten der Amortisation 
genaue Bestimmungen zu enthalten. 

Die Amortisierung der mit der Begründung der Gesellschaft verbundenen 
Organisationskosten hat längstens binnen fünf Jahren, vom Zeitpunkte der Kon- 
stituierung an gerechnet, zu erfolgen. 

Die Amortisierung von Abschlußprovisionen darf sich nur auf die innerhalb 
4er ersten zehn Jahre des Bestandes der Gesellschaft verausgabten Abschluß- 
provisionen beziehen. Der Amortisierungsplan ist derart einzurichten, daß die 
einzelnen dem Amortisierungsverfabren unterworfenen Abschlußprovisionen inner- 
halb einer Amortisationsdauer von längstens je zehn Jahren getilgt sind. Diese 
Amortisierungsdauer ist entsprechend herabzusetzen, wenn sich nach den ge- 
machten Erfahrungen die mittlere Yersicherungsdauer niedriger stellt. 

§ 22. Bei Aktiengesellschaften kann eine den Betrag von 57o des ein- 
gezahlten Aktienkapitals übersteigende Dividende uuter die Aktionäre erst dann 
verteilt werden, wenn die in § 21 bezeichneten Amortisationsposten bereits 
getilgt sind. 

Bei auf Gegenseitigkeit gegründeten Anstalten darf ein Oberschuß so lange 
jiicht verteilt worden, als die Amortisationsposten nicht vollständig getilgt sind. 

§ 38. Realitäten sollen nicht mit einem höheren als mit ihrem Verkehrs- 
werte und bei Lebensversicherungsanstalten höchstens mit einem solchen Werte 
2u Buche stehen, daß das Reinerträgnis derselben mindestens jene Verzinsung 
bietet, welche dem den Prämieotarifen zugrunde liegenden Zinsfuße entspricht. 
Insofern der Buchwert der Realitäten diesem Grundsatze nicht entspricht, ist für 
'eine entsprechende Bewertung der Realitäten' durch regelmäßige Abschreibungen 
vor^usorgen. 

Wertpapiere sind in der Bilanz mit dem Kurswerte am Schlüsse des 
Rechnungsjahres zu bewerten. 

Die Bewertung von über dem Yerlosungswerte notierenden verlosbaren 
Effekten mit dem nach dem Verlosungsplane, abzüglich der Gebühren, ent- 
fallenden Mindestbetrag ist zulässig. 

Buchmäßige, nicht realisierte Kursgewinne an Wertpapieren sind einem 
Fonds für Kursdifferenzen zu überweisen. Eine Heranziehung dieses Fonds für 
andere Zwecke als zum Zwecke der Deckung von Kursverlusten ist nur mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde zulässig. 

Ausländische Valuten sind im Rechnungsabschlüsse nach dem Kurse am 
•Schlüsse des Rechnungsjahres zu bewerten. Es ist gestattet, die ausländischen 
Valuten nach der durch das Gesetz vom 2. August 18^2 festgestellten Relation 
zu bewerten, in welchem Falle die Differenz gegenüber dem Kurse am Schlüsse 
•des Rechnun^fsjahres durch ein Agiokonto auszugleichen ist. 

Die ärztlichen Kosren sind vollständig in die ßetriebsauslagen einzustellen, 
Äinä hat daher eine Amortisation derselben nicht stattzufinden. 

1) Über den Begriff der Prämienreserve s. oben S. 78 f. 
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Stimmungen darüber in das Gesetz anfzunehmen; aber man hat die 
Methoden der Berechnung der Kontrolle der Aufsichtsbehörde unter- 
stellt. Das Gesetz über die privaten Yersicherungsuntemehmungen sagt: 

§ 11. Der Geschäftsplan einer LebensYersicherungsantemehmung hat die 
von ihr angenommenen Tarife sowie die Berechnung der Prämien und Prämien- 
reseryen vollständig darzustellen, namentlich auch den anzuwendenden Zinsfuß 
und die Höhe des Zuschlags zur Nettoprämie anzugeben. Auch ist anzugeben, 
ob und in welchem Maße bei der Berechnung der Prämienreserve eine Methode 
angewandt werden soll, nach welcher anfänglich nicht die volle Prämienreserve 
zurückgestellt wird, wobei jedoch der Satz von 127, 7oo ^^^ Versicherungssumme 
nicht überschritten werden darf. Die als Grundlage der Berechnungen dienenden 
Wahrscheinlichkeitstafeln, insbesondere über die Sterblichkeit und die Invalidi- 
täts- und Krankheitsgefahr, sind beizufügen. 

Für jede Versicherungsart (Versicherung auf den Lebensfall — auf den 
Todesfall, Kapitalversicherung — Rentenversicherung usw.) sind die zur Berech- 
nung der Prämien und der Prämienreserven dienenden Formeln vorzulegen und 
durch ein Zahlenbeispiel zu erläutern. 

Sollen auch Versicherungen mit erhöhter Prämie übernommen werden, so 
ist in dem Geschäftsplane femer anzugeben, ob tmd nach welchen Grundsätzen 
hierfür eine besondere Prämienreserve gebildet werden soll. 

§ 12. Soweit Kranken- oder Unfall -Versicherungsuntemehmungen, Ver- 
sicherungen nach Art der Lebensversicherung unter Zugrundelegung bestimmter 
Wahrscheinlichkeitstafeln betreiben, insbesondere die Versicherung von Beuten, 
Versicherungen mit Prämienrückgewähr oder sonstige die Ansammlung von 
Prämienreserven erfordernde Versicherungen übernehmen, finden die Vorschriften 
des § 11 entsprechende Anwendung. 

Da also die Regeln über die Berechnung der Prämienreserve einen 
integrierenden Bestandteil des Oeschäftsplans bilden und da dieser 
imd jede spätere Abänderung desselben der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde unterliegt ^)^ so hat diese tatsächlich die Befugnis^ maß- 
gebende Entscheidungen betreffs Berechnung der Prämienreserve zu 
fäUen.2) 

Um die richtige Berechnung der Prämienreserve zu sichern, be- 
stimmt § 56, daß, unbeschadet der Verantwortlichkeit der Vertreter 
des Unternehmens, unter der Bilanz durch mindestens einen mit der 
Berechnung der Prämienreserve bei Lebens-, Kranken- oder Unfall- 



1) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis zum Geschäftsbetriebe versagen, 
wenn nach dem Geschäftsplan die Interessen der Versicherten nicht hinreichend 
gewahrt sind oder die dauernde Erfüllbarkeit der aus den Versicherungen sich 
ergebenden Verpflichtungen nicht genügend dargetan ist (§ 7). Jede Änderung 
des Geschäftsplans ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen und bedarf, bevor sie in 
Erafb gesetzt wird, ihrer Genehmigung (§ 13). 

2) Über die mathematischen Grundlagen der Berechnung der Pi^mienreserve 
vgl. Artikel Prämienreserve in Manes, Versicherungslexikon, Tübingen 1909; 
Engelbrecht, Das Deckungskapital in der Lebensversicherung (Zeitschrift für 
die gesamte Versicherungswissenschaft Bd. 7 S. 611fF.); Bohlmann, Lebens- 
versicherungsmathematik in der Encyclopädie der mathematischen Wissenschaften 
Bd. I, Teil 2, S. 867 ff.; Earup, Die Reform des Rechnimgswesens der Gothaer 
Lebensversicherungsbank a. G. 2 Bde. Jena 1903. 

Passow, Bilanzen. 22 
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YersicherungsuntemehinnDgen beauftragten Sachverständigen; besiätigt 
werden muß, daß die eingestellte Prämienreserve den Vorschriften des 
Gesetzes gemäß berechnet ist. Es ist zulässige daß dieser Sachver- 
ständige dem eigenen Beamtenkörper des Instituts entnommen wird. 

Die Bezeichnung von Schuldposten als Beserven. Sehr 
störend für das Verständnis der Bilanzen ist es, daß gerade bei den 
Versicherungsanstalten besonders häufig Schuldposten als Beserven 
bezeichnet werden. Dadurch wird es ermöglicht, daß in Beklame- 
schriften u. dgl. diese Schulden mit den wirklichen Beserven zusammen 
aufgeführt werden^ um den Anschein zu erwecken^ als ob der ganze 
Betrag zum Eigenkapital der Anstalt gehöre. Leider hat auch das 
Aufäichtsamt in den von ihm aufgestellten Bilanzformularen diesen 
stark eingewurzelten, aber unberechtigten Sprachgebrauch beibehalten. 
In die geschilderte Kategorie gehören vor allem die bereits auf S. 78f. 
erwähnten Posten ,,Prämienreserve" und ,,Schadenreserve". Der Aus- 
druck Prämienreserve hat zur Folge gehabt, daß dieser Posten selbst 
in der juristischen Literatur bisweilen als Reinvermögensposten an- 
gesehen wird^) und daß die Steuerbehörden gelegentlich die Zu- 
weisungen zur Prämienreserve als Jahresgewinn versteuern wollten.^) 
Hat die Versicherungsanstalt am Bilanztage bereits Prämien verein- 
nahmt^ die sich auf die Zeit nach dem Bilanztage beziehen, so muß 
auch die entsprechende Verpflichtung in der Bilanz berücksichtigt 
werden.^) Das Kaiserliche Aufsichtsamt gebraucht für diesen Passiv- 
posten die Bezeichnung „Prämienüberträge", in der Praxis wird aber 
auch hier bisweilen (bei anderen als Lebensversicherungsgesellschaften) 
der Ausdruck „Prämienreserve" angewendet, der hier erst recht un- 
angebracht ist. Keine Reserve, sondern einen Schuldposten stellt auch 
die sog. Gewinn- oder Dividendenreserve der Versicherten 
dar.^) Es wäre sehr zu wünschen, daß das Aufsichtsamt in Zukunft 
dafür sorgte, daß in den Bilanzen der Versicherungsgesellschaften 
Reinvermögensposten und Schuldposten streng voneinander gesondert 
werden. 

Besondere Kontrolle. Außer der Kontrolle durch die eigenen 
Organe der Versicherungsuntemehmung und außer der vorgeschrie- 
benen Nachprüfung der Prämienreserve durch einen versicherungs- 

1) S. Rehm in seinem Buche über Bilanzen S. 690 ff. und in der Zeitschrift 
für die gesamte Versicherungswissenschaft Bd. 3, S. 378 ff. 

2) Vgl. „Veröffentlichungen" Bd. 6, S. 114 ff. Das preußische Einkommen- 
steuergesetz hebt in seinem § 16 ausdrücklich hervor, daß die Zuweisung zur 
Prämienreserve nicht zum Jahresgewinn ^u rechnen sei. 

3) Dieser Posten ist ein Gegenstück zu dem auf S. 76 behandelten Aktiv- 
posten. 

4) Vgl. dazu: Die Gewinnbeteiligung der Versicherten bei den im Deutschen 
Reiche arbeitenden Lebensversicherungsgesellschaften. (Veröffentlichungen des 
Deutschen Vereins für Versicherungswissenschaft. Heft 10.) 
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technischen Sachverständigen unterliegen die Yersicherungsuntemeh- 
mnngen auch noch einer sehr weitgehenden besonderen Kontrolle 
durch die Aufsichtsbehörde^ d. h. in der Hauptsache durch das. Kaiser- 
liche Aufsichtsamt für Privatversicherung. Nicht nur bedürfen Statut 
und Geschäffcsplan sowie alle Änderungen derselben der Genehmigung 
dieser Aufsichtsbehörde, nicht nur sind die Bilanzen usw. nach ihren 
Vorschriften aufzustellen und ihr einzureichen, die Aufsichtsbehörde 
hat auch zu sonstiger ständiger Kontrolle sehr weitgehende Be- 
fugnisse. 

Die hierfür grundlegenden gesetzlichen Bestimmungen lauten: 

§ 64. Der Aufsichtsbehörde liegt es ob, den ganzen Geschäftsbetrieb der 
VersicherungBuntemehmungen, insbesondere die Befolgung der gesetzlichen Vor- 
Schriften und die Einhaltung des Geschäftsplans zu überwachen. 

Sie ist befugt, diejenigen Anordnungen zu treffen, welche geeignet sind, 
den Geschäftsbetrieb mit den gesetzlichen Vorschriften und dem Geschäfbsplan 
im Einklänge zu erhalten oder Mißstände zu beseitigen, durch welche die Inter- 
essen der Versicherten gefährdet werden oder der Geschäftsbetrieb mit den guten 
Sitten in Widerspruch gerät. 

Zur Befolgung ihrer nach Abs. 2 erlassenen Anordnungen kann die Auf- 
sichtsbehörde die Inhaber und Geschäftsleiter der Unternehmungen durch Geld- 
strafen bis zu 1000 JC anhalten. 

§ 65. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, jederzeit die Geschäfts- 
führung und Vermögenslage eines Unternehmens auch nach der 
Richtung zu prüfen, ob die yeröffentlichten Bechnungsabschlüsse 
und die Jahresberichte mit den Tatsachen und dem Inhalte der 
Bücher übereinstimmen und ob die vorschriftsmäBigen Reserven vorhanden 
und vorschriftsmäßig angelegt und verwaltet sind. 

Die Inhaber, Geschäfbsleiter, Bevollmächtigten und Agenten eines Unter- 
nehmens haben innerhalb ihrer Geschäftsräume der Aufsichtsbehörde auf Erfor- 
dern alle Bücher, Belege und diejenigen Schriften vorzulegen, welche für die 
Beurteilung des Geschäftsbetriebs und der Vermögenslage von Bedeutung sind, 
sowie jede von ihnen erforderte Auskunft über den Geschäftsbetrieb und die 
Vermögenslage zu erteilen. Die Vorschriften des § 64 Abs. 3 finden entsprechende 
Anwendung. 

Die Bilanzen der in Deutschland t&tigen ausländischen 
Versicherungsuntemehmungen. Auf die in Deutschland tätigen 
ausländischen Unternehmungen, die für den Inländsbetrieb ebenfalls 
der Konzession bedürfen und der Beaufsichtigung des Kaiserlichen 
Aufsichtsamtes unterstehen^), finden die vorerwähnten Bestimmungen 
nur in begrenztem Umfange Anwendung. Das Recht ihres Heimats- 
staates ist in erster Linie dafür maßgebend, in welcher Weise und 
von welchen Organen die Bilanz festgestellt wird. Die Vorschriften 
über die Berechnung der Prämienreserve, über deren Prüfung durch 
einen Sachverständigen und über die Anlegung und Verwaltung des 
Prämienreservefonds finden auf ausländische Unternehmungen nur hin- 
sichtlich der im Inland abgeschlossenen Versicherungen Anwendung.*) 



1) § 86 f. 2) § 90. 

22 
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Achtzehntes KapiteL 

Die Bilanzen der EisenbahnimtemelmnmgeiL 

Allgemeines. Die Bilanzen der privaten Eisenbahnnntemeh- 
mnngen sind in den meisten Staaten^ auch da, wo man sonst den Bilanzen 
geschäftlicher Unternehmungen nur geringe Beachtung schenkt, beson- 
deren Regeln unterworfen. Insbesondere ist häufig der Regierung das 
Recht gegeben, nicht nur formelle, sondern auch materielle Spezial- 
vorschriften fär die Bilanzen der Eisenbahnen zu erlassen. 

Die Gründe für diese Sonderstellung sind mannigfache. Vor allem 
hat der Staat meist das Recht, nach Ablauf einer gewissen Zeit die 
Bahnen zu erwerben.^) Da fär die Bemessung des dann zu zahlenden 
Preises regelmäßig entweder das Anlagekapital oder der Reinertrag 
maßgebend ist, so ist für den Staat die bilanzmäßige Berechnung 
dieser Posten natürlich von hoher Bedeutung. Weiter ist der Staat 
vielfach durch Aktienübemahme, durch Dividendengarantien u. dgl. 
an den Eisenbahnuntemehmungen beteiligt. Auch in diesem Falle 
ist er also sehr stark an der Gestaltung der Bilanzen interessiert. 

Weiter bringt die Soi^e dafür, daß die Unternehmungen ihre An- 
lagen dauernd in gutem Stand halten, es mit sich, daß der Staat auf 
eine ordnungsmäßige Finanzgebarung der Eisenbahnen Wert legt, 
denn diese ist eine wichtige Voraussetzung für die dauernde Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes. 

Dazu tritt vielfach der Umstand, daß die Eisenbahnen einer be- 
sonderen, nach dem Reinertrag bemessenen Steuer unterworfen sind^), 
und mancherlei andere Besonderheiten.^) Endlich spielen die Eisen- 
bahnen überall dort, wo das Privatbahnsystem herrscht, eine so ge- 
waltige Rolle in dem ganzen finanziellen Leben des Landes, daß schon 
aus diesem Grunde die Bilanzen der Eisenbahnen eine besondere Be- 
achtung verdienen. 

Mit Rücksicht auf diese Wichtigkeit und Besonderheit der Eisen- 
bahnbilanzen sollen im folgenden die dafür in Preußen und einigen wich- 
tigen Auslandsstaaten geltenden Regeln zur Darstellung gebracht werden. 

1) Vgl. z. B. Preußisches Eisenbahngesetz von 1838, § 42. 

2) Für Preußen vgl. Eisenbahngesetz § 38 und Gesetz^ die von den Eisen- 
bahnen zu entrichtende Abgabe betreffend, vom 30. Mai 1853. Vgl. auch den 
Art. Eisenbahnsteuer im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 3. Aufl. Bd. 3. 

3) So sah das preußische Eisenbahngesetz vor, daß auch anderen als den 
Eigentümern die Benutzung der Bahnanlage gestattet werden sollte. Für die 
Berechnung des in solchen Fällen zu bezahlenden Bahngeldes sollten die bis- 
herigen Reinerträge maßgebend sein. (§ 27 — 31.) 

Weiter sollten nach dem preußischen Eisenbahngesetz, wenn die Beinerträge 
eine gewisse Höhe erreichten, die Tarife entsprechend herabgesetzt werden. 
(§ 32—33.) 

Beide Bestimmimgen sind übrigens nie praktisch geworden. 
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Preußen. Eine reichsrechtliche besondere Regelung der Eisen- 
bahnbilanzen existiert nicht i), dagegen haben die einzeboien Landes- 
regierungen spezielle Vorschriften für die Finanzgebarung der Eisen- 
bahnen erlassen. Wenn diese Vorschriften infolge der in Deutschland 
in weitem Umfange durchgeführten Eisenbahn-Verstaatlichungen heute 
auch nicht mehr die gleiche Bedeutung besitzen wie früher, so sind 
sie doch noch immer wichtig genug, um hier etwas näher behandelt 
zu werden, zumal die Bilanzen der Eisenbahnen nicht nur in der histo- 
rischen Entwicklung der Bilanzen und des Bilanzrechts eine große Rolle 
gespielt haben, sondern auch heute für die Bilanzen mancher anderen 
Unternehmungen als Vorbild dienen.^) Wir beschränken uns dabei auf 
die preußischen Verhältnisse. 

Schon das preußische Eisenbahngesetz vom 3. November 1838, 
das noch heute in Geltung ist, hat in seinem § 34 jede Eisenbahn- 
gesellschaft verpflichtet, „über alle Teile ihrer Unternehmung genaue 
Rechnung zu führen und hierin die ihr von dem Handelsministerium 
zu gebende Anweisung zu befolgen. Diese Rechnung ist alljährlich 
bei der vorgesetzten Regierung einzureichen." Da die Eisenbahnunter- 
nehmungen stets konzessionspflichtig sind^), so bietet sich dadurch über- 
dies eine Gelegenheit, den betreffenden Aktiengesellschaften — um 
diese handelt es sich fast ausschließlich — besondere materielle Bilanz- 
vorschriften zu machen. 

In das preußische Kl einbahn engesetz vom 28. Juli 1892 ist 
eine ausdrückliche Bestimmung, daß die Kleinbahnen ihre Rechnungs- 
führung nach den Vorschriften der Regierung einzurichten haben, nicht 
aufgenommen worden.*) Da indessen die Kleinbahnuntemehmungen 
der Konzessionspflicht unterliegen^), so ist es dadurch der Behörde 
ermöglicht, die Genehmigung an die Bedingung zu knüpfen, daß be- 
stimmte Vorschriften über die Bilanzen zur Anwendung kommen. 

1) Die Yorschriften betr. die von den Eisenbahnen an das Eeichseisenbahn- 
amt einzureichenden Berichte enthalten keine eigentlichen Bestimmungen über 
die Bilanzen. 

2) Bedauerlicherweise gibt es in der deutschen Literatur nicht eine einzige 
systematische Bearbeitung der Eisenbahnbilanzen. 

3) Eisenbahngesetz von 1838, § 1. 

4) § 32 des Gesetzes bestimmt : „Der Unternehmer kann verpflichtet werden, 
über jede Bahn, für welche ihm eine besondere Genehmigung erteilt worden ist, 
dergestalt Rechnung zu führen, daß der Reinertrag derselben, und wenn der 
Unternehmer eine Aktiengesellschaft ist, die von derselben gezahlte Dividende 
daraus mit Sicherheit entnommen werden kann." Die Vernachlässigung dieser 
Bestimmung hat Bedeutung für den Fall, daß der Staat das Unternehmen er- 
werben will. Ein Erwerbsrecht des Staates besteht nämlich für den Fall, daß 
Kleinbahnen „nach Entscheidung des Staatsministeriums eine solche Bedeutung 
für den öffentlichen Verkehr genommen haben, daß sie als Teil des allgemeinen 
Eisenbahnnetzes zu behandeln sind." (§ 30.) 

5) § 2. 
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Trotz der so gebotenen Möglichkeiten hat die Regierung weder 
für die Eisenbahnen noch für die EQeinbahnen ein Bilanzschema auf- 
gestellt, dagegen hat sie einige Vorschriften erlassen^ die zwar nicht 
direkt Regeln für die Bilanzaufstellung geben sollten^ aber trotzdem 
hierfür von einschneidender Bedeutung geworden sind. 

Nicht sehr bedeutsam ist die Vorschrift; daß die Höhe des ^3^^' 
kontos'^ sowohl bei der ersten Herstellung als bei späteren baulichen 
Erweiterungen von der Regierung festgestellt wird. Es gibt wenig- 
stens keinerlei genauere Vorschriften darüber, welche Ausgaben als 
Anlagekosten und welche als Betriebskosten zu behandeln sind. 

Von größerer Bedeutung dagegen sind die Bestimmungen über 
die Schaffung eines effektiven Emeuerungsfonds (und Speziaireserve- 
fonds). Bei den dem Gesetz von 1838 unterliegenden Eisenbahnen 
ist fast immer durch die Eonzessionsurkunde die Anlegung eines 
wirklichen Emeuerungsfonds den Gesellschaffcen zur Pflicht gemacht 
worden.- Bei den Kleinbahnen hielt die ministerielle Ausführungs- 
anweisung das zunächst nicht für nötig. Bei der Revision der Aus- 
fuhrungsanweisung im Jahre 1898 ging man aber dazu über, wenn 
auch nicht für alle, so doch für die sog. nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 

ähnliche Vorschriften zu fordern. Die Ausführungsanweisung sagt: 

,J)en Untemebmern nebenbahnähnlicher Kleinbahnen ist dnrch die Geneh- 
mignngBnrknnde aufzugeben, im Interesse der Aufrechterhaltung eines regel- 
mäßigen und sicheren Betriebes einen Erneuerungsfonds sowie — neben dem 
nach den jeweiligen handelsrechtlichen Vorschriften für Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien erforderlichen Reservefonds — einen Spezial- 
reservefonds nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu bilden: 

I. Der Erneuerungs fonds dient zur Bestreitung der Kosten der regel- 
mäßig wiederkehrenden Erneuerung des Oberbaus und der Betriebsmittel. 

Es sind jedoch hieraus von den Betriebsmitteln nur die Kosten ganzer 
Lokomotiven und Wagen, von den Oberbaumaterialien dagegen auch die 
Kosten einzelner Stücke zu bestreiten. Der Ersatz einzelner Teile von Betriebs- 
mitteln (Siederohre usw.) muß auf Rechnung des Betriebsfonds erfolgen.^) 

In den Emeuerungsfonds fließen: 

1. der Erlös aus den entsprechenden abgängigen Materialien, 

2. die Zinsen des Fonds selbst, 

3. eine aus den Überschüssen der Betriebseinnahmen über die Betriebs- 
ausgaben zu entnehmende jährliche Bücklage. 

Die Höhe dieser Jahresrücklagen ist unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse und Bedürfnisse des einzelnen Unternehmens auf: 

a) 1 — 2 7o von dem zusammengerechneten Beschaffungswerte der Schienen, 
der Weichen und des Kleineisenzeuges, 

b) 2,5 — 5 7o vom Beschaffungswerte der Schwellen, 

c) 1,25 — 2,5 7q von dem der Lokomotiven, 

d) 0,75 — 1,5 7o von dem der Wagen zu bemessen. 

Wird das Unternehmen nicht mit Dampfmaschinen, sondern in anderer 
Weise (z. B. elektrisch) betrieben, so haben die Genehmigungsbehörden den Bück- 
lagesatz c) von Fall zu Fall selbst zu bestimmen. 

1) Soll heißen: die dafür entstehenden Kosten sind als laufende Betriebs- 
ausgaben zu behandeln. 
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Lassen die Betriebsergebnisse eines Jahres die Deckung der Bücklagen 
zum Erneuerungsfonds nicht oder nicht Tollständig zu, so ist das Fehlende 
aus den Überschüssen des oder der folgenden Betriebsjahre zu entnehmen. Ab- 
weichungen sind mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
zulässig. 

Die Genehmigungsbehörden sind ermächtigt, auf Antrag des Unternehmers 
von der Zufuhrung weiterer Bücklagen zum Emeuerungsfonds dann zeitweilig 
abzusehen, wenn derselbe eine nach ihrem Ermessen ausreichende Höhe er- 
langt hat. 

n. Der Spezialreservefonds dient zur Bestreitung von Ausgaben, die 
durch aufiergewöhnliche Elementarereignisse und größere Unfälle hervorgerufen 
werden.*) 

Diesem Fonds sind zuzuführen: 

1. der Betrag der verfallenen, nicht abgehobenen Dividenden und Zinsen, 

2. die Zinsen des Fonds selbst, 

3. eine aus dem Beinertrage zu entnehmende jährliche Bücklage. 

Die Höhe der jährlichen Bücklagen zum Spezialreservefonds ist auf y, bis 
3% des Beinertrages zu bemessen. Erreicht der Spezialreservefonds den Betrag 
von 67o des Anlagekapitals, so können für die Dauer dieses Bestandes weitere 
Rücklagen unterbleiben. 

Die Genehmigungshehörden sind ermächtigt, von der Pflicht zur Ansammlung 
eines Spezialreservefonds ganz zu befreien, wenn und so lange die Erreichung 
seines Zwecks durch die Zugehörigkeit zu einem für zuverlässig erachteten Yer- 
sicherungsuntemehmen gewährleistet ist. 

ni. Die Anordnung über die Höhe der Bücklagen zum Emeuerungs- und 
zum Spezialreservefonds (Nr. I und H) sind einem besonderen Begulative vor- 
zubehalten, welches in Zeiträumen von fünf Jahren einer Nachprüfung hin- 
sichtlich der Zweckmäßigkeit der bisherigen Sätze, beim Emeuerungsfonds auch 
hinsichtlich der Beschiaffungs werte zu unterziehen ist. Hierbei kommen Be- 
schaffungen, Änderungen der Betriebsweise usw., welche innerhalb einer fünf- 
jährigen Periode vorgenommen sind, erst für die nächstfolgende Periode in 
Betracht. 

lY. Der Emeuerungsfonds und der Spezialreservefonds sind sowohl von 
einander, als auch von anderen Fonds des Unternehmens getrennt zu verwalten. 

Die zu jenen Fonds zu vereinnahmenden Beträge sind, sofern sie nicht 
sofort zur Verwendung gelangen, in Wertpapieren, welche bei der Beichsbank 
beleihbar sind, zinstragend anzulegen. 

y. Ist der Unternehmer bereits durch das Gesellschaftsstatut oder sonst 
privatrechtlich (z. B. durch Verträge mit dem Staate, der Provinz oder dem Kreise 
über die Gewährung von Beihilfen oder die Gestellung von Grund und Boden) 
zur Ansammlung zweckdienlicher und ausreichender Bücklagefonds verpflichtet, 
so genügt es, durch die Genehmigungsurkunde die Aufrechterhaltung dieser Ver- 
pflichtung für die Dauer der Genehmigung sicher zu stellen und ihre Befolgung 
zu überwachen. 

VI. Eommunalverbände sind als Unternehmer von Kleinbahnen von den 
vorstehenden Verpflichtungen zur Bildung von Bücklagefonds befreit, unbeschadet 
jedoch der von Kommunalaufsichtswegen oder bei Gewährung von Unterstützungen 
seitens des Staates oder der Provinzen etwa getroffenen Anordnungen bzw. Ver- 
einbarungen.^* 



1) Der auf der Passivseite stehende Posten „Spezialreservefonds** stellt also 
eine wirkliche Beserve dar, während der auf der Passivseite stehende „Er- 
neuerungsfonds** ein Korrektivposten ist. 
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Wie diese Vorschriften ergeben — die Handhabung bezüglich der 
Eisenbahnen ist ähnlich^) — geht die Regierung von dem richtigen 
Gesichtspunkte aus^ daß die Verhältnisse bei den einzelnen Unter- 
nehmungen yerschieden liegen können und daß deshalb die genauen 
Bestimmungen über die Höhe des Emeuenmgsfonds von Fall zu Fall 
und immer nur auf eine kurze Reihe von Jahren zu treffen sind. 
Praktisch wird der Hergang regelmäßig der sein, daß die betreffende 
Unternehmung Vorschläge für die Festsetzung des Regulativs macht 
und daß die zuständige Behörde dann diese Vorschläge entweder ge- 
nehmigt oder sich über eine andersartige Regelung auf dem Wege der 
Verhandlung mit der Unternehmung verständigt. 

Der Zwang zur Anlegung eines wirklichen Emeuerungsfonds ^) 
hat das Gute gehabt^ daß man bei den Bahnen sehr viel genauere Be- 
rechnungen über das Maß der Entwertung angestellt hat als bei den 
meisten anderen Untemehmuugen.^) Andererseits hat aber die Er- 
richtung eines solchen Emeuerungsfonds in Verbindung mit der un- 
angebrachten Bestimmung des § 261 HGB^ daß der Betrag eines jeden 
Emeuerungsfonds unter die Passiven aufzunehmen ist, Verwirrung 
über Verwirrung in die Bilanzen der in Betracht kommenden Aktien- 
gesellschaften — um solche handelt es sich ja regelmäßig — getragen. 
Es gibt zurzeit keine Kategorie von Aktiengesellschaften^ 
deren Bilanzen dem Fernerstehenden so schwer verständlich 
sind, wie die der Bahnunternehmungen. 

Gerade in den Bilanzen der Bahnunternehmungen ist die S. 169 ff. 
getadelte Verwechslung zwischen dem auf der Passivseite stehenden 
Korrektivposten „Emeuerungsfonds" und dem auf der Aktivseite 
stehenden wirklichen Emeuerungsfonds eine ständige Erscheinung. 
Gerade bei den Bahnen kommt es immer wieder vor, daß dem effek- 
tiven Emeuerungsfonds in schlechten Jahren nicht der volle Soll- 
betrag zugeführt werden kann, und daß infolgedessen auch der die 



1) Jedoch gelten manche einengende Bestimmongen der Ausfuhrungsanwei- 
sung nicht für die Eisenbahnen. Die für die letzteren maßgebenden Grundsätze 
sind in einer sehr ausführlichen Ministerial- Denkschrift aus dem Jahre 1874 
niedergelegt. Diese Denkschrift ist abgedruckt in der „Sammlung von Vor- 
schriften der Landesaufsichtsbehörde für Privateisenbähnen in Preußen'S Heraus- 
gegeben von dem Eisenbahnkommissar zu Münster i. W. 1892, S. 194 ff. (Nicht 
im Buchhandel.) 

2) Ob dieser Zwang sachlich gerechtfertigt ist (vgl. S. 168), soll an dieser 
Stelle nicht näher erörtert werden. 

3) VgL z. B. Lauer in der Zeitschrift für Kleinbahnen, Bd. 1, S. 406; 
Joesten, ebenda S. 658 ff.; Küchler, Grundzüge für die Anlage von Emeue- 
rungsfonds bei Kleinbahnen, in Mitteilungen des Vereins Deutscher Straßenbahn- 
und Kleinbahnverwaltungen (Beilage zur Zeitschrift für Kleinbahnen) 1898, S. 4 ff.; 
ferner die Artikel Abnutzung der Eisenbahnschienen, Abnutzung der Radreifen, 
Abnutzungsmesser, Ausnutzungslinien in Rolls Enzyklopädie des gesamten Eisen- 
bahnwesens. 
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Abschreibungen ersetzende Eorrektiyposten ^^Emeuerungsfonds'^ nicht 
genügend erhöht wird^ d. h. mit anderen Worten^ daß in solchen 
Jahren die gesetzlich vorgeschriebenen Abschreibungen zu 
Unrecht ganz oder teilweise unterlassen werden. 

Schweiz. In der Schweiz sind mehrfach Gesetze ergangen^ die 
die Bilanzen der Eisenbahnunternehmungen einer besonderen Regelung 
unterwerfen.*) Der offen ausgesprochene Zweck dieser Gesetze war, 
den Erwerb der Bahnen durch den Bund vorzubereiten und zu er- 
leichtem. Nachdem das Bundesgesetz über das Rechnungswesen der 
Eisenbahngesellschaften vom 21. Dezember 1883 nicht den gewünschten 
Erfolg gehabt hatte, hat das Bundesgesetz über das Rechnungswesen 
der Eisenbahnen vom 27. März 1896 die Materie besonders ein- 
gehend geregelt.^) Da für die Berechnung des vom Bunde zu zahlenden 
Rückkaufpreises entweder das Anlagekapital oder das Reinertragnis 
maßgebend war, so sorgt das Gesetz vor allem dafür, daß weder die 
Bahnanlage zu hoch in der Bilanz erscheint, noch der Ertrag durch 
zu niedrige Bemessung der Abschreibungen zu hoch angegeben wird. 
Inzwischen ist die Verstaatlichung der meisten Bahnen erfolgt^, die 
eingehenden Bestimmungen des Gesetzes sind aber auch jetzt noch so 
bemerkenswert, daß die wesentlichsten hier wiedergegeben werden sollen. 

Zunächst ist dem Bundesrat das Recht gegeben, ein einheitliches 
Bilanzschema vorzuschreiben und alle gewünschten weiteren Aus- 
künfte zu beanspruchen. Yor allem aber hat er ein weitgehendes 
Prüflings- und Genehmigungsrecht: 

Art. 2. Die Rechnungen und Bilanzen (sämtlicher Eisenbahnen in der 
Schweiz) sind nach einheitlichen, vom Bundesrate festzusetzenden Formularen 
zu erstellen, auf 31. Dezember jeden Jahres abzuschließen und dem Bundesrate 
in einer von demselben zu bestimmenden Frist, von den Aktiengesellschaften 
jedenfalls vor der Generalversammlung der Aktionäre, ' zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. 

Art. 3. Alle Bahnuntemehmungen haben auf Verlangen des Bundesrates, 
gleichzeitig mit den üblichen, das ganze Netz umfassenden Rechnungen und 
Bilanzen, besondere Ausweise über den Reinertrag und das Anlagekapital 
einzelner Linien, welche nach den Eonzessionen besondere Rückkaufsobjekte 
bilden, zu erstellen und anzulegen. 

Art. 15. Der Bundesrat hat zu prüfen, ob die von den Bahnverwaltungen 
vorgelegten Rechnungen und Bilanzen und die speziellen Ausweise über den 
Reinertrag und das Anlagekapital mit diesem Gesetze, mit den Statuten und 
Reglementen der Bahnuntemehmungen, sowie mit den Konzessionen in Über- 



1) Vgl. hierzu H. G üb 1er, Die Kontrolle des Bundes über das Rechnungs- 
wesen der Eisenbahnen. Diss. Zürich 1898. 

2) Das Gesetz von 1896 gilt für sämtliche Eisenbahnen in der Schweiz, 
also nicht nur für die privaten. Auf diejenigen Linien, die Kantonen oder aus- 
ländischen Unternehmungen gehören oder von ihnen betrieben werden, finden 
die Vorschriften über den Emeuerungsfonds keine Anwendung. 

3) Vgl. dazu Placid Weiß enb ach. Die Eisenbahnverstaatlichung in der 
Schweiz. Berlin 1905. 
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einstinunung stehen. Er kann zu diesem Zwecke von der gesamten Geschäfts- 
führung der Bahnverwaltungen Einsicht nehmen und alle sonst nötigen Er- 
hebungen machen lassen. 

Art. 16. Wenn der Bundesrat findet, daß die B«chnungen, die Bilanz . . . 
den gesetzlichen, statutarischen oder reglementarischen Vorschriften oder den 
Eonzessionen nicht entsprechen, so trifft er nach Anhörung der Bahnverwaltung 
die nötigen Verfügungen. 

Den Bahnuntemehmungen steht . . . das B^cht zu, gegen die Verfügungen 
des Bundesrates innerhalb 80 Tagen, von der Mitteilung derselben an gerechnet, 
beim Bundesgerichte zu rekurrieren imd diesem die streitigen Gegenstände zum 
endgültigen Entscheide vorzulegen. 

Art. 17. Die Auszahlung von Dividenden darf erst erfolgen, 
nachdem die Genehmigung der Rechnungen und der Bilanz durch 
den Bundesrat stattgefunden hat. Wenn indessen Streitfragen entstehen, 
welche sich auf die Bestimmung oder die Verwendung des Beinertrags beziehen, 
80 soll der streitige Betrag bis zum bundesgerichtlichen Entscheide gemäß den 
Anordnungen des Bundesrates in Reserve gestellt werden. 

Außerordentlich eingehend ist dann festgesetzt, mit welchem Werte 
die Bahnanlage als Aktivum in die Bilanz eingesetzt werden darf: 

Art. 4. Der Baukonto einer Eisenbahnunternehmung darf unter Vorbehalt 
der Bestimmungen der Art. 6 und 9 mit denjenigen Kosten belastet werden, 
welche vom Konzessionsinhaber für die Erstellung oder den Erwerb der Bahn 
und die Beschaffung des Betriebsmaterials aufgewendet worden sind. 

Wird eine Bahn durch Vertrag von einer anderen Unternehmung um einen 
Preis erworben, welcher geringer ist, als der bisherige Bilanzwert, so darf der 
neue Bilanzwert nicht mehr als den Kaufpreis betragen; ist hingegen der Kauf- 
preis höher, so darf der Ansatz der alten Bilanz nicht überschritten werden. 

Organisations- und Verwaltungskosten, sowie Zinse, welche während des 
Baues einer Bahn im Interesse der Erstellung und der Einrichtung derselben 
erlaufen sind, werden den Anlagekosten beigefügt, Aktienzinse jedoch nur, wenn 
die Auszahlung solcher gemäß einer Vorschrift der Statuten oder gemäß Vertrag 
stattgefunden hat. Die Bauzinse dürfen nicht höher als zum Zinsfoß der im 
konkreten Falle verwendeten Kapitalien berechnet werden. 

Bei neugebaüten Linien ist es zulässig, die Ausgaben für die Regulierung 
und Einschotterung der Geleise, soweit sie die normalen Unterhaltungskosten 
übersteigen, während der ersten sechs Betriebsmonate auf Baukonto zu tragen. 

Art. 5. Nach Eröffnung des Betriebes dürfen die Kosten der Ergänzungs- 
und Neuanlagen oder der Anschaffung von Betriebsmaterial dem Baukonto nur 
belastet werden, wenn dadurch eiae Vermehrung oder wesentliche Verbesserung der 
bestehenden Anlagen und Einrichtungen im Interesse des Betriebes erzielt wird. 

Ausgaben für die Verbesserung oder Verstärkung des Oberbaues dürfen 
nicht auf Baukonto getragen werden. 

Für die in diesem Artikel bezeichneten Arbeiten oder Anschaffangen ist 
die Anrechnung von Organisations-, Verwaltungs- und Bauleitungskosten nur 
so weit zulässig, als für die Ausführung derselben besondere^ vom Bahnbetrieb 
und Unterhalt unabhängige Ausgaben entstehen. 

Art. 6. Für beseitigte oder untergegangene Anlagen und Einrichtungen 
ist der auf Baukonto verrechnete Wert der betreffenden Objekte abzuschreiben. 

Treten an Stelle der abgegangenen Objekte neue Anlagen oder Einrich- 
tungen, so darf deren Wert dem Baukonto belastet werden. 

Eine Abschreibung vom Baukonto für den durch Erneuerung ersetzten Ober- 
bau hat nicht stattzufinden; anderseits dürfen auch keine Oberbau-Emeuerungs- 
kosten auf das Baukonto gebracht werden. 
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Art. 7. Für Transporte, welche zu Bauzwecken des eigenen Unternehmens 
auf dessen Linien erfolgen, dürfen nur die Selbstkosten in Baukonto gestellt 
werden. Die Tarifansätze für solche Transporte werden durch ein besonderes, 
vom Bundesrat zu genehmigendes Reglement bestimmt. 

Auf Material- oder Arbeitslieferungen zu Bauzwecken des eigenen Netzes 
ist die Anrechnung von Gewinnzuschlägen nicht statthaft. 

Art. 8. Für alle Ergänzungs- und Neuanlagen und für die Anschaffung 
von Rollmaterial nach Eröffnung des Betriebes sind dem Bundesrate vor Aus- 
führung der betreffenden Arbeiten oder Anschaffungen Projekte und Kosten- 
voranschläge zur Genehmigung vorzulegen. Die Nichtbeachtung dieser Be- 
stimmung hat zur Folge, daß die Belastung des Baukontos mit den betreffenden 
Ausgaben nicht beansprucht werden darf. 

Art. 9. Folgende Verwendungen und Verluste dürfen nicht auf Baukonto 
getragen werden: 

a) die Gründungskosten, insbesondere die Ausgaben für Erwerbung der 
Eonzessionen, die Kosten der Konstituierung einer Gesellschaft und die Verwen- 
dungen auf Vorstudien und Vorprojekte; 

b) die Geldbeschaffungskosten und Kursverluste aller Art; 

c) die Subventionen oder Beiträge an andere Eisenbahnen, sowie an Straßen, 
Brücken und Gebäude, welche außerhalb des eigenen Bahngebiets liegen oder 
im Eigentum Dritter verbleiben, und zwar auch dann, wenn solche Werke von 
der Bahnunternehmung selbst auf eigene Kosten ausgeführt werden; 

d) die aus Subventionen ä fonds perdu gedeckten Kosten der Anlagen und 
Einrichtungen; 

e) die Kosten der Organisation und Einrichtung des Betriebes; 

f) alle in diesem Artikel nicht genannten Verwendungen, deren Verrech- 
nung auf Baukonto nach den Bestimmimgen dieses Gesetzes (Art. 4^-8) nicht 
zulässig ist. 

Subventionen ä fonds perdu, welche eine Eisenbahnuntemehmung emp- 
fangen hat, dürfen von ihr nicht in die Bilanz aufgenommen werden. 

Während diese Vorschriften verhindern sollen, daß die Bahn- 
iinlage zu hoch bewertet wird, soll durch andere, ebenfalls sehr ein- 
gehende Bestimmungen verhindert werden, daß die Abschreibungen 
^u niedrig bemessen werden. Nach dem weitverbreiteten, aber un- 
zweckmäßigen^) Brauch, statt die Abschreibungen direkt vorzunehmeii, 
auf der Passivseite ein Korrektivkonto „Emeuerungsfonds'^ einzusetzen, 
spricht auch das Gesetz nicht von Abschreibungen, sondern. von der 
^jEinlegung'^ in einen Emeuerungsfonds. Wie indessen der Wortlaut 
des Gesetzes ergibt, ist hier — anders als bei den preußischen Eisen- 
bahnen — die Errichtung eines wirklichen Emeuerungsfonds gar 
nicht vorgeschrieben^), sondern lediglich die Einstellung des „Er- 
neuerungsfonds" in die Passiven der Bilanz. 

1) S. oben S. 60. 

2) Gubler, a. a. 0., S. 110: „Was die Verwaltung des Emeuerungsfonds 
anlangt, so ist es nicht die Meinung des Gesetzes, es müsse der Fonds in allen 
Fällen separat und in besonderen Geldern und Werttiteln angelegt sein, sondern 
der Wert des Fonds kann in dem allgemeinen Wert der Aktiven enthalten sein. 
Es wäre kein Grund vorhanden gewesen, und ein solcher läßt sich auch heute 
nicht finden, den Bahnen diese Mittel zu entziehen und sie zu zwingen, das 
<Jeld für die übrigen Bedürfnisse durch neue Anleihen aufzubringen." 
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Art. 11. Für die einer wesentlichen Abnützung unterworfenen Anlagen und 
Einrichtungen, als: Oberbau, Bollmaterial, Mobiliar und Gerätschaften, ist ein 
Emeuerungsfonds anzulegen; bei elektrischen Bahnen, Drahtseilbahnen, Tram- 
wajs usw. ist die Anlage eines Emeuemngsfonds auf die an Stelle von Loko- 
motiven in Verwendung stehenden besonderen Betriebsmittel und zugehörigen 
Einrichtungen auszudehnen. 

Die jährlichen Einlagen in diesen Fonds sind nach den Erstellungs- und 
Anschaffungskosten und der wahrscheinlichen Gebrauchsdauer der einzelnen An- 
lagen oder Gegenstände zu berechnen und als Betriebsausgaben in die Gewinn- 
und Yerlustrechnung einzustellen. 

Dem Emeuerungsfonds werden keine Zinsen gutgeschrieben. 

Der Bestand des Emeuerungsfonds soll zu jeder Zeit dem vollen Betrage 
des durch Abnützung oder andere Einwirkungen entstandenen materiellen Minder- 
wertes aller in Lemma 1 genannten Anlagen oder Gegenstände entsprechen. 
Der in diesem Sinne berechnete Betrag des Emeuerungsfonds ist in 
die Passiven der Bilanz aufzunehmen. 

Art. 12. DieBeträge der jährlichenEinlagen in den Emeuerungs- 
fonds werden nach Anhörung der Bahnverwaltungen vom Bundes- 
rate festgesetzt. Die daherigen Ansätze sind gemäß den Anordnungen de» 
Bundesrates in den Statuten oder in besonderen Beglementen näher zu bestimmen. 

Der Erneuerungsfonds darf nur für die in den Statuten oder Beglementen 
genannten Zwecke verwendet werden. Diese Zweckbestimmung imterliegt der 
Genehmigung des Bundesrates. 

Den Bahnuntemehmungen steht das Recht zu, gegen die auf Grund diesea 
Artikels getroffenen Anordnungen des Bundesrates beim Bundesgerichte zu re- 
kurrieren. 

Dazu tritt im Art. 10 noch die eigentlich selbstverständliche Bestimmung,, 
daß die gesetzlich geforderten Einlagen in den Emeuerungsfonds alljährlich in 
voller Höhe in Brechnung zu setzen sind, auch wenn die Betriebseinnahmen zur 
Bestreitung derselben unzureichend sind. 

Alle diese Vorschriften über die Bewertung der Bahnanlage und 
über die Höhe der Abschreibungen sollten nun aber nicht nur für 
die Zukunft gelten, sondern ihnen wurde — mit Rücksicht auf die 
Yerstaatlichungspläne des Bundes — rückwirkende Kraft beigelegt: 

Art. 20. Der Bundesrat wird nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit den 
Verwaltungen der Bahnuntemehmungen in Unterhandlung treten, um auf dem 
Wege gütlicher Verständigung im Sinne des vorliegenden Gesetzes die Beträge 
zu ermitteln, welche für die abgelaufene Zeit auf Baurechnung getragen werden 
dürfen oder die dem Erneuerungsfonds gutzuschreiben sind. 

Wird eine Verständigung nicht erzielt, so entscheidet der Bundesrat 
nach Einsicht der vorliegenden Rechnungen und Ausweise über die 
streitigen Gegenstände. Den Bahnuntemehmungen steht gegen derartige 
Entscheidungen das Recht des Rekurses an das Bundesgericht zu. 

Wenn sich auf Grund dieser Bestimmungen herausstellte^ daß die 
bisherige Bewertung der Bahnanlage zu hoch sei oder daß die Abschrei- 
bungen bisher nicht genügend gewesen seien^ und wenn nun mit einem 
Male der Aktivposten Bahnanlage entsprechend hätte gekürzt und der 
Korrektivposten „Emeuerungsfonds^^ entsprechend hätte erhöht werden 
müssen, so hätte die Bilanz des Jahres, in dem die neuen Bestim- 
mungen zum ersten Male zur Anwendung kamen, ein großer Verlust 



Eisenbahnen: Vereinigte Staaten. 349 

getroffen, der evtl. eine hohe Unterbilanz und jahrelange Dividenden- 
losigkeit zur Folge hätte haben können. Eine solche plötzliche Er- 
schütterung der Finanzgebarung herbeizuführen^ scheute sich das Ge- 
setz und deshalb traf es Bestimmungen^ wonach der Verlust^ der die 
Gesellschaft dadurch traf^ daß die Bahnanlage herunter-^ der Posten 
Erneuerungsfonds heraufgesetzt werden mußte, auf eine Reihe von 
Jahren zu verteilen war: 

Art 13. Die .... rückständigen Einlagen in den EmenerongsfondB, so- 
wie alle Posten, welche nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht auf Bau- 
konto verrechnet werden dürfen, sind vorübergehend als zu ersetzende Posten 
in die Aktiven der Bilanz einzustellen und durch Zuschüsse aus den jährlichen 
Betriebseinnahmen zu tilgen. 

Art. 14. Der Bundesrat wird nach Einholung eines Amortisationsplanes 
endgültig hestimmen, in welcher Frist und in welchen Beträgen der Ersatz der 
zu tilgenden Summe zu geschehen hat. Dabei ist nach folgenden Grundsätzen 
zu verfahren: 

Die Kursverluste auf den noch nicht zurückgezahlten Anleihen sind während 
der Anleihensdauer zu ersetzen. 

Die in Art. 9 litt, c vorgesehenen Subventionen oder Beiträge sind während 
der Konzessionsdauer in gleichmäßigen Jahresquoten zu amortisieren. 

Für den Ersatz der übrigen Posten, mit Einschluß der nachzuholenden Ein- 
lagen in den Emeuerungsfonds und der Kursverluste auf Aktien und auf bereits 
zurückbezahlten oder vor Ablauf der Anleihensdauer konvertierten Anleihen, wer- 
den die Fristen durch den Bundesrat festgesetzt. 

In England sind die Eisenbahnen verpflichtet^ ihre Bilanzen nach 
dem vom Board of Trade jeweilig vorgeschriebenen Schema aufzu- 
stellen.^) 

Vereinigte Staaten. Auch in den Vereinigten Staaten hat 
man das Bedürfiiis empfanden^ die Eisenbahngesellschafken besonderen 
Vorschriften zu unterwerfen. Abgesehen von der Gesetzgebung der 
einzelnen Bundesstaaten ist von grundlegender Bedeutung der sog. 
Interstate Commerce Act*), der auf alle Eisenbahnen, die den Verkehr 
zwischen mehreren Bundesstaaten vermitteln, Anwendung findet.*) 
Art. 20 dieses Gesetzes bestimmt, daß die Bundesverkehrskommission 



^) ^^1* § 3^ <1^B englischen Eisenbahn- und Eanalverkehrsgesetzes vom 
10. August 1S88 (in deutscher Übersetzung wiedergegeben im Archiv fiLr Eisen- 
bahnwesen 1889 S. 16 ff.). Die gleiche Vorschrift gilt nach § 36 auch für die 
Kanalgesellschaften. Vgl. auch Simon, S. 417f. und Eeport of the Gommittee 
appointed bj the Board of Trade to make inquiries with reference to the form 
and scope of the accounts and Statistical retums rendered bj Railwaj Com- 
panies under the Eailway Regulation Acts. London 1909. 

2) Eine deutsche Übersetzung des mehrfach abgeänderten Gesetzes in seiner 
heute geltenden Form findet sich in der Denkschrift über das Eartellwesen, be- 
arbeitet im Beichsamt des Innern. 4. Teil S. 188 ff. 

8) Das Gesetz gilt auch für kombinierte Eisenbahn- und Binnenschiffahrts- 
untemehmungen, für die Expreß- und Schlafwagengesellschaften und die B;öhren- 
leitungsbetriebe. Der gemeinsame Ausdruck für die dem Gesetz unterworfenen 
Unternehmungen ist Common Carriers, öffentliche Frachtführer. 
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(Interstate Commerce Commission) das Recht hat^ von allen zwischen- 
staatlichen Verkehr betreibenden Eisenbahnen Jahresberichte einzu- 
fordern, die Form, in der solche Berichte zu erstatten sind, vorzu- 
schreiben und alle gewünschten weiteren Auskünfte zu verlangen. 
Femer kann das Bundesverkehrsamt festsetzen, daß alle den Be- 
stimmungen des Gesetzes unterworfenen Eisenbahnen ein möglichst 
einheitliches System der Rechnungslegung einführen sollen und die 
Art bestimmen, in der diese Rechnungslegung stattzufinden hat. Zur 
Überwachung und Erzwingung der Durchführung dieser Vorschriften 
hat das Amt ein weitgehendes KontroU- und Strafrecht. 

Auf Grund dieser Bestimmungen hat die Kommission in Fühlung 
mit den Vereinigungen der Fachleute sehr eingehende Vorschriften 
über das Rechnungswesen der Eisenbahnen und dann auch der anderen 
ihr unterstehenden Unternehmungen erlassen.^) Diese Rechnungs- 
vorschriften ^) bezwecken in erster Linie, eine gleichmäßige Buchung bei 
den verschiedenen Gesellschaften herbeizuführen, damit so eine gleich- 
mäßige Unterlage für die der Kommission einzureichenden Berichte 
vorhanden ist. 

Von besonderer Wichtigkeit sind weiter die Vorschriften der 
Kommission, durch die für bestimmte Kategorien von Aktiven Ab- 
schreibungen in festen Prozentsätzen des Erwerbspreises gefordert 
werden. Allerdings haben sich gerade hiergegen zahlreiche Eisen- 
bahngesellschaften gesträubt, die gerne bei ihren alten, sehr wenig 
exakten Methoden bleiben möchten.^) So sagt die Wabash Railroad 
Company in ihrem Geschäftsbericht für 1907/08: 

„The Executive Officers of a number of the loads have individuallj, and 
through the American Itaüway Association, appealed to the Interstate Commerce 
Commission against the dictum laid down by it in respect to this Charge for 



1) Vgl. darüber den von der Interstate Commerce Commission herans- 
gegebenen Report on the Statistics of Eailways in the United States for the 
year ending June 30, 1906, S. 9 ff., femer den gleichen Bericht für 1906/7, S. 9fEl 
Die Berichte sind verfaßt von Henry C. Adams, der mir auch die Materialien 
für diesen Abschnitt in liebenswürdiger Weise zur Verfügung stellte. 

2) Speziell für die Eisenbahnen sind erlassen: Classification of expenditures 
for road and equipment — Classification of operating revenues — Classification 
of operating expenses — Classification of revenues and ezpenses for outside 
Operation. — Classification of expenditures for additions and betterments. Dazu 
sind in einer Reihe von Zirkularen einzelne Zweifelsfragen betreffend der Klassi- 
fikation beantwortet worden. 

3) Die Atchison, Topeka & Santa Fe Railway Company bemerkt in ihrem 
Geschäftsbericht für 1907/08: „It is proper to observe that no uniform practice 
in this regard has been adopted by the various railroad companies, and that 
Bome of them have declined to adopt the theory of the Interstate 
Commerce Commission as to depreciation of equipment." Der oben 
Anm. 1 erwähnte Report für 1906/07 wendet sich auf S. 21 ff. ausführlich gegen 
die Ansicht, daß die Kommission mit ihren Vorschriften über die Abschreibungen 
ihre Zuständigkeit überschritten habe. 
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Depreciation against Operating Ezpenses. It has been pointed out a good manj 
Ümes that the shrinkage in yalue of the physical assets of a railroad can not 
be anticipated accuratelj; that the shrinkage in value with a properly main- 
tained propeity is chiefly one of obsolescence; and that the amount which should 
be spent to make good such shrinkage must depend largely on the financial 
ability of a Corporation to meet the charges, and will necessarily vary one year 
with another. Thus, in a period of great prosperity, it might be desirable to 
destroy certain obsolete cars or engines, and replace them with more modern 
eqoipment; whereas in dull times when there is a surplus of equipment every- 
where, it would not be desirable to do so. 

The officers of your Company have joined the officers of other companies 
in protesting against the present method of charging a fixed percentage for de- 
preciation eyery month, and have suggested as a better method that which has 
been in common use on many railroads, namely, that of replacing all 
equipment which is destroyed, whether accidentally or intentionally^ 
-with new and modern equipment, and charging the cost of such re- 
placement to Operating Ezpenses. Such a method as this would insure 
to the Stockholders of the Company the maintenance of their property, yet make 
the charges for the replacement of destroyed equipment proportionate with the 
rate of that destruction, the rate of destruction being necessarily much greater 
in times of heavy business and in times of prosperity than in times when business 
is dull and equipment idle.*^^) 

Neuerdings hat die Kommission auch ein sehr ausführliches Schema 
für die ihr einzureichenden Jahresbilanzen (General balance sheet State- 
ment) aufgestellt, das vom 1. Juli 1909 ab Gültigkeit hat.') 



1) Vgl. dazu das S. 155 f. über Gleichheit von Entwertung und Erneuerung 
Gesagte. 

2) „Provided, however, that nothing in this order shall be construed aa 
depriving a carrier of the rigth to make whatever analysis of balance sheet ent- 
ries it may deem proper for the information of stockholders or of officials who 
have the management of its property." 
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Generalbilanz 241. 

Genossenschaften 303 ff. 

Genußscheine 268 ff., s. auch 273 f., 298. 

Geschäftsanteil, bei Genossenschaften 
304. 

Geschäftsberichte der AG. 285. 

Geschäftserwerbskonto 75. 

Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 
305. 

Geschäftsjahr 18. 

Geschäftsvermögen 20. 

Geschäftswert 92. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
298 ff. 

Gesetzliche Reserve oder Rücklage 275. 

Gewerkschaften 308 ff. 

Gewinn 82 f., 208, 293 ff. 

Gewinnberechnung s. Erfolgsberechnung. 
: Gewinnermittlungsbilanz 11. 
I Gewinnreserve der Versicherten 338. 

Gewinn- undVerlustrechnungder AG. 235. 

Gewinn Verteilungsbilanz 1 1 . 

Giro Verbindlichkeiten 205. 

Gliederung der Bilanz 33 ff., bei AG. 232 ff., 
bei Notenbanken 315f., bei Hypotheken- 
banken 818 f., bei sonstigen Banken 
327 ff., bei Versicherungsuntemeh- 
mungen 334 f. 

Goodwill 37. 

Gründungsfonds der Gegenseitigkeits- 
yereine 834. 

Grundkapital, festes, 63 ff., bei AG. 270ff. 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung 94, 109 f. 

Grund- und Bodenkapitalkonto 251. 

Guthaben an neue Rechnung 76. 

Häufigkeit der Bilanzaufstellung 12, 221. 
Halbfabrikate 178 ff. 
Handelsbücher 16, 29, 109. 
Heimfallsuntemehmungen 174 f. 
Herstellungskosten s. Erwerbskosten. 
Hypothekenanleihe 80. 
Hypothekenbanken 318 ff. 
Hypothekendelkrederekonto 53. 
Hypothekenpfandbriefe 321 ff. 

Immobilienreservekonto 53. 
Im voraus vereinnahmte Prämien 76. 
Individueller Wert 88 ff. 
Instandhaltungskosten 140. 
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Interimskonto 76, 293. 

Inventar 11, 83 f., 212. 

Inventarbilanz 31. 

Inventur 33. 

Italienisches Bilanzrecht 218, 262, 327. 

Jahresbilanz 18. 
Jahresschlußbilanz 9. 
Japanisches Bilanzrecht 84, 262. 

Kapitalanteile der Gesellschafter 59. 
EApitalergänzungsfonds 276. 
Kapitalquellen 69. 
Eapitalreserve 275. 
Kapital tilgungskonto 313. 
Kartenvortragskonto 81. 
Kautionen 58 f. 
Kautionswechsel 205. 
Kleinbahnen 341 ff. 
Kolonialgesellschaften 298. 
Kommanditgesellschaften 8. 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 

297f. 
Konkursbilanz 10 f. 
Kontinuität der Bilanzansätze 266. 
Kontoform der Bilanz 5. 
Konto neue Rechnung 76. 
Korrektivposten 49 ff. 

Landschaften 318. , 

Landvmtschaftliche Betriebe 14. 
Leihkapital 69. 
Liquidationsbilanz 10. 
Liquidationswert 85. 
Liquidität 39 f. 

Minderkaufleute 14. 
Monatsbilanz 10. 

Nachschußpflicht bei G. m. b. H. 301 f. 
Nettobilanz 294. 
Nettovermögen 1. 
Neubauten 42, 136. 
Notenbanken 314 ff. 

Objektiver Wert 84 ff. 
Obligationen 80. 
Obligationeneinlösungskonto 80. 
Obligationentilgungsfonds als Reserve 

291 f., Obligationentilgungskonto als 

Schuldposten 80. 
Obligationenaufgeld (-prämien) 81. 
öffentliche Betriebe 15. 
österreichisches Bilanzrecht 15, 83, 224, 

243, 260, 273, 303, 330, 335 f. 
Offene|Handelsgesellschaft 8. 



Organisationskonto 76, 176. 
Ordentliche Reserve 276. 
Ordonnance de commerce' 11, 96. 
Organisationskosten 264 ff., 336. 

Partialobligationen s. Anleiheschulden. 
Passagekonto (-an Weisungen) 81. 
Passiva, Begriff 2. 
Patentrecht, Bewertung 117, 176 ff. 
Pendente Reisen 82. 
Pensionskasse 289. 

Pfandbriefe der Hypothekenbanken 321 ff. 
Pferdeversicherungskonto 288. 
Pflicht zur Bilanzaufstellung 11 ff. 
Portugal, Bilanzrecht 262, 327. 
Prämien bei Rückzahlung von Obliga- 
tionen 81. 
Prämienfondskonto 81. 
Prämienreserve 78, 336 f., s. auch 338. 
Prämienreservefonds 79. 
Prämienübertrag 76. 
Prioritätsanleihe 80. 
Privatvermögen in der Büanz 19 ff. 
Probebilanz 9. 

Bealisierungswert 85. 

Regelmäßig arbeitendes Kapital 70. 

Rein tatsächliche Verhältnisse 36 f., 117^ 
176ff. 

Reinvermögen, Begriff 1, 59 ff. 

Reparaturkosten 151 ff. 

Reserven (Reservefonds, Reservekonto) 
65, 73, bei AG. 275 ff., bei Gegen- 
seitigkeitsvereinen 333, bei der Reichs- 
bank 317, die verschiedenen Arten von 
Reserven („Reservefonds'^) sind behan- 
delt 275 ff., Reserve für Kursverluste 56, 
289, für Dubiose 52, für Billetts 81, 
I für schwebende Garantien 78, für 
' schwebende VersicherungsiUlle 79. 

Reservekapital 65. 

j Reservefonds, Kritik des Ausdruckes 67 f., 
277 ff., effektiver R. 280 ff. 

Revision der Bilanzen bei AG. 221 ff., bei 
Genossenschaften 306 ff. 

Rohbilanz 9. 

Rohstoffe, Bewertung 178 ff. 

Rückdiskont des Wechselbestandes 54. 

Rückkauf suntemebmungen 1 74 £ 

Rückständige Dividenden 268. 

Rückständige Einzahlung 271. 

Rückstellung für Frachtrabatte 82. 

Rumänisches Bilanzrecht 83, 218, 248, 
327. 
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Sackdelkrederekonto 58. 

Saldenbilanz 10. 

Saldo 8. 

Schadenreserve 79. 

Schenkungen, Bewertung bei AG. 250 f. 

Schlnßbilanz 18. 

Schuld an neue Rechnung 76. 

Schulden 56 f., Bewertung 192 ff., 267. 

Schwebende Engagements 181 ff. 

Schweizerisches Bilanzrecht 233, 261, 267, 

330, 345 ff. 

Selbstversicherung, Reserve für — 288. 

Sicherheitsfonds 53. 

Sicherheitshypotheken 202. 

Skontokonto 54. 

Spanisches Bilanzrecht 221, 262. 

Spezialbilanz 241. 

Speziaireservefonds als Reserve 283 ff., als 
Aktivum 343. 

Staatszuschußkonto 292. 

Stammkapital 61 , bei G. m. b. H. 300. 

Steuergesetze und Bilanz 26 ff., 158, 
B. auch 173, 229. 

Stille Reserven s. Unterbewertung. 

Strafen für Unterlassung der Bilanz- 
ziehung 16 ff., 108, bei AG. 220. 

Substanzveningerung 172 ff., 318. 

Summenbilanz 10. 



s. Anleihe- 



Talonsteuerreserve 291. 
Teilschuldverschreibungen 

schulden. 
Teilung der Bilanz 70 ff., bei AG. 241 ff. 
Transitorische Konten' 76. 
Treuhandgesellschaften 223. 

übermäßige Abschreibungen s. Unter- 
bewertung. 

Überschuldung 4. 

Umsatzbilanz 10. 

Unentgeltlich hergegebener Grund und 
Boden 251. 

Unerledigte Reisen 82. 

Ungarisches Bilanzrecht 83, 243, 260, 330. 

Unterbewertung 95, 111, 167 ff., 257, 
264 ff. 



Unternehmungskapital 69. 
Unterstützungskasse 289. 

Verantwortliches Kapital 69. 
Verausgabte Emissionspapiere 80. 
Vereinigte Staaten, Bilanzrecht 349 ff. 
Verkaufswert 86. 
Verkehrsbilanz 10. 
Verkehrswert 85. 
Verlust 82 f., 293 ff. 
Verlustrücklage 62. 
Vermögen, Begriff 1. 
Vermögensbestandteile 69. 
Vermögensbilanz 5. 
Veröffentlichung der Bilanz 228 ff., 299, 

304, 317, 819, 826f., 331: 
Verpflichtungsscheine 80. 
Versicherungsfonds 287. 
Versicherungskonto, als Aktivum 76, als 

Schuldposten 80. 
Versicherun gsuntemehmungen 830 ff. 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

331 ff. 
Verwaltungskosten 263 ff. 
Vollständigkeit der Bilanz 199 ff. 
Vorausbezahlte Prämie 76. 
Vorausberechnete Inserate 81. 
Vorausverkaufte Fährzeichen 81. 
Vortrag 76. 
Vortrag aus dem Voijahre, für neue 

Rechnung, Vortragreserve 293. 

Weiterbegebene Wechsel 206. 
Werbendes Kapital 69. 
Wohlfahrtsreserven 289. 

Zeitpunkt für die Bilanzaufstellung 18, 
maßgebender Z. f. d. Bewertung 18 f., 84. 

Zeitwert 86. 

Zinsen, Berücksichtigung bei Berechnung 
der Erwerbskosten 129 ff., bei Be- 
messung der Abschreibungen 166 ff. 

Zusatzkapital 66 f. 

Zwangsreservefonds 276. 

Zweifelhafte Forderungen 187 f., s. auch 
Delkrederefonds. 

Zwischenbilanz 9. 
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Von demselben Verfasser erschien früher: 

Die wirtschaftliche Bedeutung und Organisation 

der Aktiengesellschaft. 

Jena 1907. Verlag von Gustav Fischer. VII u. 238 S. Preis 6 M. 

Kölnisehe Zeitung: ,,Der Verfasser unternimmt es, die wirtschaftlichen 
Eigenarten der aktiengesellschaftlichen Unternehmungsform auf Grund eingehen- 
der und sorgfältiger Untersuchungen darzulegen. Wer die Praxis unseres Aktien- 
wesens einigermaßen kennt, weiß zur Genüge, daß durch die Macht der wirt- 
schaftlichen Tatsachen die Bedeutung der in unserem Aktienrecht enthaltenen 
gesetzlichen Vorschriften oft sehr wesentlich und gegen die ursprüngliche Ab- 
sicht des Gesetzgebers geändert wird. Das zeigt auch Passow in sehr anschau- 
licher Weise, indem er die Vorgänge bei der Gründung von Aktiengesellschaften, 
die Betätigung ihrer Organe usw. beschreibt und Schritt für Schritt die Ergeb- 
nisse seiner Untersuchungen den im Aktienrecht aufgestellten Gesichtspunkten 
gegenüberstellt. Uns ist bisher keine Arbeit bekannt geworden, die 
das in dieser umfassenden Weise getan hätte, und es dürfte keinem 
Zweifel unterliegen, daß sich Passow damit ein großes Verdienst 
erworben hat. Vor allem liefert seine Arbeit wertvolle Unterlagen für die 
weitere Auseinandersetzung der wirtschaftlichen Praxis mit der juristischen 
Theorie. Obwohl sie daher dem vorgesetzten Zweck entsprechend die juristische 
Seite der aktiengesellschaftlichen Unternehmungsform ganz zurücktreten läßt, 
enthält sie dennoch eine Fülle Ton Material, das bei der Weiterbildung 
unseres Aktienrechts nicht außer acht gelassen werden darf.*^ 

Frankf arter Zeitang: „Eine wertvolle Bereicherung der Literatur über die 
Aktiengesellschaften. .... Derjenige, der über diese wirtschaftliche Seite der 
Unternehmungsform der Aktiengesellschaft sich informieren will, wird in dem 
Buche reiche Anregung und Belehrung finden." 

Journal des Economistes: „Le träs distinguä maltre de Conferences de 
VAcadämie des sciences sociales et commerciales de Francfort-sur-le-Mein ätait 
bien däsignä par ses connaissances thäoriques et par son contact avec la pratique 
des affaires pour traiter au point de vue ^conomique le role et Torganisation de 
la soci^tä anonyme. 

II Ta fait avec un rare bonheur en (§tudiant heureusement la soci^tä ano- 
nyme considärde comme un type ^conomique, la Constitution du capital de premier 
Etablissement, le recours au credit, le röle de la publicite, les frais dMmission, 
puis Torganisation de la socidtä anonyme, les fonctions du Comite de direction, 
du Conseil de surveillance et de Tassembl^e generale. 

Un ouvrage de cette nature ne se prete guere ä une analyse biblio- 
graphique: il faudrait tont citer, si Ton voulait indiquer les matiöres 
dignes de retenir l'attention du lecteur." 



